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EDITORIAL/111: Über den Weg der Mitte ... (SB)
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Über den Weg der Mitte ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Der mittlere Weg führt deshalb, ihr Mönche, zur Erleuchtung und zum
Nirvana, weil ihn der Vollendete, wenn er ihn erkannt, durchdrungen
und verstanden hat, gar nicht erst beschreitet. Ebenso wie er die
beiden anderen, Askese und Prasserei, vermieden hat, wird er so auch
dem Extrem des mittleren Pfades entgegentreten.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) Helmut Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ...,
MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 83


9. November 2018
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ATOM/184: Halbwertzeit - Atomausstieg vervollständigen ... (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 15. November 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

IPPNW begrüßt Bundesrats-Initiative gegen Brennelemente-Export

Bundesratsinitiative des Landes Baden-Württemberg



Die Ärzteorganisation IPPNW begrüßt die Bundesratsinitiative
Baden-Württembergs, die Lieferung von Brennelementen ins Ausland zu
verbieten und fordert die Landesregierungen zur Zustimmung auf. Der
Entschließungsantrag, der am 23. November 2018 im Bundesrat beraten wird,
zielt auf die Vervollständigung des Atomausstiegs in Deutschland, denn noch
immer wird im nordrhein-westfälischen Gronau Uran angereichert, noch immer
werden in Lingen Brennelemente unter anderem für den Export gefertigt.

Der IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen sagt dazu: "Es ist ein Skandal, dass
die Urananreicherungsanlage von Urenco in Gronau und die 
Areva-Brennelementefabrik in Lingen noch immer in Betrieb sind. Aus Lingen werden
weiterhin gefährliche Atomkraftwerke wie Tihange und Doel beliefert. Wir
erwarten, dass der Atomausstieg vervollständigt wird und Deutschland
aufhört, Atomkraftwerke in anderen Ländern mit Brennstäben zu beliefern."

Rosen beklagt auch, dass bislang nicht geklärt wurde, ob Uran aus
Deutschland in den USA nicht auch für die Produktion von Tritium für das
US-Atomwaffenprogramm missbraucht wurde. "Es ist nicht akzeptabel, dass
sich URENCO unter Mitwirkung der Anteilseigner RWE und E.On an der
Atomwaffenproduktion beteiligt", so Rosen.

Die Europavorsitzende der IPPNW, Dr. Angelika Claußen, kämpft schon seit
Jahren gegen den Export von Kernbrennstoff und von Brennstäben aus den
nordrhein-westfälischen Atomfabriken. "Der nordhein-westfälische
Ministerpräsident Laschet und der niedersächsische Ministerpräsident Weil
müssen jetzt endlich Farbe bekennen, ob sie sich für den vollständigen
Ausstieg aus der Atomtechnologie einsetzen, also sowohl der zivilen wie
auch der militärischen Nutzung ein Ende setzen wollen. Der erste Schritt
dazu ist ein Stopp der Brennelemente-Transporte in die maroden grenznahen
Atomkraftwerke," so Claußen.


Sie finden den Entschließungsantrag des Bundesrates unter:

www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2018/0501-0600/512-18.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. November 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 
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KOHLEALARM/521: Klimakampf und Kohlefront - Mehrheit gegen Kohlekraft ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 16. November 2018

Mehrheit der Deutschen fordert:

Kohlekraftwerke abschalten und am Klimaziel 2020 festhalten



Berlin/Verden, 16. November 2018. Die Bundesregierung soll in den nächsten
zwei Jahren ausreichend Kohlekraftwerke abschalten, um das Klimaziel für
2020 noch zu erreichen. Das fordern einer von Campact beauftragten
Emnid-Umfrage zufolge 74 Prozent der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland.

Die Kohle-Kommission der Bundesregierung berät heute, wie viele
Kohlekraftwerke kurzfristig abgeschaltet werden sollen. Dazu sagt Gerald
Neubauer von Campact: "Die Menschen in Deutschland stehen zum Klimaziel für
2020. Die Kohle-Kommission muss jetzt einen mutigen Abschaltplan vorlegen.
Dann können wir das Ziel noch schaffen." Um das das Klimaziel sicher zu
erreichen, muss bis 2020 die Hälfte der Kohlekraftwerke abgeschaltet werden
(20 Gigawatt). Das haben mehr als 50 Umweltverbände, kirchliche
Institutionen und Entwicklungsorganisationen mit dem Sofortprogramm
Klimaschutz 2018-2020 gefordert.

Für eine große Mehrheit der Befragten ist die Hitze und Dürre im
vergangenen Sommer ein wichtiger Grund für mehr Ehrgeiz zum Schutz des
Klimas. 84 Prozent finden, dass die Bundesregierung nach dem Hitzesommer
mehr für den Klimaschutz tun solle. "Der Klimawandel trifft auch
Deutschland, das hat uns dieser Hitzesommer eindrucksvoll gezeigt. Wenn die
Kohle-Kommission das Klimaziel jetzt aufgibt, stellt sie sich gegen drei
Viertel der Bevölkerung", sagt Gerald Neubauer weiter.

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, die Kohlendioxid-Emissionen
bis 2020 um 40 Prozent zu reduzieren (gegenüber 1990). Doch seit 2009 sind
die Emissionen nicht mehr gesunken. Die Bundesregierung hat das Klimaziel
daher bereits aufgegeben. Sie will nur noch die Lücke zur Zielerreichung
möglichst klein halten. Die Kohle-Kommission mit dem offiziellen Titel
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" soll Vorschläge für die
Bundesregierung zum Ausstieg aus der klimaschädlichen Kohlenutzung machen.



Campact ruft zur Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" am 1.
Dezember in Köln und Berlin auf. Getragen von einem breiten Bündnis Umwelt-
und zivilgesellschaftlicher Organisationen werden um 12 Uhr viele Tausend
Menschen in Köln von der Deutzer Werft zum Dom und in Berlin vom Kanzleramt
zur Friedrichstraße ziehen.

Mehr Infos:

www.klima-kohle-demo.de


Die Emnid-Ergebnisse sind zu finden unter:

https://blog.campact.de/wp-content/uploads/2018/11/Emnid-Umfrage-Klimaziel-2020.pdf

Das Sofort-Programm Klimaschutz 2018-2020 findet sich hier:

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Klimaschutz-Sofortprogramm.pdf

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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KOHLEALARM/520: Klimakampf und Kohlefront - Rückwärtsgang ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 15. November 2018

Kohlekommission muss beim Klimaschutz jetzt schnell nachlegen



Aktuellen Medienberichten zufolge diskutiert die Kohlekommission, dass vor
2020 keine Kohlekraftwerke abgeschaltet und bis 2022 nur einvernehmlich
Stilllegungen durchgeführt werden sollen. Dazu erklärt Stefanie Langkamp,
Leiterin Kohlepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Die Abschaltung von Kohlekraftwerken komplett auf die Zeit nach 2020 zu
verschieben und danach auf einvernehmliche Stilllegungen zu setzen, ist der
falsche Weg zur Erfüllung der Klimaschutzziele und erschwert auch die
Zielerreichung 2030. Eine derartige Fortsetzung des Stillstands beim
Klimaschutz ist das falsche Signal auch an die Weltklimakonferenz in
Katowice.

Die Zeit drängt. Weltweit schauen die Länder darauf, wie Deutschland beim
Kohleausstieg entscheidet und ob wir unsere Versprechen einhalten. Nur mit
einer Stilllegung von Kohlekraftwerken kann Deutschland das Klimaschutzziel
2020 noch erreichen. Die dreckigste und älteste Hälfte der Kohlekraftwerke
muss deshalb kurzfristig und sozialverträglich vom Netz genommen werden.

Je länger jetzt der Beginn des Strukturwandels hinausgezögert wird, umso
größer wird die Gefahr, dass die Klimaziele nicht erreicht werden und umso
schwieriger wird der Strukturwandel zu gestalten sein. Niemand darf
zurückgelassen werden. Das gilt auch für die Menschen, die heute noch von
Zwangsumsiedlung bedroht sind. Wichtig ist daher, die
Kraftwerksabschaltungen so zu gestalten, dass der Hambacher Wald und die
von der Abbaggerung bedrohten Dörfer gerettet werden. Die letzten Wochen
haben klar gezeigt, dass die Zerstörung von Wald und Dörfern für die
Menschen in Zeiten der Energiewende nicht länger hinnehmbar ist."

Hintergrund:

Aktuell verhandelt die Kommission über die Stilllegung von Kraftwerken zur
Erreichung des Klimaziels 2020 und den Pfad eines Kohleausstiegs. Am 28.
November will sie einen Zwischenbericht beschließen, den
Bundesumweltministerin Svenja Schulze mit zur Weltklimakonferenz nach
Kattowitz nehmen kann. Im Einsetzungsbeschluss der Kohlekommission heißt
es dazu: "Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zum Beitrag der
Energiewirtschaft, um die Lücke zur Erreichung des 40 
Prozent-Reduktionsziels bis 2020 so weit wie möglich zu verringern, legt die
Kommission WSB rechtzeitig vor der 24. UN-Klimakonferenz (COP24), die vom
3. bis 14. Dezember stattfindet, schriftlich vor." Der Zwischenbericht zum
Strukturwandel wurde Ende Oktober einstimmig angenommen und ist inzwischen
öffentlich.

Die Klima-Allianz Deutschland ruft am 1. Dezember zur Demonstration "Kohle
stoppen - Klimaschutz jetzt!" in Köln und Berlin auf. Getragen von einem
breiten Bündnis Umwelt- und zivilgesellschaftlicher Organisationen werden
um 12 Uhr viele Tausend Menschen in Köln von der Deutzer Werft zum Dom und
in Berlin vom Kanzleramt zur Friedrichstraße ziehen.

Mehr Infos:

www.klima-kohle-demo.de


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 123 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Jugend,
Verbraucherschutz, Gesundheit und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/519: Klimakampf und Kohlefront - Demo gegen Filz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 15. November 2018

Ende Gelände besetzt Lobby-Geschäftsstelle BDEW in Berlin +++
Kohlekommission darf keine dreckigen Deals machen +++ Klimagerechtigkeit
ist nicht verhandelbar



Berlin, 15.11.2018. Aktivist*innen von Ende Gelände besetzen seit 9:30 Uhr
die Hauptgeschäftsstelle des Bundesverbands der Energie- und
Wasserwirtschaft (BDEW) in der Reinhardtstraße 32 in Berlin-Mitte. Sie
protestieren gegen die enge Verbindung von Politik und Wirtschaft in der
Kohlekommission und fordern einen grundlegenden Systemwandel hin zu einem
Wirtschaftssystem, das nachhaltig und wirklich demokratisch ist.

Ende-Gelände-Sprecherin Lara Eckstein kritisiert, dass der BDEW durch seine
Lobby-Arbeit den dringend notwendigen Kohleausstieg verzögere. "Es ist
absurd, dass die Politik dreckige Deals macht mit denjenigen, die das
Problem der Klimazerstörung verursachen. Wir müssen uns entscheiden, was
wir wollen: Einen lebenswerten Planeten oder ein Wirtschaftssystem, das auf
Ausbeutung und Zerstörung basiert. Nur eines von beidem können wir retten."

Der BDEW vertritt die Interessen der vier großen Energiekonzerne RWE,
Vattenfall, E.ON und EnBW und hat in der Vergangenheit unter anderem für
die Kürzung der Ökostrom-Vergütung und für Kohle-Subventionen lobbyiert.
BDEW-Geschäftsführer Stefan Kapferer war früher Staatssekretär des
Wirtschaftsministeriums. Für den BDEW sitzt er jetzt mit am
Verhandlungstisch der Kohlekommission, die bis Ende des Jahres einen
Fahrplan für den Kohleausstieg erstellen soll.

"Klimagerechtigkeit ist nicht verhandelbar. Nach einem Hitzesommer droht in
Berlin jetzt Wassermangel. In anderen Teilen der Welt verlieren Menschen
durch Waldbrände und Überschwemmungen ihr Zuhause. Wir können nicht
zulassen, dass Kohle-Lobbyisten in der Kohlekommission sitzen und dort
unsere Zukunft für die Profite von Konzernen opfern", so Lara Eckstein.

Der Weltklimarat IPCC hat in seinem Zwischenbericht deutlich gemacht, dass
es nur durch weitreichende und beispiellose Veränderungen in sämtlichen
Bereichen der Gesellschaft gelingen kann, die globale Erwärmung auf 1,5
Grad zu begrenzen.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams den sofortigen
Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit weltweit. Ende Oktober haben 6500
Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland
blockiert.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/518: Klimakampf und Kohlefront - Antikohledemo im Dezember ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - 11. November 2018

"Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!?

Breites Bündnis ruft zu Doppel-Demonstration in Köln und Berlin am 1.
Dezember auf



Berlin/Köln, 11. November 2018 | Unter dem Motto "Kohle stoppen -
Klimaschutz jetzt!" werden am Samstag, 1. Dezember 2018, zeitgleich in Köln
und in Berlin viele Tausend Menschen demonstrieren. Ein breites Bündnis aus
zivilgesellschaftlichen Organisationen ruft drei Wochen vor der
Weltklimakonferenz in Polen (COP24) und kurz vor dem Abschlussbericht der
Kohle-Kommission zum Protest auf. "Wir müssen die Erderhitzung stoppen und
den sozialverträglichen Kohleausstieg schnell und kraftvoll beginnen",
heißt es im Aufruf. "Die Bundesregierung, die in der internationalen
Klimapolitik einmal Antreiberin war, droht endgültig zur Bremserin zu
werden."

In Berlin versammeln sich Demonstrantinnen und Demonstranten um 12 Uhr vor
dem Kanzleramt, um gegen das Versagen der Bundesregierung im Klimaschutz zu
protestieren. In Köln, vor den Toren des größten Braunkohlereviers Europas,
startet die Demonstration an der Deutzer Werft und führt von dort zum Dom
und zurück.

Nach dem Hitzesommer und "Hambi bleibt" geht es um den Wendepunkt im
Klimaschutz. Zu den zentralen Forderungen der Demonstration gehören daher
die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, eine faire Unterstützung für die
am stärksten von der Klimakrise betroffenen Länder und ein gesetzlicher
Fahrplan für einen schnellen Kohleausstieg, mit dem das Abkommen und die
nationalen Klimaziele eingehalten werden. Dazu verlangen die Organisatoren
die schnelle Abschaltung der Hälfte der Kohlekraftwerks-Kapazitäten in
Deutschland, den sofortigen Stopp aller Pläne für neue Kohlekraftwerke und
Tagebaue sowie die zielgerichtete Unterstützung der Beschäftigten in den
betroffenen Kohle-Regionen.

Zum Trägerkreis gehören neben den größten Umweltorganisationen BUND, WWF,
NABU, NaturFreunde Deutschlands mit ihren Jugendorganisationen, die
Klima-Allianz Deutschland, Greenpeace, Germanwatch, Brot für die Welt,
Misereor und Campact.

Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!":

1.12. 12 Uhr Köln, Deutzer Werft (Route zum Dom u.z.)

1.12. 12 Uhr Berlin, Kanzleramt

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseerklärung vom 11. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/517: Klimakampf und Kohlefront - legitime Forderungen ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Gespräch von Ministerpräsident Armin
Laschet mit von Umsiedlung betroffenen Anwohner*innen am 10.11.2018 im
"Ziegenstall" in Kuckum

Koalition der Tagebaubetroffenen am Tagebau Garzweiler



Buir, 11.11.2018. Am Samstag, den 10.11.2018 besuchte der Ministerpräsident
des Landes NRW Armin Laschet das erste Mal von Umsiedlung betroffene
Anwohner*innen und potentielle Grubenrandanrainer*innen.

"Es ist zu begrüßen, dass Ministerpräsident Armin Laschet endlich und
erstmals der Einladung von Betroffenen gefolgt ist. Das verdanken wir
sicherlich auch der neuen Gesamtsituation: der Präsenz der Themen
Klimawandel und dem notwendigen früheren Kohleausstieg, ebenso wie dem
öffentlichen Druck der Zivilgesellschaft. In diesem Zusammenhang sprach der
Einladende Hans-Josef Dederichs auch von einem Paradigmenwechsel:
"Allgemeinwohl ist der Klimaschutz und nicht mehr die Kohle." Wichtig ist
jetzt, dass die Landesregierung dem ersten Gespräch weitere folgen lässt
und dem im Koalitionsvertrag angekündigten Versprechen, die Rechte der
Bergbaubetroffenen zu stärken, auch Taten folgen lässt.

Mich hat die Entschlossenheit, mit der die Anwohner*innen sich für den
Erhalt ihrer Heimat einsetzen, sehr berührt und beeindruckt. Es war
deutlich spürbar, dass sich am Tagebau Garzweiler eine Koalition der
Betroffenen zusammengefunden hat. Die vorgetragenen exemplarischen
Schicksale lassen nur vermuten, wie groß das stille Leiden der über 40.000
Menschen, die in den vergangenen Jahrzehnten allein im Rheinischen Revier
umgesiedelt wurden, gewesen sein muss. Die mangelnde Bürgerbeteiligung und
Transparenz in den Verfahren, das Ausgeliefertsein gegenüber dem
bergbautreibenden Unternehmen RWE , die fehlende Unterstützung der
Umsiedler*innen durch die Landesregierung, ungerechte
Entschädigungsregelungen, der Mangel an adäquater Umsiedlung in Form von
vergleichbaren Grundstücken mit Möglichkeiten des Weiterbetriebes von
Gewerbe, Pferdehaltung und Landwirtschaft, die unwiederbringliche
Zerstörung hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen und unzureichende
Abstände von Siedlungen und Höfen zu Tagebauen waren nur einige der
angesprochenen Themen. Die Anwohner*innen machten mit jedem Redebeitrag
deutlich, dass Umsiedlungen nicht sozialverträglich sind.

Selbstverständlich unterstütze ich die dem Ministerpräsidenten
vorgetragenen Forderungen. Insbesondere der Druck von RWE auf die Umsiedler
muss aufhören und die Beteiligten müssen in der aktuellen Situation auf
Wunsch, und ohne später zu erwartende Nachteile, die
Umsiedlungsverhandlungen so lange aussetzen dürfen, bis die Bundesregierung
die Rahmenbedingungen für den Kohleausstieg beschlossen hat. Vorher dürfen
in den Revieren keine irreversiblen Fakten geschaffen werden."

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/516: Klimakampf und Kohlefront - die Fragen der Enkel ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 9. November 2018

Klimagerechtigkeit heißt Kohleausstieg: 

Christliche Klimapilger feiern Andacht am Kraftwerk Jänschwalde

Gemeinsame Prozession & Demonstration mit Umweltgruppe Cottbus



Sie fordern Klimagerechtigkeit und pilgern seit Anfang September von Bonn
quer durch Deutschland bis Katowice zur nächsten Weltklimakonferenz. Heute
kamen die Teilnehmer/innen des 3. Ökumenischen Klimapilgerwegs auf ihrem
Weg von Cottbus bis zum Kraftwerk Jänschwalde. Begleitet wurden sie von
zahlreichen Lausitzer/innen, die ihre Forderungen unterstützen und sich
insbesondere für den Erhalt des Dorfes Proschim aussprachen. Dazu sei die
baldige Abschaltung der "ältesten, ineffizientesten und klimaschädlichsten
Kohleblöcke der Lausitz" notwendig, so René Schuster von der Cottbuser
GRÜNE LIGA-Gruppe.

Die Pilger/innen, die nun durch alle drei großen deutschen
Braunkohlegebiete gelaufen sind, erklärten ihre Forderungen nach
Klimagerechtigkeit: "Bereits heute ist deutlich, dass wir im globalen
Norden am stärksten zum Klimawandel beigetragen haben - aber bei weitem
nicht die Hauptlast seiner Folgen tragen müssen", so Dr. Christian Seidel,
Langzeitpilger. "Überschwemmungen, Stürme, Starkregen, Hitze und Dürren
vernichten Ernten und verändern Lebensräume für Menschen, Tiere und
Pflanzen. Wasser wird knapp, Hunger breitet sich aus, Menschen müssen ihre
Heimat verlassen. Hier stehen wir in der Schuld und Verantwortung, diesen
Menschen gegenüber aber auch unseren Enkeln gegenüber. Was sollen wir ihnen
antworten, wenn sie uns fragen: Ihr habt doch alles gewusst, warum habt ihr
nichts getan?" Dabei ginge es nicht um einseitige Lösungen, die auf Kosten
einzelner Regionen oder Bevölkerungsgruppen gingen: "Auch beim
Kohleausstieg fordern wir Gerechtigkeit, es kann doch nicht sein, dass
Politik und Energiewirtschaft seit Jahren mit der
 Zukunft der Menschen "pokern", statt Ihnen eine Zukunft zu bauen, die
nicht auf der Vernichtung, sondern auf der Bewahrung der Schöpfung beruht."

"Wir machen uns große Sorgen", bekräftigte auch René Schuster, "dass
Brandenburger Politiker das baldige Ende des Kraftwerks erst nach den
Landtagswahlen im September 2019 zugeben wollen.. Um den Wandel noch
gestalten zu können, ist jeder Monat Planungssicherheit wichtig. Wir müssen
endlich die Zukunft nach dem Kraftwerk vorbereiten!"

Wie klimaschädlich der Betrieb des Braunkohlekraftwerks Jänschwalde ist,
verdeutlichte die Umweltgruppe Cottbus mit einer Theater-Aktion, in der sie
das Kraftwerk als "Tatort" markierten und bildlich mit einer
Tatortabsperrung versahen.


Hintergrund



Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Der Pilgerweg wird unterstützt von einem breiten ökumenischen
Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot
für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks. 

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

Das Kraftwerk Jänschwalde gehört zu den klimaschädlichsten Kraftwerken
Europas. Sein von der LEAG geplanter Weiterbetrieb bis Anfang der 2030er
Jahre ist mit dem Pariser Klimaschutzabkommen unvereinbar. Die LEAG plant
dazu umfangreiche Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd, die das Dorf
Proschim mit Zwangsumsiedlung bedrohen.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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SPRACHE/983: Sprachgeschichte - Wörterbuch über die Mundarten Sachsen-Anhalts online (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 14.11.2018

Sprachgeschichte: Wörterbuch über die Mundarten Sachsen-Anhalts online



Vom Kanten bis zum Knaggel: Allein für das Endstück des Brotes gab es
zwischen Altmark und Anhalt in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts acht
verschiedene Begriffe. Nachzulesen ist das im Mittelelbischen Wörterbuch.
In diesem Langzeitprojekt erfassen Germanisten der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU), wie die Menschen zu dieser
Zeit im Norden Sachsen-Anhalts gesprochen haben. Jetzt ist das
Dialektwörterbuch auch online zugänglich. Das Projekt wurde von der
Abteilung Altgermanistik des Germanistischen Instituts in Zusammenarbeit mit
dem Institut für Informatik an der MLU umgesetzt.

Das Mittelelbische Wörterbuch beschreibt den Mundartwortschatz der
nördlichen und mittleren Regionen Sachsen-Anhalts. Es enthält nicht nur
Angaben zur Bedeutung, Lautung und regionalen Verbreitung der Wörter,
sondern auch zu deren Sprachverwendung in Form von Beispielsätzen,
Sprichwörtern und regional gewachsenen Volksweisheiten. Bei der
Erarbeitung beziehen sich die Wissenschaftler auf Sprachmaterial, das
zwischen 1936 und 1958 mithilfe von Fragebögen erhoben wurde, sowie auf
historische Quellen, Veröffentlichungen und private Mundartsammlungen.
"Mundarten gehen im Verlauf der Zeit weitgehend verloren. Das Wörterbuch
ist insofern auch ein Stück Volks- und Landeskunde", sagt der Altgermanist
Prof. Dr. Hans-Joachim Solms, der die Arbeitsstelle Mittelelbisches
Wörterbuch am Germanistischen Institut der Universität Halle leitet. "Man
erfährt viel über die Kultur, die die Menschen in der Mitte des 20.
Jahrhunderts in ihrem Zusammenleben herausgebildet haben. Für die
Geschichte von Sachsen-Anhalt ist es von unschätzbar hohem Wert."

Die Geschichte des Dialektwörterbuchs reicht weit zurück: 1935 wurde das
Projekt von Dr. Karl Bischoff in Magdeburg begonnen. Nachdem er 1951 als
Professor für Deutsche Philologie an die Martin-Luther-Universität berufen
wurde, gelangten die Arbeiten zum Wörterbuch nach Halle. 1958 verließ
Bischoff die DDR und ging nach Mainz, wo er fortan lehrte. Nach der Wende
1992 wurde die Arbeit am Wörterbuch fortgesetzt. Die ersten zwei Bände
wurden gemeinsam mit dem Landesheimatbund Sachsen-Anhalt und der
Sächsischen Akademie der Wissenschaften zu Leipzig herausgegeben. Sie
dokumentieren den Wortschatz anhand der Anfangsbuchstaben A-G und H-O.
"Das Besondere an diesem Dialektwörterbuch im Vergleich zu denen anderer
Regionen ist, dass der zu erfassende Sprachraum in das Niederdeutsche und
das Mitteldeutsche geteilt ist. Deshalb lassen sich sprachliche
Übergangsgebiete von Norden nach Süden anhand vieler Wörter gut erkennen",
sagt Solms.

Unter mew.uzi.uni-halle.de ist das Wörterbuch jetzt auch online
zugänglich. Die digitale Version wurde in Zusammenarbeit mit Prof. Dr.
Paul Molitor und Dr. Jörg Ritter vom Institut für Informatik aufgebaut.
Sie bietet eine Vielzahl an Suchfunktionen, die den Zugriff auf das
Material nach unterschiedlichen Fragestellungen ermöglicht. "Das
Wörterbuch ist hilfreich für alle, die sich mit Mundarten, der Geschichte
des Sprachraumes, aber auch mit der deutschsprachigen Dialektologie im
Allgemeinen beschäftigen. Die Seite ist ein Arbeitsinstrument, das
weltweit genutzt werden kann, und ein Vorzeigeprojekt aus der
Zusammenarbeit mit dem Institut für Informatik", sagt Solms. Der dritte
und letzte Band (P-Z) des Wörterbuchs, das maßgeblich von Dr. Ulrich
Wenner bearbeitet wird, wird nach Veröffentlichung ebenfalls digital zur
Verfügung gestellt.

Das Mittelelbische Wörterbuch wurde als Akademievorhaben durch die
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung sowie
durch das Land Sachsen-Anhalt gefördert. 

Mehr Informationen unter:

https://www.germanistik.uni-halle.de/altgermanistik/forschungsschwerpunkte/mittelelbisches_woerterbuch/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, 14.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/002: Breite Protestwelle gegen Zensur an der TU Hamburg-Harburg (Offene Akademie)


Offene Akademie - 13. November 2018

Breite Protestwelle gegen Zensur an der TU Hamburg-Harburg

Presseerklärung der Sprecher des wissenschaftlichen Beirats der Offenen
Akademie



Eine Initiative von Studierenden und Wissenschaftlern "Hamburger
Gesprächskreises Dialektik & Materialismus" plant für den 17.11. an der
Hochschule für Angewandte Wissenschaften (HAW) Hamburg eine Veranstaltung
zum Thema "Selbstorganisation der Materie - Zur Rolle der 
dialektisch-materialistischen Methode und Weltanschauung in der Herausbildung einer
Entwicklungstheorie der Materie " mit dem Referenten Christian Jooß,
Professor für Physik an der Universität Göttingen und Mitglied des
wissenschaftlichen Beirats der Offenen Akademie. Als an der TU Hamburg
Harburg (TUHH) um Genehmigung für ein Plakat zur Ankündigung dieser
Veranstaltung ersucht wurde, wurde dies verweigert. Diese Verweigerung wird
bis heute aufrechterhalten.

Dagegen entwickelt sich eine breite Protestwelle, die auf der Homepage der
Offenen Akademie http://www.offene-akademie.org/ dokumentiert wird.

Zuerst wurde von der Hochschuleitung der TUHH das Thema der Veranstaltung
sogar mit Terrorismus in Verbindung gebracht, wobei hier inzwischen
zurückgerudert wird. Aber am Verbot der Werbung wird durch den Präsidenten
der TUHH Hamburg festgehalten, weil die "Marx-Engels-Gesellschaft" im
Umfeld der Veranstalter identifiziert wurde. Dies ist ein Angriff gegen die
Möglichkeit, an Universitäten auch Veranstaltungen durchzuführen, die
Kritik und alternative Ideen zum gegenwärtigen Mainstream und der
gegenwärtigen Gesellschaftsordnung beinhalten. Kurz: Eine Zensur.

Das Verwaltungsgericht Hamburg hat nun einen Antrag auf einstweilige
Verfügung der Veranstalter, repräsentiert durch Dr. Ulrich Fritsche,
zurückgewiesen und das Verbot des Aufhängens von Werbeplakaten bestätigt.
Es beruft sich wie auch die TUHH Leitung auf die "politische Neutralität"
an Hochschulen. Dabei wird vom Gericht noch recherchiert, dass die auf der
Veranstaltung thematisierten erkenntnistheoretischen Fragen der Dialektik
und des Materialismus möglicherweise auch gesellschaftskritische politische
Aspekte haben könnten. Als wenn es heute nicht unbedingt notwendig wäre,
dass sich Wissenschaftler auch kritisch mit den gesellschaftlichen
Verhältnissen und dem Inhalt und Anwendung von Naturwissenschaft in der
Gesellschaft befassen.

Was die TU unter "politischer Neutralität" versteht findet man auf der
Homepage der TUHH: Da wird zum Beispiel im Rahmen eines dualen Studiengangs
mit Thyssen Krupp Werbung für militärische Produkte - für U-Boote und
Kriegsschiffe - auf der Homepage der TUHH eingeblendet: 

https://dual.tuhh.de/thyssenkrupp-marine-systems-gmbh.

In der Liste der Unternehmen, die ein duales Studium an der TUHH anbieten
findet sich auch Northrop Grumman Sperry Marine B.V. in den Studiengängen
"Allgemeine Ingenieurwissenschaften, Elektrotechnik,
Informatik-Ingenieurwesen, Mechatronik". Northrop Grumman ist einer der
größten Konzerne im US-amerikanischen militärisch-industriellen Komplex.
Über diese hat Bob Dylan das Lied "Masters of war" geschrieben: Diejenigen,
die im Hochhaus am Schreibtisch sitzen, während viele im Krieg für Ihren
Profit verbluten.

Während die Hochschulleitung der TUHH kein Problem mit einer solchen
politischen, wissenschaftlichen und militärischen Verflechtung ihrer
Hochschule mit Profiteuren und Treibern aktueller Kriege hat, wird eine
kritische wissenschaftliche Veranstaltung mit Werbeverbot zensiert. Damit
wird deutlich, dass das Argument der "politischen Neutralität von
Hochschulen" allein dazu dient, missliebige Themen und
fortschrittlich-kritische Wissenschaft bzw. Politik aus Hochschulen
herauszuhalten und zugleich führenden Unternehmen, Politikinteressen und
ihrer Weltanschauung eine Monopolstellung zu garantieren.

Das zurückzuweisen ist von grundsätzlicher Bedeutung für die ganze Richtung
des wissenschaftlichen und politischen Diskurses an Hochschulen. Der
Vorgang unterstreicht: Wir dürfen diese geistige und weltanschauliche
Knebelung an Hochschulen nicht akzeptieren und beanspruchen das Recht auf
freie politische Betätigung auf antifaschistischer Grundlage an den
Hochschulen. Wir bitten Sie daher, protestieren Sie mit uns und jetzt erst
recht gegen das Werbeverbot an der TUHH. Briefe und Protestnoten bitte zur
Kenntnis und Dokumentation an: info@offene-akademie.org

 * 

Quelle:

Offene Akademie

E-Mail: info@offene-akademie.org

Internet: http://www.offene-akademie.org
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TREFF/643: Kiel - Buchvorstellungen von 3 Kieler BuchhändlerInnen, Literaturhaus 21.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Geselliger Abend des Freundeskreises mit Buchvorstellungen

Literaturhaus, Mittwoch, 21.11.2018, 19 Uhr



In diesem Jahr sind drei Kieler Buchhändlerinnen aus verschiedenen
Stadtteilen beim traditionellen Freundeskreisabend im Herbst zu Gast:
Meike Lalowski (Wiker Buchhandlung), Nina Jenne (Buchhandlung am
Wohld) und Harald Mücke (Buchhandlung Zapata). Sie präsentieren die
Bücher, denen sie viele LeserInnen wünschen. Begleitend dazu wird es
einen Büchertisch der drei Buchhandlungen geben. Eine Liste mit den
notwendigen bibliographischen Angaben zu den vorgestellten Büchern
wird ausgelegt und wie immer steht auch ein kleiner Imbiss bereit.

Veranstalter: Freundeskreis Literaturhaus S-H e.V.

Eintritt: 7,- Euro (Gäste) / 5,- Euro (Freundeskreismitglieder)

Anmeldung bis zum 16.11. erbeten

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/725: Mehr als 50 Menschen sterben bei Kämpfen in Kamerun - Bürgerkrieg eskaliert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. November 2018

Kameruns Regierung verweigert Suche nach politischer Lösung



Göttingen, den 15. November 2018 - Nach einer erneuten Eskalation im
Bürgerkrieg in Kamerun hat die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) Frankreich, Großbritannien und Deutschland Versagen bei der
Konfliktprävention in dem afrikanischen Staat vorgeworfen. "Die
ehemaligen Kolonialmächte, die noch immer sehr einflussreich in
Kamerun sind, schauen tatenlos zu, wie das Land in Chaos und Gewalt
versinkt. Dabei haben sie den Anspruch, Konfliktprävention in ihrer
Außenpolitik einen besonderen Vorrang zu geben. Vor allem Kameruns
Schutzmacht Frankreich versagt dabei, die Regierung des Landes zu
einer politischen Lösung des eskalierenden Streits um die Zukunft der
anglophonen Regionen zu drängen", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius am Donnerstag in Göttingen. Seit letztem Montag starben bei
bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen Soldaten und Anhängern der
anglophonen Unabhängigkeitsbewegungen mindestens 53 Menschen.

Die Menschenrechtler zeigten sich enttäuscht, dass sich Kameruns
Staatspräsident Paul Biya auch nach seiner Neuwahl im Oktober 2018
nicht zu einem glaubwürdigen politischen Dialog zur Lösung der
eskalierenden Krise bereit zeigt. Statt sich um Vertrauensbildung mit
den um die staatliche Unabhängigkeit der anglophonen Regionen
kämpfenden Bewegungen zu bemühen, schürt Biyas Regierung die
militärischen Auseinandersetzungen und geht gewaltsam gegen die
Separatisten vor. So starben am Montag bei Kämpfen zwischen der Armee
und Unabhängigkeitskämpfern mindestens 26 Personen bei der Stadt
Nkambe. Weitere 27 Menschen wurden am Dienstag nahe dem Ort Ndu bei
bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen regulären Soldaten und
Aktivisten von Unabhängigkeitsbewegungen getötet.

"Die Kämpfe in dieser Woche markieren einen neuen traurigen Höhepunkt
der Gewalt in Kamerun. Wegschauen und Ignorieren des Konflikts wird
die Gewalt nur weiter schüren. Mit militärischen Mitteln ist der
Konflikt nicht zu lösen", warnte Delius.

Seit dem Ausbruch der Kämpfe im Jahr 2016 sind mindestens 400
Zivilisten gewaltsam zu Tode gekommen und 175 Sicherheitskräfte
getötet worden. Nach Angaben der Vereinten Nationen sind bereits
437.000 Menschen vor der Gewalt in andere Landesteile oder in das
benachbarte Ausland geflohen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. November 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/287: Frankfurt - Künstliche Intelligenz - Arbeit für alle?, 28.11.2018


idw - Pressemitteilung: Frankfurt University of Applied Sciences

Künstliche Intelligenz - Arbeit für alle?

Hilfe oder Konkurrenz des Menschen: Diskussionsveranstaltung der
Frankfurt UAS am 28. November 2018 thematisiert Nutzen und Risiko
schlauer Maschinen in der digitalen Zukunft



Digitalisierung der Gesellschaft ist das Schlagwort der Stunde, der
Begriff "Künstliche Intelligenz" (KI) ist inzwischen in aller Munde.
Was bedeutet das für die Menschen: Aufbruch oder Untergang? Diese
Frage steht im Mittelpunkt der Diskussionsveranstaltung "KI - Arbeit
für alle?" am 28. November 2018 in der Frankfurt University of Applied
Sciences (Frankfurt UAS). Der Fachbereich für Informatik und
Ingenieurwissenschaften der Frankfurt UAS lädt alle
Hochschulangehörigen und interessierte Bürgerinnen und Bürger ein,
sich über diese Themen mit Experten auszutauschen. Während die einen
in KI und Digitalisierung viel Verheißung sehen und daran Hoffnungen
für eine positive Weiterentwicklung der menschlichen Gesellschaft
knüpfen, befürchten andere den Ausverkauf der Arbeit und sehen in den
intelligenten Maschinen eine ernste Bedrohung für die Zukunft der
Menschen. Dipl.-Ing. Helmut Geyer und Prof. Dr. Gerd Doeben-Henisch
greifen mit zwei Kurzvorträgen wichtige Aspekte der aktuellen
Situation auf, die anschließend von allen Gästen diskutiert werden
können.

Um Anmeldung zur Veranstaltung unter www.frankfurt-university.de/ki-afa wird gebeten. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Termin: Mittwoch, 28. November 2018, 18:00 bis 20:00 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Gebäude 4, Raum 8

Programm

KI - Arbeit für alle?

18:00 Uhr

Arbeitsmarkt der Zukunft

Referent: Dipl.-Ing. Helmut Geyer, ehemaliger Geschäftsführer der
Industrie- und Handelskammer Hanau und der Kreishandwerkerschaft
Offenbach

18:30 Uhr

Verändert Künstliche Intelligenz die Welt?

Referent: Prof. Dr. Gerd Doeben-Henisch, Prof. em. der Frankfurt UAS
mit den Schwerpunkten Lernende Systeme, Mensch-Maschine Interaktion
und Simulation

19 Uhr

offene Diskussionsrunde

Leitung: Prof. Dipl.-Ing. Achim Morkramer, Dekan des Fachbereichs
Informatik und Ingenieurwissenschaften der Frankfurt UAS

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.frankfurt-university.de/fb2 

Informationen zum Fachbereich Informatik und Ingenieurwissenschaften

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 13.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6254: Kiel - Olga Martynova, Essaysammlung "Über die Dummheit der Stunde", Literaturhaus 29.11.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Olga Martynova liest aus ihrer Essaysammlung "Über die Dummheit der Stunde"

Moderation: Friedrich Hübner

Literaturhaus, Donnerstag, 29.11.2018, 19 Uhr, Eintritt 8,- / erm. 5,-
Euro



"Die Welt", schreibt Olga Martynova, "ist so radikal anders geworden,
dass eine Beschreibung noch fehlt." Ihre neue Essaysammlung "Über die
Dummheit der Stunde" ist ein Entwurf dieser Beschreibung und
gleichzeitig eine sensible Momentaufnahme einer unruhigen Welt. Die
Autorin lässt auf ihren Reisen Gegenwart und Vergangenheit
verschmelzen, während sie auf der Suche nach den Antworten auf die
großen Fragen unserer Zeit ist: Was verändert sich gerade, in
Deutschland, in Europa, weltweit? Kann Literatur überhaupt etwas zur
Erkenntnis der Gegenwart beitragen? Und welche Rolle spielt die
Vergangenheit dabei? Martynovas Essays sind ein Innehalten und ein
Sich-Zeit-Nehmen in einer Welt, in der man Bescheid zu wissen glaubt,
nicht mehr fragt, nicht mehr zuhört. Es geht um Heimat, Überzeugung
und Identität. Es geht um Freiheit und darum, vor allem dort zwei Mal
hinzusehen, wo die vorschnellen Antworten unserer Zeit begründet
liegen.

Veranstalter: Literaturhaus S-H - gefördert mit Mitteln des
Grenzgänger-Programms der Robert Bosch Stiftung

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6253: Kiel - Michael Göring liest aus seinem Roman "Hotel Dellbrück", Literaturhaus 26.11.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Michael Göring liest aus seinem Roman "Hotel Dellbrück"

Literaturhaus, Montag, 26.11.2018, 19 Uhr, Eintritt: 8,- / erm. 5,-
Euro



Sigmund Rosenbaum, aufgewachsen im Hotel Dellbrück, ist 15 Jahre alt,
als er im Dezember 1938 als jüdisches Waisenkind in einem der
Kindertransporte nach England kommt. Sigmunds Sohn Friedemann, genannt
Frido, ist 20, als er 1975 das erste Mal nach Indien geht. Beide sind
Suchende, das Hotel Dellbrück bleibt dabei ein Ankerpunkt. Als Frido
2018 zum Hotel kommt, ist es ein Flüchtlingswohnheim. Der Gang durch
das ehemalige Hotel verändert Fridos Leben. Michael Göring (*1956)
greift in diesem Roman erneut zu großen Themen und erzählt sie
spannend, einfühlsam und mit leichter Hand: Wie sehr prägt das
Schicksal des jüdischen Vaters, der zwischen Schuld- und Hassgefühlen
nicht zur Ruhe kommt, den Sohn Frido? Wo findet man Heimat? Wie
meistert der Einzelne die Sehnsucht nach Spiritualität und Bindung?
Frido stellt die Frage radikal: Wann macht das Leben Sinn? Und wie
zuvor Sigmund erlebt auch Frido, wie wichtig es ist, den rechten
Moment nicht zu verpassen, wenn man mutig springen und sich
Unbekanntem öffnen muss.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6252: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Heidi Lehmann: "Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde" (Roman), 3.1.2019


Kulturcafé Komm du - Januar 2019

Heidi Lehmann: "Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde" (Roman)

Autorenlesung mit Musik am Donnerstag, den 3. Januar 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Autorenlesung mit Heidi Lehmann am Donnerstag, den 3.1.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der Autorin und dem Buchcover 'Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde' - Foto Buchcover: by KUUUK Verlag, Autorenportrait: © by Benjamin Furtlehner]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung mit Musik

am Donnerstag, den 3.1.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Heidi Lehmann

"Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde" (Roman)

"Normal - verrückt? In letzter Zeit bewegte ich diese Gegensätze
 andauernd in meinem Kopf hin und her. Das nervte. Ich fragte mich
 immer häufiger, was genau einen normalen Menschen ausmachte, einen
 nicht verrückten."



Moira ist sechzehn und will nichts anderes als ein normales Leben
haben. Doch eines Tages fällt ihre Mutter völlig aus der Rolle,
verteilt Zettel im Badezimmer und hält sich für Jesus, woraufhin sie
vorübergehend in die Psychiatrie eingewiesen wird. Medikamente
sorgen dafür, dass Moiras Mutter sich zurückzieht und teilnahmslos
auf ihre Außenwelt reagiert. Moira macht das zu schaffen, sie steht
hilflos daneben, weiß nicht, wie sie mit der Situation umgehen soll.
Ihre Gedanken kreisen nur noch um die Krankheit ihrer Mutter ... 

In Deutschland leben mindestens 1,5 Millionen Kinder, die ein
ähnliches Schicksal wie Moira zu erleiden haben, mit Eltern, die an
einer Psychose oder einer schweren Depression leiden. Der
All-Age-Roman "Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam
wurde" greift damit ein wichtiges gesellschaftliches Thema auf und
ist zugleich eine zarte, berührende und lesenswerte Leidens- , vor
allem aber auch Liebesgeschichte.

Indie-Pop-Songs von Lisa Anatola Sophie Lehmann (Gesang und
Gitarre) umrahmen die Lesung musikalisch.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Buchcover des Romans 'Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde' und ein Portrait der Autorin Heidi Lehmann - Foto links: © by KUUUK Verlag, rechts: © by Benjamin Furtlehner]

Der Roman "Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde"

von Heidi Lehmann erschien im Dezember 2017 im KUUUK Verlag

Foto links: © by KUUUK Verlag, rechts: © by Benjamin Furtlehner




Über das Buch:

Moira ist sechzehn. Seit der Trennung ihrer Eltern läuft bei ihr
nichts mehr normal. Sie lebt nun mit ihrer Mutter Melanie und ihrer
kleinen Schwester Lucy abseits der Hamburger City und pendelt
täglich zu ihrer alten Schule, um ihre Freunde Flo und Nina nicht
aus den Augen zu verlieren.

Zuhause trifft sie oft auf eine teilnahmslose Mutter, die kaum
ansprechbar ist, was dazu führt, dass Moira undefinierbare
Vorahnungen umtreiben. Als sie Nils kennenlernt, scheint sich das
Chaos in ihrem Leben etwas aufzulösen. Doch dann verändert sich die
Mutter radikal, entwickelt seltsame Verhaltensweisen und wird nach
einer Psychose vorübergehend in die Klinik Ochsenzoll eingewiesen.

Für Moira beginnt eine Zeit, in der sie viele Fragen hat, auf die
sie keine Antwort weiß. Ihre Mutter muss fortan Medikamente
einnehmen. Der Alltag ist eine Belastung für alle; Moira wird von
Sorgen begleitet und muss sich nebenher um ihre kleine Schwester
kümmern.

Dann aber kommt es zu der Begegnung mit dem Künstler Balthasar, der
eine völlig neue Sichtweise in Moiras Leben bringt.

Bitterschönes Schicksal oder als meine Mutter seltsam wurde, ist ein
einfühlsamer und berührender Roman, der Moira bis zu ihrem
neunzehnten Lebensjahr begleitet. Sie selbst erzählt alles intensiv
aus ihrer jugendlichen Perspektive. Im Verlauf der Handlung wird
Moira lernen, dass ihr Leben trotz allem lebenswert ist, aber auch,
dass sie das Schicksal ihrer Mutter nicht ändern kann, selbst wenn
es genau das ist, was sie gerne tun würde. 

Rezension in "Psychosoziale Umschau", Ausgabe 2/2018

https://www.psychiatrie.de/buecher/erfahrungenliterarisches/lehmann-schicksal.html

Ausführliche Rezension im Schattenblick vom 29.10.2018

http://www.schattenblick.de/infopool/buch/romane/buror160.html



Über die Autorin:

Heidi Lehmann, geboren 1981, wuchs im oberösterreichischen
Mühlviertel auf. Die Landschaft, die sie umgab, bot ihr schon als
Kind die Möglichkeit, in fremde Welten einzutauchen und ihrer
Fantasie freien Lauf zu lassen. Nach ihrer Ausbildung in Linz a. d.
Donau arbeitete sie einige Jahre in verschiedenen Firmen im
kaufmännischen Bereich. Später zog sie nach Hamburg, um dort freie
Kunst und Kunsttherapie zu studieren. Heute gibt sie Malkurse und
arbeitet mit Wort und Farbe gestaltend an ihren Texten und Bildern. 

Heidi Lehmann - Homepage

https://heidi-lehmann.jimdo.com/




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8459: Und morgen, den 16. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 16.11.2018 bis zum 17.11.2018 +++






[image: Jean-Luc 8459 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Kalte Sonne, herbstgemäß,

schwacher Wind und kaum zu spüren.

Auf dem Ast mit dem Gesäß

Jean mit seinen Quakallüren.
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





FRÜHGESCHICHTE/132: Höhlenkunst aus der Eiszeit (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 14.11.2018

Höhlenkunst aus der Eiszeit

Tübinger Archäologen entdecken mindestens 12.000 Jahre alte
Tierdarstellungen in Frankreich



Wissenschaftler der Universität Tübingen haben im Osten Frankreichs zwei
Höhlen mit prähistorischer Wandkunst entdeckt. Die Gravierungen und
Malereien entstanden vor mindestens 12.000 Jahren, frühe moderne Menschen
stellten hier unter anderem die Silhouette eines Pferdes und eines
hirschartigen Tieres dar. Professor Harald Floss von der Abteilung Ältere
Urgeschichte und Quartärökologie und seine Arbeitsgruppe konnten das Alter
gemeinsam mit spanischen Kollegen und dank ausgeklügelter Methoden
nachweisen. Die Tübinger Wissenschaftler erforschen seit mehr als zwanzig
Jahren die Altsteinzeit (Paläolithikum) im Osten Frankreichs, insbesondere
in der südlichen Bourgogne - eine Region, in der sich Neandertaler und
moderne Menschen vermutlich tatsächlich begegneten.




[image: Abbildung: © Christian Hoyer, Arbeitsgruppe Floss, Universität Tübingen]

Gravierung eines hirschartigen Tieres in der Höhle Agneux II, Rully,
Saône-et-Loire, Frankreich, oben Originalfoto, unten Nachzeichnung.

Abbildung: © Christian Hoyer, Arbeitsgruppe Floss, Universität Tübingen



Die Höhlen liegen in der Gemeinde Rully im Départment Saône-et-Loire.
"Weil die Dichte paläolithischer Fundstellen hier besonders hoch ist,
vermuteten die Forscher schon eine Weile eine Bilderhöhle (franz. grotte
ornée) in der Region", erklärt Archäologe Floss. Erstmals in 150 Jahren
Urgeschichtsforschung in dieser Region sei nun der Nachweis gelungen, dass
die frühen modernen Menschen sich in den dortigen Höhlen zu Eiszeitkunst
inspirieren ließen. In den "Grottes d'Agneux" hinterließen sie mit
Steinwerkzeugen und in Form von Malerei Darstellungen von Tieren, darunter
ein Pferd und sogenannte Cerviden, hirschartige Tiere.

Gemeinsam mit dem Archäologen Juan Ruiz von der Universität Cuenca in
Spanien, einem Spezialisten für prähistorische Wandkunst, analysierte das
Team die Felswände mit modernen Messtechniken. Weil die Darstellungen
durch jüngere Graffiti aus dem 16. bis 19. Jahrhundert überdeckt waren,
benutzte es zudem spezielle bildbearbeitende Computerprogramme, um die
ursprünglichen Werke unter den Schichten rekonstruieren. Außerdem wurden
in einer photogrammetrischen Dokumentation viele Einzelfotos der Werke im
Computer zusammengesetzt, um einen "plastischen" Eindruck zu erhalten.

Mithilfe der Radiokohlenstoffmethode konnten die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler Holzkohlen aus der Höhle und damit auch die Entstehung der
Bilder auf das Jungpaläolithikum vor mindestens ca. 12.000 Jahren
datieren. Bei dieser Methode wird der Zerfall des radioaktiven
Kohlenstoffisotops 14C gemessen. Die Bedeutung der Höhlenkunst wurde im
Sommer 2018 offiziell von den zuständigen französischen Behörden
begutachtet, weitere Forschungen dazu sind geplant.




[image: Abbildung: © Christian Hoyer, Arbeitsgruppe Floss, Universität Tübingen]

Malerei eines Pferdevorderkörpers in der Höhle Agneux I, Rully,
Saône-et-Loire, Frankreich, unten rechts Vergrößerung des Tierkopfes

Abbildung: © Christian Hoyer, Arbeitsgruppe Floss, Universität Tübingen



Im Département Saône-et-Loire erforschen die Tübinger Wissenschaftler die
Übergangsphase von den letzten Neandertalern zu den ersten anatomisch
modernen Menschen des Kontinents. Sie fanden dabei unter anderem in der
Höhle Verpillière I in Germolles Hinterlassenschaften der letzten
Neandertalerkultur (Châtelperronien) in Westeuropa sowie in
Saint-Martin-sous-Montaigu ein umfangreiches jungpaläolithisches Jagdlager
aus der Zeit vor 25.000 Jahren. Gleichzeitig konnten sie auch die erste
europaweite Besiedelung des modernen Menschen in Europa (Aurignacien) in
der Region nachweisen. "Die modernen Menschen orientierten sich bei ihrer
Ausbreitung an Flüssen", sagt Harald Floss. "Vermutlich wanderten sie vom
Osten über die Donau und vom Süden über die Rhône nach Europa ein. Unsere
Daten legen nahe, dass sich Neandertaler und moderne Menschen hier, im
Osten Frankreichs, direkt begegnet sein könnten."

An den langjährigen Ausgrabungen des Tübinger Archäologen in Frankreich
haben über die Jahre insgesamt ca. 600 Studierende der Universität
Tübingen teilgenommen. Rund 30 Abschlussarbeiten entstanden im Rahmen
dieser Forschung, von der Bachelorarbeit bis zur Dissertation.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 14.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FILM/107: Das Erste - Frag doch mal die Maus, 17.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Frag doch mal die Maus

Die Familienshow mit Eckart von Hirschhausen

Samstag, 17.11.2018, 20.15 - 23.15 Uhr, Das Erste



Sechs prominente Spürnasen versuchen, die richtigen Antworten auf
witzige und ernsthafte Fragen von Kindern zu finden. Mit dabei sind:
die Sport-Legenden Henry Maske, Franziska van Almsick und Christian
Neureuther sowie Comedystar Lisa Feller, Moderatorin Sonya Kraus und
Musiker Max Giesinger. Die neue Ausgabe von "Frag doch mal die Maus"
gibt wieder ebenso anschauliche wie unterhaltsame Antworten dank der
Maus-Experten Ralph Caspers, Armin Maiwald, Christoph Biemann und
Siham El-Maimouni sowie Moderator Eckart von Hirschhausen.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 15. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9592: Kiel - "Schlafen Fische?", Illustrationen von Jens Rassmus, Literaturhaus bis 13.12.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Ausstellung "Schlafen Fische?"

Illustrationen von Jens Rassmus 

Literaturhaus, bis zum 13.12.2018

Eintritt frei

Öffnungszeiten: Mo-Do 10-13 Uhr, Mo-Do 14-17 Uhr



Mit zurückhaltenden, dreifarbigen Bildern versah der in Kiel geborene
Illustrator Jens Rassmus den berührenden Kinderroman "Schlafen
Fische?" von Jens Raschke, der von Trauer, Hoffnung und einer großen
Geschwisterliebe handelt. Das Theaterstück zu "Schlafen Fische?" wurde
bislang in zehn Sprachen übersetzt und 2014 von Deutschlandradio als
preisgekröntes Hörspiel bearbeitet. Die Illustrationen zum Roman sind
nun im Literaturhaus Schleswig-Holstein zu sehen.

Bei dem Kinder- und Jugendbuchabend im Literaturhaus am 4.12. um 19
Uhr werden der Autor und der Illustrator gemeinsam über den Roman
sprechen. Außerdem können sich Interessierte an dem Abend über
lesenswerte Neuerscheinungen aus dem Kinder- und Jugendbereich
informieren lassen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40

Fax: 0431 / 57968-42

E-Mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9591: Tegernsee - "Tomi Ungerer. Der kleine Unterschied", bis 27.1.2019


TOMI UNGERER. DER KLEINE UNTERSCHIED

IN ZUSAMMENARBEIT MIT DEM MUSÉE TOMI UNGERER - CENTRE
INTERNATIONAL DE L'ILLUSTRATION, MUSÉES DE LA VILLE DE STRASBOURG
OLAF GULBRANSSON MUSEUM TEGERNSEE

AUSSTELLUNGSDAUER | 14. OKTOBER 2018 BIS 27. JANUAR 2019



Die Ausstellung "Tomi Ungerer. Der kleine Unterschied" widmet sich,
wie der Titel bereits andeutet, den Beziehungen zwischen Mann und Frau
aus Sicht des großen französischen Karikaturisten Tomi Ungerer. Der
Künstler wurde schon immer von diesem Thema, welches er mal auf
lustige, mal auf satirische Weise behandelt, in den Bann gezogen. Er
untersucht das Verhältnis zwischen Mann und Frau sowohl in Bezug auf
die Intimität als auch die Gesellschaft. Vor unseren Augen entfaltet
sich geradezu ein Krieg der Geschlechter. Man kommt nicht umhin
festzustellen, dass dies meistens zu einer Machtergreifung seitens der
Frau führt, das Gegenteil ist seltener der Fall. Der Zeichner erneuert
jedoch nur eine Ikonographie, deren Ursprung bis ins Mittelalter
zurückreicht. Dieses Thema steht bei "Inside Marriage", "The
Underground Sketchbook", "Adam & Eva" oder "The Party" im Mittelpunkt;
Bücher, die in den 1960er-Jahren erschienen, als ihr Autor in New York
lebte. Tomi Ungerer genießt es in diesen prägnanten Zeichnungen in
vollen Zügen: Alle Mittel sind erlaubt, vom schlechten Scherz bis zur
Folter.

Männer und Frauen treffen jenseits der satirischen Bücher auch in
anderen Medien überraschend aufeinander. Sie erscheinen zum Beispiel
bei Werbeprojekten, wie den kühnen Plakaten für die Diskothek
"Electric Circus" in New York. Einige von ihnen blieben
unveröffentlicht, weil sie, als zu gewagt empfunden, von ihren
Auftraggebern abgelehnt wurden.

Aber manchmal scheint sich Tomi Ungerer eine Verschnaufpause zu gönnen
in der Vision, die er uns von einem Liebespaar gibt. Der Spielplatz
ist dann anderer Natur und heißt Erotik. In den Zeichnungen des
"Liederlichen Liederbuchs", eine Parodie auf das berühmte Buch
populärer Lieder, die der Zeichner 1975 illustrierte, offenbaren sich
Mann und Frau in freizügigen Spielen, die auf einvernehmlichen
Handlungen basieren. Das Kräftemessen ist wie durch Zauberei
verschwunden. Auch wenn das Paar offensichtlich ein Hauptmotiv seiner
Arbeit ist, ist es die Frau, die den Zeichner wirklich interessiert.
"Immer wieder versuche ich, diese seltsamen und starken Wesen zu
erforschen", gesteht uns Tomi Ungerer schelmisch.

Die Ausstellung, kuratiert von Dr. Thérèse Willer, versammelt 78
Originalzeichnungen und Plakate der Serien "Inside Marriage", "The
Underground Sketchbook", "The Party", "Ungerer's Compromises", "Adam
und Eva", "Poster Art", "Hopp, hopp, hopp. Liederliche Liederskizzen"
und "Das liederliche Liederbuch". Die Werke stammen ausschließlich aus
der Sammlung des Musée Tomi Ungerer - Centre international de
l'Illustration, Strasbourg.

Olaf Gulbransson Museum Tegernsee

Eva Winter M.A.

Im Kurgarten 5 | 83684 Tegernsee

T 08022 - 70 46 964

Eva.Winter@pinakothek.de

www.olaf-gulbransson-museum.de

 * 

Quelle:

Pinakotheken | Pinakothek der Moderne | Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Presse & Kommunikation

Barer Straße 29 | 80799 München

T +49 (0)89 23805-253

E-Mail: presse@pinakothek.de

Internet: http://www.pinakothek.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





TREFF/719: Staatsgalerie Stuttgart - Künstlergespräch mit David Rabinowitch, 18.11.2018


Staatsgalerie Stuttgart

Künstlergespräch mit David Rabinowitch



Kuratorin Dr. Ina Conzen, Staatsgalerie, im Gespräch mit dem Minimal
Art-Künstler David Rabinowitch zu seinem neu installierten Werk auf
der Skulpturenterrasse des Museums:

»Metrical (Romanesque) Construction in 5 Masses and 2 Scales No. 3«

in englischer Sprache

Sonntag, 18.11.2018, 11.30 Uhr

David Rabinowitch, 1943 in Toronto geboren, ist ein international
renommierter, im Umfeld von Concept und Minimal Art tätiger Künstler.
Bekannt wurde er vor allem durch großformatige, flach auf dem Boden
liegende Skulpturen aus gewalztem Stahl.

Eine Skulptur aus der Sammlung der Staatsgalerie mit demTitel
»Metrical (Romanesque) Constructions in 5 Masses and 2 Scales« (1977)
wurde im Rahmen der Neupräsentation der Skulpturenterrasse aufwändig
restauriert. Seit diesem Frühsommer ist die aufgrund ihres Gewichts
und ihrer Mehrteiligkeit schwer zu präsentierende Arbeit nun dauerhaft
zu sehen.

Im Dialog mit Dr. Ina Conzen, Konservatorin für Kunst von 1900-1980,
spricht David Rabinowitch, unter anderem über die Boden-Stahl-
Skulptur, die das Museum nach der documenta 1977, auf der sie
ausgestellt war, erwarb. Der in New York lebende Rabinowitch überließ
der Staatsgalerie zudem ein Konvolut von 14 vorbereitenden Skizzen zu
seiner Skulptur aus den Jahren 1972-76 als Schenkung.

Das Gespräch findet in englischer Sprache statt, mit einer Einführung
von Ina Conzen auf deutsch. Anschließend werden die verantwortlichen
Restauratoren Anne Künzig und Patrick Decker vor Ort Fragen zur
Restaurierung der Bodenskulptur beantworten.

Ticket: 5 / erm. 2,50 Euro



Staatsgalerie Stuttgart - Öffnungszeiten:

10.00-18.00 Uhr

Do Abendöffnung bis 20.00 Uhr, Mo geschlossen

Di + Mi Sonderöffnungen für angemeldete Gruppen ab 9.00 Uhr

 * 

Quelle:

Staatsgalerie Stuttgart

Konrad-Adenauer-Str. 30 - 32, 70173 Stuttgart

E-Mail: info@staatsgalerie.de

Internet: www.staatsgalerie.de
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DAS BLÄTTCHEN/1848: Ideologische Gefechte in Indien


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 23 | 5. November 2018

Ideologische Gefechte in Indien

von Edgar Benkwitz



"Der widersprüchliche Premierminister - Narendra Modi und sein Indien"
heißt ein neues Buch, das Ende Oktober unter großem Pomp in Neu Delhi der
Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Autor ist ein hochrangiger Funktionär der
oppositionellen Kongresspartei, Shashi Tharoor, die Zeremonie wurde durch
den Amtsvorgänger Modis, Manmohan Singh, ebenfalls Kongresspartei, mit
einer Rede eröffnet.

In Indien wird in wenigen Monaten ein neues Parlament gewählt, bis zum
Jahresende gibt es noch Landtagswahlen in fünf Bundesstaaten. Somit reiht
sich die Veranstaltung, die eine Abrechnung mit der Politik der seit 2014
regierenden hindunationalistischen Indischen Volkspartei(BJP) darstellt, in
den anlaufenden Wahlkampf ein. Dass dabei der einst hoch gehandelte
Politstar Shashi Tharoor (62 Jahre) mit seinem 400 Seiten umfassenden Buch
kräftig mitwirkte, ist nicht verwunderlich. Er gehört seit kurzem wieder
der Führung der Kongresspartei an. Doch Shashi Tharoor ist mehr als nur
Funktionsträger einer Partei. Er ist Verfasser einer Reihe von Büchern, die
Toleranz und Weltoffenheit verkünden und Stellung gegen engen Nationalismus
und Chauvinismus beziehen. Einige von ihnen, wie die brilliant geschriebene
"Eine kleine Geschichte Indiens" liegen auch auf Deutsch vor. Tharoor
bekleidete bei den Vereinten Nationen hohe Ämter, unter anderem war er
einer der Stellvertreter von Generalsekretär Kofi Annan. 2006 als dessen
möglicher Nachfolger nominiert, scheiterte er bei einer Probeabstimmung im
Sicherheitsrat am Veto der USA. Spektakulär gestaltete sich 2015 sein
Auftreten an der Universität Oxford, wo er - absolut ungewöhnlich für einen
indischen Politiker - die ehemalige Kolonialmacht der Ausplünderung seines
Landes bezichtigte und Reparationen für 200 Jahre Kolonialherrschaft
forderte.

Sein neues Buch ist noch nicht im Handel, nur Bestellungen werden
entgegengenommen. Der Autor und seine Parteifreunde nehmen jedoch schon
jetzt die Zielperson der Aktion ins Visier. Es ist Premierminister Narendra
Modi, der bisher in jeder Wahlkampagne das Zugpferd seiner Partei war und
deren Erfolg garantierte. Sicher ist zu erwarten, dass der Autor äußerst
kritisch mit der hindunationalistischen Politik und deren Gestaltern
umgehen wird.

Doch nicht nur die Kongresspartei fuhr schweres Geschütz für den
beginnenden Wahlkampf auf. Ihr zuvor kam der gehasste politische Gegner,
allerdings nicht in Gestalt von Premierminister Modi oder Parteipräsident
Amit Shah, sondern in der eines Mannes namens Mohan Bhagwat. Im Ausland
weitgehend unbekannt, ist er der einflussreichste Mann im Hintergrund der
hindunationalistischen Bewegung, gewissermaßen deren graue Eminenz. Als
Chef der Rashtriya Swayamsevak Sangh (RSS) - Nationale Freiwilligenunion -
die das organisatorische und ideologische Rückgrat und zugleich
Kaderschmiede des Hindunationalismus mit seinen vielen Organisationen ist,
bestimmt er maßgeblich deren Auftreten sowie ihre personelle Führung. Fotos
zeigen einen wohlgenährten, zufriedenen und gemütlichen Herrn von 68
Jahren, mit einem imposanten weißen Schnurrbart im Gesicht und einen
farbigen Turban auf dem Kopf. Dieser sympathische Eindruck täuscht aber
gewaltig, denn Bhagwat muss auf Grund seiner politisch-ideologischen
Einstellung zu den gefährlichsten Männern Indiens gezählt werden. Nicht
ohne Grund wird er durch die Staatsgewalt rund um die Uhr beschützt.

Dieser Mohan Bhagwat hat keine politischen Funktionen, er scheute bisher
weitgehend das Licht der Öffentlichkeit. Seine Zentrale befindet sich im
zentralindischen Nagpur, weitab vom politischen Geschehen des Landes. Nur
hin und wieder meldete er sich mit Reden vor hindunationalistischen Kadern.
Doch nun versetzte er ganz Indien in Staunen, indem er vor Mikrofonen und
Fernsehkameras sowie einem großen Publikum in Neu Delhi eine dreitägige
Lektion über seine Organisation und deren Haltung zu aktuellen Fragen des
Landes hielt. War von ihm bisher nur ein prinzipieller, oft aggressiver
Hindunationalismus zu hören, so änderte sich jetzt das Bild nahezu
vollkommen. In einer beinahe herzlichen Art, wie die Presse schreibt,
plauderte er von einer "globalen Brüderschaft, die sich trotz
Nationalstaaten ausbreitet", von der "Welt als einer Familie". Vergessen
war offensichtlich der Hass auf Pakistan sowie die Muslime, Andersgläubige
und -denkende in Indien. "Hindutva (das Hindutum E.B.) würde
aufhören zu existieren, wenn Muslime hier unerwünscht seien" - so eine
seiner erstaunlichen Feststellungen, die ganz im Gegensatz zu den Kampagnen
gegen die Muslimbevölkerung Indiens stehen. Gleichzeitig versuchte er,
Brücken zur bisher verfemten politischen Opposition zu schlagen, sie in die
Lösung der Probleme des Landes einzubinden. Das klang vor kurzer Zeit noch
ganz anders, als die politische Agitation beispielsweise forderte, ein
"Indien ohne Kongresspartei" zu schaffen.

Wie nicht anders zu erwarten, wurde Mohan Bhagwat nach seinen Ausführungen
von seinen Anhängern und Teilen der Presse gefeiert. "Nach Jahrzehnten hat
Indien einen neuen sozialen Führer", schrieb überschwänglich Tarun Vijay in
der Times of India. Doch in den Kommentaren überwogen bei weitem die
kritischen Stimmen. Es wird an die Gräueltaten von Hinduchauvinisten im
ganzen Land seit 2014 erinnert, die im Glauben an die Botschaften von Mohan
Bhagwat und dessen Vorgängern handelten. Ein Umdenken von heute auf morgen
wird deshalb nicht erwartet, vor allem wird Zweifel an der Wirksamkeit der
neuen Losungen an der Basis geäußert.

Nachdenkliche Stimmen versuchen, Gründe für den Meinungsumschwung des
RSS-Bosses zu finden. Eine große Rolle dürften dabei die bevorstehenden
Wahlen spielen. Denn der Hindunationalismus der letzten fünf Jahre, vor
allem das intolerante und aggressive Vorgehen seiner extremen Vertreter,
hat in Indien Spuren hinterlassen, die sich auch politisch auszuwirken
beginnen. Wie jüngste Wahlergebnisse in einigen Unionsstaaten zeigen,
verliert die Regierungspartei an Ansehen und Zuspruch. Dem entgegenzutreten
diente zweifellos das Auftreten des RSS-Chefs. Tiefer gehende Betrachtungen
gehen noch einen Schritt weiter. Ihnen zufolge ist die ideologische Vorhut
des Hindunationalismus gezwungen, alte Dogmen aufzugeben und sich der neuen
Zeit anzupassen. Dieser Meinung kann man einiges abgewinnen. Denn in der
Tat steht diese rückwärtsgewandte Ideologie im schreienden Gegensatz zu den
Anforderungen, aus Indien einen modernen Staat zu machen. Deshalb kann es
in der Führung der Kaderorganisation RSS durchaus eine strategische
Entscheidung gegeben haben, sich endlich den Bedingungen des 21.
Jahrhunderts anzupassen. Offenbar gibt es dazu auch Anstöße von ihrem
politisch-parlamentarischem Flügel, der Regierungspartei BJP. Zwischen
Premierminister Narendra Modi und dem RSS-Chef Mohan Bhagwat hat es in der
Vergangenheit des Öfteren Meinungsunterschiede über die politische
Ausrichtung der hindunationalistischen Bewegung gegeben. Modi tritt - wenn
auch vorsichtig - für einen breiteren, nicht eingeengten Nationalismus ein,
der als wichtige Komponente zu seinen politischen, wirtschaftlichen und
sozialen Vorstellungen die ganze Bevölkerung des Landes erreichen und
niemanden ausgrenzen soll.

Shashi Tharoor und Mohan Bhagwat - gegensätzlicher könnten diese
Persönlichkeiten mit ihren politisch-ideologischen Anschauungen nicht sein.
Hier der tolerante, weltgewandte und scharfzüngige Kongresspolitiker, der
in seiner verkrusteten Partei allerdings wenig bewegt und dessen Ansichten
oft nur die Elite des Landes erreichen. Und dort die graue Eminenz, die im
Hintergrund in eng nationalistischer Manier die Fäden zieht und einen
enormen Einfluss auf breite Schichten der Bevölkerung ausübt, jetzt aber
gezwungen ist, sein Vorgehen zu überdenken. Indien steht vor einem
interessanten Abschnitt seiner Entwicklung.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 23/2018 vom 5. November 2018, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6763: Haushaltsstreit zwischen Italien und EU eskaliert


World Socialist Web Site
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Haushaltsstreit zwischen Italien und EU eskaliert

Von Peter Schwarz

15. November 2018



Die italienische Regierung hält an der geplanten Neuverschuldung von 2,4
Prozent des Haushalts 2019 fest. Das teilte Finanzminister Giovanni Tria am
Dienstagabend in einem Brief an die EU-Kommission mit.

Die Kommission hatte den italienischen Haushalt vor drei Wochen in einem
historisch einmaligen Vorgang abgelehnt und eine Überarbeitung verlangt.
Tria hat nun zwar einige Korrekturen vorgenommen. So soll mehr Geld als
bisher geplant in Investitionen fließen und der Schuldenabbau durch den
Verkauf staatlicher Immobilien beschleunigt werden. An der umstrittenen
Neuverschuldung von 2,4 Prozent hält er aber fest.

Die EU-Kommission will nun bis kommenden Mittwoch entscheiden, ob sie ein
Defizitverfahren gegen Italien auf den Weg bringt. Einem solchen Verfahren
müssten als erstes sämtliche Finanzminister der Eurozone zustimmen, was
keineswegs sicher ist. Anschließend würde es sich über Monate hinziehen. Am
Ende könnten dann Geldstrafen in Milliardenhöhe stehen.

Die Kommission hatte in der Vergangenheit mehrfach Defizitverfahren
eingeleitet, unter anderem auch gegen Deutschland und Frankreich, die
jahrelang gegen die Regeln verstoßen hatten. Sie verliefen alle im Sande.

Im Falle Italiens liegen die Dinge allerdings anders. Mit 132 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts weist das Land nach Griechenland die zweithöchste
Gesamtverschuldung in der Eurozone auf. Reagieren die Finanzmärkte mit
weiteren Zinsaufschlägen auf italienische Staatsanleihen, könnte dies zu
einer Rückkehr der Finanzkrise und einer Kettenreaktion von Bankenpleiten
führen, die auf ganz Europa übergreift.

Anders als Griechenland, wo die europäischen Regierungen und der
Internationale Währungsfonds (IWF) insgesamt 263 Milliarden Euro
aufbrachten, um die Gläubigerbanken zu retten, während die griechische
Bevölkerung dafür bluten musste, ist Italien mit seiner zehn Mal so großen
Volkswirtschaft schlichtweg zu groß für eine derartige Aktion. Deshalb
droht ein Scheitern der Eurozone, falls sich die Krise weiter zuspitzt.

Hinzu kommt, dass die italienischen Regierungsparteien, die faschistische
Lega und die populistische Fünf-Sterne-Bewegung (M5S), den Konflikt mit
Brüssel gezielt anheizen, um sich als Verteidiger des italienischen Volkes
gegen das Diktat der EU darzustellen.

Vor allem Lega-Chef Matteo Salvini tut sich damit hervor. Es vergeht kein
Tag, an dem er nicht gegen Brüssel tobt. "Uns fehlen nur noch die
Inspektoren, die Blauhelme der Vereinten Nationen und die Sanktionen gegen
Italien", sagte er dem Radiosender Rai. Für den 8. Dezember hat er zu einer
Demonstration gegen die Politik von Brüssel aufgerufen.

In den Umfragen hat ihm dies bisher genutzt. Die Lega ist mit 32 Prozent
einflussreichste Partei und fast doppelt so stark wie bei der
Parlamentswahl im März letzten Jahres, gefolgt von den Fünf Sternen mit 27
Prozent. Die Demokraten (PD) als größte Oppositionspartei dümpeln weiterhin
bei 18 Prozent vor sich hin.

Salvini kann sich auf zwei Faktoren stützen. Der erste ist die Rolle der PD
und ihrer linken Anhängsel, die in den vergangenen zwei Jahrzehnten
konsequent die brutalen Spardiktate der EU umgesetzt haben, mit
verheerenden Folgen für die italienische Bevölkerung. Das reale persönliche
Einkommen liegt auf dem Niveau von vor zwei Jahrzehnten, die offizielle
Arbeitslosigkeit beträgt zehn Prozent und die Lebensbedingungen für
Menschen mittleren Alters und jüngere Generationen sind "erodiert", heißt
es im jüngsten turnusmäßigen Report des IWF.

Der zweite Faktor ist die Rolle Brüssels und Berlins, die jedes, auch noch
so geringe soziale Zugeständnis als Verstoß gegen die heiligen Interessen
des Kapitals brandmarken, während sie die rasante Steigerung der
Militärausgaben unterstützen.

Typisch für die aufreizende Arroganz der deutschen Medien ist ein Kommentar
im Handelsblatt, der der italienischen Regierung vorwirft, sie achte
"eifersüchtig darauf, dass die teuren Wahlversprechen umgesetzt werden: der
frühere Renteneintritt, das Grundeinkommen und Steuervereinfachungen und -
absenkungen".

Dass es der Lega und den Fünf Sterne um soziale Verbesserungen geht, ist
allerdings ein Mythos. Salvinis menschenverachtendes Vorgehen gegen
Flüchtlingen, das die Zahl der Toten im Mitteleer massiv in die Höhe
getrieben hat, ist symptomatisch für die Haltung der Regierung gegenüber
der gesamten Arbeiterklasse. Und die Grundsicherung, das zentrale
Wahlversprechen der Fünf Sterne, ist nichts weiter als eine italienische
Version des deutschen Hartz IV. Sie ist mit Arbeitspflicht und drastischen
Sanktionen verbunden, wenn sich die Empfänger nicht zur Aufnahme jeder,
noch so schlechten Arbeit bereit erklären.

Beide Parteien verteidigen bedingungslos das kapitalistische Privateigentum
und stützen sich auf bürgerliche und kleinbürgerliche Schichten. Viele
Beobachter gehen deshalb davon aus, dass sie spätestens nach der Europawahl
im Mai einlenken werden, wenn der Druck der Finanzmärkte steigt.

Es sei nur eine Frage der Zeit, bis die Regierung in Rom in der
Schuldenfrage einlenke, prophezeite der Spitzenkandidat der Europäischen
Volkspartei, Manfred Weber (CSU), in den Tagesthemen. "Die
Realitäten, die Fakten werden auch Rom sehr schnell einholen." Der
populistischen Regierung werde es ähnlich ergehen wie dem griechischen
Premier Alexis Tsipras, der in der Schuldenkrise auch zunächst Front gegen
Brüssel gemacht und dann eingelenkt habe.

Doch selbst wenn dies nicht der Fall sein sollte, führt der
nationalistische Kurs von Salvini und Di Maio in eine gefährliche
Sackgasse. "Versuche, die Wirtschaft zu retten, indem man sie mit dem
Leichengift des Nationalismus impft, führen zu jener Blutvergiftung, die
den Namen Faschismus trägt", schrieb Leo Trotzki 1933 in seinem heute
wieder äußerst lesenswerten Essay "Nation und Weltwirtschaft".

Der wachsende Konflikt zwischen Rom und der Brüssel ist Bestandteil des
Aufbrechens der Europäischen Union entlang nationaler Linien, das sich auch
im Brexit und den Konflikten mit Polen und Ungarn zeigt. Überall in Europa
verfolgt die herrschende Klasse eine Politik des Sozialabbaus, der
Staatsaufrüstung und des Militarismus und stützt sich dabei immer offener
auf faschistische Kräfte. In neun Staaten der EU sitzen rechtsextreme
Parteien bereits mit in der Regierung.

Die EU ist keine Antwort auf diese Entwicklung, sondern ihre Ursache. Beim
Sozialabbau, der Staatsaufrüstung und der Abschottung der Grenzen spielt
sie die führende Rolle. Sie erzeugt die zentrifugalen, nationalistischen
Tendenzen, die sie zu bekämpfen vorgibt.

Die Arbeiterklasse kann dieser gefährlichen Entwicklung nur Einhalt
gebieten, indem sie sowohl dem Nationalismus wie der EU entgegentritt und
für Vereinigte Sozialistische Staaten von Europa kämpft.

 * 
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graswurzelrevolution Nr. 433, November 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Ein Höhepunkt des Herbstes der Solidarität

Ein Interview mit Theresa Hartmann, Pressesprecherin des
#unteilbar-Bündnisses

von Bernd Drücke



Am 13. Oktober 2018 haben in Berlin 242.000 Menschen unter dem
Motto "#unteilbar. Für eine offene und freie Gesellschaft
- Solidarität statt Ausgrenzung!" demonstriert. Das breite Spektrum
der Teilnehmer*innen reichte von Anarchist*innen bis zur Gewerkschaft
der Polizei und christlichen Nichtregierungsorganisationen.


Graswurzelrevolution (GWR): #unteilbar war eine der
größten antirassistischen Demonstrationen seit langem. Gerechnet
hattet Ihr mit 40.000 Demonstrant*innen. Wie erklärst Du dir, dass so
viele Menschen gekommen sind?

Theresa Hartmann: Ich glaube, wir haben schon vor #unteilbar
gesehen, dass viele Menschen in den letzten Monaten aktiv geworden
sind und nicht mehr zulassen wollen, dass der politische Status quo
zum Normalzustand wird. Das hat man in Hamburg bei We'll come United
oder in München bei #ausgehetzt gesehen. #Unteilbar war vielleicht
so etwas wie der Höhepunkt des Herbstes der Solidarität.


GWR: Wie fällt Dein persönliches Resümee zur Demo aus?
Was war gut? Was hat Dir nicht gefallen?

Theresa Hartmann: Die Demo hat uns total beeindruckt. Als ich
schon fast an der Abschlusskundgebung angekommen war, habe ich
Freunden von mir geschrieben: "Und wo seid ihr?" und als Antwort kam
zurück: "Wir stehen immer noch auf dem Alex und warten bis unser Wagen
losfahren kann". Das war ein gutes Gefühl. Aber nicht nur die Masse,
sondern auch die Unterschiedlichkeit der Teilnehmenden hat mich
beeindruckt.


GWR: Wie bist Du dazu gekommen, Dich so in die
Demo-Organisation hineinzuschmeißen? Was hat dich motiviert?

Theresa Hartmann: Am meisten hat uns alle motiviert, dass es
bei dieser Demonstration um so Vieles ging: wir wollten letztendlich
nicht nur gegen Rassismus und Ausgrenzung protestieren, sondern auch
gegen die politischen Zuspitzungen, gegen den Sozialabbau und dafür,
dass soziale Fragen nicht mehr auf dem Rücken von Migrant*innen
ausgetragen werden.


GWR: Im Vorfeld distanzierten sich CDU, FDP und andere,
weil die Demo von einem "Linksextremisten", einem Anwalt, der Mitglied
der Roten Hilfe ist, angemeldet wurde. Sahra Wagenknecht vom rechten
Rand der Linkspartei hat sich von #unteilbar distanziert, was ihr ein
Lob von AfD-Chef Gauland einbrachte. Die "Aufstehen"-Politikerin
kritisierte am #unteilbar-Aufruf eine Tendenz, wo die Forderung
"offene Grenzen für alle" als "die bestimmende Position dargestellt"
werde. Es sei ein "bestimmtes Milieu, was dort demonstriert und es ist
ein anderes, was man dort nicht finden wird". Die Forderungen nach
offenen Grenzen für alle seien "völlig weltfremd", so Wagenknecht. Was
sagst Du dazu?

Theresa Hartmann: Also zuerst: Wir sprechen in unserem Aufruf
davon, dass Solidarität keine Grenzen kennt. Von offenen Grenzen steht
da nichts, obwohl es bestimmt Bündnispartner gibt, die diese Forderung
unterstützen würden. Ansonsten würde ich sagen, dass man schon von
mehr als einem "bestimmten Milieu" sprechen kann, wenn fast eine
Viertelmillionen Menschen für Solidarität demonstrieren. Das war ja
unser Anliegen: zu zeigen, dass ein großer gesellschaftlicher Teil
immer noch zu dem Lager gehört, das gegen Ausgrenzung und für
Solidarität steht.


GWR: Unter dem Titel "Toleranzfestival mit den
Muslimbrüdern" kritisierte Marcus Latton in der Jungle World
vom 11. Oktober, dass zu den Erstunterzeichnern des
#unteilbar-Aufrufs auch der Zentralrat der Muslime zählt. Latton: "Zu
dessen Mitgliedern gehören unter anderem die Islamische Gemeinde
Deutschlands (IGD), der deutsche Ableger der Muslimbruderschaft, und
das Islamische Zentrum Hamburg (IZH), das zum Netzwerk der iranischen
Mullah-Diktatur gerechnet wird. Auch dem Berliner Verein Inssan wird
eine Nähe zu den Muslimbrüdern nachgesagt. Dass Antisemitismus und
Homophobie zur Ideologie der Muslimbrüder gehören, stört die
Organisatoren von #unteilbar offenbar nicht. (...) eine Bewegung, die
den Rechtsextremismus mit islamischem Antlitz nicht nur ignoriert,
sondern mit ihm kollaboriert, hat den Antifaschismus hinter sich
gelassen." Was sagst du zu dieser Kritik?

Theresa Hartmann: Zuerst einmal sind wir ja ein Demo-Bündnis,
dessen Aufruf der ZDM unterzeichnet hat. In unserem Aufruf steht, dass
wir gegen Antisemitismus kämpfen und daran halten wir fest. Wir sind
aber kein Dachverband für jede Organisation, die Mitglied eines
Bündnisses ist, das uns unterstützt. Trotzdem nehmen wir die Kritik
ernst und setzen uns damit auseinander.

Wir finden es aber auch schwierig, wenn es als allererstes Kritik
gegen die größte muslimische Initiative im Bündnis hagelt, die
eigentlich in vielen anderen Zusammenhängen ein anerkannter
Dialogpartner ist.


GWR: In BILD, Spiegel Online und Welt
ereifern sich Autoren gerade, dass auf der #unteilbar-Demo
Deutschlandfahnen nicht toleriert wurden. "Palästinensische und
türkische Fahnen seien indes erlaubt gewesen", mokiert sich Die
Welt am 17. Oktober unter dem Titel "Wut auf der Wohlfühl-Demo".
Was haben nationalistische Fahnen überhaupt auf einer Demo zu suchen,
die sich nach eigenen Worten gegen die nationalistische Stimmung der
Entsolidarisierung und Ausgrenzung stellen will?

Theresa Hartmann: Wir haben von Anfang an gesagt, dass unser
Symbol nicht die Deutschlandflagge und auch keine andere Nationalfahne
ist. Eben weil wir nicht für Nationalstolz oder Deutschland als Nation
demonstrieren wollten.

Uns ging es um Solidarität, die keine nationalen Grenzen kennt. Wir
wollen aber nicht jeden, der auf unsere Demo geht, im Vorhinein
kontrollieren. Trotzdem bleiben unsere Fahnen die Regenbogenfahne, die
Gewerkschaftsfahnen oder die "Refugees Welcome"-Fahne.


GWR: Stichwort Instrumentalisierung: Der SPD-Politiker
Heiko Maas hat die Demo im Vorfeld als "großartiges Signal"
bezeichnet, dabei trägt er als ehemaliger Justiz- und heutiger
Außenminister eine Mitverantwortung für Waffenexporte in
Kriegsgebiete, die Verschärfung von Gesetzen und den Rechtsruck. Wie
wehrt Ihr euch gegen solche Vereinnahmungsversuche?

Theresa Hartmann: Ob sich nun Spitzenpolitiker*innen von der
Demo distanzieren, sie vereinnahmen oder sie als "großartiges Signal"
bezeichnen: Darum ging es uns schlichtweg nicht. Wir haben an die
Zivilgesellschaft appelliert, denn es wird sich nur etwas ändern, wenn
viele Menschen sagen: jetzt ist Schluss mit Abschottung,
Gesetzesverschärfungen und Waffenexporten.


GWR: Wurde im Vorfeld der Demo von den Organisator*innen
genug über das Problem der möglichen Instrumentalisierung durch
islamistische oder nationalistische Gruppen wie die Grauen Wölfe
gesprochen? Am Rande der Demo wurde eine antisemitische Rede gehalten.
Warum konnte das nicht verhindert werden?

Theresa Hartmann: Erstmal vorweg: Wir stellen klar, dass diese
Redebeiträge nicht auf einem der offiziellen Lautsprecherwagen oder
Bühnen des #Unteilbar-Bündnisses gehalten wurden. Aber für das, was
auf unserer Demo passiert, haben wir die Verantwortung.

Dieser Beitrag verlässt eindeutig den gemeinsamen Boden unseres
Konsenses und wir distanzieren uns in aller Deutlichkeit davon. Wir
wollten keinen Antisemitismus auf unserer Demonstration.


GWR: Eigentlich sollte im Oktober in Berlin auch eine
Großdemo gegen die neuen "Polizeiaufgabengesetze" (PAG) stattfinden.
Die wurde dann mit der #unteilbar-Demo zusammengelegt. Das Thema
NoPAG hat es bisher trotzdem kaum in die Medien geschafft. Dabei sind
diese Pläne ein drastischer Angriff auf die Grundrechte. Künftig soll
schon eine vermeintlich "drohende Gefahr" ausreichen, um Überwachung,
DNA-Tests und Online-Durchsuchungen einzuleiten. Wie beurteilst Du die
geplanten Polizeiaufgabengesetze?

Theresa Hartmann: Die in vielen Bundesländern geplanten
Polizeiaufgabengesetze sind ein Angriff auf die Grundrechte und ein
weiterer Schritt hin zu einem immer autoritärer werdenden
Überwachungsstaat. Auch weil wir als Aktivist*innen als eine der
ersten von diesen Verschärfungen betroffen sein werden, war NoPAG ein
wichtiges Thema unserer Demonstration.


GWR: Wie können wir die NoPAG-Kampagne stärker in die
Öffentlichkeit bringen? Wie lassen sich die orwellschen PAG-Pläne
durchkreuzen?

Theresa Hartmann: Ich denke, dass Kampagnen und Bündnisse wie
das "NoPAG Bündnis" total wichtig sind, gerade auch um Leute darüber
aufzuklären, wie und warum die neuen PAGs ein Eingriff in ihre
Menschenrechte sind.


GWR: Was plant Ihr als nächstes?

Theresa Hartmann: Wir planen, nochmal zu einem offenen "Wie
weiter"-Treffen einzuladen. Zuerst einmal hoffen wir aber, dass viele
Menschen nach der Demonstration gestärkt und hoffnungsvoll nach Hause
gefahren sind und sie diese Dynamik mitnehmen, in ihre Städte, in
ihren Alltag und in Eigeninitiative anfangen, sich zu wehren und zu
protestieren.


GWR: Wie sieht Deine eigene Utopie aus?

Theresa Hartmann: Naja, so wie die, denke ich, bei uns allen
aussieht: eine von Diskriminierung, Rassismus, Sexismus und all den
anderen Schweinereien befreite Gesellschaft!


GWR: Was ist zu tun, um die Utopie einer solidarischen
Gesellschaft Wirklichkeit werden zu lassen?

Theresa Hartmann: Ich glaube bis dahin ist es noch ein langer
Weg. Aber Aktionen wie #unteilbar zeigen immer wieder, dass wir nicht
alleine sind mit unserem Wunsch nach Veränderung. Deswegen müssen wir
auch noch mehr werden und weiter machen.


GWR: Ein Schlusswort? Was möchtest Du den
Graswurzelrevolution-Leser*innen noch mit auf den Weg geben?

Theresa Hartmann: #unteilbar war am Anfang auch nur eine gute
Idee und ein paar gute Leute mit sehr viel Energie und Kraft, die
diese Idee umsetzen wollten. Und Themen, für oder gegen die man
protestieren sollte, gibt es wirklich genug. Deswegen: selber machen!
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2316: Hambacher Wald - Was hat das Oberverwaltungsgericht Münster entschieden?


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11 · November 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Was hat das OVG Münster entschieden?

Das juristische Tauziehen um den Hambacher Wald

von Hanno Raußendorf(*)



In seinem Eilbeschluss vom 5.10. hat das Oberverwaltungsgericht
(OVG) Münster entschieden, dass die RWE Power AG den Hambacher Wald
nicht roden darf, bis über die Klage des BUND (Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland) NRW gegen den Hauptbetriebsplan 2018-2020 für
den Braunkohletagebau Hambach entschieden ist. Damit ist der Wald für
die Dauer des Verfahrens, geschätzte weitere zwei Jahre, vorläufig
gerettet.


Der BUND NRW geht gegenwärtig in drei verschiedenen Verfahren
gegen den Tagebau Hambach vor:

Zunächst ist er Eigentümer eines Grundstücks unmittelbar nördlich der
alten Trasse der Autobahn A4, bereits in Sichtweite des Tagebaus.
Dieses Grundstück wurde Mitte Mai zugunsten der RWE zwangsenteignet.
Gegen die Enteignung seines sog. "Widerstandsackers" hat der
Umweltverband Klage eingereicht. Eine Zwangsenteignung ist aus Gründen
des überwiegenden Gemeinwohls zulässig. Dass ein Gemeinwohlinteresse
vorliegt, bestreitet der BUND, angesichts dessen, dass die Braunkohle
der klimaschädlichste Energieträger und zur Sicherung der
Energieversorgung heute überflüssig ist.

Andererseits klagt er gegen den 3. Rahmenbetriebsplan für die
Fortführung des Tagebaus im Zeitraum 2020-2030. Der Rahmenbetriebsplan
trifft die grundlegenden Festlegungen über die Entwicklung des
Tagebaus in diesem Zeitraum. Er muss zwingend dann aufgestellt werden,
wenn eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

RWE Power und die genehmigende Bezirksregierung Arnsberg gehen aber
von einem sog. "fakultativen Rahmenbetriebsplanverfahren" aus, ohne
Pflicht zur Planfeststellung mit integrierter
Umweltverträglichkeitsprüfung. Dagegen hat sich der Umweltverband
juristisch gewehrt. Die Klage vor dem Verwaltungsgericht (VG) Köln
wurde Ende 2017 abgewiesen. Gegen das Urteil hat der BUND im März
einen Antrag auf Zulassung der Berufung eingereicht.

Die dritte Klage wendet sich gegen den geltenden Hauptbetriebsplan
2018-2020. Er stellt die eigentliche rechtliche Grundlage für den
Tagebau dar und wurde im März 2018 von der Bezirksregierung Arnsberg
als zuständiger Bergbehörde genehmigt. Gleichzeitig hat die
Bezirksregierung seinen sofortigen Vollzug angeordnet. Die vom BUND
eingereichte Klage hätte daher keine aufschiebende Wirkung entfaltet,
RWE hätte ab dem 1. Oktober 100 Hektar im Kerngebiet des Waldes roden
können.

Neben der Klage in der Hauptsache vor dem VG Köln hat der BUND deshalb
einen Antrag auf Gewährung von Eilrechtsschutz gestellt, durch den die
aufschiebende Wirkung wiederhergestellt werden sollte. Dem hat das OVG
Münster in zweiter Instanz zugestimmt (s.o.). Das VG Köln muss nun im
Kern über die Frage entscheiden, ob der Hambacher Wald wegen der
Vorkommen geschützter Arten oder dem Lebensraumtyp des dortigen Waldes
als "potenzielles FFH-Gebiet" geschützt ist.

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie der EU soll auf europäischer Ebene
dazu beitragen, ökologische Wechselbeziehungen sowie natürliche
Ausbreitungs- und Wiederbesiedlungsprozesse zu bewahren oder wieder
herzustellen. Dafür sollen Lebensräume europaweit vernetzt und
geschützt werden. Ein Dutzend Arten, die nach Anhang IV der Richtlinie
und nach dem Bundesnaturschutzgesetz "streng geschützt" sind, finden
im Hambacher Wald ein Zuhause, die berühmteste unter ihnen ist
wahrscheinlich die Bechsteinfledermaus. Zwei von acht sog.
Wochenstuben in NRW, in denen sich ihre trächtigen Weibchen im Sommer
zusammenfinden, Jungtiere gebären und gemeinsam aufziehen, befinden
sich dort.

Der Wald erfüllt alle Kriterien eines sog. Natura-2000-Gebiets, einem
europaweiten Netz von Schutzgebieten gemäß der FFH-Richtlinie. Als
Stieleichen-Hainbuchenwald ist er FFH-Lebensraum (Natura-Code: 9160)
gemäß Anhang I der Richtlinie, und wegen der Vorkommen etlicher in
Anhang II genannter Arten hätte er als Natura-2000-Gebiet nach Brüssel
gemeldet werden müssen. Dies wurde aber nie gemacht - auch von der
rot-grünen Landesregierung (2010-2017) nicht.

Das VG Köln muss nun darüber entscheiden, ob die Landesregierung den
Wald nach Brüssel hätte melden müssen, und inwiefern er ohne diese
Meldung als "potenzielles FFH-Gebiet" geschützt ist.


(*) Der Autor ist Volljurist und Sprecher für Umwelt- und
Klimaschutz im Landesvorstand von DIE LINKE.NRW .

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 11, 33. Jg., November 2018, S. 11

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.
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MELDUNG/416: Drehstart zur Gaunerkomödie "Alte Bande" mit Mario Adorf und Tilo Prückner (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. November
2018

Drehstart zur WDR/ARD-Gaunerkomödie "Alte Bande" mit Mario Adorf
und Tilo Prückner als betagte Gangster im Senioren-Knast



BOXER, inoffizieller König der JVA, ist ein in die Jahre gekommener
rheinischer Krimineller, der mehr als die Hälfte seines Lebens im
Gefängnis gesessen hat - eine Rolle, die dem großen Mario Adorf (u.a.
"Altersglühen", Der letzte Mentsch") geradezu auf den Leib geschnitten
ist.

In der WDR/ARD-Gaunerkomödie "Alte Bande" wird BOXER aus Altersgründen
in den Seniorenknast verlegt und trifft dort auf seinen früheren
Kumpan WALLBERG (Tilo Prückner), so dass das unvergessene Ganoven-Duo
Adorf/Prückner aus "Bomber und Paganini" nach mehr als 40 Jahren noch
einmal gemeinsam aufspielen kann. Unterstützt von HENNE (Hermann
Beyer), der die "Alte Bande" Bande komplettiert, wagen sie noch einmal
BOXERs Liebe wegen den Ausbruch in die Freiheit - in einer Geschichte,
die warmherzig und humorvoll von Alter, Freundschaft, Liebe,
verpassten und neuen Chancen erzählt.

Unter der Regie von Grimme-Preisträger Dirk Kummer ("Zuckersand")
haben die Dreharbeiten am 13. November in Köln begonnen. Das Drehbuch
stammt von Constantin Lieb und Simon X. Rost. Neben Mario Adorf, Tilo
Prückner und Hermann Beyer stehen unter anderem Jochen Stern, Johanna
Gastdorf, Hildegard Schmahl, Jörg Gudzuhn und Julia-Maria Köhler vor
der Kamera.

"Alte Bande" ist eine Produktion der Elsani & Neary Media GmbH im
Auftrag des Westdeutschen Rundfunks für Das Erste. Produzentin ist
Anita Elsani, die redaktionelle Verantwortung liegt bei Lucia Keuter
(WDR). Gedreht wird bis Mitte Dezember in Köln und Umgebung.
Voraussichtlicher Sendetermin ist 2019 im Ersten

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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THEMENREIHE/403: ARD-alpha - Judenfeindlichkeit in Geschichte und Gegenwart, 17.-22.11.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. November 2018

Judenfeindlichkeit in Geschichte und Gegenwart

Programmschwerpunkt "Antisemitismus"

17. bis 22. November 2018, ARD-alpha



Hetze, Pöbeleien und Gewalt: 80 Jahre nach den Novemberpogromen des
NS-Regimes in Deutschland häufen sich die Nachrichten über Mobbing und
Übergriffe gegen jüdische Mitbürger. Nicht nur in Deutschland, sondern
weltweit. Woher kommen diese neuen alten Stimmen? Wie äußert sich
Judenhass heute? Und was kann man dagegen tun? Im Rahmen eines
Programmschwerpunkts "Antisemitismus" setzt sich
ARD-alpha vom 17. bis 22. November mit Judenfeindlichkeit in
Geschichte und Gegenwart auseinander.

Im Mittelpunkt des Programmschwerpunkts stehen am 19. November 2018
der Film "Der neue Antisemitismus" und ein von Andreas Bönte
moderiertes Gespräch mit Gästen aus Wissenschaft und Kunst sowie am
21. und 22. November die Porträts der Holocaust-Überlebenden Eduard
Kornfeld und Yehuda Bacon aus der Reihe "Zeuge der Zeit".

Das Ergebnis einer Langzeitstudie der TU Berlin hat es im Sommer
bestätigt: Der Antisemitismus hat im digitalen Zeitalter deutlich
zugenommen und ist im Internet so weit verbreitet wie noch nie. Was
unterscheidet den "neuen" vom "alten" Antisemitismus? Wie gefährlich
ist diese Entwicklung? Und vor welche Herausforderungen stellt sie die
Gesellschaft? Fragen wie diesen widmet sich "alpha-thema:
Antisemitismus" am 19. November 2018 ab 20.15 Uhr sowie vom 20. bis
22. November 2018 jeweils ab 21.00 Uhr. Im Film "Der neue
Antisemitismus" ordnen Charlotte Knobloch, Präsidentin der
Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern, und der Comedian
und Autor Oliver Polak am 19. November 2018 um 20.15 Uhr den neuen
Judenhass ein, sprechen über Antisemitismus im Netz, ihre persönlichen
Erlebnisse und ihre Hoffnung auf ein Deutschland ohne Judenhass.

Im Anschluss daran diskutiert Moderator Andreas Bönte um 20.30 Uhr in
"Antisemitismus - Eine Gesprächsrunde" mit der Schauspielerin,
Theaterregisseurin und Autorin Adriana Altaras, dem Historiker und
Politikwissenschaftler Götz Aly, dem international gefeierten und
vielfach ausgezeichneten Pianisten Igor Levit, der nach dem
Antisemitismus-Skandal bei der Verleihung des Musikpreises Echo im
April seinen Echo Klassik zurückgegeben hat, sowie mit der unter dem
Künstlernamen "Lady Bitch Ray" auch als Rapperin bekannten Islam-,
Sprach- und Genderforscherin Reyhan Sahin, die antisemitischen wie
frauenfeindlichen Texten ihrer Rap-Kollegen den Kampf angesagt hat.
Aufgezeichnet wird das Gespräch am 11. November 2018 ab 17.00 Uhr im
Literaturhaus München. Veranstalter sind die Literaturhandlung und die
Stiftung Buch-, Medien- und Literaturhaus München in Zusammenarbeit
mit ARD-alpha.


Holocaust-Überlebende berichten

Wie ist es möglich, körperlich und seelisch den absoluten Nullpunkt
der Humanität zu überleben? Und was kann jeder Einzelne heute tun,
damit so etwas wie die Schoah nie wieder geschieht? In diesem
ergreifenden Gespräch teilt der 89-jährige Yehuda Bacon seine
Lebensgeschichte und seine wertvollen Lebensweisheiten mit der
Nachwelt.

In zwei berührenden Porträts aus der Reihe "Zeuge der Zeit" geben die
Holocaust-Überlebenden Eduard Kornfeld und Yehuda Bacon am 21. und am
22. November jeweils um 21.00 Uhr ihre Erinnerungen an nachfolgende
Generationen weiter.

Ergänzt wird der Programmschwerpunkt "Antisemitismus" durch das auf
einer wahren Geschichte basierende Holocaust-Drama "Lauf Junge lauf"
am 17. November 2018 um 22.00 Uhr sowie durch Reportagen und
Dokumentationen.


Programmschwerpunkt "Antisemitismus" - Die Sendungen in
ARD-alpha im Einzelnen:


Samstag, 17. November 2018

22.00 Uhr: Lauf Junge lauf

Spielfilm, Deutschland/Frankreich 2013

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 7 Tage


Montag, 19. November 2018

19.15 Uhr: RESPEKT kompakt

Judenhass - alte neue Vorurteile und was wir dagegen tun können

Reportage, 2018

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre

ab 20.15 Uhr alpha-thema: Antisemitismus

20.15 Uhr: Der neue Antisemitismus

Dokumentation, 2018

20.30 Uhr: Antisemitismus - Eine Gesprächsrunde

mit Igor Levit, Reyhan Sahin alias Lady Bitch Ray, Götz Aly und
Adriana Altaras

Diskussion, 2018; Moderation: Andreas Bönte

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre

22.00 Uhr: Judenhass in Europa

"Die Story", WDR 2018


Dienstag, 20. November 2018

21.00 Uhr: Jude. Deutscher. Ein Problem?

Dokumentation, SWR 2016

21.45 Uhr

Mittendrin - Zu Besuch bei Juden

Was weiß ich über Juden - "Ein hessenreporter"

Dokumentation, HR 2014

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 7 Tage


Mittwoch, 21. November 2018:

21.00 Uhr

Zeuge der Zeit: Eduard Kornfeld

"Gott war nicht in Auschwitz"

Dokumentation, 2018

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre

21.45 Uhr: Von Hannover nach Auschwitz

Wie Jugendliche die Vergangenheit erleben - Die Reportage

Reportage, NDR 2015

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 7 Tage


Donnerstag, 22. November 2018

21.00 Uhr: Zeuge der Zeit: Yehuda Bacon

"Glück ist eine Möglichkeit"

Dokumentation, 2018

BR Mediathek: nach Ausstrahlung 5 Jahre

21.45 Uhr: "Heimweh nach Themar" - Jüdische Spuren an Rennsteig und
Werra

"Der Osten - Entdecke, wo du lebst"

Dokumentation, MDR 2016



Programmschwerpunkt "Antisemitismus" - Sendungen in Bayern
2: 

Die radioWelt am Morgen sendet von Montag, 19. November, bis Freitag,
23. November, in einer Wochenserie jeden Tag zwischen 06.05 Uhr und
08.30 Uhr einen Beitrag zum Thema "Antisemitismus".

Das Notizbuch porträtiert in der Sendung am Montag, den 19. November,
um 10.05 Uhr den Zeitzeugen Ernst Grube.

Der Zündfunk berichtet am Mittwoch, den 21. November, um 19.05 Uhr in
einem Schwerpunkt von den "Radikalen Jüdischen Kulturtagen", die vom
2. bis 12. November im Berliner Gorki Theater stattfinden. Zu hören
ist neben einer Reportage von der Veranstaltung auch ein Porträt von
Max Czollek, Autor des Buches "Desintegriert euch".

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 9. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle
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FEATURE/1140: Deutschlandfunk Kultur - Reihe 18 Plus! Bella Palanka, 17.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Reihe 18 Plus!

Bella Palanka

Eine serbisch-deutsche Heimaterzählung

Von Johanna Bentz

Deutschlandfunk Kultur 2018/ca. 54'

(Ursendung)

Feature

Samstag, 17. November 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Nach einer Haftstrafe von mehr als drei Jahren schiebt Deutschland
'kriminelle Ausländer' in ihre Herkunftsländer ab. Doch was, wenn dort
kein Zuhause mehr zu finden ist? Emrah Gradina, 28, muss sich ein
neues Leben in Serbien aufbauen. 22 Jahre seines Lebens hat er in
Deutschland verbracht, spricht nur gebrochen Serbisch und ist nun
völlig auf sich allein gestellt.

Das Feature macht Emrah zum Erzähler seines Lebens. Es zeigt Versuche
eines Neuanfangs, spart aber auch seine schwierige Vergangenheit in
Deutschland nicht aus.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. November 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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FEATURE/1139: WDR 3 - Wie die Letten ihre Republik besingen, 17.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Nation aus dem Liederschrank - Wie die Letten ihre Republik
besingen

von Jutta Jacobi

WDR 3 Kulturfeature

Produktion: WDR 2018

17.11.2018, 12.04 - 13.00 Uhr | WDR 3



Alle fünf Jahre versammeln sich in Riga Zehntausende von Menschen
unter freiem Himmel zum größten Sängerfest der Welt. In diesem Jahr
fiel es mit dem 100. Geburtstag der lettischen Republik zusammen,
gegründet am 18. November 1918 - als letzter der drei baltischen
Staaten.

Die Letten verstehen sich als "singendes Volk". Ihr größter Schatz ist
ein Schrank mit 268815 Liedtexten. Ihr Nationalheld ist kein Feldherr
und kein Politiker, sondern ein Liedersammler. Mit ihren Liedern haben
sie erst die Deutschen aus dem Land gesungen, dann die Sowjets. Singen
ist Bürgerpflicht in Lettland. Aber nicht alle Bewohner des Landes
singen dieselben Lieder. Nach 44 Jahren sowjetischer Besatzung ist
eine große russische Minderheit im Land geblieben. Die bewahrt ihre
eigenen Traditionen, ihre eigene Sprache, ihre eigene Version der
Geschichte. Aber es gibt Grenzgänger. Zum Sängerfest hat Jutta Jacobi
eine junge Eurorussin begleitet. Sie singt mit den Letten und pflegt
ihre russische Seele.

Redaktion: Thomas Nachtigall

 * 

Quelle:

Programmtip vom 9. November 2018
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HÖRSPIEL/1842: WDR 3 - "Der Absprung" von Paul Plamper, 17.11.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

DENK ICH AN DEUTSCHLAND ...

WDR 3-Hörspielreihe vom 17.-24.11.2018 


Der Absprung

von Paul Plamper

17. November 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

18. November 2018, 17.04 - 18.00 Uhr | WDR 5



Millionen Bundestrainer haben Deutschland vom Rumpelfußball nach
Schland und vom Weltmeistertitel nach Özil-Gate geführt. In Millionen
Wohnzimmern, an Millionen Arbeitsplätzen, in Hunderttausenden von
Fahrzeugen des öffentlichen Personennahverkehrs, in Tausenden von
Fitnessstudioumkleiden und den Kassenschlangen von Tankstellen wird
geschimpft, gejubelt und debattiert. Aber was ist mit den 80 Millionen
Bundeskanzlerinnen? Sie bevölkern Kleinstädte, schreiben Leserbriefe
und Kommentare, oder gehen montags demonstrieren. Es sind
Windkraftbefürworter oder Windkraftbefürwortergegner, Revolutionäre,
Reaktionäre. Sie schimpfen, jubeln, debattieren: Wie sollte das
eigentlich sein mit Deutschland? Wie kann die große Politik dafür
sorgen, dass das eigene kleine Leben besser wird? Und das der anderen
auch, oder - je nachdem, wen man fragt - schlechter?

Die WDR 3-Hörspielreihe "DENK ICH AN DEUTSCHLAND..." versammelt vom
17.-24.11. eine Woche lang Geschichten von der großen Politik im
Kleinen. Wir hören die Rufe von Pegida-Agitatoren (Paul Plamper: Der
Absprung), hören von den Sorgen der BürgerInnen einer Kleinstadt (Rami
Hamze: Reise nach Mecker), von einer Deutschlandutopie aus dem
Hobbykeller (Tom Peuckert: Die Wähler), den Auswirkungen von
Bankgeschäften auf eine kleine Kirchengemeinde (Lothar Schöne: Tod auf
dem Friedhof) und natürlich den Fantasien von selbsterklärten
Reichsbürgern (Till Müller-Klug: Deutschlandpark).


Alle Hörspiele der Reihe:

"Der Absprung" von Paul Plamper, 17. November 2018 in WDR 3, 18.
November 2018 in WDR 5

"German National Tours" von Kristian Kuszinsky und Marcus Seibert, 18.
November 2018 in WDR 3, 19. November 2018 in 1LIVE

"Reise nach Mecker" von Rami Hamze, 19. November 2018 in WDR 3

"Deutschlandpark" von Till Müller-Klug, 20. November 2018 in WDR 3

"Geschichte wie ich einmal versucht habe Jakob zum Kommunisten zu
machen" von Operation schwarz-roter August, 21. November 2018 in WDR 3

"Reformlandschaften" von Andreas Luge, 22. November 2018 in WDR 3

"Tod auf dem Friedhof" von Lothar Schöne, 23. November 2018 in WDR 3,
24. November 2018 in WDR 5

"Die Wähler" von Tom Peuckert, 24. November 2018 in WDR 3, 25.
November 2018 in WDR 5


Der Absprung


Von Paul Plamper

Eine ostdeutsche Kleinstadt namens 'Leerstadt'. 2015 sind Geflüchtete
in die schrumpfende Stadt gekommen. Die Konflikte um die Zuwanderung
eskalieren, als ein neu-rechter Demagoge die Wut und Ängste der
Bürger*innen nutzt und zu einem Boykott gegen das städtische Theater
aufruft.

Dort probt das multinationale Theaterensemble gerade eine umstrittene
Aufführung mit einem Hauptdarsteller aus Kamerun. Die Stadt gerät in
einen medialen Wirbel um Rassismusvorwürfe und Ost-Vorurteile, als
Mitglieder des Theaters ankündigen, Leerstadt zu verlassen.

Das Hörspiel erzählt von Zerrissenheit, Lagerbildung und zielt auf
eine vielschichtige Darstellung der aktuellen gesellschaftlichen
Fliehkräfte.

"Der Absprung" war bereits als 20-Kanal-Audio-Installation im
Residenzschloss Altenburg und im ZKM Karlsruhe zu erleben. Nach
"Future Dealers" (Museumsquartier Wien 2016) und den u.a. mit dem
Deutschen Hörbuchpreis ausgezeichneten "Dienstbaren Geistern" (WDR und
Ruhrtriennale mit BR, DLF Kultur und MDR 2017) bildet es den dritten
und abschließenden Teil von Plampers "Fremde & Geister"-Trilogie über
die Konstruktion des Fremden.

Unterstützt durch den Deutschen Literaturfonds.

Buch, Regie und Schnitt: Paul Plamper

Sprecher: Artur Albrecht, Stefan Cordes, Felicia Descher, Richard
Djif, Andy Drabek, Fernanda Farah, Ulrich Gerhardt, Margit Hahn, Carl
Hegemann, Fabian Hinrichs, Michael Kinkel, Cristin König, Sophia
König, Peter Kurth, Franziska Niermann, Tina Pfurr, Peter
Schellenberg, Petra Sparbrod, Christian Weber, Dana Weber u.a.

Aufnahmen: Johannes Scherzer und Michael Krajczok

Mischung und Sounddesign: Titus Maderlechner

Produktionsleitung, dramaturgische Mitarbeit und Schnitt: Felicitas
Arnold

Regieassistenz und Schnitt: Tilman Meckel

Dramaturgie und Redaktion: Martina Müller-Wallraf

Produktion: WDR, Schloss- und Kulturbetrieb Altenburg mit BR und DLF
Kultur 2018


Ausstrahlung: 17. November 2018 in WDR 3, 18. November 2018 in WDR 5

Das Hörspiel steht hier nach der Sendung für 1 Monat zum Nachhören zur
Verfügung.

 * 
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Programmtip vom 14. November 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1787: Deutschlandfunk - Experimente an Englands Schulen, 17.11.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Old School trifft Zukunft

Experimente an Englands Schulen

Mit Reportagen von Benjamin Dierks

Gesichter Europas

Samstag, 17. November 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wer in den Problembezirken Großbritanniens groß wurde, hatte lange
kaum Aussicht auf eine erfolgreiche Schullaufbahn. Doch seit der
Jahrtausendwende hat sich etwas geändert: An einigen Gesamtschulen
brachten plötzlich ganze Jahrgänge Bestnoten nach Hause. Der Grund:
Überforderte Secondary Schools wurden zu sogenannten Academies - freie
Schulen, die von einer Stiftung betrieben werden und nicht mehr dem
staatlichen Lehrplan unterworfen sind. Das Credo der Gründer: Auch
sozial benachteiligte Schüler können Spitzenleistungen abliefern, wenn
sie nur ein stabiles Umfeld haben. Der Erfolg hat einen Preis: Eiserne
Disziplin und stramme Regeln bestimmen den Lernalltag.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. November 2018
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DERMATOLOGIE/730: Forschung - Wie Hautkrebszellen dem Immunsystem entkommen (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 13.11.2018

Wie Hautkrebszellen dem Immunsystem entkommen



Einen neuen Signalweg, wie Hautkrebszellen sich dem Angriff des
Immunsystems entziehen können, haben Mainzer Wissenschaftler um Dr. Toszka
Bohn, Dr. Steffen Rapp und Univ.-Prof. Dr. Tobias Bopp entdeckt. Im
Tiermodell und durch Analyse menschlicher Gewebeproben konnten sie dabei
die maßgebliche Rolle eines bestimmten Proteins mit dem Namen ICER
nachweisen und zeigen, dass bei Abwesenheit von ICER der Tumor langsamer
wächst. Die renommierte Zeitschrift "Nature Immunology" berichtet hierüber
in ihrer Online-Ausgabe vom 5. November.

Im Laufe der Evolution hat das Immunsystem effektive Mechanismen
entwickelt, um von "außen" in den Körper eingedrungene Krankheitserreger
zu erkennen und zu beseitigen, bevor diese einen erheblichen Schaden
anrichten können. Jedoch drohen dem Körper auch Gefahren von "innen",
beispielsweise durch veränderte Zellen, aus denen sich letztlich ein Tumor
entwickeln kann. Aber wie schaffen es diese entarteten Zellen einer
Erkennung durch das Immunsystem zu entgehen? Einen solchen Vorgang
bezeichnen Wissenschaftler als Immunevasionsmechanismus. Die Aufdeckung
dieser Mechanismen ist für die Entwicklung neuer immuntherapeutischer
Ansätze in der Krebstherapie essentiell.

"In unserer Publikation konnten wir einen bisher unbekannten, von
schwarzem Hautkrebs (Melanom) genutzten Immunevasionsmechanismus
aufdecken", erläutert Dr. Toszka Bohn, Wissenschaftlerin am Institut für
Immunologie der Universitätsmedizin Mainz. Krebszellen sind unter anderem
durch ein sehr schnelles Wachstum gekennzeichnet. Hierfür benötigen die
Tumorzellen viel Energie, die sie durch einen hohen Stoffwechselumsatz
gewinnen. "Wir konnten zeigen, dass vor allem Melanome eine sehr hohe
Stoffwechselrate besitzen, wodurch es zu einer starken Ansäuerung der
Tumorumgebung kommt", ergänzt Univ.-Prof. Dr. Tobias Bopp, Co-Autor und
Sprecher des Forschungszentrums für Immuntherapie (FZI). Dieses saure
Mikromilieu des Tumors wiederum führt dazu, dass sich bestimmte
Immunzellen, so genannte Makrophagen, die in den Tumor eingewandert sind,
zu einem spezifischen Subtyp anti-inflammatorischer Makrophagen, den
M2-Makrophagen, entwickeln.

Normalerweise beteiligen sich M2-Makrophagen an Wundheilungsprozessen und
am Wiederaufbau verletzten Gewebes. Diese Eigenschaften kommen jetzt
jedoch dem Tumor zugute, wodurch dieser weiter wachsen kann. Durch
genauere Analyse des Mechanismus konnten die Forscher zeigen, dass an der
Makrophagen-Entwicklung hin zum M2-Subtyp ein bestimmtes Protein, der
"inducible cAMP early repressor" (ICER), maßgeblich beteiligt ist. "Im
Tiermodell konnten wir weiter nachweisen, dass sich die Immunantwort auf
Tumo¬ren verbessert bzw. das Wachstum von Krebs ver¬langsamt, wenn wir
ICER eliminieren oder den dazu¬gehörigen Signalweg unterbrechen", sagt
Toszka Bohn. "Parallele Untersuchungen an menschlichen Gewebeproben
unterstreichen dabei die klinische Relevanz unserer Erkenntnisse."
Das Protein ICER, an dem die Mainzer Wissenschaftler forschen, steht im
Mittelpunkt eines von 18 Teilprojekten des in diesem Jahr gestarteten
neuen SFB 1292 "Gezielte Beeinflussung von konvergierenden Mechanismen
ineffizienter Immunität bei Tumorerkrankungen und chronischen
Infektionen". "Der in dieser Arbeit identifizierte Mechanismus liefert
neue Erkenntnisse hinsichtlich der Behinderung des Immunsystems bei der
Bekämpfung von Tumoren und bietet so eine Basis zur Entwicklung neuer
Therapieansätze", erläutert Univ.-Prof. Dr. Hansjörg Schild, Sprecher des
SFB 1292. Ziel des SFB ist es aufbauend auf den gewonnenen Erkenntnissen
neue personalisierte Immuntherapien für die Behandlung sowohl von Tumoren
als auch von chronischen Infektionen zu entwickeln.


Originalpublikation:

Toszka Bohn, Steffen Rapp, Natascha Luther, Matthias Klein, Till-Julius
Bruehl, Nobuhiko Kojima, Pamela Aranda Lopez, Jennifer Hahlbrock, Sabine
Muth, Shogo Endo, Stefanie Pektor, Almut Brand, Kathrin Renner, Vanessa
Popp, Katharina Gerlach, Dennis Vogel, Christina Lueckel, Danielle
Arnold-Schild, Jacques Pouyssegur, Marina Kreutz, Magdalena Huber, Jochem Koenig,
Benno Weigmann, Hans-Christian Probst, Esther von Stebut, Christian
Becker, Hansjoerg Schild, Edgar Schmitt and Tobias Bopp: Tumor
immunoevasion via acidosis-dependent induction of regulatory
tumor-associated macrophages, Nature Immunology, Advance Online Publication
(AOP): 

http://dx.doi.org/10.1038/s41590-018-0226-8
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FORSCHUNG/3934: Wissenschaftler erforschen frühe Weichenstellung für komplexes Lernen (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 13.11.2018

UKE-Wissenschaftler erforschen frühe Weichenstellung für komplexes Lernen



"Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr": Dieser Spruch scheint
auch für die Entwicklung des Gehirns zu gelten. Denn im jungen Gehirn
existiert offenbar eine kritische Periode, während der ein Gen aktiviert
werden muss, damit komplexes Lernen im Erwachsenenalter überhaupt möglich
ist. Das berichten Forscherinnen und Forscher des Universitätsklinikums
Hamburg-Eppendorf (UKE) im internationalen Fachmagazin PNAS. Die Befunde
haben möglicherweise Auswirkungen auf die Erziehung von Kindern und die
Behandlung psychiatrischer Erkrankungen, denen Entwicklungsstörungen des
Gehirns zugrunde liegen.

Nach der Geburt formen sich während einer bestimmten Phase ("kritische
Periode") im Gehirn Nervennetzwerke. Sie bilden die Grundlage für die
Sinneswahrnehmung im Erwachsenenalter. "Ob solche kritischen Perioden auch
für komplexe Verhaltensweisen wie das Lernen existieren, wird seit langem
diskutiert", sagt Prof. Dr. Dietmar Kuhl, Direktor des Instituts für
Molekulare und Zelluläre Kognition im Zentrum für Molekulare Neurobiologie
(ZMNH) des UKE. "Unsere Studie zeigt erstmals, dass es tatsächlich so ist.
Während einer kritischen Periode in der frühen Phase der Hirnentwicklung
wird das Gen Arc/Arg3.1 aktiviert. Es ist für die Bildung von
Nervennetzwerken verantwortlich, die später komplexes Lernen ermöglichen."

Früher Weichensteller: Das Gen Arc/Arg3.1 muss aktiviert werden

In einer früheren Studie hatten Prof. Dr. Dietmar Kuhl und sein Team das
Gen Arc/Arg3.1 bereits identifiziert. Damals fanden sie heraus, dass es
bei Mäusen als "Gedächtnisgen" bei der Speicherung von
Langzeitinformationen eine Rolle spielt: Tiere, bei denen es fehlt,
entwickeln einen alzheimerähnlichen Gedächtnisverlust bei ansonsten
normaler Gesundheit. "Eine überraschende Entdeckung war aber, dass dieses
Gen auch bei jungen Mäusen zu einer Zeit aktiv ist, in der diese noch gar
kein Langzeitgedächtnis ausbilden können", erklärt Dr. Ora Ohana, die das
Forschungsprojekt gemeinsam mit Kuhl geleitet hat. "Jetzt konnten wir
nachweisen, dass Mäuse, bei denen das Gen Arc/Arg3.1 während der frühen
Entwicklung nach der Geburt aktiv war, im Erwachsenenalter schneller und
komplexer lernen als Mäuse, denen das Gen in dieser kritischen
Entwicklungsphase fehlte."

Die neuen Erkenntnisse helfen nach Ansicht der Forschenden zu verstehen,
wie sich die Beeinflussung der Aktivität des Gens Arc/Arg3.1 durch
genetische und umweltbedingte Faktoren - also auch Erfahrungen in der
frühen Kindheit - auf die Gedächtnisfähigkeiten im Erwachsenenalter
auswirken können. In Zukunft, so die Hoffnung des Teams um Prof. Kuhl und
Dr. Ohana, könnten ihre Erkenntnisse dazu beitragen, optimale
Voraussetzungen für die Kindesentwicklung zu schaffen oder die Behandlung
psychiatrischer Erkrankungen zu verbessern, denen Störungen in der
Hirnentwicklung zugrunde liegen.


Originalpublikation:

Gao et al., Arc/Arg3.1 mediates a critical period for spatial learning and
hippocampal networks, Proceedings of the National Academy of Sciences USA
(PNAS)
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Kaminofen: Wärme mit Nebenwirkungen

Schlechte Luft Dank Ofenwärme?

(dgk) Kamin- und Kachelöfen werden immer beliebter. Holzfeuer ist
warm, ein schöner Anblick und verbreitet gemütliche Atmosphäre. Mehr
und mehr Hausbesitzer nutzen den Kamin in der Übergangszeit als
Alternative zum Heizen mit Öl oder Gas. Doch man kann beim Heizen mit
Holz auch viel falsch machen und damit dem Klima und der eigenen
Gesundheit schaden.

Feinstaub: Unsichtbar aber gefährlich

Beim Verbrennen von Holz können gefährliche Stoffe entstehen, so auch
Staub, der in der Regel zu über 90 Prozent aus gesundheitlich
schädigenden feinsten Partikeln besteht. Dieser sogenannte Feinstaub
ist für das Auge nicht sichtbar, dringt aber beim Atmen tief in die
Lunge ein. Die eingeatmeten Partikel verdoppeln laut Studien die Rate
tödlicher Herzinfarkte, erhöhen den Blutdruck, verringern die
Lungenkapazität bei Kindern und begünstigen Asthma. Außerdem steht
Feinstaub im Verdacht, Krebs zu erzeugen, die Hautalterung zu
beschleunigen und Schlaganfälle zu begünstigen.

Luftqualität in den eigenen vier Wänden sinkt

Nicht alle Schadstoffe gelangen durch den Schornstein nach außen. Beim
Öffnen der Ofentür oder bei undichten Anlagen gelangen Schadstoffe
auch in den Raum, besonders während ungünstiger Wetterlagen. Außerdem
kommt es durch die starke Erwärmung direkt am
Ofen zu Luftströmungen, die beständig Staub aufwirbeln.

Kaminöfen tragen erheblich zur Schadstofflast bei

Das weitaus größere Problem, weil es alle Menschen betrifft, ist
jedoch die Verschmutzung der "frischen" Luft. In Deutschland gibt es
nach Angaben des Bundesverbands des Schornsteinfegerhandwerks etwa
11,7 Mio. sogenannter Einzelraumfeuerungsanlagen. Das Heizen mit Holz
verursacht, auch wenn es sachgerecht vorgenommen wird, deutlich
größere luftverschmutzende Emissionen als andere Energieträger wie
Heizöl oder Erdgas. Vom Umweltbundesamt in Auftrag gegebene
Luftmessungen zeigen, dass Holzfeuerungsabgase einen deutlichen Anteil
an der Feinstaubbelastung in Wohngebieten haben können. Und
Untersuchungen aus der Schweiz sprechen dafür, dass Feinstaub aus
durchschnittlichen Kaminöfen ähnlich schädlich ist wie Dieselruß.

Richtiges Beheizen minimiert die Risiken

Wird ein Ofen falsch betrieben, kann der Partikelausstoß drastisch
ansteigen. Ursachen sind häufig der Einsatz des falschen Brennstoffs
(z.B. zu feuchtes Holz), die Überladung des Brennraums und eine falsch
eingestellte Luftzufuhr.

Richtiges Heizen fängt bereits damit an, dass das Holz aus der Region
kommt und nicht umweltbelastend weit transportiert wurde. Das
Brennmaterial muss unbedingt ausreichend lang und trocken gelagert
worden sein. Der Wassergehalt sollte bei maximal 20 Prozent liegen,
was ganz leicht mit einem einfachen Holzfeuchtemessgerät ermittelt
werden kann.

Wichtig: Auf gar keinen Fall darf behandeltes Holz verbrannt werden.
Hierdurch entstehen extrem giftige Stoffe, die auch in der
unmittelbaren Umgebung niedergehen.

Beim Anzünden ist eine ausreichende Luftzufuhr wichtig, damit die
Flamme heiß wird (= helle Flamme) und das Holz vollständig verbrennt.
Bei zu vollem Ofen und zu wenig Luft wird das Holz nicht richtig
verbrannt, es entstehen Schadstoffe. Wenn Holz sauber verbrannt wird,
hinterlässt es nur feine, weiße Asche. Unverbrannte Reste, Kohle- oder
Rußpartikel in der Asche sind ein Warnsignal. Bei unvollständiger
Verbrennung können giftiges Kohlenmonoxid und klimaschädliches
Methangas entstehen.

Wer die wichtigsten Grundregeln, wie beispielsweise richtiges Anfeuern
beachtet, kann Gesundheitsrisiken vermindern. Dabei hilft der Ratgeber
"Heizen mit Holz" vom Umweltbundesamt. Er gibt Tipps zum sauberen
Heizen und informiert über gesetzliche Regelungen, wie Kamine und Co.
schadstoffarm betrieben werden können. Der Ratgeber kann kostenfrei im
Internet unter www.uba.de/uba-info-medien/3151.html runtergeladen
werden.
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Mit Diabetes sicher Auto fahren

Laut neuer Leitlinie "Diabetes und Straßenverkehr" können
Diabetiker grundsätzlich am Straßenverkehr teilnehmen und dürfen auch
Lastwagen und Busse steuern. Wichtig für die Fahrtauglichkeit ist es
jedoch, dass sie Unterzuckerungen frühzeitig erkennen und im Ernstfall
richtig reagieren.

(RaIA / dgk) Mit dem eigenen PKW unterwegs sein: Für die meisten
Menschen gehört dies zu ihrer Mobilität und damit zur Lebensqualität.
Auto fahren macht unabhängig und ermöglicht Teilhabe am sozialen und
gesellschaftlichen Leben. Das gilt natürlich auch für Diabetiker. In
Deutschland ist schätzungsweise jeder zehnte Führerscheininhaber
zuckerkrank, so der Ratgeber aus Ihrer Apotheke, denn fast sechs
Millionen Diabetespatienten besitzen einen Führerschein.

Steuern erlaubt

Die gute Nachricht: Die meisten von ihnen können uneingeschränkt am
Straßenverkehr teilnehmen, sowohl mit dem eigenen Wagen als auch
beruflich als Busfahrer, im Lastwagen oder Taxi. Das bestätigt die
neue Leitlinie "Diabetes und Straßenverkehr", die erstmals auf
wissenschaftlich fundierter Grundlage die Fahrtauglichkeit bei
Diabetes bewertet.

"Nach allen verfügbaren Untersuchungen ist die Unfallhäufigkeit bei
Menschen mit Diabetes nur unwesentlich erhöht", sagt Professor
Reinhard Holl von der Universität Ulm, Koordinator und Mitautor der
Leitlinie. Weder ein hoher Langzeitblutzuckerwert (HbA1c-Wert) noch
eine Insulintherapie seien Gründe für ein Fahrverbot.

Trotzdem gibt es einige Situationen und Diabetes-Komplikationen, die
die Teilnahme am Straßenverkehr ausschließen - beispielsweise eine
unbehandelte Schlaf-Apnoe. Dabei kommt es zu nächtlichen
Atemaussetzern. Die Folgen sind eine ausgeprägte Tagesmüdigkeit und
ein vermindertes Reaktionsvermögen.

Gefährlicher Zuckermangel

Auch bei wiederholten schweren Unterzuckerungen heißt es: Fahren
verboten! Typisch für eine Unterzuckerung, medizinisch Hypoglykämie
genannt, sind ein drastisches Absinken des Blutzuckerspiegels und
Zuckermangel im Gehirn. Konzentrationsstörungen, Schwindel,
Kontrollverlust und schlimmstenfalls Bewusstlosigkeit heißen die
gefährlichen Folgen, die rasches und richtiges Reagieren im
Straßenverkehr verhindern. Ganz klar: Schwere Unterzuckerungen erhöhen
die Gefahr für Unfälle.

Das größte Risiko einer Unterzuckerung haben Diabetiker, die mit
Insulin behandelt werden. Aber auch, wer bestimmte blutzuckersenkende
Tabletten einnimmt, ist nicht davor gefeit. Manche Diabetiker bemerken
Unterzuckerungen nicht rechtzeitig - und müssen ihren Wagen deshalb
stehen lassen.

Vorübergehend fahruntauglich

"Bei zwei schweren Unterzuckerungen im Wachzustand innerhalb eines
Jahres darf man zunächst nicht mehr Auto fahren", erklärt Professor
Holl. Es gibt jedoch Möglichkeiten, die Gefahr von Hypoglykämien zu
verringern und die Fahrtauglichkeit damit wiederzuerlangen - etwa
durch eine Umstellung der Medikamente oder durch
Wahrnehmungsschulungen.

Vorübergehend aufs Autofahren verzichten müssen Diabetiker bei
schweren Stoffwechselentgleisungen, in der Einstellungsphase auf
Insulin, aber auch bei anderen wichtigen Therapieumstellungen oder
Dosisänderungen. Hinters Lenkrad dürfen sie dann erst wieder, wenn der
Blutzuckerstoffwechsel stabil ist.

Keine Unterzuckerung riskieren

1. Messen Sie Ihren Blutzucker, bevor Sie sich aus Steuer setzen. Ist
der Wert zu niedrig, muss die Abfahrt verschoben werden.

2. Bei längeren Fahrten gilt: Regelmäßig Pausen einlegen und den
Blutzucker kontrollieren.

3. Schnell wirkende Kohlenhydrate wie Traubenzucker-Plättchen aus der
Apotheke oder Coca Cola (keine Light-Produkte) müssen im Auto immer
griffbereit sein. Dann können Sie bei einer beginnenden Unterzuckerung
sofort gegensteuern.


Weitere interessante Themen finden Sie im Ratgeber aus Ihrer
Apotheke, der ab dem 15. November kostenlos in der Apotheke
bereitliegt.

 * 

IMPFTIPP

Pertussis: tödliche Gefahr für Säuglinge

Häufige Ansteckungsquelle sind Eltern, Großeltern und Geschwister


(dgk) Keuchhusten ist eine ganzjährig vorkommende Erkrankung, die aber
im Herbst und Winter etwas häufiger beobachtet wird.
Keuchhustenbakterien sind hoch ansteckend, die Übertragung erfolgt
durch Tröpfcheninfektion. Innerhalb eines Abstandes von bis zu einem
Meter ist eine Übertragung durch Husten, Niesen oder Sprechen möglich.

Klassisches Symptom bei Kindern ist der anfallsweise auftretende
Husten mit einem ziehenden Geräusch beim Einatmen und dem Hervorwürgen
von zähem Schleim. Bei Jugendlichen und Erwachsenen verläuft die
Krankheit dagegen oftmals untypisch - lediglich als lang dauernder
Husten. Keuchhusten tritt heute hauptsächlich bei Erwachsenen auf, das
Durchschnittsalter liegt bei 42 Jahren. Doch Keuchhusten wird als
Krankheit der Erwachsenen wegen der fehlenden klassischen Symptome
nicht wahrgenommen. Großeltern, Eltern, Tanten stecken dann die
Säuglinge an.

Bei Säuglingen findet man häufig ebenfalls untypische
Krankheitsverläufe: Einzige Symptomatik kann der plötzliche
Atemstillstand sein. Es gibt begründeten Anlass zur Vermutung, dass
unerkannter Keuchhusten auch für Fälle des Plötzlichen Kindstodes
verantwortlich waren und sind, so Ralph Köllges, Facharzt für Kinder-
und Jugendmedizin in Mönchengladbach. Säuglinge haben zudem das
höchste Risiko für schwerwiegende Komplikationen wie
Lungenentzündungen und auch neurologischen Erkrankungen
(Krampfanfällen oder bleibende Hirnschädigungen). Viele
Krankenhausbehandlungen und fast alle Todesfälle betreffen deshalb
junge, ungeimpfte Säuglinge unter 6 Monaten. Säuglinge sind auch
deshalb so gefährdet, weil sie keinen belastbaren Nestschutz haben.
Und auch Stillen schützt - anders als oftmals vermutet - nicht vor der
Erkrankung.

Was rät der Kinderarzt?

Ziele der gegenwärtigen Impfstrategie in Deutschland sind ein
möglichst frühzeitiger und vollständiger Impfschutz für die durch
Keuchhusten besonders gefährdeten Säuglinge und Kleinkinder.

"Darüber hinaus ist die Auffrischung der Immunität sowohl im Vorschul-
und Jugendalter als auch bei Erwachsenen notwendig, um dadurch den
Impfschutz aufrecht zu erhalten. So können die Krankheitszahlen
vermindert und die Übertragung auf ungeimpfte und nicht-immune
Personen, vor allem Säuglinge, minimiert werden", erläutert Ralph
Köllges.

Jeder der eine Auffrischimpfung gegen Tetanus/Diphtherie braucht,
sollte immer auch seinen Keuchhusten-Impfschutz erneuern lassen. Und
alle Kontaktpersonen zu Säuglingen - Eltern und Geschwister,
Tagesmütter, Babysitter und Großeltern - sollten geimpft werden. "Der
beste Zeitpunkt ist spätestens vier Wochen vor der Geburt des Kindes",
rät der Kinderarzt.

 * 

AUS WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG

Wenn der Winter aufs Herz schlägt

Das Herzinfarktrisiko steigt mit Veränderung verschiedener Wetterparameter

(dgk) Im Winter gibt es mehr Herzinfarkte. Das weiß man schon länger.
Aber jetzt hat eine schwedische Studie hierzu noch einige Details
geliefert: Je niedriger die Temperatur und der Luftdruck, je stärker
der Wind und kürzer die Sonnenschein-Dauer, desto häufiger kommt es
zum Herzinfarkt.

Der Kardiologe Prof. Dr. David Erlinge und sein Team von der
Universität Lund in Schweden hat Daten der letzten 30 Jahre
ausgewertet: Stationäre Aufnahmen in Schweden mit Verdacht auf
Herzinfarkt und die Wetterdaten des Schwedischen Meteorologischen und
Hydrologischen Instituts vom betreffenden Tag und Ort. Das Ergebnis
zeigt deutlich, dass kalte, windige und düstere Tage mit einem hohen
Herzinfarktrisiko verbunden sind. Den größten Einfluss hat die Kälte,
das Risiko steigt deutlich, je tiefer das Thermometer sinkt.

Hintergrund: Bei Kälte ziehen sich die Arterien zusammen, und damit
steigt der Blutdruck. Im Winter ist er dadurch höher als im Sommer.
Die durch die Kälte entstehende Verengung der Arterien belastet das
Herz, denn es muss gegen einen größeren Widerstand anpumpen. In der
Folge steigt bei kaltem Wetter das Risiko für Schlaganfall und
Herzinfarkt. Herz-Kreislauf-bedingte Todesfälle sind daher laut
Deutscher Hochdruckliga e.V. im Winter deutlich häufiger als in der
warmen Jahreszeit.

Übrigens bedeuten diese Erkenntnisse nicht, dass Herzkranke im Winter
nicht mehr nach draußen gehen sollten. Im Gegenteil: Bewegung ist
immer gut, auch wenn es kalt ist. Nur sollten Spitzenbelastungen
vermieden werden wie Schneeschippen oder das Tragen schwerer Lasten.
Auf die regelmäßige Blutdruckkontrolle sollte nun ein besonderes
Augenmerk gelegt werden, ein gut eingestellter Blutdruck (unter 140/90
mm Hg) ist im Winter wichtig.

Quellen:

1. Ärzteblatt online vom 25.10.2018: Herzinfarkte an kalten, windigen
und dunklen Tagen häufiger

2. Moman A. Mohammad et al.: Association of Weather With Day-to-Day
Incidence of Myocardial InfarctionA SWEDEHEART Nationwide
Observational Study; JAMA Cardiol. Published online October 24, 2018.
doi:10.1001/jamacardio.2018.3466
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TIER UND GESUNDHEIT

Hunde-Angst am Jahreswechsel

Was Vierbeinern an Neujahr hilft - und was nicht

(dgk) Die wenigsten Hunde lieben Silvester. Doch während der eine Hund
lediglich etwas beunruhigt ist, leiden andere unter einer regelrechten
Angstneurose. "Bevor man sich damit auseinandersetzt, sollte man sich
klarmachen, dass Angst ein normales, sinnvolles Gefühl ist, das hilft,
Bedrohung zu vermeiden und passende Reaktionen vorzubereiten", erklärt
die Hundetrainerin Charlotte Krüger, Hundeschule "Zeitpunkt Hund".
Diese Erkenntnis hilft, ängstliches Verhalten nicht überzubewerten.

Bloß nicht dramatisch werden

Denn das wäre auf jeden Fall ein Fehler, so Krüger: "Wer einem
unruhigen Hund eine übermäßige Aufmerksamkeit schenkt oder das Tier
wortreich bemitleidet, der erreicht oft das Gegenteil davon, was er
eigentlich will." Denn je dramatischer der Mensch die Situation
gestaltet, desto bedrohlicher erscheint sie auch dem Hund. Hilfreich
hingegen ist eine generell vertrauensvolle Beziehung zwischen Hund und
Halter.

Ob ein Hund sich fürchten wird, kann nicht immer vorhergesagt werden -
auch bislang sehr ruhige Hunde können auf einmal große Angst
entwickeln, wenn es ganz in der Nähe knallt und ihre Bezugsperson
nicht anwesend ist. Und was genau der Auslöser für eine
"Silvesterangst" sein kann, ist so unterschiedlich, wie die Hunde
selbst. Deshalb gebe es keine Patentrezepte, meint Krüger. Aber einige
Regeln sollten Hundehalter beachten.

Rausgehen nur mit Leine

"Um den Jahreswechsel herum steigt die Zahl der entlaufenen Vierbeiner
an, daher sollten vor allem schreckhafte Hunde in der Zeit um
Silvester immer angeleint bleiben", rät die Trainerin. Bei
"Entfesselungskünstlern" solle die Leine nicht nur am Halsband,
sondern zusätzlich auch noch am Geschirr befestigt werden. Und
natürlich darf man unter keinen Umständen Gassigehen, während in der
Nähe Feuerwerk abgeschossen wird.

Ruhe vermitteln

Verhaltensregeln, die auch sonst für den Hund gelten, sollten auch an
diesem Tag umgesetzt werden. Das gibt dem Tier Sicherheit. Ebenso kann
es hilfreich sein, sich mit seinem Hund in einem ruhigen Raum
aufzuhalten und ihm schon im Vorfeld einen Knochen oder ähnliches
anzubieten, denn Kauen entspannt die Vierbeiner. Natürlich sollte sich
der Hund zu seiner Bezugsperson setzen oder legen dürfen, wenn er
Kontakt sucht. Ganz allgemein gilt: Bleiben Sie ruhig und lassen Sie
den Hund sehen, dass Sie keine Furcht haben!

Abtrainieren der Silvesterangst kaum möglich

Trotz solcher Maßnahmen entwickeln manche Hunde eine ausgeprägte
Angst, wenn das große Knallen losgeht. Die Tiere zittern, nehmen eine
geduckte Haltung ein oder verweigern das Futter. Ein "Abtrainieren"
der Angst hält Krüger für schwer umsetzbar, denn der Silvesterzauber
ist ein einmaliges Ereignis im Jahr. Wirklich trainieren könne man nur
Alltägliches.

CDs mit Silvestergräuschen helfen nicht

Auch CDs mit typischen Silvestergeräuschen helfen nicht weiter, so die
Expertin, da es an Neujahr viel mehr Reize gibt als nur die
akustischen. Lichtblitze, Rauchgeruch, Vibrationen, aufgeregte und
alkoholisierte Menschen sorgen für eine außergewöhnlichen Atmosphäre,
die es eben nur an diesem Tag gibt.

Das kann helfen

Stattdessen empfiehlt Krüger, die auch therapeutisch mit Hunden
arbeitet, ehrlich zu sein, und das richtige Management zu wählen. Nach
dem Motto: "Das ist jetzt so, aber wir stehen es durch." Was die Angst
lindere, variiere von Hund zu Hund. Einigen Vierbeinern helfe
wortloses Streicheln, anderen "Kontaktliegen", wieder anderen der
Rückzug in die Hundebox oder das Körbchen. Ein kompetenter
Hundetrainer kann dabei unterstützen, einen guten Umgang mit dem
Problem zu finden. Und wenn sonst nichts hilft, können auch vom
Tierarzt verordnete, beruhigende Medikamente ein Mittel der Wahl sein.

 * 

MELDUNG

Kaffee - ein Tässchen für die Gesundheit?

(dgk) Kaum ein Lebensmittel wurde in den vergangenen Jahren so
intensiv wissenschaftlich untersucht wie Kaffee. Jährlich werden
einige Hundert neue wissenschaftliche Studien veröffentlicht, die sich
mit den Wirkungen von Kaffee auf die Gesundheit auseinandersetzen.
Unter dem Strich zeigt sich: In fast allen Fällen können frühere
Vorurteile in Bezug auf Kaffee und Gesundheit entkräftet werden.

In Bezug auf einige Erkrankungen zeigt das beliebte Getränk sogar eine
ausgesprochen positive Wirkung. Besonders gut belegt ist dies für
verschiedene Lebererkrankungen, wie Zirrhose oder Leberentzündungen.

Dennoch stellen sich manche Kaffeegenießer Fragen: Wie wirkt sich der
Genuss von Kaffee auf den Blutzuckerspiegel aus? Dürfen Menschen
Kaffee trinken, die einen Herzinfarkt erlitten haben? Und was ist mit
Schwangeren?

Antworten auf viele Fragen finden Interessierte auf der Internetseite
www.kaffee-wirkungen.de, die vom Deutschen Grünen Kreuz e. V., Sektion
Kaffee & Gesundheit zur Verfügung gestellt wird. Die Plattform ist für
interessierte Laien und medizinische Fachkreise gedacht und informiert
kontinuierlich über neue wissenschaftliche Studienergebnisse zum Thema
Kaffeewirkungen.

 * 

SERVICE

Zu vielen Themen in dieser Ausgabe finden Sie weitergehende
Informationen auf unserer Homepage unter www.dgk.de/Aktuelles

Haben Sie Fragen?

Für Rückfragen steht Ihnen unsere Pressestelle täglich (außer
Mittwoch) von 8.30 bis 13.30 Uhr zur Verfügung:

Unter der Telefonnummer (06421) 293-140

Per E-Mail unter heike.stahlhut@dgk.de

 * 
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59. Jahrgang, Nr. 11/12 - November/Dezember 2018 (DGK)
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POLITIK/1928: Rot-grüner Offenbarungseid - Hamburger Senat klagt gegen mehr Pflegepersonal (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 45 vom 9. November 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Rot-grüner Offenbarungseid

Hamburger Senat klagt gegen mehr Pflegepersonal

von Markus Bernhardt



Der "rot-grüne" Senat in Hamburg geht mittels einer Verfassungsklage
gegen das "Hamburger Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus" vor und
will so ein Volksbegehren zur bedarfsgerechten Versorgung in den
Krankenhäusern verhindern. So zeigt sich ganz deutlich, wie wichtig
SPD und Bündnis 90/Die Grünen in Hamburg eine gute Versorgung von
Patientinnen und Patienten in Krankenhäusern wirklich ist.

"Die Klage ist ein Angriff auf Hamburgs Pflegekräfte, Hebammen und
Reinigungskräfte", sagt Kirsten Rautenstrauch, selbst Krankenschwester
und Sprecherin des Bündnisses. Die Verfassungsklage sei "ein Schlag
ins Gesicht der 30.000 Bürgerinnen und Bürger, die für unser Gesetz
unterschrieben haben."

Ähnlich äußerte sich auch Bündnissprecher Axel Hopfmann: "Diese Klage
verlängert den Pflegenotstand an Hamburgs Krankenhäusern. Die
Beschäftigten bleiben überlastet und die Patienten gefährdet." Eine
bedarfsgerechte Personalausstattung sei schließlich nicht
"verfassungswidrig, sondern unbedingt notwendig". "Wir fordern die
Koalition dringend auf, in den demokratischen Dialog zurückzukehren
und die Klage zurückzuziehen. SPD und Grüne müssen den Pflegekräften
und Patienten sonst erklären, warum sie in Hamburg gegen ein Gesetz
klagen, für das sie in Bayern engagiert Unterschriften sammeln", so
Hopfmann weiter.

Auch der Inhalt der Klage stößt dem Bündnis übel auf. "Es ist bizarr.
Der Senat will lieber seine eigene Handlungsunfähigkeit einklagen,
anstatt gegen den Pflegenotstand aktiv zu werden. Er kämpft
gerichtlich darum, nichts tun zu müssen. Gleichzeitig feiert er Jens
Spahn und seine ungenügenden und gefährlichen Vorhaben", bemängelt
Bündnissprecher Florian Stender. Hopfmann sieht das ähnlich: "Es
scheint, als wolle der Senat alle Brücken hinter sich verbrennen. Er
wäre bei einem Erfolg in Zukunft ja nicht mehr handlungsfähig gegen
den Pflegenotstand."

Unterstützung erhält das Bündnis von der Linksfraktion in der
Hamburger Bürgerschaft. Deren gesundheitspolitischer Sprecher, Deniz
Celik, bezeichnete das Vorgehen von SPD und Grünen als
"Offenbarungseid gegenüber den Pflegekräften, den Patienten und ihren
Angehörigen". Die Verfassungsklage sei zudem "ein durchsichtiges
Manöver, um einer politischen Auseinandersetzung aus dem Weg zu
gehen". So habe der Senat von Anfang an nicht den Willen besessen, den
Pflegenotstand in den Hamburger Krankenhäusern anzugehen und
politische Lösungen zu entwickeln. Dies sei vor dem Hintergrund des
"Personalmangels und der vielfachen Patientengefährdungen
unverantwortlich und fahrlässig".

Das Bündnis sieht der Entscheidung des Verfassungsgerichts der
Hansestadt allerdings optimistisch entgegen. Gleich zwei juristische
Gutachten hielten die Gesetzesvorlage schließlich für
verfassungsgemäß, teilten die Aktivisten mit. "Der Senat hat demnach
die Gesetzgebungskompetenz für die Hamburger Krankenhäuser, die er in
der Vergangenheit auch schon genutzt hat. Nun gibt er die politische
Verantwortung an das Verfassungsgericht ab", monierten sie. Das sei
als Versuch zu werten, "aus einer politischen Frage eine juristische
zu machen", weil "Rot-Grün" die inhaltliche Auseinandersetzung über
bedarfsgerechte Pflege scheue.

 * 
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DIABETES/2040: Digitalisierung im Mittelpunkt der Diabetes Herbsttagung (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 13.11.2018

Digitalisierung im Mittelpunkt der Diabetes Herbsttagung



Die 12. Diabetes Herbsttagung der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG)
und die 34. Jahrestagung der Deutschen Adipositas-Gesellschaft (DAG) ging
am 10. November mit rund 3800 Teilnehmern erfolgreich zu Ende. Ein
Schwerpunktthema waren digitale Technologien, die das Leben der Menschen
mit Diabetes erleichtern und immer neue Möglichkeiten für mehr
Lebensqualität schaffen. Das gilt insbesondere für Typ-1-Diabetes, woran
mehr als 300 000 Erwachsene und circa 32 000 Kinder und Jugendliche unter
18 Jahren in Deutschland leiden (1).

Inzwischen nutzen viele Patienten in ihrem Alltag digitale Unterstützung
in Form spezieller Diabetes-Apps sowie technischer Innovationen wie
Insulinpumpen und Systeme zur kontinuierlichen Glukosemessung. Noch in
diesem Jahr soll in Europa das erste "Hybrid Closed Loop"-System, das
Blutzuckermessungen und notwendige Insulingaben weitestgehend automatisch
steuert, verfügbar sein.

Die täglich mehrmals notwendigen Blutzuckermessungen und die daran
angepassten Insulingaben sind für Diabetespatienten mit hohem Aufwand
verbunden. Um ihren Stoffwechsel besser einzustellen, nutzen viele
Patienten Insulinpumpen und Systeme zur kontinuierlichen Glukosemessung.
"Der Blutzucker wird regelmäßig automatisch gemessen und die Patienten
können daraufhin die richtige Insulindosis über die Insulinpumpe abgeben",
erklärt Dr. med. Matthias Kaltheuner, Vorstandsmitglied der Deutschen
Diabetes Gesellschaft. "Diese Technologien erleichtern den Alltag der
Patienten", so der niedergelassene Diabetologe. Die Glukose-Sensortechnik
ermöglicht einen zeitlich viel präziseren Einblick in die Stoffwechsellage
und mögliche Einflüsse durch Essensaufnahme, Bewegung, sich verändernde
Stimmungen sowie andere Krankheiten.

Durch die Verwendung eines "Closed Loop"-Systems, welches ab diesem Herbst
in ausgewählten EU-Ländern verfügbar sein wird, gewinnen Diabetespatienten
mehr Unabhängigkeit/Flexibilität in der Therapie. Das System vernetzt die
Insulinpumpe mit dem Sensor zur kontinuierlichen Glukosemessung im
Unterhautfettgewebe, einem Blutzuckermessgerät zur Kalibrierung des
Sensors sowie einem Computerprogramm, das die automatische Steuerung der
Insulinpumpe übernimmt ("hybrides" System). "Das Zusammenwirken aller
Technologien ermöglicht eine automatisierte Insulinabgabe. Den Patienten
bleibt damit die Berechnung der benötigten Insulindosis erspart", so
Professor Dr. med. Jens Aberle, Tagungspräsident der 12. Diabetes
Herbsttagung. "Außerdem wird die Stoffwechsellage der Patienten verbessert
und die Gefahr von Über- und Unterzuckerungen vermindert", ergänzt der
Leiter der Sektion Endokrinologie und Diabetologie am Universitätsklinikum
Hamburg-Eppendorf.

In einer kürzlich in der Fachzeitschrift "The Lancet" veröffentlichten
randomisierten Vergleichsstudie konnte gezeigt werden, dass das "Closed
Loop"-System gegenüber einer sensorgestützten Therapie in der klinischen
Anwendung überlegen ist. An der Studie nahmen 86 Patienten mit
Typ-1-Diabetes im Alter von sechs bis 65 Jahren teil, die trotz der
Verwendung einer Insulinpumpe suboptimale Blutzuckerwerte aufwiesen.
Während die eine Hälfte der Probanden zusätzlich zur Insulinpumpe mit
einem Gerät zur kontinuierlichen Blutzuckermessung ausgestattet wurde,
erhielt die andere Hälfte ein "Closed Loop"-System. Das Ergebnis: Die
Patienten, die ein hybrides "Closed Loop"-System verwendet hatten, konnten
im Vergleich zu Patienten mit einer sensorgestützten Therapie, bei der die
Insulindosis selbst bestimmt und injiziert wird, die Blutzuckerwerte
signifikant länger in einem vorbestimmten Zielbereich halten. Das galt vor
allem für die Nacht (2).

"Die technologischen Fortschritte in der Diabetestherapie stellen für die
Betroffenen einen großen Mehrwert dar. Sie nehmen den Patienten
lebensnotwendige Aufgaben ab und fördern somit die Lebensqualität", betont
DDG-Präsident Professor Dr. med. Dirk Müller-Wieland. Es eröffne Patient
und Arzt sowie dem Austausch miteinander neue Chancen, die das
Arzt-Patienten-Verhältnis vertiefen und die Versorgung verbessern könnten.

Rund 3800 Teilnehmer diskutierten vom 9. bis 10. November im RheinMain
Congress Center Wiesbaden unter dem Motto "Fachübergreifende Versorgung -
Der Patient im Mittelpunkt" neue wissenschaftliche Erkenntnisse zur
Entstehung, Vorbeugung und Therapie des Diabetes mellitus und der
Adipositas. "Neben den Themen Technologie und Digitalisierung waren auch
neue Therapiestrategien ein Schwerpunkt der Tagung", erläutert
DDG-Geschäftsführerin Barbara Bitzer. "Wir freuen uns, dass insbesondere auch
Themen wie die Digitalisierung und neue Technologien auf großes Interesse
der Teilnehmer stießen." Denn Diabetes sei für die sinnvolle Nutzung der
Digitalisierung eine Modellkrankheit für das gesamte Gesundheitswesen.

Quellen:

(1) Jacobs E, Rathmann W (2017): Epidemiologie des Diabetes in
Deutschland. In: Deutscher Gesundheitsbericht Diabetes 2019. Die
Bestandsaufnahme.

(2) Tauschmann M et al (2018): Closed-loop insulin delivery in
suboptimally controlled type 1 diabetes: a multicentre, 12-week randomised
trial; Lancet (2018); online first

DOI: https://doi.org/10.1016/S0140-6736(18)31947-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 13.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





INFEKTION/1778: Forschung - Mit körpereigenem Protein Herpes bekämpfen (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 12.11.2018

Mit körpereigenem Protein Herpes bekämpfen



Werden wir von einem Virus infiziert, erkennt unser Körper diesen Angriff
und startet eine ganze Kaskade von Abwehrreaktionen. Eine Forschergruppe
um Dr. Florian Full und Prof. Dr. Armin Ensser vom Virologischen Institut
(Direktor: Prof. Dr. Klaus Überla) des Universitätsklinikums Erlangen
entdeckte in Zusammenarbeit mit Forschern der University of Chicago in den
USA jetzt eine neue Abwehrreaktion gegen Herpesviren. "Unsere Ergebnisse
beschreiben einen bisher unbekannten Mechanismus des Körpers zur Abwehr
von Herpesviren", sagt Dr. Full. Die Arbeit wurde in der aktuellen Ausgabe
der renommierten Zeitschrift "Nature Microbiology" publiziert.

Die meisten Menschen erwerben Herpesviren bereits in der frühen Kindheit.
Nach einmaliger Infektion bleiben die Viren lebenslang im Körper. Zu den
acht bekannten menschlichen Herpesviren gehören unter anderen das
Herpes-simplex-Virus, das die bekannten Bläschen im Mundbereich verursacht, das
Varizella-Zoster-Virus, das Windpocken und Gürtelrose hervorruft, und das
Epstein-Barr-Virus, das das Pfeiffersche Drüsenfieber auslöst und zudem an
der Entstehung zahlreicher Krebserkrankungen beteiligt ist. Obwohl
Infektionen mit Herpesviren bei den meisten Menschen die Gesundheit nicht
nachhaltig beeinträchtigen, haben Patienten mit stark geschwächtem
Immunsystem - beispielsweise nach Transplantationen - Schwierigkeiten, die
Viren unter Kontrolle zu halten. Das kann zu Abstoßungsreaktionen und
schweren Organschädigungen bis hin zum Tod führen.

TRIM43 hemmt die Vermehrung von Herpesviren

Um den Risiken von Herpesviren entgegenzuwirken, sind Wissenschaftler des
Virologischen Instituts des Uni-Klinikums Erlangen auf der Suche nach
körpereigenen Proteinen, die die Viren in Schach halten können. "Wir
interessieren uns für die sogenannte intrinsische Immunantwort, also
Eiweißmoleküle, die die Vermehrung von Viren direkt in den Zellen
verhindern können", erklärt Dr. Full. Fündig wurde das Forscherteam bei
sogenannten TRIM-Proteinen. TRIM steht für "tripartite motif", ein
dreiteiliges Proteinmotiv, das andere Proteine binden und deren Abbau
veranlassen kann. Es konnte gezeigt werden, dass eines der TRIM-Proteine,
das bisher unbeschriebene TRIM43, den Abbau eines anderen zellulären
Proteins namens Perizentrin hervorruft. Der Abbau von Perizentrin führt zu
Veränderungen in der Architektur des Zellkerns und hemmt so die Vermehrung
der Herpesviren. TRIM43 war gegen alle in der Studie getesteten
Herpesviren aktiv.

Hoffnung auf neue Therapien

Bemerkenswert war, dass Zellen als Antwort auf die Virusinfektion sehr
große Mengen von TRIM43 herstellen. "In normalen Zellen ist TRIM43 fast
nicht nachweisbar, aber nach einer Virusinfektion ist die Zelle voll mit
dem Protein" so Dr. Full. In Zusammenarbeit mit Dr. Klaus Korn, Leiter der
Virusdiagnostik am Virologischen Institut, und Prof. Dr. Michael Stürzl,
Leiter der Molekularen und Experimentellen Chirurgie an der Chirurgischen
Klinik (Direktor: Prof. Dr. Robert Grützmann) des Uni-Klinikums Erlangen,
konnte das Forscherteam zeigen, dass ein Anstieg des TRIM43-Proteins auch
in Patientenproben mit akuter Herpesvirusinfektion und sogar in
Tumorzellen, die ein Herpesvirus tragen, nachweisbar ist. "Das beweist,
dass TRIM43 bei der Infektion im Menschen eine Rolle spielt, und weckt die
Hoffnung, dass es möglich sein könnte, auf Basis der Ergebnisse neue
Therapien gegen Herpesviren zu entwickeln", fasst Florian Full die Studie
zusammen.

Außerdem wies das Forscherteam nach, dass die Produktion von TRIM43 als
Antwort auf eine Virusinfektion abhängig von DUX4 ist - einem Gen, das
unter normalen Umständen nur in der ganz frühen Embryonalentwicklung aktiv
ist. Wieso die Infektion mit Herpesviren zu einer Aktivierung des
embryonalen Gens DUX4 führt, und ob es sich dabei allgemein um eine bisher
unbekannte Immunantwort gegen Viren handelt, ist Gegenstand eines neuen
Forschungsprojektes am Uni-Klinikum Erlangen, das vom Interdisziplinären
Zentrum für Klinische Forschung an der Medizinischen Fakultät der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg im Rahmen eines
Teilprojektes für zweieinhalb Jahre gefördert wird.

Die wissenschaftliche Arbeit wurde von Dr. Florian Full im Labor von Prof.
Dr. Michaela Gack (Harvard University, Boston, USA und University of
Chicago, Chicago, USA) begonnen und wird am Virologischen Institut des
Uni-Klinikums Erlangen im Labor von Prof. Dr. Armin Ensser fortgeführt.


Originalpublikation:

www.dx.doi.org/10.1038/s41564-018-0285-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18
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POLITIK/256: Apothekerschaft wird verkauft - Versandhandel muss verboten werden (Freie Apothekerschaft)


Freie Apothekerschaft e.V. - 13. November 2018

Apothekerschaft wird verkauft 

Freie Apothekerschaft über geplante Maßnahmen verärgert / Versandhandel muss verboten werden



Herxheim, im November 2018 - Für 350 Millionen Euro will
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn anscheinend die deutsche
Apothekerschaft im politischen Basar kaufen. Dafür soll das
Versandverbot für verschreibungspflichtige Arzneimittel vom Tisch. Das
scheint das Angebot von Jens Spahn an die ABDA zu sein, die in einer
internen Sitzung am 7. November 2018 von der über zwei Jahre
anhaltenden Forderung nach dem Versandverbot bereits abgewichen sein
soll. "Der Versand verschreibungspflichtiger Arzneimittel besonders
aus dem Ausland muss gestoppt werden", fordert Dr. Helma Gröschel,
Vorsitzende der Freien Apothekerschaft.

"Nach monatelangen Verhandlungen mit Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) hat die ABDA auf der gestrigen Sitzung des
Gesamtvorstandes weitgehend geschlossen Abschied von der Forderung
nach einem Rx-Versandverbot genommen. Stattdessen wird ABDA-Präsident
Friedemann Schmidt in Kürze im Bundesgesundheitsministerium (BMG) die
Zustimmung der Apothekerschaft zu einem Maßnahmenbündel signalisieren,
das am 5. Dezember im ABDA-Gesamtvorstand beschlossen werden soll. Die
Apotheken sollen 350 Millionen Euro zusätzliches Honorar erhalten. Das
sind im Schnitt 18.000 Euro Rohertragplus pro Apotheke." - so schreibt
Apotheke adhoc. 

(https://www.apotheke-adhoc.de/nachrichten/detail/politik/sonder-pzn-soll-apotheken-retten-350-millionen-euro-strukturfonds/)

Die Basis kocht: Die ABDA vertritt bei einem Nachgeben in diesem Punkt
in keiner Weise die niedergelassenen Apotheker. Der politische Wille,
im Koalitionsvertrag verankert, scheint reine Makulatur. "Die
Apothekerschaft als treue Wähler der CDU wird verprellt, um
Aktienkurse von Investoren nach oben zu treiben und holländischen
Versendern zu ermöglichen, sich aus dem Topf der Krankenkassen zu
bereichern, der gefüllt wird von erarbeiteten Mitgliedsbeiträgen der
deutschen Versicherten", so Dr. Helma Gröschel. Die Freie
Apothekerschaft sieht in Spahns Angebot eine Art "Vetternwirtschaft"
zugunsten eines holländischen Versenders, dessen Geschäftsführer vor
einigen Jahren mit Spahn eine Beratungsagentur hatte. "Ein fader
Beigeschmack ist da nicht von der Hand zu weisen, nach dem Motto "Geld
regiert die Welt" und in diesem Fall das Kapital einer schweizerischen
Aktiengesellschaft und eines saudiarabischen Investors", so Gröschel.

Die Freie Apothekerschaft fordert: Der Versand
verschreibungspflichtiger Arzneimittel besonders aus dem Ausland muss
gestoppt werden - aus Gerechtigkeit gegenüber den deutschen Apotheken
und für den Schutz der Preisbindung dieser Arzneimittel. Denn durch
ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes in 2016 dürfen ausländische
Versender Rabatte auf diese Arzneimittel geben. Wenn aber diese
Preisunterschiede bei verschreibungspflichtigen Arzneimitteln durch
die deutsche Politik nicht schnellstens verhindert wird, muss sie sich
vorwerfen lassen, die ärztlichen Verordnungen und damit die Patienten
direkt zu lenken - verstärkt ins Nachbarland.

"Der Gesundheitsminister scheint bei seinem Angebot auch vergessen zu
haben, dass die Apotheken seit 14 Jahren von der Inflation abgekoppelt
sind, die sich in dem Zeitraum um rund 20% erhöht hat. So konnten sich
die Krankenkassen um Milliarden bereichern. Das gilt es erst einmal
auszugleichen", ärgert sich Gröschel. "Es ist ein schmutziger Deal,
den die Koalition und in erster Linie die CDU mit Herrn Spahn zu
verantworten hat."


In der "Freien Apothekerschaft", gegründet 2010, haben sich
Apothekerinnen und Apotheker zusammengeschlossen, um die Interessen
des Berufsstandes zu vertreten und ihre Situation, politisch wie
wirtschaftlich, zu verbessern.

 * 

Quelle:
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ENTWICKLUNG/1406: Ein Chip mit echten Blutgefäßen (idw)


Technische Universität Wien - 13.11.2018

Ein Chip mit echten Blutgefäßen

An der TU Wien wurden Bio-Chips entwickelt, in denen man Gewebe herstellen
und untersuchen kann. Die Stoffzufuhr lässt sich dabei sehr präzise
dosieren.



Menschliche Zellen in der Petrischale zu vermehren, ist heute keine große
Herausforderung mehr. Künstliches Gewebe herzustellen, durchzogen von
feinen Blutgefäßen, ist allerdings eine viel schwierigere Aufgabe.
Biologisch wichtige Transportprozesse, etwa von Sauerstoff, Zucker und
anderen Substanzen ins Gewebe, hat man bis heute noch nicht zur Gänze
verstanden. Das soll sich nun mit einer ganz neuen Herangehensweise an das
Problem ändern: An der TU Wien baut man Mini-Gewebe am Biochip nach - so
genannte "Organs-on-a-Chip". So kann man komplizierte biologische Prozesse
präzise steuern, kontrollieren und messen - viel besser als es in
Tierversuchen oder direkt am Menschen möglich wäre.

Besser als Tierversuche

"Rund um eine frische Wunde muss neues Gewebe nachwachsen, in dem sich
unter anderem auch neue Blutgefäße bilden", erklärt Dipl-Ing. Barbara
Bachmann vom Institut für Angewandte Synthesechemie der TU Wien. "Wir
machen uns diese natürlichen, körpereigenen Wundheilungsprozesse zu Nutze,
um Blutgefäße im Labor in ganz kleinen Biochips zu züchten."

Lange Zeit war man bei solchen Forschungsansätzen ausschließlich auf
Tierversuche angewiesen. "Tierversuche haben viele Nachteile - nicht nur
auf ethischer, sondern auch auf wissenschaftlicher Ebene", sagt der
Arbeitsgruppenleiter Prof. Peter Ertl. "Ihre Resultate sind nie
hundertprozentig auf den Menschen übertragbar, und so kommt es bei
klinischen Studien immer wieder zu überraschenden Nebenwirkungen, die sich
im Tiermodell nicht gezeigt hatten."

Nun kann man mit Biochip-Technologie hochpräzise regulieren, mit welchen
Substanzen die menschlichen Gefäßzellen versorgt werden. Dadurch ist es
möglich, menschliche Zellen über mehrere Wochen hinweg zu kultivieren und
zu untersuchen. "Wir verwenden neben Endothelzellen, die Gefäßinnenseiten
auskleiden, auch Stammzellen, die maßgeblich zur Gefäßstabilisierung
beitragen.", sagt Dr. Mario Rothbauer. "Innerhalb von Tagen beginnt sich
wie von Zauberhand im Biochip ein Netzwerk winziger Blutgefäße
auszubilden."

Direkt neben diesem neuentstandenen Geflecht an feinen Blutkapillaren
führt die Leitung vorbei, durch die das Gewebe von außen mit Sauerstoff
und Nährstoffen versorgt wird - die "künstliche Arterie" des Biochips. Die
feinen, natürlich gewachsenen Blutgefäße sind nicht direkt mit dieser
künstlichen Leitung verbunden, aber die Grenzen zwischen den beiden
Bereichen sind nicht dicht, daher findet ein permanenter Stoffaustausch
statt.

"Das ist eine Situation, die in der Medizin eine wichtige Rolle spielt",
sagt Prof. Peter Ertl: "Einerseits bei der Wundheilung, andererseits aber
auch bei Krankheitsbildern wie Krebs." Ein schnell wachsender Tumor muss
es schaffen, mit ausreichenden Mengen an Nährstoffen versorgt zu werden -
darum sorgt er für unnatürlich schnelles Wachstum feiner Blutkapillaren.
Wie der Stoffaustausch genau abläuft, kann nun viel besser als bisher
möglich im Chip untersucht werden. "Wir konnten zeigen, dass dort
Stoffaustausch und Versorgung im Gewebe tatsächlich vom Abstand zur
Zufluss-Leitung abhängen, wie das auch in einem natürlichen Gewebe der
Fall wäre", sagt Dipl.-Ing. Sarah Spitz. "Und ganz entscheidend ist: Wir
konnten nachweisen, dass sich die Stoffzufuhr ins Gewebe fein regulieren
lässt indem wir die Flussgeschwindigkeit in den Biochips verändern - so
einfach ist das."

Interdisziplinäre Forschung

In diesem Forschungsbereich greifen mehrere wissenschaftliche Disziplinen
eng ineinander - Medizin und Chemie, aber auch Mikrofluidik - die
Wissenschaft vom Strömungsverhalten winziger Stoffmengen, oder auch
Materialwissenschaft und Fertigungstechnik - um die präzise Herstellung
der Chips überhaupt erst zu ermöglichen. Die TU Wien arbeitete dabei mit
dem Ludwig Boltzmann Institut für Experimentelle und Klinische
Traumatologie zusammen, unterstützt durch das "Interreg"-Förderprogramm
der Europäischen Union.

"Nur durch diese interdisziplinäre Vielfalt können wir uns einen Vorsprung
herausarbeiten und Forschungsergebnisse erzielen, die international für
Aufsehen sorgen", sagt Peter Ertl. "Unsere Ergebnisse zeigen, dass die
Bio-Chips ein ausgezeichnetes Modell bieten, um die Sauerstoffzufuhr in
neu gebildeten Geweben zu studieren. Das ist für uns erst der Beginn. Die
Forschungsfragen, die sich dadurch nun auftun, lassen sich noch gar nicht
überblicken."


Originalpublikation:

Engineering of three-dimensional pre-vascular networks within fibrin
hydrogel constructs by microfluidic control over reciprocal cell
signaling

https://aip.scitation.org/doi/10.1063/1.5027054
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FORSCHUNG/275: Frühgeborenen-Medizin - Meilenstein bei der Entwicklung einer künstlichen Plazenta (idw)


Paracelsus Medizinische Privatuniversität, Standort Nürnberg - 12.11.2018

Frühgeborenen-Medizin; Meilenstein bei der Entwicklung einer künstlichen Plazenta



Bei etwa der Hälfte der Frühgeborenen tritt das Atemnotsyndrom RDS
(Respiratory Distress Syndrome) auf, weil die Lunge noch nicht ausgereift
ist. Diese Funktionsstörung gehört zu den häufigsten Todesursachen bei
Neugeborenen. Bisherige Therapien können schwerwiegende Folgen für die
Entwicklung der Lunge, aber auch des Gehirns haben. Ein Forscherteam der
McMaster-University um Prof. Christoph Fusch, Chefarzt der Klinik für
Neugeborene, Kinder und Jugendliche, Universitätsklinik der Paracelsus
Medizinischen Privatuniversität, im Klinikum Nürnberg forscht an einer
künstlichen Plazenta, um das Blut der Frühchen mit Sauerstoff anreichern
zu können - und hat jetzt einen Meilenstein erreicht.

Der Frühstart ins Leben ist oft schwer. So tritt bei etwa der Hälfte der
vor der 32. Schwangerschaftswoche geborenen Babys das Atemnotsyndrom RDS
(Respiratory Distress Syndrome) auf. Ein kleines quadratisches Gerät, so
groß wie ein Bierdeckel und aus durchscheinendem Silikon, könnte eines
Tages für Frühchen den entscheidenden Unterschied zwischen Leben und Tod
ausmachen. Das deutsch-kanadische Forscherteam ist sich ganz sicher, dass
das der Durchbruch ist.

Ursache für das Atemnotsyndrom bei Frühgeborenen ist der Mangel an
Surfactant. Diese Substanz setzt die Oberflächenspannung der
Lungenbläschen (Alveolen) herab und erleichtert so den Gasaustausch. Fehlt
es an diesem Stoff, muss das Neugeborene viel Atemarbeit aufwenden, um die
Lungenbläschen immer wieder neu zu entfalten. Diese hohe Atemarbeit führt
über eine zunehmende Erschöpfung zu einer starken Minderversorgung mit
Sauerstoff (Hypoxie), was unbehandelt einen Herzkreislaufstillstand zur
Folge hat.

Bisherige Therapie bleibt meist nicht ohne Folgen

Bisherige Therapien haben mitunter schwerwiegende Folgen. Die
vorgeburtliche Gabe von Medikamenten, die die Lungenreifung beschleunigen,
können Wachstumsstörungen hervorrufen und werden mit Veränderungen Im
Gehirn und späteren psychischen Auffälligkeiten wie ADHS in Verbindung
gebracht. Die künstliche Beatmung kann die Lunge schädigen und erschwert
nicht selten langanhaltend die Eigenatmung.

Die Verwendung einer Herz-Lungen-Maschine (ECMO), mit der das Blut des
Babys außerhalb des Körpers mit Sauerstoff angereichert wird, kommt bei
Frühchen mit ihrem niedrigen Blutvolumen schnell an ihre Grenzen. Meist
kommt daher Erwachsenenblut zum Einsatz, das sich jedoch bei der
Aufnahmefähigkeit der roten Blutkörperchen für Sauerstoff entscheidend vom
Blut eines Neugeborenen unterscheidet. Außerdem kann der ECMO-Einsatz
Blutzellen zerstören und Gerinnungsstörungen hervorrufen.

Entwicklung einer künstlichen Plazenta

Um diese schwerwiegenden Therapiefolgen zu vermeiden, arbeitet die
Forschergruppe der renommierten kanadischen McMaster-Universität seit
sechs Jahren fieberhaft an der Entwicklung einer künstlichen Plazenta. Sie
soll das Blut des Babys direkt mit Sauerstoff versorgen und damit
ausschließen, dass die noch nicht entwickelte Lunge mehr arbeiten muss,
als sie sollte. An der Spitze des Forscherteams stehen Prof. Ravi
Selvaganapathy und Prof. Christoph Fusch, der bis zu seinem Wechsel ans
Klinikum Nürnberg als Chefarzt der Klinik für Neugeborene, Kinder und
Jugendliche, Universitätsklinik der Paracelsus Medizinischen
Privatuniversität, an der McMaster-University Lehrstuhlinhaber des Jack
Sinclair Research Chair war.

Kleines Gerät mit großer Wirkung

Einen Meilenstein hat die Forschergruppe jetzt erreicht: Es ist ihr
gelungen, eine einzigartige pumpenlose Vorrichtung zur
Sauerstoffanreicherung zu entwickeln. Diese 9 mal 9 Zentimeter große
Apparatur zur Lungenunterstützung (Lung Assist Device LAD) wird an die
Nabelschnur angeschlossen und arbeitet angetrieben vom Herzschlag des
Babys, benötigt also keine externe Pumpe.

Das kleine Gerät wird direkt an die Nabelschnur angeschlossen. Durch den
natürlichen Herzschlag des Babys wird Blut dann auch in die künstliche
Plazenta geschickt. Es fließt dann durch ein Gitternetz von Mikrokanälen,
die für den Gasaustausch von Silikon-Membranen umgeben sind. Dort wird das
Kohlendioxid im Blut durch Sauerstoff ersetzt, und mit dem nächsten
Herzschlag wird das Blut aus dem Kästchen in den Körper des Babys
geschickt.

Nur geringfügig anders als die Natur

Obwohl das Gerät nur wie eine kleine wabbelige Scheibe aus Silikon
aussieht, ist es sehr stabil und leistungsfähig, dank eines Geflechts aus
rostfreiem Stahl, dessen Drähte dünner sind wie ein menschliches Haar.
Genau dieses Geflecht ermöglicht den beidseitigen Gasaustausch und hält
das Gerät so klein wie möglich. "Jede gute Technologie sollte einfach und
intuitiv zu nutzen sein, genau das trifft für die künstliche Plazenta zu",
erläutern Selvaganapathy und Fusch. "Das Prinzip weicht nur geringfügig
von dem ab, was von Natur aus passiert, d.h. das Herz des Frühchens
schlägt und pumpt und der Körper bekommt so den dringend benötigten
Sauerstoff."

Das Forscherteam der McMaster-University konnte zeigen, dass das LAD-Gerät
genügend Kapazität hat, ein frühgeborenes Baby in einer mit Sauerstoff
angereicherten Umgebung ausreichend mit Sauerstoff zu versorgen. Nun
versuchen die Forscher das Gerät am Tiermodell so zu optimieren, dass es
auch bei normaler Raumluft funktioniert, also ohne zusätzlichen Sauerstoff
auskommt.

Nächste Schritte

"Dass das LAD die Kapazität hat, ein Frühgeborenes in einer mit Sauerstoff
angereicherten Umgebung mit genügend Sauerstoff im Blut zu versorgen, war
ein erster schöner Meilenstein", betont Prof. Selvaganapathy, der in
Kanada den Forschungslehrstuhl für Biomicrofluidics innehat. "Wir können
nun guten Gewissens den nächsten Schritt gehen: Das Gerät soll dann so
viel Sauerstoff im Blut anreichern, wie es eine normale Plazenta auch tun
würde."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Informationen:

https://aip.scitation.org/doi/10.1063/1.5034791

https://brighterworld.mcmaster.ca/articles/giving-the-breath-of-life-to-premature-babies/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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AKTION/970: Berlin - Patientenveranstaltung ... Infos und um das Thema Diabetes, 18.11.2018


Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 13.11.2018

Weltdiabetestag 2018: Wissenswertes aus der Diabetesforschung



In Deutschland sterben mehr Menschen an Diabetes und seinen Folgen als
erwartet. Schlanksein bedeutet nicht automatisch Schutz vor Diabetes. Mit
einem einfachen Test kann man sein Diabetes-Risiko bestimmen. Diese und
weitere wichtige Informationen aus der Diabetesforschung hat das Deutsche
Zentrum für Diabetesforschung (DZD) anlässlich des diesjährigen
Weltdiabetestages zusammengestellt.

Am 14. November ist traditionell Weltdiabetestag, ein Tag an dem verstärkt
auf die Stoffwechselerkrankung, die damit verbundenen Gesundheitsrisiken,
Therapie- und Präventionsmöglichkeiten aufmerksam gemacht wird. Das
Deutsche Zentrum für Diabetesforschung (DZD) weist anlässlich des
Weltdiabetestages auf aktuelle Fakten und Ergebnisse aus der
Diabetesforschung hin.

1: An Diabetes und seinen Folgen sterben mehr Menschen als bisher
erwartet. Dies hat eine Untersuchung von Forscher und Forscherinnen des
DZD in Düsseldorf gezeigt. Etwa 175.000 Todesfälle pro Jahr sind mit der
Stoffwechselerkrankung assoziiert. Damit ist die Lebenserwartung für
Menschen mit Diabetes um ca. fünf bis sechs Jahre geringer als bei
gleichaltrigen Menschen ohne Diabetes.(1)

2: Aufgrund einer Fehlfunktion bei der Fettspeicherung, hat fast jeder
fünfte Schlanke hat ein erhöhtes Risiko an Diabetes sowie
Herzkreislauferkrankungen zu erkranken. Das zeigen Untersuchungen von
Tübinger Forscherinnen und Forschern des DZD und des Helmholtz Zentrums
München.(2)

3: Jeden zehnten Euro geben gesetzliche Krankenkassen für die Behandlung
von Typ-2-Diabetes aus. Das entspricht einer Gesamtsumme von 16,1
Milliarden Euro pro Jahr.(3)

4: Mit dem vom Deutschen Institut für Ernährungsforschung
Potsdam-Rehbrücke (DIfE) und DZD entwickelten Risiko-Test können Erwachsene ihr
persönliches Risiko ermitteln, innerhalb der kommenden fünf Jahre an einem
Typ-2-Diabetes (Altersdiabetes) zu erkranken. Der Online-Test zeigt
darüber hinaus auch individuelle Möglichkeiten, das Risiko zu senken.

(https://drs.dife.de/)

5: Nicht nur der Lebensstil, sondern auch die Gene spielen eine Rolle bei
der Entstehung Diabetes. Forscher und Forscherinnen des Helmholtz Zentrums
München sowie des DZD haben vor kurzem ein Netzwerk aus Genen
identifiziert, die an der Entstehung von Stoffwechselerkrankungen wie
Typ-2-Diabetes beteiligt sind.(4)

6: Typ-1-Diabetes tritt vor allem dann auf, wenn bestimmte Risiko-Gene
vorliegen. Betroffene haben ein 25-fach erhöhtes Krankheitsrisiko. Bei
dieser Autoimmunerkrankung greift das körpereigene Immunsystem, die
insulinproduzierenden Zellen (Betazellen) in der Bauchspeicheldrüse und
zerstört sie. In einer in diesem Jahr gestarteten Studie untersuchen
Forscherinnen und Forscher, ob sich die Autoimmunerkrankung durch eine Art
Desensibilisierung vermeiden lässt. Neugeborene mit einem erhöhten Risiko
für Typ-1-Diabetes erhalten über die Nahrung eine Gabe Insulin. So soll
das Immunsystem trainiert werden. Die POInT (Primary Oral Insulin Trial)
Studie ist Placebo-kontrolliert.(5))

Veranstaltung zum Weltdiabetestag in Berlin

Weitere Informationen zu den Themen "Diabetes und Familie", "Neues aus der
Therapie und Technik" und "Ernährung Typ 1 und Typ 2" gibt es in der
zentralen Patientenveranstaltung zum Weltdiabetestag am 18. November in
Berlin. Dort ist das DZD auch mit einem Stand vertreten. Dort gibt es u.a.
die Möglichkeit, Wünsche und Anregungen für ein umfassendes Internetportal
zum Thema Diabetes zu äußern.


(1) Jacobs E et al. Burden of Mortality Attributable to Diagnosed Diabetes:
A Nationwide Analysis Based on Claims Data from 65 Million People in
Germany, Diabetes Care, 18. Oktober 2017, dc170954.

https://doi.org/10.2337/dc17-0954

(2) Stefan et al., Causes, Characteristics, and Consequences of
Metabolically Unhealthy Normal Weight in Humans, Cell Metabolism (2017),

http://dx.doi.org/10.1016/j.cmet.2017.07.008

(3) E. Jacobs, A. Hoyer, R. Brinks, A. Icks, O. Kuß and W. Rathmann,
Healthcare costs of Type 2 diabetes in Germany, DIABETIC Medicine 2017, 9.
März 2017. 

onlinelibrary.wiley.com/journal/10.1111/(ISSN)1464-5491

(4) Rozman, J. et al. (2018): Identification of genetic elements in
metabolism by high-throughput mouse phenotyping. Nature Communications,

DOI: 10.1038/s41467-017-01995-2

(5) www.gppad.org/de/point-studie/
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VORTRAG/837: Mannheim - Zukunftsdialog. Zukunft der medizinischen Forschung - Neue Wege der Zusammenarbeit, 21.11.2018


Universitätsmedizin Mannheim - 13.11.2018

Zukunftsdialog: Zukunft der medizinischen Forschung - Neue Wege der Zusammenarbeit

Öffentliche Vortragsveranstaltung am 21.11.2018

Vortrag: Dr. Stefan Oschmann, CEO Merck KGaA

hochkarätig besetzte Podiumsdiskussion

Moderation: Dr. Christian Tidona



Wo findet medizinische Forschung heute statt? An akademischen
Forschungseinrichtungen einerseits und in Forschungsabteilungen von
Unternehmen, etwa der Pharma- oder Technologiebranche, auf der anderen
Seite. Oft tun sich Universitäten mit einer gewissen Nähe zur Industrie
schwer. Kooperationen zwischen beiden Seiten finden häufig nur in Form von
sogenannter Auftragsforschung statt. Aber: Beschert die Forschung in
dieser Form dem Patienten den optimalen Nutzen?

Einen Blick in die medizinische Forschung der Zukunft, die genau das
verspricht, den besten Nutzen für den Patienten, wirft eine öffentliche
Veranstaltung der Reihe "Zukunftsdialoge" an der Universitätsmedizin
Mannheim, am Mittwoch, 21. November 2018, um 17 Uhr.

Dr. Stefan Oschmann, Vorsitzender der Geschäftsleitung von Merck, wird in
seinem Vortrag das Thema Forschungskooperationen mit Blick auf 350 Jahre
Geschichte des Wissenschafts- und Technologieunternehmens Merck einordnen
und auf aktuelle Formen der Zusammenarbeit zwischen Merck und akademischen
Forschungseinrichtungen eingehen. Als derzeitiger Präsident des
europäischen Pharmaverbands EFPIA (European Federation of Pharmaceutical
Industries and Associations) wird Dr. Oschmann auch auf europäische
Projekte zu sprechen kommen.

Bei der anschließenden Podiumsdiskussion mit Persönlichkeiten
verschiedener akademischer Einrichtungen werden weitere Erfolgsbeispiele
und neue Formen der Zusammenarbeit zwischen Academia und Industrie
dargestellt und unter der Moderation von Dr. Christian Tidona,
Geschäftsführer des BioMed X Innovation Center, Heidelberg, diskutiert.

Neben Dr. Oschmann nehmen an der Podiumsdiskussion Prof. Dr. Bernhard
Eitel, Rektor der Universität Heidelberg, Prof. Dr. Annette
Grüters-Kieslich, Leitende Ärztliche Direktorin des Universitätsklinikums
Heidelberg, Prof. Dr. Sergij Goerdt, Dekan der Medizinischen Fakultät
Mannheim der Universität Heidelberg, und Prof. Dr. Frederik Wenz,
Ärztlicher Direktor und Geschäftsführer des Universitätsklinikums
Mannheim, teil.

Im Anschluss an die öffentliche Veranstaltung laden Medizinische Fakultät
und Universitätsklinikum Mannheim die Teilnehmer zu einem kleinen Empfang
ein.

Zukunftsdialog:

Zukunft der medizinischen Forschung - Neue Wege der Zusammenarbeit
zwischen Academia und Industrie zum Nutzen der Patienten

Mittwoch, 21. November 2018, 17.00 Uhr

Hörsaal 01 (Haus 6, Ebene 4)

Universitätsmedizin Mannheim

Theodor-Kutzer-Ufer 1-3

68167 Mannheim

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment67264

Pressemitteilung als PDF
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LABEL/5016: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 15.11.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
46. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch neue Veröffentlichungen von Lena,
AnnenMayKantereit, CHVRCHES, Nu, Martin Jensen, Kerstin Ott und
L'Aupaire. Zudem gibt es Neuigkeiten von Sido und #RAPTAGS2018 sowie
alles zur "about:Jazz"-Compilation.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt:

Neuigkeiten


	Lena: Neue Single "Thank You" kommt am 16. November

	AnnenMayKantereit veröffentlichen neue Single "Nur wegen dir"

	SIDO präsentiert Video zu "Tausend Tattoos" aus dem kommenden Best-Of-Album "Kronjuwelen"

	CHVRCHES veröffentlichen die "Hansa Session"-EP - aufgenommen in den legendären Berliner Tonstudios!

	Nu veröffentlicht sein neues Tape "Zwiegespalten"

	Lewis Capaldi präsentiert neue EP "BREACH"

	Martin Jensen veröffentlicht neue Single ""Somebody I'm Not" feat. Peter Bjørnskov

	L'Aupaire veröffentlicht Split-Single "Cinderella" + "Renegades"

	Kerstin Ott veröffentlicht neue Single "Komm mit mir mit"

	#RAPTAGS 2018 - Vorrunden-Gewinner aus Hamburg veröffentlichen ihre Singles

	"aboutJAZZ": Das Feinste aus dem Jazz



Veröffentlichungsplan

• Alben

• Singles

TV-Termine
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Neuigkeiten

Lena: Neue Single "Thank You" kommt am 16. November

Mit ihrer neuen Single "Thank You" ist Lena Meyer-Landrut dem Sound
der Jetztzeit gleich mal ein paar Monate vorausgeeilt.

Denn der Vorbote ihres fünften Studioalbums klingt schon im Herbst
2018 nach Sommer 2019 und setzt sich dabei selbstbewusst in die
Tradition internationaler Welthits, wie Ed Sheerans "Shape Of You"
oder "IDGAF" von Dua Lipa. Mit ersterem teilt Lena die höllische
Catchiness, mit letzterem die geballte Faust, die aus jeder Zeile von
"Thank You" spricht. Denn trotz des freundlichen Titels, einem Beat,
der den ganzen Körper in Bewegung setzt, spacigen Vocal-Effekten und
einem Sound, der die Sonne im Herzen trägt, ist "Thank You" eine
Kampfansage an Menschen, die einen runtermachen, einem das Herz
brechen oder schlichtweg "full of arrogance" sind, wie es in einer
Strophe heißt. Lena empfiehlt: Aufstehen, weitermachen, die Wunden
mit Stolz tragen und aus ihnen neue Kraft zu schöpfen. Der Refrain
löst genau den Energieschub aus, den man dafür braucht: "Thank you
for knocking me down / Cos these scars have just made me stronger /
And your words, they don't matter now / So thank you, thank you / For
knocking me down." Versuch mal einer, diese Worte und diese Melodie
aus dem Kopf zu kriegen! Eine "Teilschuld" an dieser Wirkung trägt,
neben Lena, auch das Produzententeam Beatgees aus Berlin, das schon
mit Cro, Alice Merton und Namika arbeitete.

Die Single "Thank You" erscheint am 16. November. Zeitgleich startet
die Pre-Order für das Album, "Only Love, L", das für April 2019
geplant ist. Dass ihre Fans etwas länger auf ein neues, musikalisches
Lebenszeichen warten mussten, hatte diverse Gründe wie sie sagt: "Ich
wollte ein Album machen, das ich MEIN Album nennen konnte. Doch dafür
musste ich erst einmal alles anhalten, um mich selbst einzuholen und
wieder meine Mitte finden zu können. Ich musste für mich selbst
beantworten, was und wohin ich möchte. Diese Zeit war wichtig und
umso mehr freue ich mich, alles was entstanden ist, jetzt mit der
Welt zu teilen."

Denn auch wenn die Öffentlichkeit weniger als gewohnt von Lena
mitbekommen hat, war sie im letzten Jahr sehr fleißig.
Ihre Fans können sie nächstes Jahr nämlich nicht nur auf ihren neuen
Songs hören, sondern auch als Synchronsprecherin in dem
Animationsabenteuer "Willkommen im Wunder Park", ab dem 11. April
2019 im Kino.

Weitere Infos unter:

www.lena.de

www.universal-music.de/lena/home

www.facebook.com/lenameyerlandrut

www.instagram.com/lenameyerlandrut

www.youtube.com/channel/UC1S-Nw10RYc9H0AH6iV_81g


AnnenMayKantereit veröffentlichen neue Single "Nur wegen
dir"

Es gibt diese Lieder, die unvermittelt und sofort vom ersten Ton an
Spaß machen. Die Euphorie und Eingängigkeit zusammenbringen, die
einen in Bewegung versetzen und die einen spätestens beim Refrain vom
Hocker reißen - bis man dann am Ende merkt, dass sie viel mehr Tiefe
in sich tragen, als man in dem ganzen Schwung so mitbekommen hat.
"Nur wegen dir", die aktuelle Single von AnnenMayKantereit ist so
eines. Mögen die Twee-Pop-Gitarren in den ersten Sekunden noch eher
umarmend klingen, merkt man schnell, dass sie einen spannenden
Kontrast zu Hennings Stimme und seinen Worten bilden, die hier
nämlich eher zweifelnd und suchend sind, weil sie die Schatten im
Unterbewussten besingen und am Ende gar den Tod und die manchmal so
offensichtlich erscheinende Sinnlosigkeit des Lebens thematisieren.

Aber es ist eben nicht alles scheiße, und zwar "Nur wegen dir", wie
der aufstampfende Refrain dann wieder klarstellt. Dieses vertonte
Spannungsfeld von Glück und Zweifel zieht sich übrigens durch ihr
gesamtes Album "Schlagschatten" und erklärt auch den Titel. Henning
May sagt dazu: "Wenn der Schlagschatten eine Emotion wäre, dann wäre
es für mich der Kontrast zwischen einem kleinen Glück, das man zum
Beispiel beim Zugfahren oder auch beim Teetrinken empfindet, und
einem Schmerz, der im Hintergrund konstant pocht, sich aber nicht
greifen lässt." "Nur wegen dir" ist die konsequente und
hitverdächtige Entsprechung dieser Aussage - und man kann sich schon
jetzt ausrechnen, dass dieser Song ein Highlight ihrer Konzerte sein
wird.

"Nur wegen dir" ist nach "Marie", "In meinem Bett", "Ich geh heut
nicht mehr tanzen", "Schon krass" und "Weiße Wand" die sechste
Singleauskopplung aus dem am 07. Dezember erscheinenden Album
"Schlagschatten".

Ihre anstehende, 42 Dates umfassende Tour 2019 ist beinahe komplett
sold out, in den letzten fünf Monaten verkaufte die Band mehr als
200.000 Konzerttickets.

ANNENMAYKANTEREIT live

31.01.2019 Mannheim, Alte Feuerwache (Ausverkauft)

01.02.2019 Ludwigsburg, Scala (Ausverkauft)

02.02.2019 Bern, Dachstock (Ausverkauft)

04.02.2019 Wien, Porgy & Bess (Ausverkauft)

05.02.2019 München, Freiheiz (Ausverkauft)

06.02.2019 Erlangen, E-Werk Kulturzentrum / Clubbühne (Ausverkauft)

08.02.2019 Dresden, Beatpol (Ausverkauft)

09.02.2019 Cottbus, Glad House (Ausverkauft)

11.02.2019 Berlin, Heimathafen Neukölln (Ausverkauft)

12.02.2019 Hamburg, Mojo Club (Ausverkauft)

13.02.2019 Bremen, Kulturzentrum Schlachthof (Ausverkauft)

15.02.2019 Bielefeld, Forum (Ausverkauft)

16.02.2019 Göttingen, Musa (Ausverkauft)

17.02.2019 Essen, Zeche Carl (Ausverkauft)

18.02.2019 Köln, Gloria (Ausverkauft)

14.03.2019 Hamburg, Sporthalle (Ausverkauft)

15.03.2019 Hamburg, Sporthalle (Ausverkauft)

16.03.2019 Hannover, TUI ARENA (Ausverkauft) 

17.03.2019 Leipzig, Arena Leipzig (Ausverkauft) 

19.03.2019 Düsseldorf, Mitsubishi Electric HALLE (Ausverkauft)

20.03.2019 Münster, Halle Münsterland (Ausverkauft)

22.03.2019 Zürich, Samsung Hall

23.03.2019 Bamberg, Brose Arena (Ausverkauft)

25.03.2019 Köln, Palladium (Ausverkauft)

26.03.2019 Köln, Palladium (Ausverkauft)

27.03.2019 Köln, Palladium (Ausverkauft)

29.03.2019 Stuttgart, Porsche-Arena (Ausverkauft)

30.03.2019 München, Zenith (Ausverkauft)

31.03.2019 München, Zenith (Ausverkauft)

04.04.2019 Graz, Helmut-List-Halle (Ausverkauft)

05.04.2019 Graz, Helmut-List-Halle (Ausverkauft)

06.04.2019 Innsbruck, Dogana (Ausverkauft)

07.04.2019 Stuttgart, Porsche-Arena

09.04.2019 Trier, Arena Trier

10.04.2019 Frankfurt, Festhalle

12.04.2019 Berlin, Max-Schmeling-Halle (Ausverkauft)

13.04.2019 Erfurt, Messehalle Erfurt (Ausverkauft)

23.05.2019 Wien, Arena Open Air (Ausverkauft)

24.05.2019 Wien, Arena Open Air (Ausverkauft)

25.05.2019 Wien, Arena Open Air (Ausverkauft)

24.08.2019 Dresden, Filmnächte am Elbufer

31.08.2019 Berlin, Parkbühne Wuhlheide (Ausverkauft)

Weitere Informationen unter:

https://annenmaykantereit.com/

https://www.facebook.com/AnnenMayKantereit/

https://www.instagram.com/annenmaykantereit/


SIDO präsentiert Video zu "Tausend Tattoos" aus dem
kommenden Best-Of-Album "Kronjuwelen"

Mit "Kronjuwelen" erscheint am 07. Dezember eine umfassendes
Best-Of-Album, das auf die letzten 10 Jahre von Sidos Karriere
zurückblickt. "Kronjuwelen" ist eine Sammlung der wichtigsten Songs
aus Sidos letzten vier Studioalben - jenen Alben also, die seinen
Ruch als Rap-Revoluzzer und bevorzugten Buhmann des Boulevard in
unfickbaren Legendenstatus verkehrten.

Vorab präsentierte Sido die Single "Tausend Tattoos" - einen von zwei
bisher unveröffentlichten Tracks auf "Kronjuwelen" - und legt nun mit
dem Video nach:

Zusätzlich zum Best-Of-Album "Kronjuwelen" wird am 07. Dezember ein
aufwändiger, limitierter Bildband des Fotografen Murat Aslan mit dem
Titel "Hinter der Maske" erscheinen.

https://www.facebook.com/sidomusik

https://twitter.com/siggismallz #siggismallz

http://www.sido.de

http://www.universal-music.de/sido/home


CHVRCHES veröffentlichen die "Hansa Session"-EP -
aufgenommen in den legendären Berliner Tonstudios!

Mit der "Hansa Session"-EP veröffentlichen CHVRCHES nun einen ganz
besonderen Tonträger: Die 5-Track-EP erscheint am Freitag als
Digital-Version und am 14. Dezember als 10"-Vinyl-Edition. Die EP
beinhaltet fünf Tracks des aktuellen Studioalbums "Love Is Dead", die
die schottische Formation in den legendären Berliner Hansa-Studios
als intime Akustikversionen mit klassischen
Streichquartett-Arrangements während ihrer Stippvisite in der
Hauptstadt früher in diesem Jahr neu eingespielt hat. Somit stehen
CHVRCHES in einer langen Tradition internationaler Rock- und
Pop-Ikonen wie David Bowie, Depeche Mode, Nick Cave, U2, Iggy Pop und
vieler anderer.

"Als wir die Möglichkeit bekamen, in den Hansa-Studios aufzunehmen,
mussten wir gar nicht lange nachdenken", erklärt CHVRCHES-Member Iain
Cook. Mit der "Hansa Session"-EP veröffentlichen CHVRCHES den
Nachfolger ihres im vergangenen Mai erschienenen Longplay-Drittlings
"Love Is Dead". Nach "The Bones Of What You Believe" (2013) und
"Every Open Eye" (2015) konnte die Formation aus Glasgow auch mit
"Love Is Dead" die Top 10 der britischen Charts entern und stieg in
Deutschland auf Platz 16 der Offiziellen Charts ein.

https://www.universal-music.de/chvrches


Nu veröffentlicht sein neues Tape "Zwiegespalten"

Nus Musik hebt sich vom durchschnittlichen, monotonen Straßenrap ab
und glänzt durch Kreativität und Facettenreichtum. Vorschreiben kann
ihm keiner was und die künstlerische Freiheit genießt stets oberste
Priorität. Diesen Grundsatz wissen die Fans zu schätzen und auch die
Zahlen zeigen deutlich, dass sich diese Einstellung und harte Arbeit
bezahlt machen: "Lass laufen", eine gemeinsame Single von Nu und
Label-Kollege Sugar MMFK, knackte schnell die Millionenmarke auf
sämtlichen Video- und Streamingportalen.

Außerdem ist er aktuell mit einem Feature im Song "Weiter weg" auf
Xatars neuem Album vertreten. Nachdem letzte Woche bereits die Single
"Jogger" erschienen ist, kommt am Freitag endlich Nus 7-Tracks
umfassende Tape "Zwiegespalten" auf den Markt.


Lewis Capaldi präsentiert neue EP "BREACH"

Die noch junge Karriere des gerade mal 22-jährigen Schotten Lewis
Capaldi ist seit dem Senkrechtstart über Nacht mit seiner berührenden
Debüt Single "Bruises", die er vor rund einem Jahr in Eigenregie
veröffentlichte, geprägt von Sensationen.

Seine ersten Live-Tourneen waren allesamt restlos ausverkauft, er
kann unter anderem auf Support-Shows mit Sam Smith, Rag'n Bone Man
und One Directions Niall Horan zurückblicken, seine Debüt-EP "Bloom"
zählt über 165 Millionen Streams und auch aus Fachkreisen schwappt
ihm allgegenwärtige Begeisterung entgegen. So gewann er z.B. bereits
jeweils einen Scottish Music sowie einen Scottish Alternative Music
Award & neben einer Nominierung für die BBC Sound Of 2018 Longlist
wurde er für die BBC Radio 1's Brit List ausgewählt - damit erhält er
massig Support von UKs wichtigstem Radiosender ("Grace" - B-List
Rotation!)

Die "BREACH" EP vereint neben den bereits bekannten Singles "Tough" &
"Grace", mit der er zuletzt bei Late Night Berlin verzauberte und
auch 2 neue Tracks: "Someone You Loved", eine herzzerreißende Ballade
sowie "Something Borrowed" als Demoversion. Die EP erscheint digital
sowie als CD und verkürzt die Wartezeit auf das 2019 kommende
Debütalbum.

LIVE: 

20.11.18 Frankfurt (Gibson Club)

22.11.18 Berlin (Gretchen)

23.11.18 Köln (Bürgerhaus)

30.11.18 München (Technikum)

Support von BASTILLE

12.02.2019 Bochum (Ruhr-Congress)

13.02.2019 Berlin (Verti Music Hall)

24.02.2019 Stuttgart (Porsche Arena)

04.03.2019 München (Zenith)

05.03.2019 Frankfurt (Jahrhunderthalle)

06.03.2019 Hamburg (Mehr! Theater)

https://www.universal-music.de/lewis-capaldi


Martin Jensen veröffentlicht neue Single ""Somebody I'm
Not" feat. Peter Bjørnskov

Am 20. Oktober dieses Jahres hat Martin Jensen etwas erreicht, was
vor ihm noch keinem anderen Dänen gelungen ist: Er wurde zum dritten
Mal in Folge in die renommierte DJ MAG TOP-100-Liste aufgenommen.
2016 belegte er Platz 82, 2017 war es schon Platz 70 und nun hat er
es dieses Jahr auf einen beeindruckenden Platz 54 geschafft.

Ein weiteres Highlight gibt es ab Freitag, denn Martin Jensen
veröffentlicht seine neue Single "Somebody I'm Not". Es ist seine
erste Single seit "16 Steps" sein, die im Juli veröffentlicht wurde
und auf der die amerikanische Sängerin und Schauspielerin Olivia Holt
mitgewirkt hatte.

Frei nach dem Motto "back to the roots" hat sich der 26-jährige DJ
für "Somebody I'm Not" erneut mit Kollaborateur Peter
Bjørnskov zusammengetan, der die Vocals auf dem Track singt.
Bjørnskovs und Jensens Freundschaft geht viele Jahre zurück,
denn beide hatten bereits gemeinsam an den Singles "Miracles" und
"All I Wanna Do" gearbeitet, wenngleich Bjørnskov auf der
letzteren damals nicht als offizieller Featuring Artist genannt
wurde.

https://www.universal-music.de/martin-jensen


L'Aupaire veröffentlicht Split-Single "Cinderella" +
"Renegades"

Robert Laupert alias L'Aupaire meldet sich am 16. November mit zwei
neuen Singles zurück, die er Ende Oktober bereits im Rahmen seines
frenetisch gefeierten Auftritts beim New Fall Festival in Düsseldorf
präsentierte. Der erste Teil der Split-Single, "Renegades", entstand,
als L'aupaires Freund und Musiker Petter Ericson Stakee ihn letztes
Jahr in seiner kleinen Wohnung in Berlin besuchte. In kürzester Zeit
war "Renegades" geboren - zwei Seelen, die zusammenkommen und ihr
Herz ausschütten. Die Idee zur euphorisierenden Uptempo-Nummer
"Cinderella" wiederum wurde in zehn Minuten unter der Dusche
entwickelt, in denen L'aupaire sich - ganz klischeehaft - beinahe wie
Mozart fühlte.

Während einer Auszeit in Budapest wurde Robert Laupert aus Gießen
klar, dass die Musik sein Leben ist - und so schrieb er die ersten
L'Aupaire-Songs. 2014 war die Mischung aus seiner außergewöhnlichen
Stimme und großartigen folkig-bluesigen Kompositionen auf seiner
ersten EP "Rollercoaster Girl" zu hören. Und vor allem auf
zahlreichen seiner unverwechselbaren, gefeierten Live-Performances,
unter anderem beim South By Southwest Festival in Austin, Texas. 2016
entstand schließlich das Album "Flowers", das Musikjournalisten zu
Vergleichen mit Bob Dylan, Tom Waits und Kings of Leon veranlasste.
Nach dem riesigen Erfolg seines letzten Coversongs "Dancing in the
Moonlight" und dem dazugehörigen Clip, der bereits fast 19 Millionen
Views bei YouTube verzeichnen kann, meldete sich L'aupaire zuletzt
mit einer Neuinterpretation des Echosmith-Hits "Cool Kids" zurück.

Weitere Informationen unter:

http://www.laupaire.com/

https://de-de.facebook.com/laupaire/

https://www.instagram.com/laupaire/

https://twitter.com/laupaire


Kerstin Ott veröffentlicht neue Single "Komm mit mir
mit"

Es war ein trauriger Anlass, nämlich die Erkrankung einer guten
Freundin, die Kerstin Ott dazu bewegte "Die immer lacht" zu
schreiben. Das Lied wurde ein Hit - und Kerstin zum Star. Das hat
aber nichts an ihrer Bodenhaftung und Authentizität geändert. Vor
allem der sprichwörtliche Blick über den Tellerrand hinaus war schon
immer ein wichtiger künstlerischer Antrieb für Kerstin Ott.

Auch in ihrem neuen Song "Komm mit mir mit" spricht sie das wichtige
Thema "Einsamkeit" an. Für bedürftige und alleinlebende Menschen sind
die Weihnachtstage schwierig. Während für viele Menschen die
Weihnachtsvorbereitungen und die feierlichen Tage mit Geschenken und
leckerem Essen die schönste Zeit im Jahr ist, ist es für Millionen
Menschen ein Tag wie jeder andere, weil sie keinen Grund zum Feiern
haben. Gerade Weihnachten wird ihnen ihre Einsamkeit schmerzlich
bewusst.

Kerstin besingt diese Menschen und ruft ihnen zu "Komm mit mir mit,
ich lass dich nicht im Stich. Komm mit mir mit, ich schenke dir ein
bisschen Wärme."

Sie weiß aus eigener Erfahrung, dass Weihnachten nicht für alle
Menschen mit positiven Erinnerungen behaftet ist. Sie selber, die in
einer Pflegefamilie aufwuchs, hat lange gebraucht, bis sie
Weihnachten akzeptieren konnte. Sie sagt "Ich bin gerne mit der
ganzen Familie zusammen und verbinde damit heute andere Dinge. Ich
liebe es, wenn sich die Kinder über ihre Geschenke freuen, ich mag
es, wenn alle zusammensitzen. Es ist ein ganz anderes Gefühl."
Und von diesem Gefühl und Wärme möchte Kerstin in ihrem Lied etwas an
die Menschen zurückgeben, die nicht so viel Glück haben."

Mehr Infos zu Kerstin Ott unter:

http://www.universal-music.de/kerstin-ott/home


#RAPTAGS 2018 - Vorrunden-Gewinner aus Hamburg
veröffentlichen ihre Singles

Die #Raptags Gewinner aus der Vorrunde in Hamburg droppen ihre frisch
entstandenen Songs. Zu den Songs "BÖS" von Crew-Gewinnern 9cigK &
Abycc und "Porsche Panamera" von MC Gewinner OG Locke erscheint
jeweils auch ein Musikvideo. Am 14.12. steigt das große #Raptags
Finale, in dem die Künstler um den Plattenvertrag bei Chapter ONE /
Universal Music kämpfen.


Geniessen Sie mit der aboutJAZZ eine ausgezeichnete Auswahl
an Diamanten aus dem Jazz!

Auf diesem Album findet sich eine Sammlung stilvoller Musik von
erstklassigen Künstlern, wie Louis Armstrong, Diana Krall, Dusty
Springfield & Quincy Jones. Ob ruhige Töne mit Dave Brubecks "Take
Five", bluesige Stimmung mit Miles Davis "Blue in Green" oder eine
verspielte Atmosphäre mit Duke Ellingtons "Take The 'A' Train" - es
ist für jede Gelegenheit und jeden Charakter etwas dabei. Wer es
etwas frecher mag, stellt bei Amy Winehouse lauter oder lässt sich
von Gregory Porters "Hey Laura" verzaubern.

Diese Compilation garantiert Wohlfühl-Atmosphäre und bietet dabei
eine vielseitige Zusammenstellung der erfolgreichsten Künstler und
tollen Hörgenuss für mehr als 2 Stunden auf zwei CDs, 4-fach Vinyl
und Download. Die aboutJAZZ ist auch auf allen gängigen
Streamingportalen zugänglich.

Seit dem 09. November sind die feinsten JAZZ-Sounds sowohl am Tag als
in der Nacht zu genießen und eins ist sicher: Es ist nicht nur etwas
für JAZZ-Freunde dabei!

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Helene Fischer / Best Of (Bonus Edition) / 16.11.2018

CHVRCHES / Hansa Session EP / 16.11.2018

Sido / Kronjuwelen / 07.12.2018

Singles

Martin Jensen / Somebody I'm Not / 16.11.2018

Kerstin Ott / Komm mit mir mit / 16.11.2018

AnnenMayKantereit / Nur wegen Dir / 16.11.2018

FAELDER / Licht Von Dir / 16.11.2018

G-Mac / Ich mach was ich will / 16.11.2018

L'aupaire / Renegades/Cinderella / 16.11.2018

Luciano / Valentino Camouflage / 16.11.2018

MoTrip / Unbezahlbar / 16.11.2018

Nu / Immer wenn es regnet / 16.11.2018

Olexesh / Dopeman / 16.11.2018

Toto / Hash Pipe / 16.11.2018

Vincent Malin / Planeten / 16.11.2018

Within Temptation / Raise Your Banner / 16.11.2018

SAMY ft. Eno / Gib ihm / 16.11.2018

Manuellsen / Geist / 16.11.2018

Horst Wegener / Ich Leb den Traum / 16.11.2018


TV-Termine

AnnenMayKantereit

01.12.2018 / 19:30 Uhr / 3sat / Kulturpalast

Beatrice Egli 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Verstehen Sie Spaß?

Bosse 

22.11.2018 / 22:45 Uhr / Pro7 / Win Your Song

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Christina Stürmer

21.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau 

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala

Clueso

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die schönsten Weihnachts-Hits 

06.12.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

22.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Stefanie Hertel - Die große Show der Weihnachtslieder

Dua Lipa

16.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Bambi 2018

Gestört aber Geil

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome

Glasperlenspiel

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache

Helene Fischer

01.12.2018 / 23:55 Uhr / ARD / Weihnachten - Live aus der Hofburg Wien 

25.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die Helene Fischer Show

Kerstin Ott

01.12.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Das Adventsfest der 100.000 Lichter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / RTLPlus / Schlagernacht in Oberhausen 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Weihnachten bei uns

Laing

10.11.2018 / 23:55 Uhr / ARD / Inas Nacht

Lena

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome

Leoniden

23.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Lukas Graham

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTL2 / The Dome

Nico Santos

16.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Bambi 2018 

07.12.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 2018 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

Niedeckens BAP

06.12.2018 / 5:30 Uhr / ZDF / MoMa

Milow

22.11.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

PUR

28.11.2018 / 23:35 Uhr / MDR / Zärtlichkeiten im Bus 

01.12.2018 / 21:30 Uhr/ 3sat / zdf@bauhaus 

04.01.2019 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 90s

tba / tba Uhr / RTL Nord Nachrichten / Susanne trifft

Rea Garvey

18.11.2018 / 22:50 Uhr / Sat.1 / Luke! Die Woche und ich 

27.11.2018 / 20:15 Uhr / VOX / Sing meinen Song - Das Weihnachtskonzert 

01.12.2018 / 18:15 Uhr / RTLII / The Dome

07.12.2018 / 20:15 Uhr / RTL / Die ultimative Chartshow - Best of 2018

Sasha

22.11.2018 / 20.15 Uhr / RTL / Wer wird Millionär - Promi Spezial

Sotiria

05.12.2018 / 20:15 Uhr / RTLPlus / Schlagernacht in Oberhausen

08.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Weihnachten bei uns

Sido

19.11.2018 / 23:10 Uhr / Pro7 / Late Night Berlin

01.12.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Duell um die Welt

Sotiria

30.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat

05.12.2018 / 20:15 Uhr / RTLPlus / Schlagernacht in Oberhausen 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Weihnachten bei uns

The BossHoss

27.11.2018 / 23:15 Uhr / VOX / 5 Jahre Sing meinen Song - die Tauschkonzertstory

21.12.2018 / 05:30 Uhr / SAT.1 / Frühstücksfernsehen

 * 
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Universal Music International Presse-Newsletter - 46. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch Grammy-Gewinner Mumford & Sons,
die mit "Delta" ihr neues Werk präsentieren. Im kommenden Jahr werden
die Briten "Delta" auch live vorstellen!

Außerdem in den News: Die Rolling Stones feiern das 50. Jubiläum von
"Beggars Banquet" und veröffentlichen zudem "Voodoo Lounge Uncut" in
neuen, exklusiven Versionen, Vanessa Paradis ist zurück!, Mark
Knopfler präsentiert sein neues Album, Blackpinks JENNIE ist auf
Solopfaden unterwegs, Allan Rayman bringt sein neues Album "Harry
Hard-On" auf den Markt und es gibt Neuigkeiten von Ellie Goulding x
Diplo, Angéle und alles zum Soundtrack von "Motown Magic", der neuen
Netflix-Serie.

Mit "Chris Cornell" erscheint am Freitag ein Album voller Schätze aus
dem Nachlass des Ausnahmekünstlers, die erst solo und zusammen mit
seinen Bands Soundgarden, Temple of the Dog aufgenommen hat.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten


	MUMFORD & SONS veröffentlichen ihr neues Album "DELTA" + Deutschland-Tour 2019
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Neuigkeiten

MUMFORD & SONS veröffentlichen ihr neues Album "DELTA" +
Deutschland-Tour 2019

Im Oktober gab es mit der Single "Guiding Light" den ersten Vorboten
auf das neue Album der Grammy-Gewinner, jetzt folgt das neue Album
"Delta" von Mumford & Sons am Freitag! "Delta" erscheint in diversen
Formaten, u.a. als Deluxe Edition und auf Vinyl.

Die Aufnahmen zu "Delta" fanden gemeinsam mit Produzent Paul Epworth
[Adele, Florence + the Machine] in den The Church Studios in London
statt. Gut 10 Jahre nach ihrer Gründung klingen Mumford & Sons
deutlich reifer; man hört förmlich, wie die vielen Erlebnisse, die
vielen Reisen sie zusammengeschweißt haben. Es ist eine ergreifende
Sammlung von Songs, deren Texte und Melodien intimer denn je klingen.
Ein emotionales, introspektives Album der vierköpfigen Band aus
London.

Und noch ein Highlight erwartet die deutschen Fans: Mumford & Sons
kommen nach Deutschland! Die Tickets sind bereits erhältlich.

MUMFORD & SONS live

01.05.2019 Olympiahalle München

11.05.2019 Mercedes-Benz Arena, Berlin

13.05.2019 Festhalle Frankfurt

15.05.2019 LANXESS arena, Köln

http://www.universal-music.de/mumford-and-sons/home


Dire Straits-Legende MARK KNOPFLER veröffentlicht neues
Album "Down The Road Wherever"

Man erkennt Mark Knopfler, den permanent umherreisenden Songwriter
und Musiker, noch immer an seiner unprätentiösen Art; auch nach 40
Jahren, die er nun schon ganz oben in der musikalischen Weltspitze
mitmischt, hat sich daran nichts geändert. Das Album "Down The Road
Wherever" ist dabei der neueste elegante Beweis für seinen
unstillbaren kreativen Durst: 14 mutige, überraschende und zweifellos
außergewöhnliche Songideen (und noch einige mehr auf den
Deluxe-Editionen) vereint das neue Album, das am Freitag
veröffentlicht wird.

Langjährigen Fans der Songwriter- und Gitarren-Ikone wird neben
diesen Details noch eine weitere Sache auffallen, wenn sie "Down The
Road Wherever" hören: Die Stimmung ist eine andere. Denn so sehr die
Songs noch immer in der Folk- und Roots-Tradition verwurzelt sind und
damit an vorangegangene Soloalben anknüpfen, spielen hier erstmals
auch Jazz- und Funk-Elemente eine größere Rolle. Ja, sogar der
rockigere Sound seiner Anfangstage schimmert gelegentlich wieder
durch. "Es wird immer anders klingen, ob man das will oder nicht: Man
verändert sich schließlich", erklärt Mark Knopfler abschließend. Eine
Legende meldet sich eindrucksvoll zurück!

http://www.universal-music.de/mark-knopfler/home


VANESSA PARADIS führt uns zurQuelle: Neues Album "Les
Sources" erscheint am Freitag

Mit der Single "Ces mots simples" schickte Vanessa Paradis im
September einen ersten Vorboten auf ihr neues Album "Les Sources"
(dt. die Quellen). Jetzt erscheint am Freitag das neue Werk des
französischen Superstars und präsentiert die Sängerin und
Songwriterin in Bestform.

Auf dem Album vereint Vanessa Paradis ganz persönliche Songs,
geschrieben und komponiert von der Pop-Ikone persönlich sowie Samuel
Benchétrit, Fabio Viscogliosi und Adrien Gallo. Auf dem Album
präsentiert Vanessa Paradis eine Mischung aus Folk, Rock und Soul.
Aufgenommen wurde es in Los Angeles in den Sound Factory Studios, als
Produzent stand Paul Butler (Sänger der britischen Band The Bees und
Produzent von Michael Kiwanuka und Devendra Barnhart uvm.) an ihrer
Seite.

https://www.universal-music.de/vanessa-paradis

https://www.facebook.com/vanessaparadisofficiel/


CREED II - Soundtrack: Mike WiLL Made-It, Pharrell Williams
und Kendrick Lamar mit gemeinsamer Single "The Mantra"

Wenn am morgigen Freitag der Soundtrack zum Kinofilm "Creed II"
erscheint, dann dürfen sich alle Hip-Hop-Fans auf ein absolutes
Highlight freuen, denn auf diesem Album gibt es das Who-is-Who der
Rap-und Hip-Hop-Größen zu hören!

Bestes Beispiel ist ab sofort als Download erhältlich: Mike WiLL
Made-It, Pharrell Williams und Kendrick Lamar haben die gemeinsame
Single "The Mantra" aufgenommen! Weitere Tracks auf dem Soundtrack
kommen von Lil Wayne, Nas & Rock Ross, A$AP Rocky & Nicki Minaj,
Vince Staples uva.

Im zweiten Teil des Box-Dramas hat Adonis Creed (Michael B. Jordan)
es endlich geschafft. Er ist Boxweltmeister im Schwergewicht.
Allerdings wird sein Erfolg ein wenig dadurch getrübt, dass er den
Titel einem in die Jahre gekommenen Champion abgenommen hat, der
seinen boxerischen Zenit zum Zeitpunkt des Matches schon klar
überschritten hatte. Diesen Makel will sich nun Ivan Drago (Dolph
Lundgren), der vor vielen Jahren Adonis' Vater Apollo Creed in einem
Schaukampf durch einen Schlag getötet hat, zunutze machen. Er fordert
Adonis in einer eigens einberufenen Pressekonferenz heraus, gegen
seinen eigenen Sohn Viktor Drago (Florian Munteanu) in einem
Titelmatch anzutreten.


"Chris Cornell": Die komplette Anthologie des

Ausnahmekünstlers erscheint am Freitag

Anderthalb Jahre nach seinem Tod erscheint am 16. November der
musikalische Nachlass von Chris Cornell: Das selbstbetitelte Album
"Chris Cornell", das in der Standard-Edition 17 Tracks umfasst und
obendrein in einer limitierten 64-Track-Edition (Deluxe-Boxset inkl.
11 bis dato unveröffentlichten Titeln) erscheinen wird, ist die erste
Veröffentlichung seit seinem Tod im Mai 2017.

Veröffentlicht von seiner Frau Vicky Cornell im Namen des Chris
Cornell Estate via UMe, zelebriert "Chris Cornell" Leben und Werk von
Chris Cornell - Ausnahmesänger, begnadeter Songwriter und eine der
größten, markantesten und einflussreichsten Stimmen der jüngeren
Rockgeschichte. Vicky Cornell arbeitete für die Zusammenstellung des
Albums sehr eng mit Chris' Bandkollegen und Freunden zusammen, um
sämtliche Stationen dieser einzigartigen Karriere auf dem Longplayer
festzuhalten: "Chris Cornell" unterstreicht eindrucksvoll, was für
einen wichtigen und umfangreichen Beitrag der 1964 in Seattle
Geborene zur Musikgeschichte beigesteuert hat.


The Rolling Stones präsentieren "Beggars Banquet" und
"VOODOO LOUNGE UNCUT" in exklusiven neuen Editions

Man darf von Feiertag sprechen, wenn die größte Rockband der Welt am
Freitag zwei neue, perfekt zusammengestellte neue Editions zu zwei
Meilensteinen ihrer Karriere auf den Markt bringt: Am Freitag
erscheint "Beggars Banquets" in der 50th Anniversary Edition und
"Voodoo Lounge Uncut", der während der damaligen Welttour gedreht
wurde, erscheint jetzt restauriert, remixed und remastered.
Zusätzlich gibt es bisher unveröffentlichtes Material zu sehen.

Die "Voodoo Lounge"- Tour ging ab August 1994 ein Jahr lang mit
insgesamt 134 Shows auf 6 Kontinenten. Über 6,5 Millionen Fans haben
die Show gesehen - es war die bisher größte Tour. Es war die erste
Tour der Stones ohne Bill Wyman. Ebenso war er auch bei dem Album
nicht dabei. Das Album "Voodoo Lounge" erscheint 1994, schoss
weltweit auf Platz 1 und gewann den Grammy Award für das Beste Rock
Album.

"Beggars Banquet" wurde zwischen März und Juli 1968 in den Olympic
Sound Studios in London aufgenommen. Es war das erste von Jimmy
Miller produzierte Stones-Album und markiert den Beginn ihrer
produktivsten Ära. "Beggars Banquet" hat einen besonderen Platz in
der Geschichte der Band, denn es ist das letzte Album, das mit der
Originalbesetzung von Mick Jagger, Keith Richards, Brian Jones, Bill
Wyman und Charlie Watts fertig gestellt wurde.

Alle Infos, Tracklisting und weitere Details zu beiden

Veröffentlichungen gibt es hier:

http://www.rollingstones.com

http://www.facebook.com/therollingstones

http://www.twitter.com/rollingstones

http://www.instagram.com/therollingstones

http://www.youtube.com/therollingstones

http://www.universal-music.de/rolling-stones/home


ALLAN RAYMAN - Kanadas Geheimtipp veröffentlicht neues
Album "Harry Hard-On"

Er wird als das bestgehütete Indie&RnB-Geheimnis Kanadas betitelt und
sorgt mit seinen Veröffentlichungen für Lobeshymnen weltweit: Paper
Magazine beschreibt Allan Rayman als "Powerhouse und Songwriter, der
dabei ist, die Musikwelt aufzumischen" und Billboard feiert seinen
Style: "Seine Stimme und seine Texte verlangen danach, dass das
Publikum zuhört, während er es bevorzugt, unauffällig zu bleiben und
nur die Musik für sich sprechen zu lassen."

Vorab gab es den Vorboten "Rose" zu hören. Das Album "Harry Hard-On"
erscheint am Freitag und wurde u.a. von Andrew Dawson produziert, der
auch das Pusha T Album "Daytona" sowie "My Beautiful Dark Twisted
Fantasy" von Kanye West produziert hat. "Harry Hard-on" vereint
Elemente vom 80er-Jahre Rock mit den uns aus seinen vorgängerwerken
bekannten 90er jahre Sound mit RnB und Hip Hop Einflüssen. Im
Dezember kommt Allan Rayman auf Deutschland-Tour:

ALLAN RAYMAN live

01.12.2018 Hamburg - Kaiserkeller

03.12.2018 Berlin - Musik & Frieden

10.12.2018 Köln - Yuca

https://www.allanrayman.com/


Ellie Goulding x Diplo präsentieren das Video zu "Close To
Me" feat. Swae Lee

Mit "Close To Me" legte Ellie Goulding ein erstes Herbst-Highlight
vor und präsentiert nun das Video zur gemeinsamen Single mit Diplo
und Swae Lee.

"Close To Me" ist die erste Single von Ellie Goulding, nachdem sie
sich im vergangenen Jahr eine Pause gönnte - und u.a. geheiratet hat.
Die Sängerin und Songwriterin hat u.a. mit "Love Me Like You Do" aus
dem Soundtrack zu "Fifty Shades Of Grey" wochenlang die Charts und
Radio-Playlisten dominiert. Jetzt ist Ellie Goulding mit "Close To
Me" zurück!

http://www.universal-music.de/ellie-goulding/home


BLACKPINKs JENNIE veröffentlicht ihre Single "Solo" ++
Video erreicht 4 Millionen Views in 5 Stunden

Die K-Pop-Sensation BLACKPINK hat in den letzten Monaten die Charts
aufgemischt und ist nun auch weltweit auf Erfolgskurs: BLACKPINK
debütierten mit ihrer EP in den Top40 der US-Billboard Charts (World
Album Charts #1) und haben damit das erfolgreichste Debüt einer
weiblichen K-Pop-Group aller Zeiten geschafft! Auch ihre Videos sind
weit oben in der Bestenliste zu finden und "Ddu-Du Ddu-Du" steht
aktuell bei über 460 Millionen Views.

Jetzt erscheint mit "Solo" die erste Solosingle von
Blackpink-Mitglied JENNIE KIM. Und die Rekorde purzeln bereits: Das
Video zu "Solo" erreichte nach 5 Stunden bereits vier Millionen Views
auf YouTube und stand nach einem Tag bei 14 Millionen Views! "Solo"
stürmte Platz 1 der iTunes Charts in über 40 Ländern. Damit ist
Jennie die erste koreanische Solokünstlerin, der es gelungen ist, die
Spitze der weltweiten iTunes Charts zu erobern!

https://www.universal-music.de/blackpink


Die belgische Pop-Sensation Angéle erobert mit Debütalbum
"Brol" die Top 3 in Frankreich und Belgien + Begeistert mit neuer
COLORS Session

Mit ihrem Debütalbum "Brol" hat die belgische Newcomerin Angéle
direkt die Top 3 der franzöischen Albumcharts erobert! Auch in ihrer
Heimat Belgien schoss "Brol" direkt auf eine Top-Position und
bescherte der 23-jährigen Sängerin und Songwriterin direkt den
Durchbruch. Höchste Zeit, die charmante Belgierin dem deutschen
Publikum vorzustellen! Jetzt gibt es ihre Performance der COLORS
Session zu sehen. Mit herrlich retro-angehauchten Videos begeistert
Angéle das Publikum, wie u.a. mit "Tout Oublier".

Angéle wurde in eine Familie von Künstlern hineingeboren und war
schon immer von Musik umgeben. Nach ihrem Studium an der
Jazz-Akademie begann Angèle damit, Pop-Klassiker neu zu
interpretieren und präsentierte sie auf ihren Social Media Kanälen.
Die Idee war von Erfolg und einer wachsenden Fangemeinde gekrönt!
Angéle schreibt ihre Texte selbst, komponiert ihre eigenen Sounds und
hat auch eine klare Idee von der grafischen Ästhetik. Dafür hat sie
die sehr junge Charlotte Abramow rekrutiert, um sich um ihr Image zu
kümmern. Angèle hat ihr eigenes Label gegründet, Angéle VL.

"Brol" ist bereits digital erhältlich.


MOTOWN MAGIC - Soundtrack zur neuen Netflix-Animationsserie
erscheint am Freitag ++ 60. Jubiläum des Motown Labels

Bevor sich in wenigen Wochen die Gründung des Motown-Labels zum 60.
Mal jährt, kommen auch die Kleinsten in den Genuss der Klassiker aus
der legendären Hitfabrik: Für die brandneue Netflix-Animationsserie
"Motown Magic" haben Calum Scott, Skylar Grey, Ne-Yo und weitere
Kollegen zusammen mit Executive Music Producer und Motown-Urgestein
Smokey Robinson einen Soundtrack geschaffen, der zugleich als
perfekter Jubiläums-Vorbote gelten darf. Der Originalsoundtrack zu
"Motown Magic" erscheint am 16. November, vier Tage vor dem
Serienstart bei Netflix.

Die von Josh Wakely ("Beat Bugs") produzierte neue Kinderserie, die
ab dem 20. November bei Netflix zu sehen ist, spielt in der
fiktionalen Stadt Motown, wo der achtjährige Protagonist Ben lebt -
seines Zeichens Besitzer eines magischen Farbpinsels, der es ihm
erlaubt, die Graffitis in seiner Gegend zum Leben zu erwecken. Der
Titel "Motown Magic" ist so gesehen überaus treffend gewählt, denn
einerseits passieren magische Dinge in der Welt des Protagonisten,
andererseits wird auch die zeitlose Magie der Motown-Hits mit der
neuen Kinderserie ins Hier und Jetzt überführt - dafür sorgen
Künstler wie Becky G, Calum Scott, Skylar Grey, Ne-Yo und Co., deren
Neuinterpretationen zu den Highlights des Soundtracks gehören.

Tracklist:

  1. ABC - Zac Melisizwe & Cast

  2. FOR ONCE IN MY LIFE - Becky G

  3. MY GIRL - Smokey Robinson

  4. LIVING FOR THE CITY - BJ The Chicago Kid

  5. SIGNED, SEALED, DELIVERED I'M YOURS - Skylar Grey

  6. BEN - Cast feat. Julia Stone

  7. SUPERSTITION - Ne-Yo

  8. I HEARD IT THROUGH THE GRAPEVINE - Calum Scott

  9. (I'M A) ROADRUNNER - Trombone Shorty

10. HE'S MISSTRA KNOW-IT-ALL - Cast

11. I'LL BE DOGGONE - Smokey Robinson

12. THE TRACKS OF MY TEARS - Cast

13. REACH OUT (I'LL BE THERE) - Cast

 * 
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The Rolling Stones / VOODOO LOUNGE UNCUT / 16.11.2018

Mumford & Sons / Delta / 16.11.2018

Various Artists /OST CREED II / 16.11.2018

Allan Rayman / Harry Hard-On / 16.11.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 16.11.2018

Mark Knopfler / Down The Road Wherever / 16.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

Eros Ramazzotti / Vita ce n'é / 23.11.2018

Take That / Odyssey / 23.11.2018

J.I.D. / DiCaprio 2 / 26.11.2018

Alessia Cara / The Pains Of Growing / 30.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

Ice Cube / Everythangs Corrupt / 07.12.2018

The Struts / Young & Dangerous / 11.01.2019

Jack + Jack / A Good Friend Is Nice / 11.01.2019

Maggie Rogers / Heard It In A Past Life/ 18.01.2019

Catalogue

Various Artists / Motown Magic (CD) / 16.11.2018

Glen Campbell / Sings For The King (CD/LP) / 16.11.2018

Marc Almond / Hits And Pieces - The Best Of Marc Almond & Soft Cell (2LP) / 16.11.2018

Billy Idol / Vital Idol: Revitalized (2LP) / 16.11.2018

Brian Eno / diverse LPs / 16.11.2018

Chris Cornell, Soundgarden, Temple Of The Dog / Chris Cornell (2LP/4CD/CD) / 16.11.2018

Rush / Hemispheres (LP Box/3LP/2CD) / 16.11.2018

Siouxsie And The Banshees / The Scream (LP) / 16.11.2018

The Police / Every Move You Make: The Studio Recordings (LP Box) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Beggars Banquet (LP Box/CD) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Voodoo Lounge Uncut (DVD/BD/CD+BD/CD+DVD/3LP) 16.11.2018

The Runaways / Best of The Runaways (LP) / 23.11.2018

Neil Diamond / 50th Anniversary Collector's Edition (CD Box) / 30.11.2018

Toby Keith / Should've Been A Cowboy (25th Anniversary Edition) (CD) / 30.11.2018

Def Leppard / The Hysteria Singles (LP Box) / 30.11.2018

Def Leppard / The Story So Far...The Best Of Def Leppard (2LP/2CD/CD) / 30.11.2018

Lenny Kravitz / Let Love Rule (2LP) / 30.11.2018

Status Quo / The Vinyl Singles Collection: 1990s (LP Box) / 30.11.2018

Beastie Boys / Paul's Boutique (LP) / 30.11.2018

The Roots / Undun (LP) / 30.11.2018

Rise Against / Rise (LP Box) / 30.11.2018

Various Artists / The Complete Cuban Jam Sessions (LP Box) / 07.12.2018

Paul McCartney & Wings / Red Rose Speedway (2LP/CD Box/2CD) / 07.12.2018

Paul McCartney & Wings / Wild Life (2LP/CD Box/2CD) / 07.12.2018

Steve Miller Band / Wide River (CD) / 07.12.2018

Various Artists / For Discos Only: Indie Dance Music From Fantasy & Vanguard Records (3CD) / 07.12.2018

50 Cent / Get Rich Or Die Tryin' (Marvel Reissue) (Deluxe 2LP/2LP) / 07.12.2018

GZA / Liquid Swords (Marvel Reissue) (Deluxe 2LP/2LP) / 07.12.2018

LL Cool J / Mama Said Knock You Out (Marvel Reissue) (Deluxe 2LP/2LP) / 07.12.2018

Diana Ross / Wonderful Christmas Time (CD) / 14.12.2018

Primus / diverse LPs / 14.12.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs / 14.12.2018

The Analogues / The White Album Live In Liverpool (2LP) / 14.12.2018

Creedence Clearwater Revival / The Studio Albums Collection (Half-Speed Masters) (LP Box) / 14.12.2018

 * 

TV-Termine

Alessia Cara

Bambi

Fr., 16.11., 20:15 Uhr, ARD

Mark Knopfler

ttt - Titel, Thesen, Temperamente

So., 18.11., 23:05 Uhr, ARD

Alex Aiono

KiKa Live

Mo., 26.11., 20:00 Uhr, KiKa

+

The Dome

Sa., 01.12., 18:15 Uhr, RTL2

Jacob Banks

Morgenmagazin

Mo., 26.11., 05:30 Uhr, ARD

Amy Macdonald

Morgenmagazin

Mi., 28.11., 05:30 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., 00:30 Uhr, ARTE

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





JAZZ/2176: Hamburg - Kulturcafé Komm du | JAMIE - Latin lounge Jazz, Bossa Nova und Musica popular do Brasil, 5.1.2019


Kulturcafé Komm du - Januar 2019

JAMIE - Latin lounge Jazz | Latin Jazz, Bossa Nova und Musica popular do Brasil

Konzert am Samstag, den 5. Januar 2019, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum Konzert mit der Hamburger Latin Jazz-Band JAMIE am Samstag, den 5.1.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der vier Musiker/innen - Foto: © by Ulrike Podeyn]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 05.01.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

JAMIE: Latin lounge Jazz

Latin Jazz, Bossa Nova und Musica popular do Brasil

JAMIE, das sind Jamie Leaves (Gesang), Christian Strunge
(Gitarre), Stephan Franke (Gitarre) und Alex Möckel (Percussion).
Ihre musikalische Inspiration finden die vier Musiker vor allem in
Brasilien, einem Land mit einer unglaublichen musikalischen
Vielfalt. Und so sind Musiker wie Djavan, Gilberto Gil, Luciana
Mello oder Tom Jobim die Vorbilder, an denen sich das Quartett
orientiert. Neben schöner Musik aus Brasilien, wie Choro, Samba,
Bossa nova oder Baião, hat JAMIE auch Jazzklassiker und
Stücke aus der Smooth Jazz-Abteilung im Gepäck.




[image: Die vier Musiker*innen der Hamburger Band JAMIE - Foto: © by Ulrike Podeyn]

JAMIE spielt Latin Jazz, Bossa Nova und Musica popular do Brasil

Foto: © by Ulrike Podeyn




Besetzung:

Jamie Leaves (Gesang)

Christian Strunge (Gitarre)

Stephan Franke (Gitarre) 

Alex Möckel (Percussion)


Weitere Informationen:

JAMIE - Homepage

http://jamie.bplaced.net/


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10154: München - Vokalmusik der Gegenwart, 17.11.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Oktober 2018

Chor des BR

Horizonte - Vokalmusik der Gegenwart

Chor des Bayerischen Rundfunks mit Solisten

Münchener Kammerorchester 

Yuval Weinberg, Leitung

Samstag, 17. November 2018 um 20.00 Uhr, Prinzregentheater, München



Chormusik der zeitlichen und räumlichen Horizonte: Beim Konzert des
BR-Chores im Münchner Prinzregentheater erklingen am
Samstag, 17. November 2018 um 20.00 Uhr zeitgenössische Werke von
Komponisten aus weit auseinanderliegenden Regionen. So stammt Anna
Thorvaldsdottir aus Island, Kaija Saariaho aus Finnland, Björn Andor
Drage aus Norwegen, Thierry Machuel aus Frankreich, Krzysztof
Penderecki aus Polen und Arvo Pärt aus Estland. Mit einer Trauermusik
des Norwegers Björn Andor Drage wird der Blick aber auch zurück in die
Geschichte gelenkt und ein Bezug zum Barock hergestellt.

Dietrich Buxtehude komponierte für seinen im Jahr 1674 verstorbenen
Vater das Klag-Lied für Frauenchor und Streicher. Der Norweger Björn
Andor Drage (*1959), der sich als Komponist und Organist seinem
barocken Vorbild Buxtehude über die Jahrhunderte hinweg verbunden
fühlt, schrieb eine musikalische Reflexion auf die fast 350 Jahre alte
Trauermusik.

Auch die Schöpfungen der anderen fünf Gegenwarts-Komponisten aus ganz
Europa sind Musik der Demut und des Abschieds als adäquates Programm
für den Trauermonat November.

Zum zweiten Mal in einem Abonnementkonzert des BR-Chores steht der
vielversprechende Nachwuchsdirigent Yuval Weinberg am Dirigierpult.
Musikalischer Partner für die Werke von Anna Thorwaldsdottir und Arvo
Pärt ist das Münchener Kammerorchester, mit dem der Chor eine
langjährige Freundschaft pflegt und dabei einen besonderen Fokus auf
zeitgenössische Musik legt. Alle Solopartien werden von Mitgliedern
des BR-Chores übernommen.


Programm: 

Dietrich Buxtehude: Klag-Lied (Muss der Tod)

für Frauenchor und Streicher

Björn Andor Drage (*1959): Klag-Lied (Muss der Tod)

für Soli, Sprecher und Chor

Anna Thorwaldsdottir (*1977): Ad Genua

für Sopran, Chor und Streicher

Kaija Saariaho (*1952): Nuits, adieux

für Soli und Chor

Thierry Machuel (*1962): Nocturne (Richter), op.7

für Soli und Chor

Krzysztof Penderecki (*1933): Domine, quid multiplicati sunt

für Chor

K. Penderecki: Cherubinischer Lobgesang

für Chor

K. Penderecki: Serenade

für Streichorchester

Arvo Pärt (*1935): Berliner Messe

für Chor und Streichorchester

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. Oktober 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





LIEDER/1807: Madeline Juno - Im Februar 2019 auf intimer Acoustic Tour, 14.-18.02.2019


MADELINE JUNO - Im Februar auf intimer Acoustic Tour!

Die Singer/Songwriterin kommt 2019 in kleiner Besetzung und ihren
einzigartigen Popsongs auf Tour durch kleine Clubs.



Die Faszination, die Singer/Songwriter umgibt, liegt - wie so oft in
der Kunst - im (vermeintlich) Einfachen ihres Auftritts. Sie performen
ihre Lieder in aller Regel allein auf der Bühne und begleiten sich
dabei selbst. So gerät ein Singer/Songwriter-Konzert unweigerlich zur
Prüfung auf Herz und Seele - für den Song, aber auch für seinen
Sänger/Komponisten. Denn die reduzierte Bühnen-Performance erlaubt
nicht nur maximale Authentizität - sie verlangt sie auch. Für so eine
intensive Live-Herausforderung müssen beide gemacht sein: Sänger und
Song.

MADELINE JUNO und ihre Songs sind dafür gemacht. Die Sängerin aus
Offenburg absolvierte zahlreiche TV- und Radioauftritte, eröffnete
Konzerte für Adel Tawil oder Philipp Poisel und ging auf
Headliner-Tour mit ihrem Album "DNA". Darauf sind ihre
deutschsprachigen Pop-Titel, die millionenfache Views und Streams auf
Youtube und Spotify verzeichnen und sich in der Tracklist des "Fack ju
Göhte"-Soundtracks finden.

Ohne Frage ist MADELINE JUNO das, was bei Songschreibern gefragt ist:
Eine Geschichtenerzählerin. Die 23jährige erzählt ihr Gelebtes und
Erlebtes, ihre Wahrnehmungen und Gefühle so, dass es leichtfällt,
mitzufühlen und einzutauchen. Eindringlich und natürlich verwebt sie
sprachgewandte Sätze mit packenden Bildern.

Songs wie "Schatten ohne Licht", "Borderline" oder "Waldbrand" halten,
was ihre Titel versprechen und den Hörer dicht an Handlung, Herz und
Handwerk. Deshalb ist das Händchen der MADELINE JUNO auch bei Kollegen
so gefragt. Die Musikerin schreibt viel für andere Künstler. Mühelos
bedient sie hier das Synthie- und Indie-Pop-Genre oder ihre eigene
radiotaugliche Song-Klasse.

Diese wird MADELINE JUNO im Februar 2019 für eine Tour in das oben
geschilderte Singer/Songwriter-Format überführen: Zerbrechlich,
wahrhaftig, unwiderstehlich, live.

Der Vorverkauf startet am Freitag, den 16.11.2018

auf www.neuland-concerts.com.

MADELINE JUNO

Acoustic Tour 2019

14.02. Hamburg - Nochtwache

15.02. Berlin - Auster Club

16.02. München - Milla

17.02. Frankfurt - Brotfabrik

18.02. Düsseldorf - The Tube

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5307: Tom Allan & The Strangest - Rocking and Rolling, 14.-23.02.2019


TOM ALLAN & THE STRANGEST - Rocking and Rolling in 2019!!

Tom Allan & The Strangest gehen 2019 auf ihre Debüt Tour!



Zwei Musiker treffen sich in einer Bar. Open-Mic-Session, ein paar
Bier. Tom trifft Evan Beltran, der als "The Strangest" von sich reden
macht. "Gleiche Wellenlänge" beschreibt nur annähernd, was dann
passiert, die beiden sind musikalisch ein perfect match. Ihre
kulturgeschichtlichen Idole sind die gleichen, sie haben die gleichen
Ambitionen. Der mexikanische Gitarrist und der britisch-deutsche
Songwriter entscheiden an Ort und Stelle, dass sie ab sofort als "TOM
ALLAN & THE STRANGEST" weiter machen. Tom hat die Songs, Evan die
Licks, die Attitüde, den rauen Gitarren-Sound. Lederjacken tragen
beide.

Gemeinsam haben sie ihr Debütalbum aufgenommen. Die Paten sind schnell
benannt: Oasis, The Clash, The Libertines ? aufgenommen in den "Clouds
Hill Recordings? Studios in Hamburg; wie eben Peter Doherty, einer der
Musiker, die Tom zu Beginn inspiriert haben. "Dear Boy" ist der Titel
des Albums. Es ist sehr, sehr gut geworden und ab 16.11.2018 überall
erhältlich.

Tom Allan und Evan Beltran träumen davon, der Gitarrenmusik mit
Energie, Melodie, Melancholie und vor allem mit Haltung wieder mehr
Geltung in der Popwelt zu verschaffen. Zwei hochtalentierte junge
Musiker und Texter, denen es gelingt, sich einiges vom Besten aus der
jüngeren musikalischen Vergangenheit zu eigen zu machen, zu
modernisieren und in die Gegenwart zu transportieren.

In naher Zukunft transportiert die 4-köpfige Live-Band ihr
Album-Repertoire auf die Bühnen Deutschlands. Besucher des Reeperbahn
Festivals 2018 werden sich erinnern, wie der Bahnhof Pauli aus allen
Nähten platzte, als TOM ALLAN & THE STRANGEST die Bühne betraten - und
abbrannten.

Tickets sind ab sofort im Vorverkauf.

www.neuland-concerts.com und www.ticketmaster.de

TOM ALLAN & THE STRANGEST

14.02. - Dresden - Ostpol

15.02. - Berlin - Monarch

16.02. - Hamburg - Molotow Skybar

17.02. - Leipzig - Neues Schauspiel

19.02. - München - Milla

22.02. - Dortmund - Subrosa

23.02. - Köln - Blue Shell

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8886: Aus aller Welt - 15.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schottlands Premierministerin nennt Brexit-Entwurf verheerend

Schottlands Premierministerin Nicola Sturgeon kritisierte erneut den
Brexit-Deal ihrer britischen Amtskollegin Theresa May. Dieser sei
verheerend für ihre Region, sagte die Politikerin der Schottischen
Nationalpartei (SNP) in einem BBC-Interview mit Blick auf den
geplanten Sonderstatus für Nordirland. Demnach soll Nordirland nach
dem für März 2019 geplanten EU-Austritt Großbritanniens vorerst auch
im EU-Binnenmarkt bleiben, um eine harte Grenze zu Irland zu
vermeiden. Schottland würde hingegen laut Austrittsabkommen den
EU-Binnenmarkt verlassen. Sturgeon befürchtet Nachteile für ihr Land,
das dann um Investitionen und Arbeitsplätze mit Nordirland
konkurrieren müsse.

15. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8886: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Drogenplantage in Hochbunker versteckt

Im Bremer Stadtteil Hemelingen hat die Polizei mehr als 10.000
Cannabispflanzen entdeckt. Die auf mehreren Etagen angelegte Plantage
befand sich laut Behördenangaben in einem alten Luftschutzbunker. Die
Ermittler waren nach einem Hinweis auf die Indoor-Anlage aufmerksam
geworden. Aufgrund der Größe der Plantage geht die Polizei davon aus,
daß die Auftraggeber aus dem Bereich der Organisierten Kriminalität
stammen.

15. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8883: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Pentagon entsendet Truppen an die Grenze zu Mexiko

In Hinblick auf die erwartete Ankunft Tausender Migranten aus
Lateinamerika schickt das Pentagon weitere Soldaten als militärische
Unterstützung für den US-Grenzschutz an die rund 3.000 Kilometer
lange Grenze zu Mexiko. In Texas sind nach offiziellen Angaben
derzeit 2.800 Soldaten im Einsatz. Weitere 1.500 wurden an die Grenze
in Arizona und 1.300 nach Kalifornien verlegt. Wie
Verteidigungsminister James Mattis am Mittwoch bei einem
Truppenbesuch im texanischen McAllen mitteilte, sollen die Soldaten
den Grenzschutz logistisch unterstützen. US-Präsident Donald Trump
hatte in der vergangenen Woche die Regelungen für Asylverfahren an
der südlichen US-Grenze verschärft. Die Verfahren sind jetzt nur noch
an offiziellen Grenzübergängen möglich.

15. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8885: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



FDP will mitregieren

Ein Jahr nach dem Scheitern der Jamaika-Verhandlungen strebt die FDP
wieder eine Regierungsbeteiligung im Bund an. Wir wollen ran, sagte
Parteichef Christian Lindner dem Stern-Magazin. Die
Gesprächsbereitschaft seiner Partei hänge davon ab, daß ein echter
Aufbruch möglich werde. Zum überraschenden Ausstieg der Liberalen aus
den Jamaika-Verhandlungen im November vergangenen Jahres sagte
Lindner, daß mit Angela Merkel keine Regierungsbeteiligung möglich
gewesen sei. Jetzt sei etwas ins Rollen gekommen. Die Bundeskanzlerin
hatte kürzlich ihren Rückzug von der CDU-Spitze bekanntgegeben. Nach
dieser Legislaturperiode will sich Merkel zudem komplett aus der
Politik verabschieden.

15. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8884: Tragisches und Kurioses - 15.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schwerer Verkehrsunfall mit Dutzenden Verletzten in Bayern

Auf einer geraden und übersichtlichen Straße nahe Ammerndorf im
bayerischen Landkreis Fürth sind am Donnerstag zwei Linienbusse
frontal zusammengestoßen. Etwa 40 Kinder und Erwachsene wurden zum
Teil schwer verletzt. Mindestens vier Menschen mußten von der
Feuerwehr mit schwerem Gerät aus Trümmern befreit werden. Wie es zu
dem Unfall kam, war zunächst unklar.

15. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7969: Aus Forschung und Technik - 15.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Riesiger Krater unter der Eisdecke Grönlands entdeckt

Ein internationales Geologenteam entdeckte unter dem Eisschild
Grönlands Spuren eines 31 Kilometer durchmessenden und 320 Meter
tiefen Einschlagkraters. Die mit Hilfe eines neuen Eisradars der
Forschungsflugzeuge des Alfred-Wegener-Instituts (AWI) in Bremerhaven
kartierte Vertiefung befindet sich unter dem Hiawatha-Gletscher im Norden der
Insel. Nach Einschätzung der Wissenschaftler könnte er möglicherweise
erst vor 12.000 Jahren gegen Ende der letzten Kaltzeit entstanden
sein. Der Krater wurde gebildet, als ein Eisenmeteorit von mehr als
einem Kilometer Durchmesser in Nordgrönland einschlug, berichten
die Forscher im Fachjournal Science Advances.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7982: Aus aller Welt - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Rohingya-Flüchtlinge wollen nicht nach Myanmar zurückkehren

Eine vor einem Jahr zwischen Bangladesch und Myanmar getroffene
Vereinbarung sah vor, daß die Rohingya-Flüchtlinge ab Donnerstag
dieser Woche freiwillig in ihr Herkunftsland zurückkehren. In Myanmar
stellen die staatenlosen muslimischen Rohingya eine
Bevölkerungsminderheit. Ihre Angehörigen sind seit August 2017 zu
Hunderttausenden vor Übergriffen des Militärs der buddhistischen
Mehrheit in das Nachbarland geflohen. Die ersten 150 von knapp 2300
Rohingya, welche zurückkehren sollten, sind nicht zur Rückführung in
einem bei der Transitzone eingerichteten Camp angetreten. Rund
tausend Rohingya demonstrierten in einem Flüchtlingslager in
Bangladesch gegen die Rückführung und forderten Anerkennung ihrer
Bürgerrechte in Myanmar. Die Rohingya, die seit Jahrzehnten in
Myanmar verfolgt werden, befürchten im Fall ihrer Rückkehr Gewalt und
Unterdrückung.

Die UNO-Menschenrechtskommissarin Michelle Bachelet berichtete am
Dienstag von der Furcht der Betroffenen, zwangsweise nach Myanmar
gebracht und in die Spirale der Menschenrechtsverletzungen
zurückgeworfen zu werden. Die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International forderte die Regierungen beider Länder auf, die
Rückführungen einzustellen, weil sonst Frauen, Männer und Kinder ohne
Schutzgarantien zurück in den Griff des Militärs in Myanmar geschickt
würden, wo sie neben denjenigen leben müßten, die ihre Häuser
angezündet haben und vor deren Gewehrkugeln sie geflohen sind.

15. November 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7941: Medizin und Gesundheitswesen - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Hilfsdienst befürchtet Ebola-Ausbruch in Uganda

Zwar hatten die Gesundheitswächter der Weltgesundheitsorganisation
WHO zwischenzeitlich Entwarnung gegeben, weil sie der Ansicht waren,
den Ebola-Ausbruch in der Demokratischen Republik im Griff zu haben.
Doch das war offenbar ein Irrtum. Nicht weniger als 333 Menschen
haben sich dort seit Juli mit der Krankheit infiziert. Da das Virus
in einer dicht besiedelten Konfliktzone ausgebrochen ist, die immer
wieder Tausende Menschen verlassen, befürchtet beispielsweise der
Malteser Hilfsdienst, daß es zu einen Ebolaausbruch in Uganda kommen
könnte. Sollte das geschehen, so der Hilfsdienst, könnte sich der
Ausbruch zu einer Katastrophe entwickelt wie seinerzeit der
Ebola-Ausbruch in Westafrika, als fast 30.000 Menschen sich mit dem
hämorrhagischen Fieber ansteckten und über 10.000 starben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7970: Kriminalität und Rechtsprechung - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Verfahrensfehler bei Einstufung der PKK als Terrororganisation

Als die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) vom Rat der
EU-Mitgliedstaaten in den Jahren 2014 bis 2017 als Terrororganisation
geführt wurde, geschah das zu Unrecht. Das erklärte das Gericht der
Europäischen Union in Luxemburg mit Verweis auf Verfahrensfehler.
Demnach hat der Rat nicht hinreichend begründet, warum die PKK auf
die Terrorliste gesetzt werden sollte. Das Gericht hat nicht den
Beschluß von 2018 bezüglich einer neuen Terrorliste aufgehoben. Die
PKK wird in der EU bereits seit 2002 als Terrororganisation
eingestuft. Deswegen wurden ihre Konten und Vermögenswerte in der EU
eingefroren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7893: Sprache, Kunst und Medium - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Weitere Riesenschenkung aus Italien an die Dresdner SKD

Der italienische Kunstsammler Egidio Marzona hat den Staatlichen
Kunstsammlungen in Dresden (SKD) weitere etwa 200.000 Objekte für das
Archiv der Avantgarden geschenkt.

Beim Besuch des Gebäudes, in dem die Sammlung ab 2022 untergebracht
werden soll, stellte der Mäzen noch eine dritte Schenkung in Aussicht.

Wie MDR Kultur berichtete, hatte Marzona dem SKD das Archiv der
Avantgarden vor zwei Jahren mit etwa 1,5 Millionen Objekten
überschrieben. Ab den 1960er-Jahren hatte er Manifeste, Plakate,
Briefe, Kataloge und Künstlerbücher von Picasso und anderen berühmten
Künstlern zusammengetragen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7960: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Norwegische Fregatte droht in Fjord zu versinken

Die norwegische Fregatte Helge Ingstad, die letzte Woche Donnerstag
nach dem NATO-Großmanöver Trident Juncture mit dem maltesischen
Tankschiff Sola TS im Hafen von Sture kollidiert war, droht in den
Fjord an der Westküste Norwegens abzurutschen. Nur Antennen und ein
Teil der Aufbauten ragen noch aus dem Wasser. In der Nacht auf
Donnerstag waren die Stahlseile, die das teilweise bereits unter
Wasser liegende Kriegsschiff hielten, gerissen. Die Helge Ingstad
hatte zum Zeitpunkt der Kollision ihr Positionierungssystem AIS
(Automatic Identification System) abgeschaltet gehabt. Das soll bei
Kriegsschiffen im Manöver nicht unüblich sein. Normalerweise
übermittelt das AIS Angaben etwa zur Position, Größe und
Geschwindigkeit eines Schiffes. Außerdem ist die Fregatte so gebaut,
daß sie von herkömmlichen Radar möglichst schlecht ausgemacht werden
kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7974: Aus Parlament und Gesellschaft - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



KI-Strategie der Bundesregierung

Die Bundesregierung wird bis 2025 die Entwicklung Künstlicher
Intelligenz (KI) mit drei Milliarden Euro fördern. Die Regierung
erwartet, daß aus der Industrie derselbe Betrag zusätzlich
aufgebracht wird. Das geht aus dem Strategiepapier hervor, welches
das Kabinett nach zweitägiger Klausur in Potsdam verabschiedet hat.
Unter anderem sollen die Finanzmittel zur Schaffung von 100
Professoren im Bereich KI bereitgestellt werden. Außerdem sollen
Experten damit nach Deutschland gelockt werden, daß ihnen gute
Rahmenbedingungen für Familien und Kinder in Aussicht gestellt
werden. Auch sollen Spitzenforscherinnen und -forscher leichter
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft wechseln können. Arbeitsminister
Heil erwartet, daß bis 2025 insgesamt 1,6 Millionen Arbeitsplätze
aufgrund des Einsatzes von KI überflüssig werden. Gleichzeitig können
2,3 Millionen neue Arbeitsplätze entstehen, wenn Beschäftigte
entsprechend qualifiziert werden. Ein noch zu gründendes Deutsches
KI-Observatorium wird die Auswirkungen von KI auf die Arbeitswelt im
Auge behalten. Die KI-Strategie der Bundesregierung soll im einzelnen
auf dem nationalen IT-Gipfel am 4. Dezember in Nürnberg vorgestellt
werden. Anfang 2020 soll die KI-Strategie überprüft und
gegebenenfalls an die Entwicklung angepaßt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7943: Tragisches und Kurioses - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Windparkbetreiber unbeeindruckt von Betonschäden an neuer Anlage

Im münsterländischen Hörstel-Riesenbeck machen sich Anwohner des neuen
Windparks "Lager Feld" Sorgen um die Standhaftigkeit und Sicherheit
der Windkraftanlagen. Wie WDR1 berichtete, sind an sieben der neun
Anlagen selbst vom Boden aus mit bloßem Auge an vielen Nahtstellen
Betonschäden zu erkennen.

Teilweise sind die abgeplatzten Stellen so groß, daß freiliegende
Armierung auch in hundert Metern Höhe deutlich zu erkennen ist.

Begreiflicherweise fordern besorgte Anlieger eine sofortige Stillegung
der immerhin 230 Meter hohen Windräder. Diese ziehen deren Stabilität
in Zweifel. Doch das lehnt die Betreibergesellschaft Bürgerwind
Hörstel ab. Demnach sei bei der Baufirma ein Sanierungskonzept in
Vorbereitung, das aber erst nach dem Winter umgesetzt werden soll.
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SOZIALES/7971: Arbeit, Soziales und Familie - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Atypische Beschäftigung in Deutschland weit verbreitet

In Deutschland arbeitet jeder vierte bis fünfte Beschäftigte abends,
nachts oder am Wochenende. Das erfuhr die Bundestagsabgeordnete
Susanne Ferschl (Die Linke) mit einer kleinen Anfrage bei der
Bundesregierung. Das Arbeitsministerium berief sich bei seiner
Antwort auf den Mikrozensus von 2017. Dessen Daten lassen sich nicht
direkt mit denen von den Vorjahren vergleichen, weil die
Datenerhebung umgestellt wurde.

Die sogenannte atypische Beschäftigung wirkt sich schädlich auf
Gesundheit und Sozialleben der Betroffenen aus. Die stellvertretende
Fraktionsvorsitzende Der Linken sagte dazu, wer eine immer weitere
Ausweitung der Arbeitszeiten fordere, vergehe sich an den
Beschäftigten und ihren Familien.

Am meisten Wochenendarbeit leisten die Beschäftigten im Gastgewerbe
sowie in den Branchen Kunst, Unterhaltung und Erholung, Gesundheit
und Sozialwesen, Verkehr, Handel und auch Land- und Forstwirtschaft.
Während die durchschnittliche Wochenarbeitszeit 34,9 Stunden betrug,
arbeiteten 1,6 Millionen Menschen 49 und mehr Stunden in der Woche.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7952: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Weiterhin Zehntausende Tier- und Pflanzenarten bedroht

Die aktualisierte Fassung der Roten Liste gefährdeter Arten der
Weltnaturschutzunion IUCN bringt es an den Tag. Weiterhin sind
Zehntausende Tier- und Pflanzenarten vom Aussterben bedroht.
Insgesamt befinden sich afp zufolge 96.951 Arten auf der Rote Liste,
davon gelten 26.840 als vom Aussterben bedroht. Betroffen sind nicht
nur Tiere, sondern auch Pflanzen, bei denen einige Arten wegen
intensiver Rodungen etwa in Afrika drastisch zurückgingen. Angesichts
dessen fordern Naturschützer eine Verstärkung der Anstrengungen für
den Schutz der Biodiversität.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7959: Märkte und Finanzen - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



VW plant Fertigung von Elektrofahrzeugen in Emden und Hannover

Volkswagen wird in Emden und Hannover ab 2022 Elektrofahrzeuge
produzieren. Das gab das Unternehmen nach Betriebsversammlungen in
beiden Werken bekannt. Den mehr als 20.000 Arbeitnehmern wurde eine
Beschäftigungssicherung bis 2028 zugesagt. Aus Sicht der
Beschäftigten von VW und der Zulieferindustrie ist das Hauptproblem
der Produktionsumstellung, daß die Herstellung von Elektrofahrzeugen
gegenüber Autos mit Verbrennungsmotor etwa ein Drittel weniger Arbeit
erfordert. Vor diesem Hintergrund hat das VW-Management mit den
Betriebsräten vereinbart, daß die Belegschaften der beiden Werke
durch Altersteilzeit sozialverträglich reduziert werden. Befristete
Arbeitskräfte werden in Emden nicht fest übernommen, sondern bekommen
unbefristete Arbeitsverträge für Porsche in Baden-Württemberg und VW
in Kassel angeboten. Die Produktion des Passats wird VW in ein
Skoda-Werk in Tschechien verlagern. In Emden sollen ein
preisgünstiges Modell für unter 20.000 Euro und ein Elektro-Passat
gefertigt werden. Für Hannover ist unter anderem die Fertigung eines
Elektrotransporters geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7975: Aus Forschung und Technik - 15.11.2018 (SB)




VOM TAGE



KI-System kann Fingerabdruckscanner überlisten

KI-Systeme gelten als Technologie der Zukunft. Ob die Regelung von
Kamerablenden oder andere Feineinstellungen, überall wird auf
selbstlernende Systeme gesetzt. So haben Forscher der New York
University ein Verfahren entwickelt, um biometrische Zugangssysteme
auszutricksen. Sie nutzen die Arbeitsweise von Fingerabdruckscannern
aus, um diese laut golem.de mit künstlich erzeugten Fingerabdrücken
zu überlisten. Deep Master Prints lautet die Bezeichnung für diese
Fingerabdrücke, die von einem KI-System, einem Generative
Adversarial Network (GAN), hergestellt wurden. Dabei machten sich die
Forscher zunutze, daß bestimmte Merkmale von Fingerabdrücken häufiger
vorkommen. Künstliche Abdrücke, die viele dieser Merkmale enthalten,
stimmen eher mit einem Fingerabdruck in der Datenbank überein als
Prints, die eher ungewöhnliche Merkmale aufweisen. Da zudem viele
Authentifizierungssysteme nicht mit dem gesamten Fingerabdruck
arbeiten, sondern mit einer Vielzahl von Teilbildern, wächst die
Chance für häufige Teilabdrücke, in der Datenbank gefunden zu werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1551: Die Umgebung macht das Molekül zum Schalter (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 14.11.2018

Die Umgebung macht das Molekül zum Schalter



Erstmals haben Physiker der Universität Würzburg ein organisches Molekül
so positioniert, dass dieses zwei unterschiedliche Zustände annehmen kann.
Damit eignet es sich möglicherweise zum Einsatz in der molekularen
Spintronik.

Es sieht aus wie ein Kreuz mit vier exakt gleich langen Armen, in deren
Schnittpunkt in der Mitte ein zentrales Atom sitzt. Sämtliche Bausteine
sind in einer Ebene angeordnet, sodass das Molekül absolut plan ist -
zumindest im Normalzustand. Jetzt ist es Physikern der Universität
Würzburg gelungen, dieses Molekül mithilfe einer speziellen Auflage und
eines elektrischen Felds so zu manipulieren, dass es zwei unterschiedliche
Zustände dauerhaft annehmen kann. Damit könnte es sich als eine Art
"molekularer Schalter" für die Spintronik anbieten - einer
zukunftsträchtigen Form der Datenverarbeitung, die auf dem Spin von
Elektronen basiert.




[image: Grafik: © Jens Kügel & Michael Karolak]

Ein flaches Molekül auf einer Oberfläche aus Bismut- (blau) und
Silberatomen (grau). Das zentrale Manganatom (rot) kann seine
Position verändern.

Grafik: © Jens Kügel & Michael Karolak



Der Molekülschalter ist das Produkt einer Zusammenarbeit von Vertretern
der experimentellen und der theoretischen Physik an der
Julius-Maximilians-Universität (JMU): Dr. Jens Kügel, Postdoc am Lehrstuhl
für Experimentelle Physik II, konzipierte und führte die Experimente durch.
Giorgio Sangiovanni, Professor für Theoretische Physik am Institut für
Theoretische Physik und Astrophysik, kümmerte sich um deren
Interpretation. Ihre Forschungsergebnisse hat das Team jetzt in der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift npj Quantum Materials
veröffentlicht.

Brückenbau mit einem Farbstoffmolekül

"Wir haben mit einem Mangan-Phthalocyanin-Molekül gearbeitet, einem
Farbstoff, der normalerweise nicht schaltbar ist", beschreibt Sangiovanni
die Vorgehensweise der Physiker. Um daraus dennoch einen molekularen
Schalter zu konstruieren, musste Jens Kügel einen Trick anwenden. Dazu
brachte er das Molekül auf einer sehr speziellen metallischen Oberfläche
auf, die aus Silber- und Bismutatomen aufgebaut war.

Weil Bismutatome deutlich größer sind als Silberatome, ziehen sie sich
dank ihrer regelmäßigen Anordnung wie niedrige Mauern über die
Metalloberfläche. Unregelmäßigkeiten in dieser Struktur führen zu einem
größeren Abstand zwischen zwei Bismutbereichen, die man sich als ein
ausgetrocknetes Flussbett vorstellen kann. Das Mangan-Phthalocyanin-Molekül
bildet dann - um im Bild zu bleiben - eine Brücke über dieses
Flussbett.

Schaltung per elektrischem Feld

Seine Schaltbarkeit erhält das Molekül durch einen technischen Eingriff
von Jens Kügel. Näherte er sich mit einer extrem feinen Spitze, von der
ein elektrisches Feld ausging, dem Manganatom im Zentrum des Moleküls,
veränderte dies seine Lage - konkret wanderte es ein stückweit nach unten
in Richtung der metallischen Oberfläche - und verharrte dort außerhalb der
Molekülebene dauerhaft. "Auf diese Weise nahm das Molekül zwei stabile
Zustände ein, zwischen denen wir hin- und herschalten konnten", sagt der
Physiker.

Physikalisch gesehen bildet das Molekül durch die Lageveränderung seines
zentralen Atoms ein großes magnetisches Moment aus. Aufgrund spezieller
quantenphysikalischer Phänomene wirkt sich diese Lageveränderung auf das
gesamte Molekül aus, was sich nach außen durch stark unterschiedliche
magnetische Eigenschaften bemerkbar macht. In der Fachsprache der Physik
wird dies als Kondo-Effekt bezeichnet.

Ein neues Konzept zum Bau molekularer Schalter

Normalerweise werden molekulare Schalter so synthetisiert, dass sie von
sich aus in mehreren Zuständen stabil sind. "Wir haben jetzt gezeigt, dass
man auch in nichtschaltbaren Molekülen diese Funktionalität erzeugen kann,
indem man die Umgebung des Moleküls gezielt verändert", schilderten Kügel
und Sangiovanni das zentrale Ergebnis der jetzt veröffentlichten Arbeit.
Die Physiker haben damit ein neues Konzept entwickelt, molekulare Schalter
zu bauen. Dies eröffnet aus ihrer Sicht in Zukunft neue Möglichkeiten im
Design molekularer Elektronik.

Erfolgreiche Kooperation im Sonderforschungsbereich

Die erfolgreiche Zusammenarbeit von theoretischen und experimentellen
Physikern an der Universität Würzburg basiert auch auf dem hier
angesiedelten Sonderforschungsbereich "Topologische und korrelierte
Elektronik in Ober- und Grenzflächen" - kurz: ToCoTronics. In dessen Fokus
stehen spezielle physikalische Phänomene - elektronische Korrelationen und
topologische Physik und vor allem ihr Wechselspiel, die großes
Anwendungspotential für neuartige und zukunftsweisende Technologien
besitzen.


Originalpublikation:

Reversible magnetic switching of high-spin molecules on a giant Rashba
surface.

Jens Kügel, Michael Karolak, Andreas Krönlein, David Serrate, Matthias
Bode & Giorgio Sangiovanni.

npj Quantum Materials

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1038/s41535-018-0126-z

- Zur Originalpublikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 14.11.2018
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1292: Am verräterischsten ist das Sprechen selbst - Automatisierte Aufmerksamkeitserkennung (idw)


Universität Ulm - 14.11.2018

Am verräterischsten ist das Sprechen selbst - Automatisierte
Aufmerksamkeitserkennung



Der Mensch hat ein untrügliches Gespür dafür, ob sein Gegenüber ihm
aufmerksam zuhört oder nicht. Denn die menschliche Mimik, Gestik und
Körpersprache ist ziemlich aufschlussreich, zumindest für den Menschen.
Forscher aus Ulm und Moskau haben untersucht, mit welchen Merkmalen ein
Computer die Aufmerksamkeit von Menschen in Gesprächssituationen am besten
erfassen kann. Trainiert wurde das System mit mehr als 26 000
Videofragmenten. Das Ergebnis: der Zuhörer verrät mit seinem Sprechen am
meisten über sein "Engagement", so der Fachbegriff dafür.

Der Mensch hat ein untrügliches Gespür dafür, ob sein Gegenüber ihm
aufmerksam zuhört oder nicht. Denn die menschliche Mimik, Gestik und
Körpersprache ist ziemlich aufschlussreich, zumindest für den Menschen.
Forscher aus Ulm und Moskau haben untersucht, mit welchen Merkmalen ein
Computer die Aufmerksamkeit von Menschen in Gesprächssituationen am besten
erfassen kann. Trainiert wurde das System mit mehr als 26 000
Videofragmenten. Das Ergebnis: der Zuhörer verrät mit seinem Sprechen am
meisten über sein "Engagement", so der Fachbegriff dafür.

Die automatische Gefühlserkennung, im Englischen spricht man hier von
Affective Computing, ist ein gleichermaßen innovatives und lukratives
Tätigkeitsfeld der Informatik. Ob beim hochautomatisierten Fahren, in der
Werbewirtschaft, der virtuellen Medizin - oder bei vielen anderen
Anwendungen aus dem Bereich Mensch-Technik-Interaktion - werden bereits
Programme eingesetzt, die mehr oder weniger gut in Lage sind, das
menschliche Gefühlsleben zu analysieren. Dazu gehören nicht nur die
Parameter der emotionalen Befindlichkeit, sondern auch die der
Aufmerksamkeit und Anteilnahme. "Wir haben nun untersucht, welche Merkmale
und Methoden für den Computer am aufschlussreichsten sind, um
herauszufinden, ob Menschen in einer Zuhörersituation aktiv involviert
sind oder nicht", erklärt Dmitrii Fedotov. Der studierte Systemanalytiker
promoviert bei Professor Wolfgang Minker am Institut für Communications
Engineering der Universität Ulm. Der 25-jährige ist in Krasnojarsk
(Sibirien) geboren und aufgewachsen, und er hat dort an der Reshetnev
Siberian State University of Science and Technology studiert. Vor zwei
Jahren kam Fedotov dann von dieser hochrenommierten russischen
Universität, die zu den fünf strategischen Partnerhochschulen (U5) der
Universität Ulm gehört, nach Ulm.

Für dieses Forschungsprojekt kooperierte Dmitrii Fedotov eng mit drei
Moskauer Wissenschaftlerinnen der Firma Neurodata Lab. Das junge
Unternehmen, mit Firmensitzen in Italien, der Schweiz, Russland und der
USA - ist spezialisiert auf Fragen der Künstlichen Intelligenzforschung,
des Affective Computing und Data Mining. Für das Forschungsprojekt hat das
Neurodata Lab einen riesigen Datenkorpus aus Videomaterial auf einer
sogenannten EmotionMiner Plattform zusammengestellt. Szene für Szene wurde
dafür systematisch "von Hand" gesichtet und nach bestimmten Kriterien
charakterisiert. Welche Emotionen zeigen Sprecher und Zuhörer? Ist der
Zuhörer aufmerksam oder unkonzentriert? Insgesamt wurden dabei mehr als 26
000 Filmfragmente aus 981 Videos verarbeitet. Die kurzen Filmsequenzen,
die rund vier Sekunden lang sind, zeigen menschliche
Kommunikationssituationen und stammen aus öffentlich zugänglichen
Tonfilmaufnahmen von Gesprächen, Interviews, Debatten und Talkshow, die in
englischer Sprache geführt wurden. Jede Videosequenz wurde dabei von zehn
menschlichen Analysten untersucht. Rund 1500 Menschen waren an der Analyse
beteiligt.

Und wozu der ganze Aufwand? "Man braucht diese von Menschen erhobenen
Daten als Referenzdaten, um später herauszufinden, wie genau der Computer
in der Lage ist, menschliche Gefühle und mentale Zustände zu erfassen",
erklärt Olga Perepelkina. Die Psychologin ist Chief Research Officer bei
Neurodata Lab und war gemeinsam mit Evdokia Kazimirova und Maria
Konstantinova an diesem deutsch-russischen Gemeinschaftsprojekt beteiligt.
Alle drei Wissenschaftlerinnen promovieren zudem an der Lomonosov Moscow
State University (MSU) im Bereich Psychologie. Die eigentliche
Herausforderung besteht in der technischen Umsetzung für die automatische
Emotions- bzw. Aufmerksamkeitserfassung selbst. Wie bekommt man den
Computer dazu, sich anhand des Videomaterials ein Bild davon zu machen, ob
ein dort gezeigter Mensch ein aktiver Zuhörer oder eher unbeteiligt ist?
Die Wissenschaftler benutzen hierfür das Begriffspaar Engagement -
Disengagement, um das Ausmaß der mentalen Involvierung zu erfassen.

Für die automatische Aufmerksamkeitserkennung haben sich in den letzten
Jahren mehrere Verfahren etabliert, um mimische und gestische Hinweise
sowie Körperhaltungen zu erfassen. Vereinfacht ausgedrückt werden hier
Lippen- oder Augenbewegungen untersucht sowie Gesichtsausdrücke oder die
emotionale Färbung gesprochener Sprache ("Audio"-Faktor). Präziser gesagt
geht es hier um den Einsatz von Software-Werkzeugen, die beispielsweise in
der Lage sind, in Videosequenzen die Emotionen von Sprecher und Hörer
automatisch zu analysieren. Oder es handelt sich um Algorithmen, die in
der Lage sind, aus der Bewegung der Lippen die Wahrscheinlichkeit zu
berechnen, mit der im nächsten Moment jemand zu sprechen beginnt. Allein
für die Gesichtserkennung haben die Forscher ein neuronales Netzwerk mit
den Bilddaten von mehr als 10 000 Gesichtern gefüttert.

"Wir wollten nun herausfinden, welche Kombination an Modalitäten bei der
automatischen Aufmerksamkeitserfassung am effektivsten ist", so Fedotov.
Der Ulmer Wissenschaftler hat dafür alle möglichen Zwei- und
Dreifachkombinationen von fünf verschiedenen Erkennungsweisen (Augen,
Lippen, Gesicht, Körper und Audio) statistisch kombiniert. Das Ergebnis:
Am effektivsten im Verhältnis zum Aufwand erwies sich dabei die
Zweierkombination aus "Lippen" und "Audio". Gut 70 Prozent aller Fälle
lassen sich damit richtig zuordnen; ein Ergebnis, das für die
automatisierte Aufmerksamkeitserkennung richtig gut ist. "Beide Merkmale
sind direkt mit dem Akt des Sprechens verbunden. Dabei war die
Erklärungskraft des "Audio"-Faktors alleine bereits beträchtlich. Für die
Praxis heißt dies, dass eine automatische Aufmerksamkeitserkennung, die
sich auf die auditiven Merkmale der gesprochenen Sprache konzentriert -
Stimmqualität, Tonspektrum, Stimmenergie, Sprachfluss und Tonhöhe -
ausreicht, um zuverlässig zu sagen, ob der Zuhörer aufmerksam ist. Wenn
der Zuhörer schweigt, helfen andere Merkmale wie Gesichts- und
Körperbewegungen dabei, "Engagement" oder "Disengagement" zu erkennen.
Vorgestellt wurde die Studie im Herbst auf einer großen internationalen
Konferenz (ICMI 2018) in Boulder, Colorado.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1291: Automatische Spracherkennung - Forschungsprojekt zur Nachrichtentechnik an der Uni Paderborn (idw)


Universität Paderborn - 14.11.2018

Automatische Spracherkennung: DFG-Forschungsprojekt zur
Nachrichtentechnik an der Uni Paderborn



Wie haben Siri und Co. sprechen gelernt und warum sind die digitalen
Assistenten doch nicht so klug, wie wir denken? Die Hintergründe kennt
Prof. Dr. Häb-Umbach von der Universität Paderborn. Der Wissenschaftler
beschäftigt sich mit der automatisierten Verarbeitung von gesprochener
Sprache und mit maschinellem Lernen. Aktuell hat er im Rahmen eines
DFG-Projekts ein Verfahren entwickelt, das es ermöglicht, neben anderen
Störgeräuschen sogar den Halleffekt in der Signalübertragung auf ein
Minimum zu reduzieren. Die Methode erlaubt es außerdem, verschiedene
Sprecher zu erfassen und ein Gespräch simultan zu verschriftlichen, was
mit konventionellen Systemen bisher nicht möglich war.


"Alexa, stell den Wecker!"

Während der Mensch sein Gegenüber in der Regel auch unter schwierigen
akustischen Bedingungen versteht, indem er sich konzentriert und
Umgebungsgeräusche weitestgehend ausblendet, können
Spracherkennungsprogramme das noch lange nicht. Das Ergebnis: Die
Sprache-zu-Text-Verarbeitung funktioniert nicht mehr und auf Befehle wie
"Alexa, stell den Wecker" reagiert der Assistent mit einer Bestellung beim
Bäcker. "Um solche Fehler künftig zu vermeiden, wollen wir die akustische
Signalverarbeitung deutlich verbessern und Störgeräusche fast vollständig
eliminieren", so Häb-Umbach. "Wenn wir sprechen, machen wir zwischendurch
kurze Pausen. Die Störgeräusche im Hintergrund laufen aber weiter.
Innerhalb dieser "Lücken" können sie vom Mikrofon identifiziert werden.
Die gewonnenen Daten kann man anschließend isoliert betrachten und das
Störsignal löschen", erklärt er.

Die Technologie, mit der Hall aus Sprachsignalen entfernt werden kann, ist
neu und mit Anwendungen wie Amazon Echo brandaktuell geworden. "Störfilter
für Rauschen gibt es inzwischen schon in jedem Handy. Für Hall gab es
bislang allerdings keine wirklich geeigneten Tools. Das Problem wird
konkret, wenn Mikrofone in größerem Abstand zum Sprecher stehen, wie es
bei den digitalen Assistenten ja der Fall ist." Durch den Hall wird das
Sprachsignal an Flächen in der Umgebung reflektiert und gelangt so auf
unterschiedlichen Wegen mit unterschiedlicher Laufzeit und Dämpfung zum
Mikrofon. Dazu Häb-Umbach: "Jeder kennt das: Im Badezimmer hört sich die
Sprache anders an als im Wohnzimmer. Dieser Hall verwirrt den
Spracherkenner. Man kann ihn eliminieren, indem man aus Trainingsdaten
lernt, wie man vom verhallten Signal auf das unverhallte Signal
zurückrechnen kann".

Neue Technologie für die Identifizierung von unterschiedlichen Sprechern

Schwieriger wird es im Fall der sogenannten "blinden Quellentrennung":
Sobald mehrere Personen gleichzeitig reden, gelangen die Systeme an ihre
Grenzen. "Verschiedene Sprecher zu erkennen und die Gespräche automatisch
in eine vernünftige schriftliche Form zu bringen, war bis dato eine große
Herausforderung. Uns ist es jetzt gelungen, mithilfe von neuronalen Netzen
hervorragende Ergebnisse in der automatischen Spracherkennung zu erzielen
", erklärt Häb-Umbach. Dafür werden in einem ersten Schritt überlagerte
Sprachsignale voneinander getrennt und anschließend separat betrachtet.
"Jede Einheit wird für sich genommen von dem Spracherkennungssystem
analysiert. Im Ergebnis steht ein fertiger Text, genauer gesagt ein
Transkript, das eine exakte Wiedergabe des Gesprochenen ist." Ein Gerät,
das eigenständig Gespräche verschriftlicht, könnte es also bald geben,
meint der Experte.

Um überhaupt in der Lage zu sein, eine Sprache automatisch zu erkennen,
müssen die Systeme vorher mit Daten "gefüttert" werden. Dazu Häb-Umbach:
"Wir sprechen hier von der Lernphase. Dabei speisen wir Sprachsignale und
gleichzeitig auch die entsprechenden Texte ein. So lernen die Systeme,
welche schriftliche Repräsentation zu welchem Laut passt. Das System lernt
also auch, wie die jeweiligen Wörter ausgesprochen werden." Inzwischen
sind die Forscher sogar noch einen Schritt weiter: Sie arbeiten an
selbstlernenden Systemen, die eine vorherige "Fütterung" überflüssig
machen und trotzdem fehlerfreie Protokolle liefern. "Es gibt nur ein
Audiosignal und keinen Text, der als Lerngrundlage dient. Das bezeichnet
man auch als "Unüberwachtes Lernen". Nützlich ist das zum Beispiel für die
Dokumentation seltener Sprachen. Linguisten könnten mithilfe der
Technologie schnell Korpora, also digitale Textsammlungen, aufbauen. Das
Spracherkennungsprogramm nimmt ihnen viel Arbeit ab. Denn: Die Sprachdaten
mühselig per Hand zu transkribieren, nimmt unglaublich viel Zeit in
Anspruch", weiß Häb-Umbach.

Maschinelles Lernen macht es möglich: Die Forscher haben eine Methode
entwickelt, die die akustischen Bausteine gesprochener Sprache
identifiziert und ein Verfahren zum Trennen der Laute entwickelt. "Das
heißt, Laute werden segmentiert und als wiederkehrende Muster erkannt. So
kommt man letztendlich zu dem Silbenaufbau, zu Wörtern bis hin zu ganzen
Sätzen", erklärt der Elektrotechniker. Das stößt auch bei der Industrie
auf großes Interesse: "Wir haben Kontakt zu Google, Facebook, NTT und
vielen anderen großen Playern", sagt Häb-Umbach.


Weitere Informationen unter:

http://www.upb.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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RAUMFAHRT/1011: Wiederverwendbares Raketentriebwerk für Start von Kleinsatelliten entwickelt (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 14.11.2018

Raumfahrttechnologie: EU-Projekt SMILE

DLR entwickelt wiederverwendbares Raketentriebwerk für Start von
Kleinsatelliten



Ob allein oder im Schwarm - kleine Satelliten mit einem Gewicht von wenigen
Kilogramm (Nanosatelliten) bis zu mehreren hundert Kilogramm (Mikro- und
Minisatelliten) werden technologisch immer ausgereifter und haben das
Potenzial, die Branche grundlegend zu verändern. In den nächsten Jahren
sollen hunderte solcher Kleinsatelliten in die Erdumlaufbahn befördert
werden. Im Zuge des EU-Projekts SMILE (Small Innovative Launcher for
Europe) haben Forscher am Institut für Bauweisen und Strukturtechnologie
des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) ein wiederverwendbares
Raketentriebwerk speziell für den Start solcher Satelliten entwickelt und
in ersten Versuchen am Prüfstand erfolgreich getestet.

Kleinsatelliten-Starts: Unabhängig, flexibel und kostengünstig

Bisher gelangen Kleinsatelliten oft an Bord von großen Raketen ins All,
wenn dort noch Platz übrig ist. Primäres Ziel dieser Flüge ist es, große
Satelliten in eine bestimmte Umlaufbahn zu bringen. Was Timing und
Zielorbit angeht, müssen sich die kleinen Satelliten den großen
unterordnen. Vierzehn europäische Forschungseinrichtungen und Unternehmen
arbeiten deshalb im Projekt SMILE daran, einen wirtschaftlichen
Raketenträger zu entwerfen. Mit dessen Hilfe sollen kleine Satelliten bis
zu einem Gewicht von 70 Kilogramm in erdnahe Umlaufbahnen gebracht werden.
Im Fokus des Projekts stehen die notwendigen Technologien für Antrieb,
Bordelektronik und kosteneffiziente Produktion.

3D-Druck als Erfolgsfaktor

Das von den DLR-Wissenschaftlern speziell für diesen Anwendungsbereich
entwickelte Raketentriebwerk setzt sich aus zwei zentralen Komponenten
zusammen: dem metallischen Einspritzkopf und der keramischen Brennkammer.
Der belgische Projektpartner 3D Systems realisierte den aus einer
Nickel-Chrom-Legierung bestehenden Einspritzkopf mittels metallischem
3D-Druck. Beim 3D-Druck handelt es sich um ein additives Verfahren: Auf
Basis digitaler Konstruktionsdaten wird dabei durch das Ablagern von
Material schichtweise die gewünschte Struktur aufgebaut beziehungsweise
gedruckt. "Mit Hilfe dieser neuen Fertigungstechnologie benötigen wir
signifikant weniger Einzelteile und Verfahrensschritte, was den
Herstellungsprozess des Einspritzkopfes beschleunigt und die
Produktionskosten senkt. Gleichzeitig konnten wir das Gewicht der
Komponente deutlich reduzieren, was bei Raumfahrtanwendungen immer ein sehr
wichtiger Faktor ist", fasst Markus Kuhn, der das Projekt am DLR-Institut
für Bauweisen und Strukturtechnologie in Stuttgart federführend betreut,
zusammen.

Brennkammer aus Hochleistungskeramik

Für die Brennkammer verwendeten die Forscher einen speziellen
Hochleistungswerkstoff: eine kohlenstofffaserverstärkte Keramik, die
hauptsächlich aus Siliziumkarbid besteht und die maßgeblich am Stuttgarter
DLR-Institut entwickelt wurde. Sie eignet sich besonders gut für
Hochtemperaturanwendungen und hält auch extreme Temperaturwechsel
zuverlässig aus. "Ein wichtiger Aspekt bei der Entwicklung war die
Wiederverwendbarkeit: Lässt sich das gesamte System mehrfach einsetzen,
sinken die Betriebskosten erheblich, was eine kommerzielle Umsetzung für
Unternehmen attraktiv macht", beschreibt Ilja Müller, DLR-Ingenieur für
Raketenantriebe am Institut für Bauweisen und Strukturtechnologie, weiter.

Erste Tests mit Bravour bestanden

Bei Heißtests im September 2018 unterzog das Team um DLR-Forscher Markus
Kuhn das Raketentriebwerk einer ersten Bewährungsprobe: Am
Hochdruckprüfstand des spanischen Projektpartners PLD Space absolviertes es
erfolgreich insgesamt 18 Versuche mit einer Brennzeit von bis zu 45
Sekunden und zeigte dabei sehr hohe Verbrennungseffizienzen von mehr als 90
Prozent. Zum Einsatz kamen dabei flüssiger Sauerstoff (liquid oxygen, LOx)
und Kerosin.


Die Pressemitteilung mit Bild finden Sie unter: 

https://www.dlr.de/dlr/desktopdefault.aspx/tabid-10081/151_read-30609/year-all

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14.11.2018

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SICHERHEIT/956: Berateraffäre im Verteidigungsministerium - Sondersitzungen des Verteidigungsausschusses beantragt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. November 2018

Berateraffäre im Verteidigungsministerium: Grüne, FDP und Linke
beantragen zwei Sondersitzungen des Verteidigungsausschusses



Die Arbeitsgruppen von Bündnis 90/Die Grünen, Freien Demokraten und Die
Linke im Verteidigungsausschuss haben heute zwei Sondersitzungen des
Ausschusses zur weiteren Aufklärung der Berater-Affäre im
Verteidigungsministerium beantragt. Hierzu erklären Dr. Tobias Lindner,
Sprecher für Sicherheitspolitik und Obmann im Verteidigungsausschuss der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Alexander Müller, Obmann im
Verteidigungsausschuss der Fraktion der FDP und Dr. Alexander Neu, Obmann
im Verteidigungsausschuss der Fraktion Die Linke:

Nach wie vor verläuft die Aufklärung der Berater-Affäre im
Verteidigungsministerium unbefriedigend. Während in der vergangenen Woche
das Ministerium weitere Vorwürfe und ein Sondergutachten nur auf Nachfrage
einräumte, deuten neue Medienberichte darauf hin, dass die Affäre größer
als bisher bekannt ist.

Wir haben daher heute beantragt, eine Sondersitzung des
Verteidigungsausschusses in der kommenden Woche durchzuführen. Für eine
weitere Sachaufklärung ist die Anwesenheit der
Bundesverteidigungsministerin erforderlich. In einer zweiten Sondersitzung
eine Woche später möchten wir etwaige offen gebliebene Fragen klären.

Diese Sondersitzungen sind aus unserer Sicht die letzte Möglichkeit, die
Vorgänge um Rechtsverstöße und mögliche Vetternwirtschaft im Umgang mit
externen Beratern im Verteidigungsministerium mit "normalen"
parlamentarischen Mitteln aufzuklären. Sollte dieser Versuch scheitern,
führt wohl an einem parlamentarischen Untersuchungsausschuss kein Weg mehr
vorbei.

 * 
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WIRTSCHAFT/2840: Blinde Flecken in der Digitalstrategie


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. November 2018

Blinde Flecken in der Digitalstrategie



Anlässlich der heute vorgestellten Umsetzungsstrategie der Bundesregierung
"Digitalisierung gestalten" erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für
Netzpolitik und Verbraucherschutz:

Die sogenannte Digitalstrategie der Bundesregierung wird ganz sicher keine
Begeisterungsstürme wecken. Über ein Jahr nach der Bundestagswahl bleibt
Vieles mehr als schwammig. Zudem hat uns die Erfahrung der vergangenen
Jahre mit der schwarz-roten Koalition insbesondere beim Breitbandausbau
bitter gelehrt, dass Umsetzungsstrategien und Ankündigungsrhetorik oft
nicht zu handfesten Ergebnissen führen. Es reicht eben nicht, Geld für die
Digitalisierung in die Hand zu nehmen, wenn dahinter kein Konzept steht.
Und trotz aller von außen dazu geholten Expertise haben sich die
Behördenleiterinnen und -leiter, die bisher mit der Digitalisierung
gefremdelt oder bei der Umsetzung gebremst haben, nicht plötzlich in
Digitalisierungschampions verwandelt. Ganz zu schweigen vom
Zuständigkeitschaos in der Bundesregierung und der Vielzahl an
Digitalisierungsgremien, deren Zusammenarbeit und Verantwortlichkeiten
völlig ungeklärt scheinen.

Die vorgestellte Umsetzungsstrategie offenbart nicht zuletzt eklatante
blinde Flecken. Insbesondere das Zusammenspiel von Ökologie und
Digitalisierung ist dramatisch unterbelichtet. Als einzige konkrete
Maßnahme ist lediglich eine Fachkonferenz zur "Ökologisierung des
Onlinehandels" angekündigt. Das ist vor dem Hintergrund schmelzender
Polkappen und wütender Waldbrände eindeutig zu mager. Die Digitalisierung
hat das Potenzial, einen wichtigen Beitrag zum Klimaschutz beizutragen,
kann sich aber auch negativ auswirken, wenn wir keine ökologischen Lösungen
für massiven Stromverbrauch oder die Wegwerfmentalität bei elektronischen
Geräten entwickeln. Die Bundesregierung muss dem Thema deswegen umgehend
eine höhere Priorität einräumen.

Vor diesem Hintergrund enttäuscht es auch, dass nur fünf konkrete Vorhaben
in der gesamten Umsetzungsstrategie federführend im Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz liegen, und das Ministerium damit im
Vergleich der Ressorts das Schlusslicht bildet. Vom nachhaltigen Umgang mit
elektronischen Geräten bis zu tiefgreifenden Fragen von Verbraucherinnen
und Verbrauchern, wie in Zukunft mit ihren Daten umgegangen wird und
Diskriminierung oder Missbrauch durch Scoring verhindert werden soll, gibt
es eine große Anzahl von Projekten, derer sich das BMJV annehmen müsste.
Die schmale Repräsentanz in der Umsetzungsstrategie offenbart die mangelnde
Leidenschaft der Bundesministerin für Justiz und Verbraucherschutz, wenn es
um die Digitalisierung geht. Das ist mal wieder eine verpasste Chance
zulasten der Bürgerinnen und Bürger.
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INNEN/3424: Wir können auch heute noch von Konrad Adenauer lernen!


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2018

Wir können auch heute noch von Konrad Adenauer lernen!

CDU als Volkspartei erhalten



Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus,
besucht an diesem Donnerstag das Adenauerhaus in Rhöndorf. In einem
Essay würdigt Brinkhaus den ersten Fraktionsvorsitzenden sowie ersten
Kanzler der Bundesrepublik. Der Beitrag, der auch auf der Homepage
der Fraktion - www.cducsu.de - veröffentlicht ist, hat folgenden
Wortlaut:


Konrad Adenauer ist für mich bis heute eine der
faszinierendsten Persönlichkeiten der deutschen Geschichte. Kein
anderer Politiker - Helmut Kohl vielleicht ausgenommen - hat die
Bundesrepublik so nachhaltig geprägt wie Adenauer. Er war der erste
Kanzler der Bundesrepublik, Mitbegründer der Volkspartei CDU und
Verfechter eines geeinten Europas. Er ist ein Monument in der
deutschen Geschichte.

Als neuer Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion besuche ich an
diesem Donnerstag den Wohnsitz Adenauers in Rhöndorf bei Bonn. Mit
diesem Besuch will ich meine Wertschätzung für Adenauer deutlich
machen, der ja auch für wenige Tage der erste Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion war. "Der Alte" ist aber beileibe keine
museale Gestalt. Wer in wichtigen Fragen nach Orientierung sucht,
sollte sich an Adenauers politisches Wirken erinnern. Man kann auch
heute noch von ihm lernen.

Drei Punkte möchte ich aus aktuellem Anlass herausgreifen:
In der Union wird vor dem Hamburger Parteitag Anfang Dezember auch
über den künftigen politischen Kurs diskutiert. Mitunter ist in der
Partei der Wunsch zu vernehmen, wieder mehr an die Verortung vor 1998
anzuknüpfen. Ich halte solche Debatten für nicht zielführend. Es
kommt immer auf die konkrete politische Gesamtkonstellation an. Die
eine Herangehensweise mag dann mehr konservativ erscheinen, die
andere mehr liberal, eine andere wiederum mehr christlich-sozial. Am
Ende stellt sich jedoch die Frage: Was nützt sie den Menschen und dem
Land?

Das wäre ganz in Adenauers Sinn. Auch er war Pragmatiker und - heute
würde man sagen - Realpolitiker. Politischen Utopien stand er
skeptisch gegenüber. "Nehmen Sie die Menschen wie sie sind, andere
gibt es nicht", lautet ein bekanntes Zitat von ihm. So sehr er
"reinen Lehren" kritisch gegenüberstand, so sehr vertrat er den
Gedanken der Volkspartei, den er schon in der Weimarer Republik
verfolgte.

Schon kurz nach dem Zweiten Weltkrieg - Adenauer war von der
amerikanischen Militärregierung wieder als Oberbürgermeister von Köln
eingesetzt worden - trat er in die Christlich-Demokratische Partei
(CDP) ein, die spätere CDU. Deren Gründung war ein Novum in der
deutschen Parteiengeschichte. Sie begriff sich als überkonfessionelle
Volkspartei - im Gegensatz zur rein katholischen Zentrumspartei in
der Weimarer Republik - und bekannte sich zu einem allgemeinen
christlichen Familien- und Menschenbild.

Die Christlich-Demokratische Union - der Name Union ist Programm -
wollte nicht nur eine Partei für die katholischen und evangelischen
Christen sein, sondern auch Bürger aus allen soziale Schichten in
einer Volkspartei vereinen. Faszinierend ist, dass sich bereits in
den Gründungsjahren erste Vereinigungen wie die Jungen Union, die
Frauenarbeitsgemeinschaft oder die Sozialausschüsse konstituierten,
die die ganze Breite der Union abbildeten. Der Historiker Hans-Peter
Schwarz urteilte einst, dass die CDU ein "Großexperiment der
Parteibildung" gewesen sei.

Die CDU muss heute nicht erneut zu einem Laborversuch antreten.
Adenauer lehrt uns aber, dass wir offen sein müssen für alle
Menschen. Dass wir Partei aller Bürger aus allen Berufen, allen
Regionen und unterschiedlicher Herkunft sein müssen. Bei uns müssen
sich die Bürger sicher sein können, dass ihre Anliegen ernst genommen
werden, dass ihre Interessen gegen die anderer verantwortungsvoll
abgewogen werden, damit am Ende eine gute Politik für alle Bürger
herauskommt. Gerade in einer Gesellschaft, die zunehmend
auseinanderstrebt, müssen wir alles daransetzen, die CDU als
Volkspartei zu erhalten - als Volkspartei, in der die Menschen
zusammengeführt werden.

Adenauers Name ist auch wie kaum ein anderer mit dem vereinten Europa
verbunden. Bereits in seiner Zeit als Kölner Oberbürgermeister
während der Weimarer Jahre war Adenauer klar geworden, dass die
Isolation Deutschlands als Folge des Ersten Weltkriegs und die
deutsch-französische "Erbfeindschaft" nur durch eine Politik der
Verständigung und Zusammenarbeit überwunden werden könnten. Das
Streben nach einem geeinten Europa war ein zentrales Ziel seiner
Kanzlerschaft.

"Die Rettung Deutschlands und die Rettung Europas sind identisch",
sagte er auf einer Veranstaltung 1948, als Europa noch in Schutt und
Asche lag. Das Ziel des vereinten Europas verband er dabei stets mit
dem Ziel der Westbindung: "Es besteht für uns kein Zweifel, dass wir
nach unserer Herkunft und nach unserer Gesinnung zur westeuropäischen
Welt gehören", sagte er in seiner ersten Regierungserklärung. "Wir
wollen zu allen Ländern gute Beziehungen, auch solche persönlicher
Art, unterhalten, insbesondere aber zu unsern Nachbarländern, den
Benelux-Staaten, Frankreich, Italien, England und den nordischen
Staaten." Der Stratege Adenauer wusste, dass sich das gemeinsame
Europa nur Schritt für Schritt erreichen ließe.

Wir haben vor wenigen Tagen an das Ende des Ersten Weltkriegs
erinnert. Was wäre den Völkern erspart geblieben, wenn es 1914 und
auch 1939 das Europa gegeben hätte, das Adenauer nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs mit aufgebaut hat. Die Toten der beiden Weltkriege
waren ihm eine Mahnung. Sie müssen es auch heute noch sein. Jeder
Einsatz für Europa ist und bleibt auch ein Einsatz für den Frieden.

Europa wird weiter zusammenwachsen müssen. Anders wird sich unser
Kontinent in einer globalisierten Welt nicht behaupten können. Es
gibt ein Zitat von Adenauer aus dem Jahre 1953, das visionär ist:
"Kein europäisches Volk ist allein in der Lage, sich militärisch zu
schützen oder wirtschaftlich zu entwickeln. Bestünde man darauf, in
der heutigen Welt die traditionellen Begriffe des Nationalismus
hochzuhalten, so bedeutete dies die Aufgabe Europas." Genau so müsste
dies jeder Politiker heute formulieren.

Adenauer bejahte die Einheit Europas - aber er wollte keine
Gleichförmigkeit. "Die Deutschen sind Deutsche, die Franzosen
Franzosen, die Niederländer Niederländer. Jeder will sein Vaterland
behalten mit seiner Kultur, Geschichte und Sprache. Keiner kann
verlangen, dass die berechtigte Eigenart aufgegeben wird", sagte er
im Jahr 1962 in einem Interview. Auch heute wissen wir, dass man den
Bürgern eine europäische Identität nicht verordnen kann. Es gibt zwar
viele Bürger, die sich vor allem als Bürger Europas ansehen. Aber es
sind beileibe nicht alle. Das muss akzeptiert werden - ebenso wie die
Tatsache, dass Bürger ihr Land oder ihre Region vornehmlich als ihre
Heimat betrachten. Nicht akzeptieren darf man aber, wenn ein neuer
Nationalismus als Allheilmittel propagiert wird.

Adenauer wusste auch immer um die Bedeutung der deutsch-französischen
Beziehungen. Die Aussöhnung mit dem "Erbfeind" hatte für den ersten
Kanzler der Bundesrepublik besondere Bedeutung, denn die
"deutsch-französische Frage bleibt eine der Hauptfragen Europas". An
einer wirklichen und dauerhaften Verständigung zwischen Deutschland
und Frankreich hängt die ganze europäische Zukunft", sagte er bereits
1948. Ein besonders enges Verhältnis verband Adenauer mit Charles de
Gaulle. Der gemeinsame Besuch der Friedensmesse im Juli 1962 in Reims
- Ort der bedingungslosen Kapitulation der Wehrmacht im Mai 1945 -
ist bis heute ein Augenblick mit besonderer Symbolkraft für die
deutsch-französische Geschichte.

Helmut Kohl und auch Angela Merkel haben diesen Weg fortgesetzt
ebenso wie das Parlament und die CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Das
deutsch-französische Verhältnis müssen wir pflegen. Es geht zwar
längst nicht mehr um Krieg oder Frieden zwischen den Nationen. Aber
ohne Deutschland und Frankreich - ohne den deutsch-französischen
Motor - bewegt sich wenig in Europa. Die Weltordnung ist aus den
Fugen geraten. Die Freundschaft zwischen Deutschland und Frankreich
sollte als Pfeiler der Stabilität im Interesse der Bürger unbedingt
erhalten und ausgebaut werden. Sie ist wie ein geeintes Europa
Voraussetzung für eine gute Zukunft.
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UMWELT/793: Biologische Vielfalt erhalten


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2018

Biologische Vielfalt erhalten

Große Koalition stärkt mit dem Haushalt 2019 den Schutz des
Artenreichtums



In Sharm el-Sheikh beginnt am heutigen Donnerstag die 14.
Weltbiodiversitätskonferenz. In diesem Zusammenhang erklären die
umweltpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Marie-Luise Dött, und der zuständige Berichterstatter Klaus-Peter
Schulze:

Marie-Luise Dött: "Der anhaltende Verlust der biologischen Vielfalt
weltweit muss gestoppt werden. Wie für den Klimaschutz ist auch hier
gemeinsames internationales Handeln erforderlich. Die Konvention über
biologische Vielfalt ist dafür der Rahmen. Gerade auch der
Artenrückgang hierzulande, z.B. bei den Insekten, zeigt, dass wir
keine Zeit verlieren dürfen. Deshalb haben wir im Bundeshaushalt 2019
dafür gesorgt, dass der Schutz der biologischen Vielfalt auch
finanziell stärker unterstützt wird. Mit dem geplanten Mittelzuwachs
im Bundesprogramm Biologische Vielfalt um 7,1 Millionen Euro auf
insgesamt 32,1 Millionen Euro sowie der Verstetigung der Mittel für
die Renaturierung der Auen an Bundeswasserstraßen in den nächsten
Jahren setzen wir deutliche Zeichen. Das ist neben der Bereitstellung
weiterer Mittel für den internationalen Natur- und Artenschutz eine
gute Botschaft aus Deutschland für die Vertragsstaatenkonferenz in
Sharm el-Sheikh."

Klaus-Peter Schulze: "Da der Erhalt der Biodiversität eine globale
Aufgabe ist, reichen nationale Programme und Maßnahmen allein nicht
aus. Aus diesem Grund hat sich die Unionsfraktion bei den aktuellen
Haushaltsberatungen erfolgreich dafür eingesetzt, zusätzlich 500.000
Euro für die internationale Zusammenarbeit im Bereich Naturschutz und
biologische Vielfalt bereitzustellen. Mit den nun sechs Millionen
Euro werden unter anderem die Kooperation und der Wissensaustausch
zwischen deutschen und ausländischen Biosphärenreservaten vertieft.
Ein Schwerpunkt dieses Haushaltstitels ist zudem die Unterstützung
von Projekten und Maßnahmen, die sich gegen den illegalen Handel mit
Elefanten- und Nashornprodukten richten. Die Situation der Elefanten
in Afrika macht leider deutlich, dass zum Schutz der Tiere weiterhin
eine umfangreiche Zusammenarbeit von Ursprungs-, Transit- und
Abnehmerländern nötig ist."
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UMWELT/792: Fahrverbote müssen verhältnismäßig sein


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2018

Fahrverbote müssen verhältnismäßig sein



Zum heute im Bundeskabinett beschlossenen Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Novellierung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
können Sie die umweltpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött, mit folgenden Worten
zitieren:

"Die Verbesserung der Luftqualität in unseren Städten ist ein
zentrales umweltpolitisches Ziel. Und wir haben viel erreicht. So ist
es gelungen, die Stickoxidbelastung von 1990 bis 2016 um rund 60
Prozent zu senken. Die europäischen Grenzwerte gelten und müssen
überall erreicht werden. Daran wird nicht gerüttelt.

Aber Fahrverbote sind ein erheblicher Eingriff in das Leben und die
Wirtschaft unseres Landes. Bürger, Handwerker und Mittelständler
müssen mobil bleiben. Davon hängen Existenzen ab. Deshalb wollen wir
das Bundesimmissionsschutzgesetz anpassen. Denn es ist sinnvoll, dass
dort, wo die Stickoxid-Grenzwerte infolge bereits ergriffener
Maßnahmen in absehbarer Zeit erreicht werden, sehr genau abgewogen
werden muss, ob Fahrverbote tatsächlich verhängt werden sollten. In
diesen Fällen muss die Verhältnismäßigkeit geprüft werden.

Wer davon redet, dass hier Grenzwerte aufgeweicht werden, hat den
Entwurf nicht gelesen. Die Grenzwerte bleiben, wie sie sind. Der
Entwurf geht jetzt zur Prüfung zur EU-Kommission und wird dort auf
Konformität mit europäischem Recht geprüft. Diese Prüfung warten wir
ab."
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WIRTSCHAFT/2779: Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten" weiterer wichtiger



Schritt
�����������������������������������������������������������������������
Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 15. November 2018

Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten" weiterer wichtiger
Schritt



Das Bundeskabinett hat am heutigen Donnerstag mit der
Umsetzungsstrategie "Digitalisierung gestalten" eine neue
Digitalstrategie für Deutschland beschlossen. Hierzu erklären die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, und der Sprecher der Arbeitsgruppe Digitale Agenda, Tankred
Schipanski:

Nadine Schön: "Deutschland muss digitales Wachstumsland Nr. 1
werden. Nur so können wir unseren wirtschaftlichen Wohlstand und
unsere Lebensqualität sichern. Deswegen ist es gut, dass die
Bundesregierung mit der Umsetzungsstrategie Digitalisierung die
Digitale Agenda der letzten Legislaturperiode mit konkreten Zielen,
Maßnahmen und Zeitplänen weiterentwickelt. Wir dürfen uns auf dem
bisher Erreichten nicht ausruhen: So müssen wir den digitalen Service
für die Bürger bei der Verwaltung deutlich steigern. Mobilfunk und
Breitband sind die digitalen "Lebensadern" für gleichwertige
Lebensverhältnisse. Mit digitaler Bildung müssen wir allen die
Teilhabe am digitalen Leben und Arbeiten ermöglichen. Und wir müssen
offen sein für Innovationen - gerade im Mittelstand. Chancen erkennen
und nutzen sowie Risiken im Blick haben: Nur eine Gesellschaft, die
bereit ist, digitale Veränderungen aktiv zu gestalten, wird diese
bewältigen und wettbewerbsfähig bleiben. Digitalisierung ist ein
Querschnittsthema, welches aber auch nach eigenen Ansätzen und
Lösungen verlangt."

Tankred Schipanski: "Die Gestaltung der Digitalisierung ist
das zentrale Thema dieser Legislaturperiode. Mehr Schwung, weniger
Skepsis - so bringen wir die Digitalisierung in Deutschland voran.
Wir müssen besser und schneller in der Umsetzung unserer digitalen
Vorhaben werden und für die Menschen spürbar machen, welchen Nutzen
sie davon haben und wie sich ihr Alltag durch Digitalisierung
verbessert. Es ist essentiell, dass die Digitalstrategie alle
Bereiche der Digitalisierung umfasst: Mit Digitaler Kompetenz,
Infrastruktur und Ausstattung, Innovation und digitaler
Transformation, Gesellschaft im digitalen Wandel und dem modernen
Staat, hat die Bundesregierung die richtigen Handlungsfelder gewählt,
um die richtigen Rahmenbedingungen für den erfolgreichen digitalen
Wandel zu schaffen.

Der Mensch muss im Mittelpunkt der Digitalisierung stehen. Denn nur
dann können die Bürgerinnen und Bürger die Chancen der
Digitalisierung nutzen und den digitalen Wandel selbstbestimmt und
verantwortungsvoll mitgestalten. Hilfreich ist dabei, dass die
Vorhaben der Bundesregierung mit konkreten Zeitplänen und
Umsetzungsschritten unterlegt sind. Wichtig ist aber auch: Eine
Digitalstrategie muss mit der schnellen technologischen Entwicklung
mithalten können und sich kontinuierlich den Herausforderungen
anpassen. Daher ist es gut, dass die Bundesregierung die Strategie
kontinuierlich überarbeiten und anpassen will. Wir werden im
Deutschen Bundestag diesen Prozess kontinuierlich begleiten,
unterstützen und wo nötig, hinterfragen."
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AUSSEN/1807: Türkei - Prozess gegen Hozan Cane ist eine Farce


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. November 2018

Prozess gegen Hozan Cane ist eine Farce



"Der Prozess gegen die Kölner Künstlerin Hozan Cane in der Türkei ist eine politische Farce und unterstreicht einmal mehr, dass die Türkei kein Rechtsstaat ist, sondern ein Willkürregime. Die deutsche Staatsbürgerin hätte nie verhaftet und wegen abstruser Terrorvorwürfe angeklagt werden dürfen. Die türkische Führung muss die Verfolgung der Sängerin Hozan Cane beenden", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Es ist ein Hohn, dass sich Erdogans Staatsanwälte in ihrer Anklage gegen Hozan Cane wegen Mitgliedschaft in einer Terrororganisation auf Szenen ihres Films '74th Genocide Sengel' stützen, der die Gräueltaten der Mörderbanden des IS an den Jesiden thematisiert. Statt das Erdogan-Regime mit Waffenexporten und Wirtschaftshilfen zu stabilisieren, muss sich die Bundesregierung mit Nachdruck für die Freilassung von Hozan Cane und der anderen inhaftierten deutschen Staatsbürger in der Türkei einsetzen."
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INNEN/4997: LINKE freut sich über Vergabe der Weltspiele der Special Olympics 2023 an Berlin


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. November 2018

LINKE freut sich über Vergabe der Weltspiele der Special Olympics 2023 an Berlin



LINKE freut sich über Vergabe der Weltspiele der Special Olympics 2023 an Berlin

"DIE LINKE und auch ich ganz persönlich freuen uns sehr, dass die Weltspiele der Special Olympics 2023 in Berlin stattfinden werden", erklärt André Hahn, stellvertretender Vorsitzender und sportpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Entscheidung von Special Olympics International, die Weltspiele von Menschen mit geistigen und kognitiven Behinderungen 2023 nach Berlin zu vergeben. "Vierzehn Sommer- und elf Winterspiele wurden seit 1968 ausgerichtet, nun wird erstmalig die Bundesrepublik Deutschland Gastgeber sein. Mit der Bewerbung bzw. deren Unterstützung haben sich der organisierte Sport, der Bundestag und die Bundesregierung sowie die Stadt Berlin klar für das Recht von Menschen mit geistigen bzw. kognitiven Behinderungen auf volle Teilhabe am gesellschaftlichen Leben im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention bekannt. André Hahn weiter:

"Die Entscheidung ist auch eine Anerkennung für Special Olympics Deutschland mit seinen 1.110 Mitgliedsorganisationen, den 40.000 Athletinnen und Athleten, den vielen Trainern, Betreuern, Volunteers, den Familienmitgliedern und anderen ehrenamtlichen Helfern sowie den seit vielen Jahren treuen Sponsoren für die geleistete Arbeit.

Unstrittig ist aber auch, dass wir auf diesem Gebiet noch eine Menge zu tun haben: Laut Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit Behinderungen sind 81 Prozent der Menschen ohne Behinderungen in der Altersgruppe 18 bis 29 Jahre sportlich aktiv. Bei Menschen mit Behinderungen sind es nur 33 Prozent, und bei Menschen mit geistiger Behinderung sogar nur ca. sechs bis sieben Prozent. Das hat kaum etwas mit der Einstellung der einzelnen Personen zu Sport zu tun, sondern vor allem mit den bestehenden Rahmenbedingungen. Die Special Olympics 2023 in Berlin werden hier hoffentlich helfen, ein gesellschaftliches Umdenken zu beschleunigen."
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UMWELT/653: Änderung des Immissionsschutzgesetzes ist ein billiger Taschenspielertrick


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. November 2018

Änderung des Immissionsschutzgesetzes ist ein billiger
Taschenspielertrick 



"Der Kabinettsbeschluss zur Änderung des Immissionsschutzgesetzes offenbart
erneut die fundamentale Unfähigkeit der Bundesregierung im Umgang mit dem
Abgasskandal. Seit acht Jahren ignoriert die Bundesregierung die
verbindlichen EU-Abgasgrenzwerte. Jetzt, wo sich Fahrverbote Stadt für
Stadt ausbreiten und die zuständigen Politiker weiterhin nicht willens
sind, für die Einhaltung der Grenzwerte zu sorgen, sollen diese nun munter
hochgeschraubt werden. Dieser Gesetzesentwurf ist nicht nur ein weiterer
Tiefpunkt der GroKo, sondern auch ein billiger Taschenspielertrick ohne
reale Auswirkungen", erklärt Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE. Remmers weiter:

"Zur Erinnerung: Die Grenzwerte für Stickoxide gibt es aus einem gutem
Grund, nämlich um die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger zu schützen.
Wir haben verbindliche EU-Abgasgrenzwerte einzuhalten, daher wird diese
Schummel-Rechnung nicht aufgehen.

In der Praxis wird dieses Gesetz keinerlei Wirkung entfalten. Das
Bundesverwaltungsgericht hat die Rechtmäßigkeit von Diesel-Fahrverboten als
kurzfristige Maßnahmen zur Einhaltung des NO2-Grenzwerts Ende Februar
bestätigt. Die Verwaltungsgerichte werden sich an die Rechtsprechung des
Bundesverwaltungsgerichts halten und damit weiterhin Fahrverbote anordnen.

Anstatt mit billigen Taschenspielertricks zu arbeiten, muss die
Bundesregierung in der Luftreinhaltepolitik endlich Verantwortung
übernehmen. Hierzu zählt vor allem eine flächendeckende Hardware-Lösung
aller deutschen Hersteller."
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UMWELT/652: Um Diesel-Fahrverbote zu verhindern gehen Union und SPD zurück in umweltpolitische Steinzeit


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. November 2018

Um Diesel-Fahrverbote zu verhindern gehen Union und SPD zurück in
umweltpolitische Steinzeit



Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt zur Änderung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch die Bundesregierung:

Die Bundesregierung hat erneut gezeigt, dass sie zuerst willige Lobbyistin
der Autoindustrie ist, die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger spielt für
sie keine Rolle. Sie will per Gesetz den Gerichten ins Handwerk pfuschen
und ihnen vorschreiben, dass Diesel-Fahrverbote in der Regel nicht
verhältnismäßig sind.

Damit werden de facto die EU-Grenzwerte aufgeweicht und es geht Dank Union
und SPD zurück in die umweltpolitische Steinzeit, als der Schornstein
qualmen musste und Umweltschutz als Spinnerei galt.

Diesel-Fahrzeuge der Abgasnormen Euro 4 und Euro 5 werden per Gesetz von
Fahrverboten ausgenommen, falls sie nicht mehr als 270 Milligramm
Stickstoffdioxid pro Kilometer ausstoßen. Der aktuelle Grenzwert liegt bei
80 Milligramm. Damit geht die Regierung 13 Jahre zurück, man darf wieder
die Grenzwerte des Jahres 2005 überschreiten.
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UMWELT/651: Klima-Allianz stellt Maßnahmenprogramm Klimaschutz 2030 vor


DIE LINKE - Presseerklärung vom 15. November 2018

Klima-Allianz stellt Maßnahmenprogramm Klimaschutz 2030 vor



Die Klima-Allianz Deutschland hat heute das Forderungspapier "Wann, wenn
nicht jetzt! Das Maßnahmenprogramm Klimaschutz 2030 der deutschen
Zivilgesellschaft" präsentiert, das in den nächsten Monaten mit der
Bundesregierung diskutiert werden soll.

Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, erklärt:

Das Papier verdeutlicht, dass die Bundesregierung den Klimawandel noch
immer nicht ernst genug nimmt. Die Klima-Allianz fordert darin einen
baldigen Kohleausstieg, den konsequenten Abbau klimaschädlicher
Subventionen und eine echte Verkehrswende, um die Klimaziele 2030 zu
erreichen.

Vieles davon findet sich auch im Programm der LINKEN. DIE LINKE unterstützt
den Vorstoß ausdrücklich. Wir stellen ökologische und soziale Belange über
blinde Profitgier. Deshalb treten wir für eine entschlossene Energie- und
Verkehrswende ein. Bus und Bahn müssen für alle kostenlos sein.
Doch mit Andreas Scheuer, diesem als Verkehrsminister getarnten
Auto-Lobbyisten mit CSU-Parteibuch, ist in Sachen Klimaschutz von dieser
Bundesregierung nicht viel zu erwarten. Statt die im Klimaschutzplan 2050
festgelegte Klimaschutzlangfriststrategie entschlossen umzusetzen, tritt
die Bundesregierung die anstehenden Klimaziele öffentlich in die Tonne.
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WIRTSCHAFT/2107: Bundesregierung bleibt Dank CSU im analogen Mittelalter


DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. November 2018

Bundesregierung bleibt Dank CSU im analogen Mittelalter



Zur Digitalklausur der Bundesregierung erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Mit dem Versprechen eines Rechtsanspruchs auf schnelles Internet für alle ab 2025 ist die Digitalklausur der Bundesregierung offensichtlich schon gescheitert bevor sie begonnen hat. Die Groko erklärt damit Deutschland ganz offiziell zum Entwicklungsland in Sachen Digitalisierung.

Merkel hat den Menschen schon mehrfach eine flächendeckende Versorgung mit schnellem Internet versprochen. Doch jeder weiß, wie es auf dem Land um schnelles Internet oder auch nur vernünftigen Handyempfang bestellt ist. Die Menschen auf dem Land - ob Bauer oder Start-Up-Unternehmerin - leben und arbeiten weiter im Funkloch. Fast überflüssig zu betonen, dass der Osten Deutschland besonders darunter leidet.

Auch bei dieser Dauerbaustelle der Bundesregierung liegt das Problem vor allem in den Händen der CSU: Seit neun Jahren ist die CSU für das Verkehrsministerium verantwortlich und blockiert alles, was in Richtung einer zukunftsorientierten Mobilität von Menschen, Waren und Daten notwendig wäre.

Auch Andreas Scheuer, der als amtierender Verkehrsminister getarnte Auto-Lobbyist mit CSU-Parteibuch, hat seine umfassende Inkompetenz eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Er ist vollends damit beschäftigt, Schaden von der Autoindustrie abzuwenden und sie für den systematischen Betrug an Kunden, Gesundheit und Umwelt mit einem staatlich subventionierten massiven Konjunkturprogramm belohnen. Andreas Scheuer hat vermutlich bis heute nicht auf das Schild am Eingang seines Hauses geschaut, denn dessen genauer Name lautet: Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur.

Wenn Bundeskanzlerin Angela Merkel das Land wirklich aus dem analogen Mittelalter herausführen will, dann sollte sie Herrn Scheuer und Herrn Seehofer gemeinsam und schnellstmöglich die Entlassungspapiere überreichen.

Die Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben muss für alle Menschen gewährleistet sein. Ein Internetzugang gehört dazu. Deshalb setzt sich DIE LINKE dafür ein, dass jeder Haushalt ein Anrecht auf einen bezahlbaren, schnellen Breitband-Internetanschluss hat.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. November 2018
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WIRTSCHAFT/2106: Der KI-Strategie der Bundesregierung fehlt es an konkreten Ansätzen für Gemeinwohl und soziale Innovation


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. November 2018

Der KI-Strategie der Bundesregierung fehlt es an konkreten Ansätzen für Gemeinwohl und soziale Innovation



Im Rahmen ihrer Klausurtagung zum Thema Digitalisierung in Potsdam beschließt die Bundesregierung morgen ihre KI-Strategie. Die Mitglieder der Fraktion DIE LINKE, die auch Mitglied in der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz sind, kommentieren den Strategie-Entwurf wie folgt:

"Eine ganzheitliche Strategie sieht anders aus. Wir vermissen in der KI-Strategie der Bundesregierung vor allem konkrete Ansätze für Potenziale aus KI-Anwendungen für Gemeinwohl und soziale Innovation. Gleichzeitig freuen wir uns, dass wir zumindest in der Enquete-Kommission nicht nur über neue Fördertöpfe und Chancen für die Wirtschaft reden, sondern den Blick erweitern und ethische und soziale Fragen mit langfristigen Horizonten einbeziehen. Wichtig wird dann sein, dass die Bundesregierung die Ergebnisse der Enquete dann auch tatsächlich in politisches Handeln überführt und bereit ist, ihre Strategie entsprechend anzupassen. In manchen konkreten Fragen bleibt die Strategie sogar noch hinter den eigenen Eckpunkten zurück. Das gilt insbesondere für die erweiterte Erlaubnis für Text- und Datamining im Urheberrecht, obwohl hier gerade auf europäischer Ebene entscheidende Verhandlungen laufen", erklärt Petra Sitte, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und ordentliches Mitglied in der Enquete-Kommission Künstliche Intelligenz sowie dort Obfrau für die Fraktion.

Jessica Tatti, ebenfalls ordentliches Mitglied in der Enquete-Kommission und Sprecherin für Arbeit 4.0 der Fraktion, sagt: "Die Bundesregierung meint, dass der Wandel der Arbeitswelt durch Künstliche Intelligenz Chancen zur 'Humanisierung der Arbeit' biete und sich zudem von der Automatisierung und Digitalisierung stark unterscheide. Daher ist es unverständlich, dass sich die Strategie im Handlungsteil fast ausschließlich mit Automatisierung- und Digitalisierungsprozessen befasst. Aspekte wie Datenschutz, Überwachung im Betrieb oder Mensch-Maschine-Interaktionen werden dagegen nur vage thematisiert. KI zieht bereits in Betriebe ein. Wir benötigen konkrete Vorschläge, damit die Beschäftigten von heute mit nach morgen genommen werden. Betriebliche Experimentierräume dürfen keinesfalls zu Unsicherheitsfaktoren für Beschäftigte werden. Die Thematisierung neuer digitaler Beschäftigungsformen, wie Solo-Selbständigkeit auf Plattformen, ist völlig unzureichend. Solo-Selbständige müssen gegen Risiken wie Krankheit, Arbeitslosigkeit und Altersarmut abgesichert werden. Sie benötigen einen garantierten Zugang zur Sozialversicherung, anstatt Belanglosigkeiten durch 'selbstregulierende Verfahren'. Zwar wird der steigende Bedarf für eine gute Aus- und Weiterbildung erkannt, die Wege dorthin bleiben aber offen."

Anke Domscheit-Berg, netzpolitische Sprecherin der Fraktion und stellvertretendes Mitglied der Enquete-Kommission, sagt: "Die Schaffung von mehr Akzeptanz für KI in der Bevölkerung ist eine der wesentlichen Aufgaben der Bundesregierung. Vor diesem Hintergrund hatte ich erwartet, dass die KI-Strategie einen Schwerpunkt auf nutzenorientierte Anwendungen im öffentlichen Bereich legt, denn im eGovernment liegt geradezu revolutionäres Potenzial für KI. Die Strategie sagt jedoch nichts Konkretes dazu, wie sie ihre sehr allgemeinen Ziele, Bürgerdienste schneller und besser erbringen zu wollen, erreichen will. Mir fehlt zum Beispiel die strategische Zielvorgabe: 'Antragsformulare wollen wir mit Hilfe von Chatbots multilingual assistiert und in natürlicher Sprache ausfüllbar machen und, da wo es möglich ist, automatisiert und damit viel schneller bearbeiten'. Bisher beschäftigen sich staatliche KI-Anwendungen mit der Entdeckung von Terroristen, Steuerhinterziehern oder unberechtigten Asylantragstellern. Es ist Zeit, endlich Anwendungen zu schaffen, die Bürgerinnen und Bürger unmittelbar im Alltag nutzen und sie nicht als Gegner behandeln und unter Generalverdacht stellen. Einen Vogel schießt die Bundesregierung letztlich ab mit der Ankündigung eines 'möglichen' Open Data Portals. Sinnvoller wäre es, das existierende Govdata-Portal so umzubauen, dass es nur noch 100 Prozent Open Data enthält. Das fordern wir schon sehr lange und es wird Zeit, dass die Bundesregierung ihre vollmundigen Erklärungen zu Open Data und Open Government einlöst."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 14. November 2018
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BUNDESTAG/7726: Heute im Bundestag Nr. 878 - 15.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 878

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. November 2018, Redaktionsschluss: 13.34 Uhr

1. FDP will Organspenden erleichtern

2. Maßnahmen gegen Cum-Ex gefordert

3. Keine höheren Kosten durch MiFID

4. Kaum Mehrkosten durch DSGVO

5. Vorbereitungen auf den Brexit

6. Grüne fragen nach Programm KitaPlus



1. FDP will Organspenden erleichtern

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion spricht sich in einem Antrag
(19/5673) für eine liberalere Organspendenpraxis aus. So sollten auch
altruistische Organlebendspenden ermöglicht werden, um die Zahl der
verfügbaren Organe zu erhöhen. Bei Nieren- und Lebertransplantationen
könnten die Spender mit nur eine Niere oder einem Teil der Leber mit
lediglich geringen Einschränkungen weiterleben.

Das derzeit geltende Subsidiaritätsprinzip sollte wegfallen. Damit
werde vorgeschrieben, dass eine mögliche postmortale Spende stets der
Lebendspende vorzuziehen sei, auch wenn von einer nahestehenden Person
ein Organ angeboten werde.

Eine weitere zulässige Variante sollte die Überkreuzspende sein, die
zwei Paaren wechselseitige Transplantationen ermögliche, wenn aus
medizinischen Gründen eine Spende an den eigenen Partner
ausgeschlossen sei.

Schließlich sollte auch die rein altruistische Organspende ermöglicht
werden, um Überlebenshilfe in einem konkreten Fall zu leisten sowie
die nicht zielgerichtete Spende an einen Organpool. Ehemalige
Lebendspender sollten nach Ansicht der FDP bei der Zuteilung bevorzugt
werden, wenn sie selbst einmal eine Transplantation benötigen.

 * 

2. Maßnahmen gegen Cum-Ex gefordert

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert von der
Bundesregierung ein konsequentes Vorgehen im Cum-Ex-Steuerskandal. In
einem Antrag (19/5765) fordert die Fraktion die Bundesregierung auf,
alle Geschäftsmodelle zu bekämpfen, bei denen der Ertrag allein in
einem angestrebten Steuervorteil besteht. Auch neue Cum-Ex-ähnliche
Fälle müssten vermieden werden. Sämtliche früheren Cum-Ex-Fälle sollen
aufgedeckt und verfolgt werden. Die einzelnen Verantwortlichen müssten
zur Rechenschaft gezogen werden. Weitere Forderungen betreffen unter
anderem die Verlängerung der Haltefrist bei Cum-Cum-Geschäften um den
Dividendenstichtag auf mindestens 90 Tage.

Mit einem europaweiten Schaden von geschätzt 55 Milliarden Euro seien
Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschäfte "der größte Raubzug der Geschichte",
schreibt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in dem Antrag. Im
Cum-Ex-Untersuchungsausschuss sei gezeigt worden, "wie der Staat von
gierigen Finanzprofis ausgeplündert wurde. Später wurden die Fehler
von Cum-Ex wiederholt: Auch die missbräuchliche Steuerumgehung durch
Cum-Cum-Geschäfte hat das Bundesfinanzministerium lange ignoriert",
wird festgestellt. Der Bundesregierung wird vorgeworfen, die
europäischen Partner zu spät gewarnt und die nötigen Konsequenzen bis
heute nicht gezogen zu haben.

Die Europäisierung des Cum-Ex-Skandals zeigt nach Ansicht der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen das Machtungleichgewicht zwischen
transnationaler Finanzkriminalität und nationalen Strafverfolgungs-
und Steuerbehörden. Daher sollten unverzüglich Arbeiten an einer
europäischen Initiative für ein Europäisches Kriminalamt ähnlich dem
deutschen BKA aufgenommen werden. "Nur eine Polizei mit europaweiten
Ermittlungsbefugnissen kann europaweit organisierte Kriminalität
eindämmen", schreibt die Fraktion, die sich auch für einen besseren
Schutz von Hinweisgebern (Whistleblower) ausspricht.

 * 

3. Keine höheren Kosten durch MiFID

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Kosten für die Umsetzung der sogenannten
MiFID-Richtlinie für die deutsche Finanzbranche sollen nicht höher
sein als seinerzeit im Gesetzentwurf geschätzt. Diese Auffassung
vertritt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5455) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5094), die sich nach der Umsetzung
dieser der Verbesserung des Verbraucherschutzes dienenden Richtlinie
erkundigt hatte. Eine Studie, nach der es wegen der neuen
Dokumentationspflichten zu einem Rückgang der telefonischen Beratung
zu Wertpapiergeschäften gekommen sei, hält die Regierung für nicht
hinreichend belastbar, um quantifizierbare Erkenntnisse abzuleiten.
Die Zahl der für die Studie Befragten sei dafür zu gering, heißt es
zur Begründung.

 * 

4. Kaum Mehrkosten durch DSGVO

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung geht für die deutsche
Finanzbranche von einem einmaligen Umstellungs- und
Einrichtungsaufwand durch die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) aus.
Von einer signifikanten Erhöhung laufender Kosten sei nicht
auszugehen, teilt die Regierung in der Antwort (19/5432) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5038) mit. Ein behördliche
Datenerhebung zu den laufenden Kosten durch die DSGVO finde derzeit
nicht statt.

 * 

5. Vorbereitungen auf den Brexit

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) befindet sich in ständigem Kontakt mit Banken und
Versicherungen und fragt die Vorbereitungen auf den Austritt
Großbritanniens aus der EU ab. Wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/5428) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5024)
mitteilt, werden die Notfallpläne der Institute von der BaFin geprüft.
Auch in Deutschland tätige britische Versicherungsgesellschaften
wurden um Darstellung ihrer Notfallplanungen gebeten.

 * 

6. Grüne fragen nach Programm KitaPlus

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will über die
Umsetzung des Bundesprogramms "KitaPlus" informiert werden. In einer
Kleinen Anfrage (19/5447) möchte sie erfahren, in welcher Höhe die vom
Bund bereitgestellten Mittel von den Bundesländern abgerufen wurden,
um zeitlich flexible Betreuungsangebote in Kindertageseinrichtungen
und der Kindertagespflege zu ermöglichen. Zudem wollen die Grünen
wissen, wie viele Einrichtungen ihre Öffnungszeiten im Rahmen des
Programms nach 17 Uhr erweitert haben und wie viele Kinder in dieser
Zeit betreut wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7725: Heute im Bundestag Nr. 877 - 15.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 877

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. November 2018, Redaktionsschluss: 12.06 Uhr

1. Fast 4.000 Kleine Anfragen beantwortet

2. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

3. Studierende beim Bundeskriminalamt

4. Seehofers Masterplan thematisiert

5. Informationen zur Asylstatistik erfragt

6. Ausländische Sicherheitssoftware



1. Fast 4.000 Kleine Anfragen beantwortet

Bundestagsnachrichten/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hat in der vergangenen
Legislaturperiode 3.953 Kleine und 15 Große Anfragen beantwortet. In
lediglich 43 Fällen gingen Kleine Anfragen auf die
Koalitionsfraktionen von Union und SPD zurück, wie aus der Antwort
(19/5619) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/5060) der
FDP-Fraktion hervorgeht. Das entspricht einem Anteil von 1,1 Prozent.

Ferner beantwortete die Bundesregierung in der zurückliegenden
Wahlperiode 14.109 schriftliche und 3.139 mündliche Fragen. In 1.471
Fällen gingen schriftliche Fragen auf die Koalitionsfraktionen von
Union und SPD zurück, das entspricht einem Anteil von 10,4 Prozent.
Union und SPD stellten zudem 69 mündliche Fragen, ein Anteil von 2,2
Prozent am Gesamtvolumen.

In der Antwort wird darauf hingewiesen, dass es nicht Bestandteil der
parlamentarischen Kontrollfunktion des Bundestages sei, frei
verfügbare Informationen durch die Bundesregierung zusammentragen und
anschaulich aufbereiten zu lassen.

 * 

2. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im dritten Quartal 2018 haben in Deutschland nach
Kenntnis der Bundesregierung 36 rechtsextremistische
Musikveranstaltungen stattgefunden, davon 17 Konzerte und 19
Liederabende. Dabei wurden 15 der 17 Konzerte von insgesamt 1.703
Personen besucht und elf der 19 Liederabende von insgesamt 640
Personen, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/5543) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/5185) hervorgeht. Zu zwei
Konzerten und acht Liederabenden liegen laut Vorlage keine
Besucherzahlen vor.

 * 

3. Studierende beim Bundeskriminalamt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In den Jahren 2016 bis 2018 haben laut
Bundesregierung insgesamt 747 Studierende ihre Ausbildung am
Fachbereich Kriminalpolizei der Hochschule des Bundes (HSB)
aufgenommen. In diesem Zeitraum schlossen zugleich insgesamt 272
Studierende ihr Studium erfolgreich ab, wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5542) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/5198) weiter hervorgeht. Danach brachen insgesamt 50
Studierende in dem Zeitraum 2016 bis 2018 das Studium ab.

Wie die Bundesregierung ferner darlegt, haben in den genannten drei
Jahren 28 Aufstiegsbeamte sowie Laufbahnbewerber den
Vorbereitungsdienst im Bundeskriminalamt (BKA) einschließlich des
Masterstudiengangs an der Deutschen Hochschule der Polizei in Münster
(DHPol) aufgenommen. 23 Studierende schlossen den Angaben zufolge im
Zeitraum von 2016 bis 2018 das Studium und damit den
Vorbereitungsdienst erfolgreich ab und drei Studierende brachen in
diesen Jahren den Vorbereitungsdienst beziehungsweise das
Masterstudium ab.

 * 

4. Seehofers Masterplan thematisiert

Inneres und Heimat/Große Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Der ,Masterplan' des Bundesinnenministers Seehofer"
ist ein Thema einer Großen Anfrage der AfD-Fraktion (19/5630). Wie die
Fraktion darin schreibt, wurde Anfang Juli dieses Jahres der 63 Punkte
umfassende "Masterplan Migration" bekannt, "mittels dessen ,die Zahl
der nach Deutschland und Europa flüchtenden Menschen nachhaltig und
auf Dauer' reduziert werden soll".

Wissen wollen die Abgeordneten, inwieweit Seehofer zur Umsetzung
einzelner Punkte ein Gesetzgebungsverfahren veranlasst hat, etwa um
"Maßnahmen zur besseren Identifizierung von Drittstaatsangehörigen
durchführen zu können", um "das Sachleistungsprinzip als Regelfall
vorzuschreiben", oder "um die Wohnsitznahmepflicht der Antragsteller
im Anker-Zentrum festzuschreiben". Auch erkundigen sie sich danach,
welche Schritte der Bundesinnenminister eingeleitet hat, "um in den
bestehenden Ankerzentren die Präsenz aller am Asylverfahren
beteiligter Behörden auf Bundes-, Landes und kommunaler Ebene zu
gewährleisten", und was er gesetzgeberisch zu unternehmen gedenkt,
"wenn die Bundesländer sich weiterhin weigern, Ankerzentren
einzurichten".

Ferner fragt die Fraktion, ob der Bundesinnenminister ein
Gesetzgebungsverfahren veranlasst hat, "um die Abschiebehaft
praktikabler zu gestalten". Zudem möchte sie Auskunft darüber, in
welcher Größenordnung sich "nach Auffassung der Bundesregierung die
Zahl der erforderlichen Abschiebehaftplätze im Bundesgebiet" bewegt.
Darüber hinaus will sie unter anderem in Erfahrung bringen, wie viele
Asylantragsteller "in den Jahren 2016, 2017 und 2018 (bis
einschließlich Juni) auf dem Luftweg aus Drittstaaten nach
Deutschland" einreisten.

 * 

5. Informationen zur Asylstatistik erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ergänzende Informationen zur Asylstatistik für das
dritte Quartal des Jahres 2018" verlangt die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/5661). Darin erkundigen sich die
Abgeordneten danach, wie hoch im genannten Zeitraum die sogenannte
Gesamtschutzquote in der Entscheidungspraxis des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) war. Auch möchten sie unter anderem
wissen, wie viele Asylanträge im genannten Zeitraum als
"offensichtlich unbegründet" abgelehnt wurden.

 * 

6. Ausländische Sicherheitssoftware

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Nutzung von Software ausländischer Hersteller
im Sicherheitsbereich" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/5560). Darin erkundigt sie sich danach, mit welcher
Software ausländischer Hersteller jeweils das Bundesamt für Sicherheit
in der Informationstechnik, die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt,
das Zollkriminalamt, das Bundesamt für Verfassungsschutz, der
Bundesnachrichtendienst sowie das Amt für Militärischen Abschirmdienst
arbeiten. Auch will sie unter anderem wissen, wie die Bundesregierung
"die Gefahr von Cyberspionage beim Einsatz von 
Sicherheitssoftware-Produkten aus Nicht-EU-Staaten" einschätzt.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7724: Heute im Bundestag Nr. 876 - 15.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 876

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. November 2018, Redaktionsschluss: 11.17 Uhr

1. Regierung stellt sich hinter Migrationspakt

2. Kooperation mit Obristenregime

3. Seenotrettung durch libysche Küstenwache

4. Waffenexporte nach Saudi-Arabien

5. Zusammenarbeit mit Pinochet-Diktatur

6. Hilfe für Menschenrechtsaktivisten



1. Regierung stellt sich hinter Migrationspakt

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Ein Ziel des "Globalen Paktes für sichere, geordnete
und reguläre Migration" ist unter anderem die Verhinderung irregulärer
Migration. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/5394)
auf eine Kleine Anfrage (19/4973) der AfD-Fraktion. Der
grenzüberschreitende Charakter von Migration mache internationale
Zusammenarbeit erforderlich, heißt es darin. Der Migrationspakt der
Vereinten Nationen stelle einen rechtlich nicht bindenden
Kooperationsrahmen dar, der in 23 Zielen wichtige Handlungsfelder
benenne und Maßnahmen zu einer verbesserten internationalen
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Migration vorschlage. Die Annahme
des Dokuments soll "in einem für die Arbeit der Vereinten Nationen
üblichen Rahmen (Konferenz am 10./11. Dezember 2018 in Marokko;
Resolution der VN-Generalversammlung)" erfolgen. Eine Unterzeichnung
sei dabei nicht vorgesehen. Die Bundesregierung verweist darauf, dass
der Pakt als ein Leitprinzip "das souveräne Recht der Staaten, ihre
nationale Migrationspolitik selbst zu bestimmen, sowie ihr Vorrecht,
die Migration innerhalb ihres Hoheitsbereichs in Übereinstimmung mit
dem Völkerrecht selbst zu regeln" bekräftige.

 * 

2. Kooperation mit Obristenregime

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die unabhängige Historikerkommission zur Erforschung
der Frühgeschichte des Bundesnachrichtendienstes (BND) wird ihre
Arbeiten voraussichtlich im Jahre 2020 abgeschlossen haben. Das
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/5351) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4595), die sich nach "Aktivitäten
deutscher Geheimdienste in Griechenland und Zusammenarbeit mit der
Obristen-Diktatur in den Jahren 1967 bis 1874" erkundigt hatte. Für
einen Teil der erbetenen Informationen verweist die Bundesregierung
zudem auf die Archive: "Nach dem - hier gegebenen - Ablauf der
Schutzfristen steht Archivgut nach den Vorschriften des
Bundesarchivgesetzes grundsätzlich jedermann zur Verfügung, so dass
die Bundesregierung gegenüber dem Bundestag weder einen
Wissensvorsprung noch weitergehende Rechte bei der
Informationserhebung hat. Sie verweist deshalb auf die Möglichkeit
selbständiger Informationserhebung aus den Beständen des Bundesarchivs
und des Politischen Archivs des Auswärtigen Amts."

 * 

3. Seenotrettung durch libysche Küstenwache

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die libysche Küstenwache hat im Zusammenhang mit
einem Seenotfall am 1. September diesen Jahres über 275 gerettete
Personen und zwei Tote berichtet. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5387) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/4521) hervorgeht, seien an diesem Tag zwei Schlauchboote
durch ein Überwachungsflugzeug der EUNAVFOR MED Operation SOPHIA
entdeckt worden. Die Position der Schlauchboote sei der italienischen
in Rom gemeldet und von dort an die zuständige libysche
Rettungsleitstelle in Tripolis weitergemeldet worden. Diese habe die
Koordinierung der Seenotrettung übernommen, die libysche Küstenwache
habe zwei Boote entsendet. Im weiteren Verlauf sei eines der beiden
Schlauchboote gesunken. Durch zwei Seefernaufklärer der EUNAVFOR MED
Operation SOPHIA seien insgesamt acht Rettungsinseln geworfen worden.

 * 

4. Waffenexporte nach Saudi-Arabien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach dem "deutsch-saudischen Verhältnis vor dem
Hintergrund der Kriegsverbrechen im Jemen" erkundigt sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/5338). Die Bundesregierung soll
unter anderem Angaben machen zu Rüstungsexporten nach Saudi-Arabien
und zu der Frage, ob aus Deutschland gelieferte Patrouillenboote zur
Aufrechterhaltung der Hungerblockade gegenüber dem Jemen genutzt
werden.

 * 

5. Zusammenarbeit mit Pinochet-Diktatur

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die deutsche Zusammenarbeit mit Chile während der
Zeit der Pinochet-Diktatur geht es in einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5337). Die Abgeordneten fragen unter anderem
nach Wirtschaftsbeziehungen, bilateralen Projekten, Waffenexporten
sowie Ausbildung, Unterstützung und Ausrüstung chilenischer
Sicherheitsbehörden in der Zeit zwischen 1973 und 1990.

 * 

6. Hilfe für Menschenrechtsaktivisten

Menschenrechte/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Unterstützung und den Schutz von
Menschenrechtsverteidigern durch die Bundesregierung erkundigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/5404).
Die Bundesregierung soll unter anderem Auskunft geben zu Aus- und
Fortbildungen im Auswärtigen Amt und zu geschultem Personal in
Menschenrechtsbelangen in deutschen Auslandsvertretungen.

 * 
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BUNDESTAG/7723: Heute im Bundestag Nr. 875 - 15.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 875

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 15. November 2018, Redaktionsschluss: 10.40 Uhr

1. Folgen der US-Sanktionen gegen Iran

2. Beschwerden zu Rufnummernmissbrauch

3. Stand bei nationaler Tourismusstrategie

4. Kupferkabel im Breitbandnetzausbau

5. FDP fragt nach Drohnenstrategie

6. Rechnungshof rügt Haushaltspolitik



1. Folgen der US-Sanktionen gegen Iran

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Iran-Sanktionen der USA wirken sich nach Angaben
der Bundesregierung auf deutsche Finanzinstitute aus. Es seien Fälle
bekannt, in denen deutsche Finanzinstitute den Zahlungsverkehr nach
der US-Bekanntgabe neu aktivierter Iran-Sanktionen am 8. Mai 2018
eingeschränkt hätten. Weiter schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/5512) auf eine Kleine Anfrage (19/5129) der FDP-Fraktion,
dass die Institute grundsätzlich zurückhaltend bei Iran-Geschäften
seien und dass dies schon vor dem 8. Mai der Fall gewesen sei. Mit dem
Inkrafttreten der zweiten Stufe der Sanktionen am 5. November 2018
könnten nun auch deutsche Institute grundsätzlich von einem Ausschluss
vom US-Finanzsystem betroffen sein, heißt es weiter.

Außerdem listet die Bundesregierung in der Antwort die Entwicklung des
Export- und Importvolumens zwischen Deutschland und dem Iran seit 2010
quartalsweise auf. Sie äußert sich auch zu Hintergründen und
Bedingungen bestimmter Zahlungsvorgänge, die wirtschaftliche
Beziehungen zwischen Deutschland und dem Iran betreffen.

 * 

2. Beschwerden zu Rufnummernmissbrauch

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Mehr als 137.800 Beschwerden wegen
Rufnummernmissbrauchs hat die Bundesnetzagentur im ersten
Dreivierteljahr 2018 erhalten. Wie aus der Antwort (19/5470) auf eine
Kleine Anfrage (19/5074) der FDP-Fraktion hervorgeht, handelte es sich
dabei am häufigsten um unerlaubte Telefonwerbung, gefolgt von
Telefonbelästigung per automatischem, voreingestelltem Anruf. Auch
wegen Fax-Spam und Lockanrufen, die zu einem Rückruf auf einer teuren
Verbindung verleiten sollen (Ping-Anruf), wandten sich Bürger häufig
an die Bundesnetzagentur.

Insgesamt wurden bis zum 18. Oktober 2018 Geldbußen in Höhe von
435.000 Euro wegen unerlaubter Telefonwerbung festgesetzt. Das
entspricht den Angaben zufolge 19 Bußgeldern. Die Zahl der
eingegangenen Beschwerden lag bei 47.305. Diese Differenz erklärt die
Bundesregierung damit, dass ein Großteil der Beschwerden nicht
belastbar genug gewesen sei, um ein Verfahren einleiten zu können. Bei
manchen Nummern könne schwer ermittelt werden, etwa wenn die Anrufe
aus dem Ausland kämen oder die Nummern gefälscht seien. Außerdem gebe
es oft zahlreiche Beschwerden zu einem Sachverhalt, diese würden dann
gebündelt. Wenn sich Ansätze für strafrechtlich relevante Inhalte
ergäben, werde das Verfahren an die Staatsanwaltschaft weitergegeben.

Hinsichtlich der sonstigen Bereiche des Rufnummernmissbrauchs hat die
Bundesnetzagentur bis zum 30. September 2018 in insgesamt 123
Anordnungen das Abschalten von 489 Rufnummer angeordnet. Dazu seien
Rechnungslegungs- und Inkassierungsverbote zu 4.983 Rufnummern
gekommen, schreibt die Bundesregierung in der Antwort weiter.

 * 

3. Stand bei nationaler Tourismusstrategie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um den Fahrplan für eine nationale
Tourismusstrategie geht es in der Antwort (19/5520) auf eine Kleine
Anfrage (19/5169) der FDP-Fraktion. Darin erklärt die Bundesregierung,
welche Schritte vom Handlungsrahmen bis zum Aktionsplan hin zu
konkreten Maßnahmen geplant sind. Die Federführung liege beim
Bundeswirtschaftsministerium, alle Ressorts seien eingebunden.
Eckpunkte des Handlungsrahmens werde das Bundeskabinett geplant im
ersten Halbjahr 2019 verabschieden, heißt es weiter.

 * 

4. Kupferkabel im Breitbandnetzausbau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wie die Bundesregierung die Erreichbarkeit der im
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD formulierten Ziele für die
Jahre 2018 bis 2021 zum Breitbandausbau bewertet, möchte die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/5378) wissen. Gefragt wird
auch, ob die Bundesregierung "weiterhin den Bau von Kupferkabeln in
ihrem Breitbandnetzausbau" fördert.

 * 

5. FDP fragt nach Drohnenstrategie

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Strategie die Bundesregierung im Zusammenhang
mit Drohnen verfolgt, möchte die FDP-Fraktion gern wissen. In einer
Kleinen Anfrage (19/5385) wird die Regierung unter anderem gefragt, ob
sie eine Überarbeitung der Drohnen-Verordnung plant und im Sinne
welcher Akteure die Drohnen-Verordnung ausgearbeitet wurde. Wissen
will die FDP-Fraktion auch, welche zukünftige Rolle die
Bundesregierung für die Deutsche Flugsicherung (DFS) vorsieht, um die
betriebliche Anwendung von Drohnen zu ermöglichen.

 * 

6. Rechnungshof rügt Haushaltspolitik

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesrechnungshof (BRH) fordert von der
Bundesregierung, sich verstärkt auf die Konsolidierung des Haushaltes
zu konzentrieren. "Auch wenn sich die Haushalts- und Finanzlage des
Bundes derzeit durchaus positiv darstellt, sollte die strukturelle
Entlastung des Bundeshaushaltes angesichts bestehender und
gegebenenfalls neuer Herausforderungen stärker in den Fokus genommen
werden", schreibt der Bundesrechnungshof in seinen diesjährigen
Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes
(19/5500). Der Rechnungshof empfiehlt dazu unter anderem den Abbau von
Steuersubventionen und steuerlichen Sonderregelungen. Dies sei ein
"wesentlicher Handlungsansatz für eine nachhaltige Konsolidierung". Im
Koalitionsvertrag der Großen Koalition würden aber "keine konkreten
Ansätze" für eine konsequente Haushaltskonsolidierung aufgeführt,
heißt es in den Bemerkungen. Statt Subventionen abzubauen, seien unter
anderem mit der steuerlichen Förderung des freifinanzierten
Wohnungsbaus und dem Baukindergeld "neue milliardenschwere
Subventionen" geplant, kritisiert der Rechnungshof.

Der Rechnungshof identifiziert in dem Bericht diverse mittel- und
langfristige Risiken und Herausforderungen für die Finanz- und
Haushaltspolitik des Bundes, die zeigten, dass "finanzwirtschaftlicher
Handlungsbedarf" bestünde. Dazu gehören laut den Bemerkungen 2018
neben möglichen Belastungen des Bundes durch den Austritt
Großbritanniens aus der EU sowie Risiken der europäischen
Staatsschuldenkrisen Auswirkungen der demografischen Entwicklung, die
sich im Bereich Rente und Pflege widerspiegeln. Entsprechend kritisch
betrachtet der Rechnungshof die Rentenpläne ("Doppelte Haltelinie")
der Großen Koalition.

Mit Blick auf die mittelfristige Finanzplanung kritisiert der
Bundesrechnungshof weiterhin, dass "Konsolidierungerfordernisse"
verdeckt würden. Die "Schwarze Null", der Verzicht auf eine
Nettokreditaufnahme, werde nach aktueller Planung nur gehalten, weil
auf die zwischen 2015 und 2017 gebildete und Ende 2017 rund 24
Milliarden Euro umfassende sogenannte Asyl-Rücklage zurückgegriffen
werde. Für eine "nachhaltige Tilgung von Altschulden" bleibe dabei
kein Platz, schreibt der Rechnungshof. Das von der Bundesregierung
selbst ausgegebene Ziel, die Schulden des im Zuge des Wirtschafts- und
Finanzkrise eingerichteten Investitions- und Tilgungsfonds in Höhe von
rund 19 Milliarden Euro in wirtschaftlich guten Zeiten zu tilgen,
werde nicht umgesetzt.

Der Bundesrechnungshof erneuert in den Bemerkungen zudem seine
haushaltspolitische Kritik an der Bildung von Sondervermögen. Dazu
gehören unter anderem der Energie- und Klimafonds, der
Kommunalinvestitionsförderungsfonds und der in diesem Jahr
eingerichtete Digitalfonds. Aus Sicht des Bundesrechnungshofes
untergraben diese "Nebenhaushalte" und eine solche
"Töpfchenwirtschaft" wesentliche Haushaltsgrundsätze wie "die der
Einheit, Jährlichkeit, Fälligkeit und Klarheit". Zudem verfälsche
diese Politik wichtige finanzstatistische Kennzahlen wie die
Investitionsausgabenquote und verkompliziere die Haushaltsrechnung mit
Bezug auf die Schuldenregel.

Grundsätzlich kritisch betrachtet der Bundesrechnungshof zudem die
Entwicklung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen im Zuge der Neuregelung
von 2017 sowie das seit Jahren zunehmende finanziellen Engagement des
Bundes "in mehr oder weniger allen Kernbereichen der Länder und
Gemeinden". Dadurch sei ein "unübersichtliches Kompetenz- und
Finanzierungsgemenge" entstanden, heißt es in den Bemerkungen. Mit
Blick auf die von der Bundesregierung angestrebten
Grundgesetzänderungen (19/3440), um weitere Bundesfinanzhilfen im
Bildungsbereich, dem sozialen Wohnungsbau und der
Gemeindeverkehrsfinanzierung zu ermöglichen, schreibt der
Rechnungshof, dass sich seine Vermutung in den letztjährigen
Bemerkungen leider bestätigt hätten, dass mit der Reform von 2017 "das
Ende der Fahnenstange" noch nicht erreicht sei.

Die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes enthalten zudem auf die
Einzelpläne des Haushalts bezogene Prüfergebnisse. So kritisiert der
Rechnungshof unter anderem, dass die Zollverwaltung Steuerverfahren
verschleppe, die Bundeswehr überflüssige Dienstposten einrichte und
dass Agrarsubventionen vielfach nicht ordnungsgemäß besteuert würden.

 * 
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BUNDESTAG/7722: Heute im Bundestag Nr. 874 - 14.11.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 874

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. November 2018, Redaktionsschluss: 15.41 Uhr

1. Einsatz des Bundespolizei-Präsidenten

2. Ausgeflaggte Kreuzfahrtschiffe

3. Bundesmittel für Fernstraßen in Hessen

4. Förderungen am Flughafen Köln/Bonn

5. Gefahr für Flugzeuge durch Windräder

6. FDP fragt nach Radwegeinfrastruktur



1. Einsatz des Bundespolizei-Präsidenten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "Abschiebung des Ali B. durch Behörden der
Region Kurdistan-Irak nach Deutschland" ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/5514) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen mit dem Titel "Einsatz des Präsidenten des
Bundespolizeipräsidiums am 8. und 9. Juni 2018 im Irak" (19/5173).
Darin schrieb die Fraktion, dass am 9. Juni dieses Jahres "der
Präsident des Bundespolizeipräsidiums den Tatverdächtigen Ali B.
persönlich aus dem Ausland zurückgeholt" habe.

Der Antwort der Bundesregierung zufolge hat "ein Auslandseinsatz
(Paragraf 8 Bundespolizeigesetz) des Präsidenten des
Bundespolizeipräsidiums" nicht stattgefunden. Wie aus der Vorlage
weiter hervorgeht, verfügte er bei der Reise am 8. beziehungsweise 9.
Juni über seinen Dienstpass. Ein Visum sei nicht erforderlich gewesen,
"weil keine Einreise in den Irak bezweckt war", heißt es in der
Antwort ferner.

Wie die Bundesregierung darin zudem ausführt, liegt "die Zuständigkeit
für Ermittlungsverfahren - und damit auch der Fahndungsmaßnahmen -
wegen Mordes" grundsätzlich bei den Strafverfolgungsbehörden der
Länder. Dem Bundeskriminalamt (BKA) obliege dabei aufgrund seiner
Zentralstellenfunktion der erforderliche internationale Dienstverkehr.
Zielfahndungen übernehme das BKA in derartigen Fällen unter den
Voraussetzungen des Paragrafen 4 Absatz 2 BKA-Gesetz selbst. "Für die
Bundespolizei bestehen für Zielfahndungen keine vergleichbaren
Zuständigkeiten", heißt es in der Vorlage weiter.

Danach hat die Landesjustizverwaltung Hessen am 8. Juni 2018 an das
Bundesamt für Justiz (BfJ) eine Anfrage auf Vorprüfung eines möglichen
Auslieferungsersuchens übermittelt. Weder das BfJ noch das BKA waren
laut Antwort "an der Rückkehr des Ali B. am 8./9. Juni 2018
beteiligt". Ein Ersuchen der zuständigen Landesjustizbehörde um
Auslieferung des Verfolgten Ali B. habe dem BfJ nicht vorgelegen. Die
erwähnte Anfrage vom 8. Juni 2018 auf Vorprüfung eines möglichen
Auslieferungsersuchens habe "bis zur Rückkehr des Verfolgten Ali B. am
9. Juni 2018 nicht eingehender bearbeitet werden" können.

 * 

2. Ausgeflaggte Kreuzfahrtschiffe

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Unter deutscher Flagge werden aktuell keine
Kreuzfahrtschiffe betrieben. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5356) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4791) hervor. In der Antwort heißt es, der in der
Anfrage angeführte Schiffstyp "Hochseekreuzfahrtschiff" sei in der
deutschen Flaggenstaatsverwaltung kein festgelegter Begriff. Im
deutschen Seeschiffsregister seien jedoch acht Fahrgastschiffe mit
Kabinen ab einer Bruttoraumzahl von 500 eingetragen und aufgrund von
Paragraf 7 Flaggenrechtsgesetz nach Malta (sieben) und in die Bahamas
(eins) ausgeflaggt.

Mit Blick auf den Schifffahrtsbau schreibt die Regierung, vom Jahr
2013 bis einschließlich des ersten Halbjahres 2018 seien in
Deutschland elf Hochsee-Kreuzfahrtschiffe mit einer
Beförderungskapazität von 41.526 Passagieren abgeliefert worden. Zum
30. Juni 2018 hätten sich insgesamt 18 Kreuzfahrtschiffe im
Auftragsbestand befunden.

Die im Hochseekreuzfahrtschiffbau tätigen deutschen Werften
beschäftigten der Vorlage zufolge aktuell rund 6.000 Mitarbeiter.
Gegenüber 2013 sei dabei ein deutlicher Zuwachs zu verzeichnen. Die
indirekte Beschäftigungswirkung des Kreuzfahrtschiffbaus gehe weit
darüber hinaus, schreibt die Regierung. Maritime Zulieferunternehmen
seien in allen Bundesländern angesiedelt - besonders stark vertreten
seien sie über die nördlichen Bundesländer hinaus in
Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen.

Der Bundesregierung liegen aktuell keine Daten darüber vor, welche
direkten und indirekten Arbeitsplätze konkret dem
Hochseekreuzfahrtschiffbau zuzuordnen sind, heißt es in der Antwort.
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie plane eine Studie zur
"Wertschöpfung und Beschäftigung in der maritimen Wirtschaft", die in
Kürze ausgeschrieben werde.

 * 

3. Bundesmittel für Fernstraßen in Hessen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Im langjährigen Mittel sind nach Angaben der
Bundesregierung die dem Land Hessen zur Verfügung gestellten
Bundesfernstraßenmittel vollständig verausgabt worden. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/5398) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4588) hervor. Der Vorlage zufolge wurden im Jahr 2017
49,1 Millionen Euro für Instandsetzungs- und Erhaltungsmaßnahmen
verwendet und 201,8 Millionen Euro für Erneuerungsmaßnahmen. Die DB
Netz AG habe 2017 511 Millionen Euro in das Schienennetz in Hessen
investiert. Die investiven Ausgaben in die Bundeswasserstraßen in
Hessen hätten 2017 bei 1,7 Millionen Euro gelegen, heißt es in der
Antwort.

 * 

4. Förderungen am Flughafen Köln/Bonn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung ist nicht bekannt, dass Rabatte
und Zuschüsse für Flugverbindungen und Fluggesellschaften am Flughafen
Köln/Bonn behördlich oder gerichtlich beanstandet wurden. Das geht aus
der Antwort der Regierung (19/5373) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5025) hervor. Wie die Regierung
schreibt, müssen beim Preisbildungsprinzip die Vorgaben des Paragrafen
19b des Luftverkehrsgesetzes beachtet werden. "Insbesondere darf keine
Diskriminierung erfolgen", heißt es in der Antwort.

 * 

5. Gefahr für Flugzeuge durch Windräder

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die "Gefährdung landender und startender Flugzeuge
durch Windkraftanlagen" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/5376). Die Bundesregierung wird darin unter anderem
gefragt, ob sie Risiken für Flugzeuge im Start- und Landeanflug durch
von Windkraftanlagen verursachte Anströmverluste oder Strömungsabrisse
sieht. Wissen wollen die Abgeordneten auch, welche Auswirkungen nach
Kenntnis der Bundesregierung Windkraftanlagen in direkter Nähe von
Flughäfen auf den Betrieb von Funknavigations- und Radar-
beziehungsweise Wetterradaranlagen an und in Flughäfen haben.

 * 

6. FDP fragt nach Radwegeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sicherheit, Zustand und Zukunft der
Radwegeinfrastruktur in Deutschland" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/5382). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, bis wann sie mit der
Veröffentlichung der Studie "Finanzbedarf für die Radverkehrsförderung
bis 2030" rechnet. Gefragt wird auch, ob die Bundesregierung nach
Auslaufen des Nationalen Radverkehrsplans 2020 einen weiteren
Nationalen Radverkehrsplan plant und ob vorgesehen ist, die
Fördergelder für den Radverkehr in den kommenden Jahren aufzustocken.

 * 
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EUROPA/1571: Hoffnung auf Zustimmung zum Brexit-Abkommen nicht aufgeben


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. November 2018

LAMBSDORFF: Hoffnung auf Zustimmung zum Brexit-Abkommen nicht
aufgeben



Zur Debatte über das Brexit-Abkommen erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die zwischen der EU und Großbritannien erzielte Einigung ist ein
großer Schritt nach vorne. Die Regelung, dass Großbritannien im
Notfall vorerst in der Zollunion bleibt, um eine harte Grenze
zwischen der Republik Irland und Nordirland zu vermeiden, ist
sinnvoll. Großbritannien und die EU dürfen nicht zulassen, dass der
Brexit Frieden und Stabilität auf der irischen Insel gefährdet.

Allerdings ist völlig offen, ob es Premierministerin May gelingen
wird, im britischen Unterhaus eine Mehrheit für das Abkommen zu
bekommen. Ein mögliches Misstrauensvotum und die Rücktritte des
Brexit-Ministers und der Arbeitsministerin zeigen erneut, wie groß
die Widerstände gegen May in ihrer eigenen Partei sind. Dennoch darf
die Hoffnung nicht aufgegeben werden, dass das Unterhaus
schlussendlich der Einigung zustimmt. Ein ungeordneter Brexit birgt
definitiv höhere Risiken für beide Seiten, besonders die britische."

 * 
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VERKEHR/576: A40-Sperrung für Diesel-Fahrzeuge völlig unverhältnismäßig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 15. November 2018

LUKSIC: A40-Sperrung für Diesel-Fahrzeuge völlig unverhältnismäßig



Zum Urteil des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen zu
Diesel-Fahrverboten erklärt der verkehrspolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Mit Teilen der A40 erstmals eine Autobahn für Diesel-Fahrzeuge zu
sperren, hat eine neue Qualität und ist völlig unverhältnismäßig.
Jetzt treffen die Fahrverbote auch das Ruhrgebiet und damit eine
zusammengewachsene Region, in der Millionen von Menschen tagtäglich
zur Arbeit pendeln. Millionen Diesel-Fahrer sind Opfer der
Planlosigkeit einer Bundesregierung, die immer wieder nur vereinzelte
Scheinlösungen präsentiert. So auch mit ihren heutigen Beschlüssen.

Wir brauchen deutschlandweite, einheitliche Messvorschriften unter
Ausnutzung der EU-Messspielräume, damit wir nicht näher am Auspuff
messen als andere Länder. Eine flächendeckende Überprüfung der
bestehenden Messstationen durch den Bund darf nicht weiter durch grün
regierte Länder blockiert werden. Bis dahin muss die Bundesregierung
durch ein Moratorium auf EU-Ebene die Fahrverbotswelle aufhalten.
Darüber hinaus können nur mit einer gezielten Nachrüstung durch die
FDP-Fondslösung sowie einer Digitalisierung und Modernisierung des
Verkehrs Emissionen nachhaltig gesenkt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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HAMBURG/4552: Vorkaufsrecht - Spekulant_innen vertreiben, nicht Mieter_innen!" (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. November 2018

Vorkaufsrecht: Spekulant_innen vertreiben, nicht Mieter_innen!



Erstmalig hat der Senat sein Vorkaufsrecht beim beabsichtigten Verkauf eines Wohngebäudes in einem Gebiet der Sozialen Erhaltungsverordnung auf St. Pauli genutzt. Dafür feiert ihn die SPD in der heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft. "Endlich zeigt der Senat Zähne und steigt zum Schutze der Mieter_innen in den Kaufvertrag eines Wohngebäudes ein. Das muss das Ziel einer sozialen Wohnungspolitik sein: die Spekulant_innen verdrängen und nicht die Mieter_innen", sagte in der Aktuellen Stunde Heike Sudmann, wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE.

Erstaunlich sei aber, dass der SPD-geführte Senat von 2011 bis 2017 das jetzt gefeierte Vorkaufsrecht kein einziges Mal genutzt habe, so Sudmann: 235 Mal hat der Senat nach Prüfung auf das Vorkaufsrecht verzichtet, drei Mal eine Abwendungsvereinbarung abgeschlossen (vgl. Schriftliche Kleine Anfrage, Drs. 21/11723). Erst im Sommer 2018 sei ein Handlungsleitfaden zum Vorkaufsrecht für die Behörden fertiggestellt worden (vgl. Drs. 21/11139).

"Dass der Senat so lange gebraucht hat, um sich selbst handlungsfähig zu machen, ist ungeheuerlich. Wie viele Mieter_innen hätten seit 2011 geschützt werden können?", fragte Sudmann. "Es glaubt doch kein Mensch, dass es in den letzten Jahren keine Spekulant_innen und Miethaie gab, denen durch das Vorkaufsrecht das Bombengeschäft hätte versaut werden können."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. November 2018
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HAMBURG/4551: Verkehrssicherheit - Schlimm sind immer nur die anderen ... (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 14. November 2018

Verkehrssicherheit - Schlimm sind immer nur die anderen ...



Ein besseres Verkehrsklima beantragen die Grünen heute in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wohl wahr, um die Verkehrssicherheit ist es in Hamburg nicht gut bestellt: Zu schnelles Fahren, Ignorieren von Rotlicht und Parken auf Radfahrstreifen sind für viele höchstens Kavaliersdelikte. Deshalb ist es richtig, hiergegen vorzugehen", sagte in der Debatte Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Doch es fehle eine klare Analyse der Ursachen für das rücksichtslose Verhalten. Das Tempolimit von 50 oder 60 Stundenkilometern auf Hauptverkehrsstraßen würde von vielen nur als Anregung angesehen, eine Überschreitung von 10 Stundenkilometern sei normal, so Sudmann. "Es reicht nicht, mit dem Finger auf die Raser_innen zu zeigen. Es sind nicht nur die anderen schlimm in ihrem Verkehrsverhalten. Wer 60 fährt, wo nur 50 erlaubt ist, wer schnell noch Gas gibt, wenn die Ampel auf Rot umspringt, ist ein Teil der Aggressivität und des schlechten Verkehrsklimas. Dagegen hilft nur eine Entschleunigung: Mit Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit gibt es mehr Verkehrssicherheit und ein besseres Verkehrsklima."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3221: Linke Landesschelte in Sachen Usedom greift zu kurz (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. November 2018

Linke Landesschelte in Sachen Usedom greift zu kurz



Im Anschluss an die Anhörung im Energieausschuss zur Verkehrssituation auf Usedom erklärt der Obmann der SPD-Fraktion Philipp da Cunha:

"Natürlich hat Usedom ein Verkehrsproblem, allerdings kein ganzjähriges. Daran trägt das Land im Übrigen nur bedingt Schuld. Fehlende Absprachen bei der Planung der Bettenzahlen in den einzelnen Gemeinden der Insel sind zuerst ein lokales Problem. Da bedarf es einer Steuerung vor Ort. Bei der Umsetzung der bestehenden Verkehrskonzepte hat das Land seine Hausaufgaben gemacht, während die kommunale Ebene noch Defizite hat. Auch die Planung des Nahverkehrs oder ein kostenfreies ÖPNV-Ticket auf Basis der Kurtaxe sind Dinge, die man zuerst vor Ort angehen muss. Man kann bei Problemen nicht immer nur mit dem Finger nach Schwerin zeigen, sondern muss auch selbst Verantwortung annehmen.

Da ist auch der Landkreis gefragt, der übrigens bis vor kurzem noch eine LINKE Verwaltungschefin hatte. Die heute geäußerten Anschuldigungen der LINKEN hinsichtlich Unterlassens und Hinauszögerns erscheinen mir daher wenig überlegt.

Im Übrigen ist das Land bereits gemeinsam mit dem Bund dabei, für die B111 Lösungen zu erarbeiten. Die Ortsumgehung Wolgast nimmt Gestalt an. An der südlichen Zufahrt werden die Bedingungen sukzessive verbessert. Die Ortsumgehung Zirchow rückt in greifbare Nähe. Beim Fahrplan für die UBB ist man im Gespräch. Das Land ist also ganz sicher nicht untätig.

Am Grundproblem aber, dass rund 45% der über sechs Millionen Übernachtungen jährlich in den drei Kaiserbädern stattfinden, sich folglich Menschen in Großstadtdichte auf engstem Raum befinden, kann das beste Verkehrskonzept nichts ändern. Ich persönlich könnte mir gut vorstellen, über einen großen Wurf wie eine autofreie Insel mit einem dann entsprechend gut ausgebauten ÖPNV, mit kostenlosem Car-Sharing und mit mehr Fahrrädern zu sprechen. Anders wird die Topographie der Insel, die breitere Straßen und Ortsumgehungen oft gar nicht zulässt, schwer in den Griff zu bekommen sein."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3220: Richter senden wichtiges Signal für Diesel-Gate-Opfer (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. November 2018

Richter senden wichtiges Signal für Diesel-Gate-Opfer



Das Landgericht Neubrandenburg hat zwei Autobesitzern mit ihrer Klage auf Schadenersatz oder Rückabwicklung gegenüber dem VW-Konzern Recht gegeben.

Dazu erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Wir begrüßen das Urteil des Landgerichtes Neubrandenburg ausdrücklich. Das Gericht stärkt damit das Vertrauen in den funktionierenden Rechtsstaat. Offenbar sind nur Gerichte in der Lage, den Verbrauchern zu geben, wozu der Bundesverkehrsminister Scheuer und die Autokonzerne nicht bereit sind. Die Konzerne stellen sich damit bezogen auf ihre Kundenorientierung ein Armutszeugnis aus. Ihre Verweigerungshaltung ist angesichts von Quartalsgewinnen in Höhe von mehreren Milliarden Euro ein Skandal. Sie sollten endlich freiwillig tun, was Anstand, Sitte und Gesetze gebieten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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BILDUNG/1495: Künstliche Intelligenz weitergedacht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 15. November 2018

Arbeitsgruppen: Bildung und Forschung, Wirtschaft und Energie, Arbeit und Soziales

Künstliche Intelligenz weitergedacht



Manja Schüle, stellvertretende bildungspolitische Sprecherin;

Bernd Westphal, wirtschafts- und energiepolitischer Sprecher;

Kerstin Tack, arbeits- und sozialpolitische Sprecherin:

Heute beschließt das Bundeskabinett die Strategie der Bundesregierung zu "Künstlicher Intelligenz" (KI). Die SPD-Bundestagsfraktion wird sich bei der Umsetzung nicht allein auf die Wirtschaftsförderung konzentrieren, sondern den gemeinwohlorientierten Anspruch von Künstlicher Intelligenz hervorheben.

"Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt das Ziel, Deutschland zu einem führenden KI-Standort zu machen und dafür bis 2025 insgesamt drei Milliarden Euro an Fördergeldern zur Verfügung zu stellen. KI ist eine ganz entscheidende Technologie für die künftige Wettbewerbsfähigkeit unseres Standorts.

Für eine hohe Akzeptanz in der Gesellschaft muss KI ethischen Leitlinien folgen. Deshalb stehen nicht nur wirtschaftspolitische Maßnahmen im Vordergrund, sondern eine neue Weiterbildungsstrategie, Gestaltung und Humanisierung der Arbeitswelt, Nutzung der Chancen von KI für mehr soziale Teilhabe und Inklusion, ein Zukunftsfonds Digitale Gesellschaft, Leuchtturmanwendungen zum Nutzen von Umwelt und Klima sowie Leitlinien für eine datenschutzkonforme Anwendung von KI-Systemen. Die Weiterentwicklung der KI-Kompetenzzentren, die Etablierung eines nationalen Forschungskonsortiums und die Schaffung eines Professorinnen-Programms sind außerdem die richtige forschungspolitische Antwort.

Den neuen Herausforderungen in der Datenpolitik werden wir mit offenen und demokratisch kontrollierten Verfahren begegnen. Transparent gewonnene und allen zur Verfügung gestellte Daten sind die Basis von KI-Technologien. Deswegen ist es richtig, sich jetzt für eine Anpassung des urheberrechtlichen Rechtsrahmens einzusetzen.

Bei der sozialen Ausgestaltung der Strategie gilt es, auf einen breiten gesellschaftlichen Dialog zu achten. Wir sind froh, dass in Ostdeutschland neue KI-Zukunftszentren entstehen, die die dort vorhandene Innovationskraft bündeln und den Strukturwandel mitgestalten. Für uns ist klar: Es darf nicht allein um die Steigerung von Produktivität gehen. Das Wohlergehen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie die Humanisierung der Arbeit müssen ebenfalls im Fokus stehen. Technischer Fortschritt ist immer dann erfolgreich, wenn er mit sozialem Fortschritt einhergeht."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FORSCHUNG/1167: Eberimpfung - tierfreundliche Alternative zur Ferkelkastration ohne Betäubung (Uni Hohenheim)


Universität Hohenheim - Pressemitteilung vom 15. November 2018

Statt chirurgischer Ferkelkastration:

Impfung gegen Ebergeruch ist tierfreundlichste Alternative

Die Universität Hohenheim untersucht Alternativen zur bisher üblichen,
schmerzhaften Ferkelkastration ohne Betäubung: Ein Plädoyer für die
Immunokastration.



Zwei kleine Pikse statt zweier schmerzhafter Schnitte - die tierfreundliche
Alternative zur chirurgischen Ferkelkastration ohne Betäubung gibt es
längst. Bei der sogenannten Immunokastration impfen Landwirte die
männlichen Ferkel in zwei Schritten, so dass diese zum Schlachtzeitpunkt
mit Tieren vor der Pubertät vergleichbar sind. Doch obwohl es zugelassen
ist und die Tiere schont, tut sich der Markt mit dem Verfahren noch schwer.
Wissenschaftler der Universität Hohenheim in Stuttgart koordinieren seit
gut einem Jahr ein europaweites Forschungsprojekt, das die Immunokastration
vorantreiben soll - damit sie wettbewerbsfähiger, umweltfreundlicher und
noch mehr auf das Tierwohl ausgerichtet wird. Das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) fördert das Projekt über die
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) mit insgesamt fast 1,3
Millionen Euro. An der Universität Hohenheim sind es gut 283.000 Euro
Fördergelder, die das Projekt zu einem Schwergewicht der Forschung machen.

Es ist zurzeit eine der größten Herausforderungen für die
Schweineproduktion in Europa: Die bisherige Praxis, Ferkel ohne jede
Betäubung zu kastrieren, ist mit den heutigen Tierschutz-Standards nicht
vereinbar. Eigentlich sollte sie daher zum Jahresende verboten werden - der
Bundestag berät noch darüber, ob der Termin verschoben wird.

Das Problem: Die Beteiligten sind sich nicht darüber einig, welche
alternative Methode die geeignetste ist. "Tatsache ist, dass das
Problembewusstsein allgemein in Europa gestiegen ist", erklärt Prof. Dr.
Volker Stefanski, Schweine-Experte an der Universität Hohenheim. "Und aus
Sicht des Tierwohls gibt es eine Methode, die den Ansprüchen am besten
gerecht wird: die Immunokastration, bei der die Tiere gegen den Ebergeruch
geimpft werden." Sie stünde sofort zur Verfügung, sei seit 15 Jahren
zugelassen und etwa in Belgien schon weit verbreitet."

Dennoch wird die Immunokastration in Deutschland noch kaum praktiziert. Um
das zu ändern, untersucht er gemeinsam mit seinen Hohenheimer Kollegen apl.
Prof. Dr. Ulrike Weiler, Prof. Dr. Korinna Huber, Prof. Dr. Ludwig Hölzle,
den Doktoranden Linda Wiesner und Kevin Kress sowie sieben 
Partner-Institutionen aus ganz Europa, wie sich die Methode optimieren lässt. Titel
des Forschungsprojektes: SuSI - ein Kürzel für "Sustainability in Pork
Production with Immunocastration".

Nicht tierschutzgerecht: Ebermast, Kastration unter Vollnarkose und
unter lokaler Betäubung

Alle anderen Alternativen stellen aus Tierschutz-Sicht keinen wirklichen
Gewinn dar, bestätigt Prof. Dr. Weiler. "Bei der Mast unkastrierter Eber
stellt der unangenehme Ebergeruch, den das Fleisch mancher Eber aufweist,
nur eines der Probleme dar", erklärt die Expertin. "Ohne Kastration zeigen
die Tiere ein wesentlich aggressiveres Verhalten. Vor allem das Penisbeißen
ist weit verbreitet: Etwa jedes zehnte Tier trägt hochgradige Verletzungen
davon, oft schmerzhafter als eine chirurgische Kastration."

Bei einer Kastration unter Vollnarkose dagegen sind nicht nur die hohen
Kosten ein Problem: "Bei einer Gasnarkose hat rund ein Fünftel der Tiere
keine ordentliche Betäubung", erläutert Prof. Dr. Weiler. "Außerdem haben
die Ferkel nur wenig Energiereserven und müssen alle halbe Stunde trinken.
Sie verpassen also Mahlzeiten und werden dadurch geschwächt. Darüber hinaus
steigt die Gefahr, dass sie von der Mutter erdrückt werden."

Auch die oft propagierte lokale Betäubung durch den Landwirt selbst sieht
sie kritisch: "Die Anästhesie selbst ist schon schmerzhaft und sogar für
Tierärzte nicht ganz einfach durchzuführen. Die Methode ist also nicht nur
unzuverlässig, sie kann den Tieren sogar mehr Stress verursachen als die
bisherige Praxis."

Immunokastration: Unsicherheit und mangelnde Marktakzeptanz

Nach Ansicht der Forscher ist daher die Immunokastration die Methode der
Wahl. Dabei erhält der Eber zwei Impfungen, die das Immunsystem zur Bildung
von Antikörpern gegen körpereigene Hormone anregen. Nach der zweiten
Impfung wird die Hormonproduktion eingestellt, der Pubertätseintritt
verzögert sich. Die Kosten betragen rund 2,50 Euro pro Injektion, und der
Landwirt darf sie selbst durchführen. "Eigentlich dient die Methode dem
Verbraucherschutz und dem Tierschutz gleichermaßen", meint Prof. Dr.
Stefanski.

Dass sie dennoch in Deutschland bisher kaum praktiziert wird, sieht er vor
allem in der mangelhaften Marktakzeptanz, denn Einzelhandel und
Schlachtbetriebe lehnen die Produkte bisher meist ab. "Das Verfahren
bedeutet außerdem eine Veränderung in der Produktionskette", erläutert
Prof. Dr. Stefanski. "Jetzt führt der Ferkelproduzent die Kastration durch,
doch die Immunokastration findet später statt. Der Arbeitsschritt und die
Kosten werden daher auf den Mäster übertragen - und diese Veränderung
bringt Unsicherheit mit sich."

Im Forschungsprojekt SuSI wollen die Forscher nun alle drei Säulen der
Nachhaltigkeit - Wirtschaft, Umwelt und soziale Aspekte - bei der
Immunkastration weiter optimieren: Sie soll wettbewerbsfähiger und
umweltfreundlicher werden sowie das Tierwohl und damit die Wünsche der
Verbraucher bestmöglich berücksichtigen.

Immunokastration sollte Standard-Methode sein

"Bereits jetzt können wir sagen, dass die Immunokastration in vielerlei
Hinsicht besser abschneidet als die anderen Methoden", berichtet Prof. Dr.
Stefanski. "Die Umweltbilanz ist jetzt schon besser und bezüglich
Magengeschwüre sind die Tiere unauffällig, was auf wenig Stress schließen
lässt."

Die Immunkastrate, so der Experte, zeigen insgesamt ein wesentlich weniger
aggressives Verhalten. "Sie reiten außerdem kaum auf Buchtengenossen auf
und schachten kaum aus. Verletzungen durch Penisbeißen sind daher selten."

Kurzum: Nach dem bisherigen Kenntnisstand ist die Immunokastration
zuverlässig und bewirkt eine positive Verhaltensänderung. "Das Verfahren
sollte daher künftig Standard sein."

Forschungsprojekt untersucht ökologische, ökonomische und soziale
Aspekte 

An der Universität Hohenheim steht vor allem der Aspekt des Tierwohls im
Vordergrund. An der Versuchsstation Unterer Lindenhof haben die
Wissenschaftler insgesamt rund 140 Schweine im Versuch - unkastrierte Eber,
Immunokastrate und klassisch kastrierte Tiere.

Jeweils ein Teil der Tiere lebt unter Bedingungen, die der ökologischen
Haltung entsprechen, ein anderer Teil wird unter konventionellen, aber
stabilen Bedingungen gehalten. Der dritte Teil schließlich wird so
gehalten, wie es in der Praxis auch oft gehandhabt wird: Konventionelle
Haltung, jedoch mit Umstallung nach der Immunisierung - wobei die geänderte
Gruppenzusammensetzung für die Tiere einen Stressfaktor darstellt.

Wie sich das auf die Tiere auswirkt, ermittelt das Forscherteam anhand
verschiedener Faktoren. Sie beobachten, wie sich jeweils das Aggressions-
und Sexualverhalten verändert. Sie entnehmen Blutproben um zu überprüfen,
ob Antikörper nach der Immunisierung vorhanden sind, die die männlichen
Geschlechtshormone unterdrücken, und ermitteln, ob das individuelle
Verhalten mit dem Hormonspiegel korreliert.

Nach der Schlachtung der Tiere untersuchen die Hohenheimer
Veterinärmediziner Prof. Dr. Ludwig Hölzle und Prof. Dr. Korinna Huber die
Darmgesundheit und die Zusammensetzung der Mikroorganismen im Darm der
Tiere. Sie prüfen auf Magengeschwüre und verschicken Proben an 
Partner-Institutionen: Das Fleisch untersuchen die slowenischen Partner sensorisch,
Kotproben gehen zum belgischen Partner für die Umweltbilanz.

Bis zum Ende des Projektes im August 2020 wollen die Projektpartner
gemeinsam Erkenntnisse zur Ernährung der Immunokastrate gewinnen, sie
wollen eine noch bessere Umweltbilanz erzielen mit weniger
Stickstoffausscheidung und einer besseren Treibhausgasbilanz. Ihr Ziel ist
die Wirtschaftlichkeit des Verfahrens zu verbessern, die
Verbraucherakzeptanz zu untersuchen und eine hohe Produktqualität zu
gewährleisten.


HINTERGRUND zu den eingesetzten Versuchstieren


Im SuSI-Projekt werden Masthybriden (Pietrain / Deutsche Landrasse)
eingesetzt. Die Tiere sind eine Eigenanzucht des Unteren Lindenhofs, der
Versuchsstation der Universität Hohenheim. Im Alter von rund sechs Monaten
werden die Tiere, wie ihre Artgenossen aus normalen Mastbetrieben, zur
Schlachtung gebracht. Sie findet am Bildungs- und Wissenszentrum Boxberg
(Landesanstalt für Schweinezucht LSZ) statt.

Schweine waren laut der Versuchstiermeldung von 2017 mit 237 Tieren das
dritthäufigste Versuchstier an der Universität Hohenheim nach Hühnern
(4.705 Tiere) und Hausmäusen (603 Tiere).


HINTERGRUND: Projekt Nachhaltige Schweinefleischproduktion mit
Immunokastraten (SuSI)

Das Forschungsvorhaben SuSI startete am 1.9.2017 und wird bis 31.8.2020
laufen. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
fördert es über die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) an
der Universität Hohenheim mit 283.179 Euro, die gesamte Fördersumme beträgt
1.293.000 Euro.

Die Universität Hohenheim koordiniert das Projekt. Kooperationspartner
sind:


	Institute for Agricultural and Fisheries Research (Belgien),

	French National Institute for Agricultural Research (Frankreich),

	Kmetijski institut SLovenije = Agricultural Institute of Slovenia (Slowenien),

	University of Ljubljana-Veterinary Faculty (Slowenien),

	SEGES Pig Research Centre (Dänemark),

	Warsaw University of Life Sciences (Polen),

	Wageningen University (Niederlande).



Website: https://susi.uni-hohenheim.de/



HINTERGRUND: Schwergewichte der Forschung

33,1 Millionen Euro an Drittmitteln akquirierten Wissenschaftler der
Universität Hohenheim 2017 für Forschung und Lehre. In loser Folge
präsentiert die Reihe "Schwergewichte der Forschung" herausragende
Forschungsprojekte mit einem finanziellen Volumen von mindestens 250.000
Euro für apparative Forschung bzw. 125.000 Euro für nicht-apparative
Forschung.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/630: Klöckner - "Ich unterstütze die EU-Kandidatur für den Vorsitz der FAO." (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 179 vom 15.11.18

Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: 

"Ich unterstütze die EU-Kandidatur für den Vorsitz der FAO."

Ministerin trifft sich mit EU-Kandidatin Catherine Geslaine-Lanéelle zu
Gespräch in Berlin



Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen
(FAO) wählt im Juni 2019 einen neuen Generaldirektor.

Dazu Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "Mit Catherine
Geslain-Lanéelle hat Frankreich eine überaus renommierte Persönlichkeit
benannt, deren Kandidatur für den Posten der Generaldirektorin der FAO ich
unterstütze. Es ist richtig gewesen, dass sich die EU auf einen gemeinsamen
Kandidaten verständigen konnte und es im Vorfeld nicht mehrere aus Europa
gab. Im heutigen Gespräch mit Catherine Geslain-Lanéelle in meinem
Ministerium habe ich ihr meine Unterstützung und die Deutschlands
zugesichert. Ich erwarte aber, dass sich die FAO künftig anders aufstellt.
Denn als viertgrößter Geber möchten wir unsere gestaltende Rolle auch
deutlich aktiv wahrnehmen. Der Koalitionsvertrag gibt uns ein starkes
Mandat, unsere strategische Zusammenarbeit mit der FAO zu vertiefen. Dies
werden wir aber vom Kurs einer neuen politischen Leitung abhängig machen.
Mein erklärtes Ziel ist es, perspektivisch die Zusammenarbeit mit der FAO
auszubauen."

Hintergrund:

Die FAO ist für Deutschland die zentrale multilaterale Wissensorganisation
im Bereich Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung. Sie ist seit
Jahrzehnten der maßgebliche "Think Tank". Auf der Grundlage ihrer Expertise
unterstützt die FAO ihre Mitgliedstaaten als Wissensorganisation, indem sie
Leitlinien, Standards und Normen setzt, durch Politikberatung und
technische Zusammenarbeit, sowie bei der Umsetzung der Agenda 2030. Die FAO
ist für Deutschland daher ein wichtiger strategischer Partner.

Deutschland unterstützt die Umsetzung des Globalen Nachhaltigkeitsziels
durch die FAO, den Hunger in der Welt zu beenden, die Ernährungssicherheit
und eine bessere Ernährung zu erreichen und eine nachhaltige Landwirtschaft
zu fördern. Dabei steht die Verwirklichung des Menschenrechts auf Nahrung
als verbindliches Leitmotiv im Zentrum der Aktivitäten.

 * 
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REDE/987: Merkel vor dem Europäischen Parlament am 13. November 2018 in Straßburg (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Rede von Bundeskanzlerin Merkel vor dem Europäischen Parlament am 13.
November 2018 in Straßburg



Sehr geehrter Herr Präsident des Europäischen Parlaments, lieber Antonio
Tajani,

sehr geehrter Herr Präsident der Europäischen Kommission, lieber 
Jean-Claude Juncker,

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

liebe Kommissare,

meine Damen und Herren,

vor fast 50 Jahren nannte der ehemalige deutsche Kommissionspräsident
Walter Hallstein die europäische Einigung eine "beispiellose Kühnheit". Das
war 1969, zehn Jahre vor der ersten Direktwahl zum Europäischen Parlament.
Damals steckte die Europäische Gemeinschaft noch in den Kinderschuhen.
Viele unserer größten Errungenschaften - Schengen, der Binnenmarkt, eine
gemeinsame Währung - waren noch visionäre Projekte. Aber der Grundstein war
gelegt. Und mit ihm bestand nach Jahrhunderten der Kriege und Diktaturen
für die Bürgerinnen und Bürger Europas erstmals die Aussicht auf eine
dauerhafte, friedliche und stabile Zukunft.

Heute stehe ich mit Freude und auch mit Dankbarkeit vor dem größten
demokratischen Parlament der Welt. Sie, die 751 Abgeordneten aus 28
Staaten, vertreten gemeinsam über 500 Millionen Menschen. Das sind nahezu
sieben Prozent der Bevölkerung der Welt. Wir spüren in Ihrem Haus den
Herzschlag der europäischen Demokratie. Das zeigen die Debatten, die in 24
Sprachen geführt werden. Und das zeigt auch etwas, das Europa ausmacht,
nämlich Vielfalt. Es ist eine der großen Stärken von uns Europäern, dass
wir uns immer wieder, bei aller Vielfalt, vom Willen zur Einigung, vom
Willen zum Kompromiss haben leiten lassen und dass wir trotz
unterschiedlicher Herkunft und trotz unterschiedlicher Haltungen bislang
immer zu einem Ergebnis zum Wohl der Gemeinschaft gekommen sind.

Es ist über elf Jahre her, dass ich zum ersten Mal vor diesem Haus geredet
habe. Deutschland hatte seinerzeit, 2007, die EU-Ratspräsidentschaft
übernommen. Ich habe damals von der Vielfalt gesprochen, die uns eint und
nicht teilt, und von der Freiheit, die immer wieder neu verteidigt werden
muss und die Europa wie der Mensch die Luft zum Atmen braucht. Ich habe
damals von einem grundlegenden Wert gesprochen, der Europa auszeichnet -
von einem Wert, der Freiheit und Vielfalt in Europa miteinander verbindet.
Ich habe von der Toleranz gesprochen. Ich habe davon gesprochen, dass die
Toleranz die Seele Europas und damit ein unverzichtbarer Grundwert der
europäischen Idee ist.

In den vergangenen elf Jahren haben wir jedoch auch erlebt, wie sehr sich
die Welt verändert hat und wie damit einhergehend die Seele Europas, wenn
man so will, strapaziert wurde. Die globalen politischen, wirtschaftlichen
und technologischen Herausforderungen entwickelten sich immer schneller und
immer tiefgreifender. Wir haben eine große Staatsschuldenkrise durchlebt.
Der internationale Terrorismus hat vor der Europäischen Union nicht
haltgemacht. Kriege und bewaffnete Konflikte finden nur wenige Flugstunden
entfernt vor unserer Haustür statt. Weltweite Flucht- und
Migrationsbewegungen betreffen auch uns Europäer ganz konkret. Der digitale
Fortschritt verändert unsere Lebensweise in atemberaubendem Tempo. Wir
spüren die Folgen des Klimawandels. Alte Verbündete stellen bewährte
Allianzen infrage. Mit Großbritannien wird erstmals ein Land die
Europäische Union wieder verlassen. Wie tief dieser Einschnitt sein wird,
fühlen wir in diesen Tagen intensiver Verhandlungen so sehr wie noch nie. -
Ich möchte Michel Barnier ganz herzlich für seine Arbeit danken.

Liebe Mitglieder dieses Hohen Hauses, warum sage ich das? Wir alle spüren:
Es ist schwieriger geworden, Entwicklungen vorauszusagen. Aber wir spüren
noch etwas anderes. Es ist immer weniger erfolgversprechend, Interessen auf
der globalen Bühne alleine durchzusetzen. Das bedeutet umgekehrt, dass es
immer wichtiger wird, dass wir Europäer zusammenstehen. Dafür benötigen wir
innerhalb der Europäischen Union mehr denn je die Achtung des anderen und
seiner Interessen. Wir brauchen mehr denn je das Verständnis, dass Toleranz
die Seele Europas ist, dass sie ein ganz wesentlicher Bestandteil dessen
ist, was uns Europäer ausmacht, und dass wir nur mit ihr die Bereitschaft
entwickeln können, die Interessen und Bedürfnisse des anderen auch als die
eigenen Bedürfnisse zu verstehen. Das führt uns zum Kern der europäischen
Solidarität, ohne die erfolgreiches Handeln nicht denkbar ist. Diese
Solidarität gründet auf der Toleranz. Sie macht unsere Stärke, die es
nirgendwo sonst gibt, als Europäer aus, und zwar aus drei Gründen.

Erstens: Solidarität ist ein universeller Wert. Sich füreinander
einzusetzen, ist eine Grundvoraussetzung für jede funktionierende
Gemeinschaft. Das gilt für die Familie, das gilt für die Dorfgemeinschaft,
für den Sportverein und gleichermaßen für eine Gemeinschaft wie die
Europäische Union. Solidarität ist ein fester Bestandteil der europäischen
Verträge. Sie ist ein zentraler Teil unseres Wertekanons. Solidarität ist
ein Teil der europäischen DNA. Wir unterstützen Länder und Regionen in
ihrer wirtschaftlichen Entwicklung oder beim Kampf gegen
Jugendarbeitslosigkeit. Wir helfen einander bei Naturkatastrophen. Wir
stehen uns im Fall von Terroranschlägen oder Reaktorunfällen gegenseitig
bei. Wir haben in der europäischen Staatsschuldenkrise sogenannte
Rettungsschirme aufgespannt, um betroffenen Ländern zu helfen, ihre
wirtschaftlichen und finanziellen Probleme lösen zu können.

Schon diese wenigen Beispiele zeigen, dass die einzelnen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union und mit ihnen die Bürgerinnen und Bürger der
Europäischen Union in schwierigen Zeiten und Notlagen eben nicht alleine
dastehen. Diese wenigen Beispiele zeigen umgekehrt aber auch, dass
individuelle nationale Entscheidungen immer auch Auswirkungen auf die ganze
Gemeinschaft haben.

Deshalb gilt zweitens: Solidarität geht immer auch mit Verantwortung für
die Gemeinschaft aller einher. Konkret heißt das: Wer rechtsstaatliche
Prinzipien in seinem Land aushöhlt, wer die Rechte der Opposition und der
Zivilgesellschaft beschneidet, wer die Pressefreiheit einschränkt, der
gefährdet nicht nur die Rechtsstaatlichkeit in seinem eigenen Land, sondern
der gefährdet die Rechtsstaatlichkeit von uns allen in ganz Europa. Denn
Europa kann als Rechtsgemeinschaft natürlich nur dann funktionieren, wenn
das Recht überall gleichermaßen gilt und geachtet wird.

Wer darauf setzt, Probleme allein durch neue Schulden zu lösen, und
eingegangene Verpflichtungen missachtet, der stellt die Grundlagen für die
Stärke und die Stabilität des Euroraums infrage. Denn unsere gemeinsame
Währung kann nur funktionieren, wenn jedes einzelne Mitglied seine
Verantwortung für tragfähige Finanzen zu Hause erfüllt. Wer die
Geschlossenheit Europas gegenüber Dritten infrage stellt - zum Beispiel bei
vereinbarten Sanktionen oder in Fragen der Menschenrechtspolitik -, der
untergräbt die Glaubwürdigkeit der gesamten europäischen Außenpolitik. Denn
Europa kann seiner Stimme in der Welt nur dann Gehör verschaffen, wenn es
geeint auftritt. Das heißt, dass Solidarität immer auch bedeutet, nationale
Egoismen zu überwinden.

Dabei weiß ich sehr wohl, dass sich auch Deutschland nicht immer tadellos
verhalten hat bzw. sich in den Augen mancher nicht immer tadellos verhält.
Zum Beispiel haben wir in den Jahren vor 2015 viel zu lange gebraucht, um
auch in Deutschland die Flüchtlingsfrage als eine Frage für alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union anzunehmen und zu verstehen, dass
sie eben eine gesamteuropäische Aufgabe ist.

Daraus folgt drittens: Die Solidarität zum Nutzen aller bedeutet im
Ergebnis auch, im wohlverstandenen eigenen Interesse zu handeln. Respekt
und Unterstützung für andere und die Vertretung eigener Interessen sind
kein Widerspruch - ganz im Gegenteil. Ein Beispiel hierfür ist unsere
Zusammenarbeit mit afrikanischen Herkunftsländern beim Thema Flucht und
Migration. - Der Präsident hat gerade darauf hingewiesen. - Diese
Zusammenarbeit hilft Europa, weil sie Flucht und Migration nach Europa
ordnet, steuert und reduziert. Sie dient gleichermaßen den Menschen vor
Ort, indem dort ihre Lebenssituation verbessert wird und wir sie davor
bewahren können, eine oft lebensgefährliche Reise nach Europa anzutreten.

Ein weiteres Beispiel ist das europäische Engagement im weltweiten
Klimaschutz, das ökologisch wie ökonomisch und sozial zwingend notwendig
ist für den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und damit für uns. Es
nutzt Europa, wenn Industrie- und Schwellenländer insgesamt weniger
Treibhausgase produzieren und unsere Wirtschaftssysteme insgesamt grüner
werden.

Es nutzt darüber hinaus auch allen Europäern, wenn sich auch die Eurozone
frei von Verwerfungen entwickelt und ein Hort von Stärke und Stabilität
wird. Es nutzt allen Europäern, wenn sich jeder am europäischen
Katastrophenschutz beteiligt. Es nutzt allen Europäern, wenn wir jenen
helfen, die von Flucht und Migration besonders betroffen sind. Die Toleranz
gebietet zu respektieren, dass die Frage der Aufnahme von Flüchtlingen in
verschiedenen Mitgliedstaaten aufgrund ihrer eigenen Geschichte oder
aufgrund ihrer demografischen Entwicklung unterschiedliche Reaktionen
auslöst. Die Solidarität gebietet, dass wir zugleich alles daransetzen,
einen gemeinsamen Weg zu finden, auf dem wir diese wie auch alle weiteren
Herausforderungen als Gemeinschaft meistern.

Das also macht Europa aus: Solidarität als universeller Grundwert,
Solidarität als Verantwortung für die Gemeinschaft und Solidarität als
wohlverstandenes Eigeninteresse.

Meine Damen und Herren, Einheit und Geschlossenheit sind für Europas Erfolg
unverzichtbar. Ich möchte deshalb drei Bereiche hervorheben, auf die es aus
meiner Sicht besonders ankommen wird.

Erstens: die Außen- und Sicherheitspolitik. Wir merken doch schon jetzt,
dass wir als Europäer unsere Interessen überall dort viel besser
verteidigen können, wo wir gemeinsam auftreten. Nur geschlossen ist Europa
stark genug, um auf der globalen Bühne gehört zu werden und seine Werte und
Interessen verteidigen zu können. Die Zeiten, in denen wir uns vorbehaltlos
auf andere verlassen konnten, sind eben vorbei. Das heißt nichts anderes,
als dass wir Europäer unser Schicksal stärker in unsere eigene Hand nehmen
müssen, wenn wir als Gemeinschaft überleben wollen. Das bedeutet, dass
Europa langfristig außenpolitisch handlungsfähiger werden muss. Deshalb
müssen wir bereit sein, unsere Entscheidungswege zu überdenken und
verstärkt dort auf Einstimmigkeit zu verzichten, wo die Verträge dies
möglich machen und wo immer es möglich ist.

Ich habe vorgeschlagen, dass wir einen europäischen Sicherheitsrat mit
wechselnden, rotierenden Besetzungen der Mitgliedstaaten einrichten, in dem
wichtige Beschlüsse schneller vorbereitet werden können. Wir müssen eine
europäische Eingreiftruppe schaffen, mit der Europa auch am Ort des
Geschehens handeln kann. Wir haben große Fortschritte bei der Ständigen
Strukturierten Zusammenarbeit im militärischen Bereich erreicht. Das ist
gut und wird ja auch hier weitestgehend unterstützt.

Aber wir sollten - das sage ich aufgrund der Entwicklung der letzten Jahre
sehr bewusst - an der Vision arbeiten, eines Tages auch eine echte
europäische Armee zu schaffen. Ja, so ist es. Jean-Claude Juncker hat schon
vor vier Jahren gesagt: "Eine gemeinsame europäische Armee würde der Welt
zeigen, dass es zwischen den europäischen Ländern nie wieder Krieg geben
wird." Das ist ja keine Armee gegen die NATO - ich bitte Sie -, sondern das
kann eine gute Ergänzung der NATO sein. Kein Mensch möchte klassische
Verbindungen infrage stellen. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, es wäre
doch viel einfacher, mit uns zusammenzuarbeiten. Wenn wir heute mehr als
160 Verteidigungssysteme bzw. Waffensysteme und die Vereinigten Staaten von
Amerika nur 50 oder 60 haben, wenn wir für alles eine eigene Verwaltung,
Betreuung und Ausbildung brauchen, dann sind wir doch kein effizienter
Partner. Wenn wir unser Geld effizient einsetzen wollen und doch für viel
Gleiches kämpfen, dann können wir doch in der NATO mit einer europäischen
Armee gemeinsam auftreten. Darin sehe ich überhaupt keinen Widerspruch.

Das schließt dann natürlich - - - (Zwischenrufe aus dem Plenum) - Ach, ich
freue mich darüber. Ich lasse mich doch nicht irritieren. Ich komme auch
aus dem Parlament. -

Dazu gehört im Übrigen auch die gemeinsame Entwicklung von Waffensystemen
innerhalb Europas. Und dazu gehört auch - das ist eine schwere Aufgabe;
auch für die Bundesrepublik Deutschland -, dass wir eine gemeinsame
Rüstungsexportpolitik entwickeln, weil wir sonst nicht einheitlich auf der
Welt auftreten können.

Zweitens, meine Damen und Herren, kommt es auf den wirtschaftlichen Erfolg
Europas an. Er bildet die Grundlage unserer Stärke und ist die
Voraussetzung dafür, dass wir in der Welt überhaupt gehört werden. Wenn wir
wirtschaftlich nicht stark sind, dann werden wir auch politisch nicht
einflussreich sein. Ich freue mich sehr, dass das Programm von Jean-Claude
Juncker, der Investitionsfonds, in den letzten Jahren ja doch erhebliche
Auswirkungen gehabt hat und wir von den Investitionen in Höhe von 500
Milliarden Euro bis zum Jahr 2020 bereits 340 Milliarden oder 350
Milliarden Euro auf den Weg gebracht haben. Das ist ein gutes Programm für
mehr Investitionen. Ich weiß, wie oft gerade aus Ihrem Hause die Forderung
nach mehr Investitionen gekommen ist. Das ist jetzt auf dem Weg. Darüber
sollten wir dann aber auch einmal sprechen. Denn 340 Milliarden Euro sind
kein Pappenstiel, sondern wirklich ein Beitrag zu mehr Prosperität in
Europa, meine Damen und Herren.

Natürlich gehört zu einem stabilen Wohlstandseuropa auch eine stabile
Wirtschafts- und Währungsunion. Wir wollen den Europäischen
Stabilitätsmechanismus weiterentwickeln. Wir arbeiten an der Bankenunion.
Wir arbeiten an einem Eurozonenhaushalt; Deutschland und Frankreich haben
sich dafür ausgesprochen. Ich glaube, man sollte das sehr eng mit der
mittelfristigen finanziellen Vorausschau verbinden. Wir treten auch dafür
ein, dass Haftung und Kontrolle zusammengehören. Das heißt, eine
Bankenunion und später auch ein europäisches Einlagensicherungssystem
bedingen, dass Risiken in den Nationalstaaten zuvor reduziert wurden. Das
geht zusammen. Europäische Solidarität und Eigenverantwortung sind immer
zwei Seiten ein und derselben Medaille. Wir werden als Europäischer Rat -
jedenfalls tritt Deutschland gemeinsam mit Frankreich dafür ein - bis
Dezember sehr wohl sichtbare Erfolge vorweisen.

Wir werden auch bei einem Thema, das in diesen Tagen sehr intensiv
diskutiert wird und an dem Sie auch sehr beteiligt sind, nämlich bei der
digitalen Besteuerung, Fortschritte erzielen. Deutschland hat nicht die
Frage, ob wir digitale Besteuerung durchführen müssen - im Zeitalter der
Digitalisierung ist das selbstverständlich -, sondern wir haben die Frage,
wie wir das machen. Es gehört, denke ich, zu den demokratischen
Gepflogenheiten, dass man die Vorschläge der Kommission zur Kenntnis nimmt,
aber dass man auch noch etwas hinzufügen kann. Wir glauben, das Beste wäre,
in einem internationalen Zusammenhang auch eine internationale Lösung zu
finden. Dabei setzen wir auf Minimalbesteuerung. Wenn das aber nicht
klappt, dann können wir nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag warten, sondern
dann müssen wir europäisch handeln. Und dafür setzt sich Deutschland ein,
meine Damen und Herren.

Wenn wir ehrlich sind, in die Zukunft schauen und uns über unseren
Wohlstand Gedanken machen, dann müssen wir akzeptieren, dass es heute nicht
mehr so ist, dass die großen Innovationen, wie es vor 100 Jahren und vor
130 Jahren der Fall war, immer oder zumeist aus Europa kommen, sondern es
ist heute so, dass sehr viele der grundlegenden Innovationen aus Asien und
aus den Vereinigten Staaten von Amerika kommen. Deshalb ist die Frage
natürlich: Werden wir auf dem Kontinent, auf dem das Auto einst erfunden
wurde, auch die Mobilität der Zukunft bestimmen? Da macht es mich unruhig,
dass wir zum Beispiel keine Batteriezellen fertigen können. Dass
chinesische Unternehmen jetzt in Deutschland investieren, ist okay. Aber
ich finde, wir sollten eine große Kraftanstrengung unternehmen, um auch in
Europa in der Lage zu sein, eine Antriebstechnologie der Zukunft zu
beherrschen, und auch hier bei uns die Batteriezellenproduktion möglich zu
machen. Wir haben dafür die europäischen Instrumente. Wir haben das alles
in der Hand - so, wie wir das bei den Chips heute schon machen.

Wir müssen bei den Quantencomputern vorne mit dabei sein. Wir müssen eine
gemeinsame Strategie für Künstliche Intelligenz entwickeln. All das ist
noch möglich, weil wir eine starke industrielle Grundlage in Europa haben.
Darauf können wir aufbauen; und das müssen wir jetzt auch nutzen. Insofern
sind Forschung und Innovation zentrale Punkte für unseren zukünftigen
Wohlstand.

Der dritte Bereich, liebe Kolleginnen und Kollegen, den ich aufrufen
möchte, ist das Thema Flucht und Migration. In der Euro-Krise hatten wir
schon viele Hürden zu überwinden, um zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen,
aber es ist uns gelungen. Aber in der Frage von Flucht und Migration ist
Europa noch nicht so geeint, wie ich mir das wünschen würde. Da dies ein
zentrales Thema ist, bei dem es um unsere Beziehungen zu unserer
Nachbarschaft geht, müssen wir hier gemeinsame Wege finden.

Dabei haben wir Fortschritte gemacht. Wir sind uns alle einig, dass wir
einen gemeinsamen europäischen Grenzschutz brauchen. Im Rückblick war es
sicherlich etwas leichtfertig, sage ich einmal, dass man einen
Schengen-Raum der Freizügigkeit geschaffen hat, aber erst jetzt daran
arbeitet, ein Ein- und Ausreiseregister zu bekommen, um zu wissen, wer bei
uns ist und wer uns wieder verlässt. Dennoch ist es richtig, dass wir es
jetzt tun. Es ist richtig, dass wir Frontex entwickeln. Die
Kommissionsvorschläge sind meiner Meinung nach gut. Auch hierbei geht es
darum: Wenn jeder seine nationale Zuständigkeit behalten will und keiner
der europäischen Grenzschutztruppe irgendwelche Zuständigkeiten geben will,
dann kann die noch so groß und noch so gut sein, dann wird sie ihre Arbeit
nicht erfüllen können. Auch hierbei müssen wir ein Stück weit auf nationale
Kompetenzen verzichten und gemeinsam handeln.

Wir müssen uns auch überlegen: Wie können wir uns die Arbeit der
Entwicklungshilfe, der Entwicklungszusammenarbeit und der wirtschaftlichen
Entwicklung Afrikas gut teilen? Es gibt inzwischen hervorragende Ergebnisse
- das wäre vor zwei, drei Jahren nicht möglich gewesen -, wenn es darum
geht, dass einzelne Mitgliedstaaten gemeinsam mit der Kommission in
einzelnen afrikanischen Staaten arbeiten und damit einen Mehrwert im
Vergleich dazu erzielen, dass wir dort alle einzeln auftauchen würden.
Hierbei können wir aber noch sehr viel mehr lernen. Aber ich glaube, wir
sind auf einem guten Weg.

Es geht auch darum, dass wir ein gemeinsames europäisches Asylverfahren
entwickeln. Wenn jeder seine Entscheidungen unterschiedlich trifft, dann
wissen das auch die Menschen und dann braucht man sich nicht zu wundern,
dass im Raum der Freizügigkeit Sekundärmigration stattfindet. Wir müssen
uns durchaus der Mühe unterziehen, so, wie wir für den Binnenmarkt ein
gemeinsames "level playing field" entwickeln, auch in solch sensitiven
Fragen wie denen des Asylrechts und der humanitären Verantwortung
gemeinsame Maßstäbe zu entwickeln. Sonst wird es uns nicht gelingen, mit
der Aufgabe, vor die uns Flucht und Migration stellen, klarzukommen.

Meine Damen und Herren, das waren drei Beispiele von vielen. Dass ich den
Kern getroffen habe, zeigt sich an dem Protest. Das ist schön und
ehrenvoll. Ich glaube, dass sich die Menschen wünschen, dass Europa genau
diese Probleme angeht, die ihnen auf den Nägeln brennen. Die Menschen
wünschen sich ein Europa, das Antworten auf die Fragen gibt, die sie
bedrücken. Das bedeutet nicht, dass Europa sozusagen überall sein muss. Es
gilt unverändert, dass nicht jedes Problem in Europa ein Problem für Europa
ist. Solidarität bedeutet nicht Allgegenwärtigkeit. Aber Solidarität
bedeutet, dass Europa da handelt, wo es gebraucht wird, und dass es da dann
stark, entschieden und wirksam handeln kann.

Ich bin überzeugt davon, dass Europa unsere beste Chance auf dauerhaften
Frieden, auf dauerhaften Wohlstand und auf eine sichere Zukunft ist. Unser
Zusammentreffen in Paris auf Einladung des französischen Präsidenten, um an
das Grauen des Ersten Weltkriegs vor 100 Jahren zu erinnern, sollte uns
noch einmal bewusst gemacht haben, was passiert, wenn Nationen voreinander
nicht Respekt haben, und was passiert, wenn Gemeinschaften wie der
Völkerbund, der damals als Folge des Ersten Weltkriegs gegründet wurde,
scheitern. Es kam das noch größere Grauen. Deshalb dürfen wir diese
europäische Chance nicht vertun. Das sind wir uns selbst schuldig, das sind
wir der vergangenen Generation schuldig und das sind wir den kommenden
Generationen schuldig. Das bedeutet, Nationalismus und Egoismus dürfen nie
wieder eine Chance in Europa haben, sondern Toleranz und Solidarität sind
unsere gemeinsame Zukunft. Liebe Kolleginnen und Kollegen, es lohnt sich
allemal, sich dafür zu mühen.

Herzlichen Dank.

 * 
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REPRESSION/1625: Ankara - sozialmediale Fänge ... (SB)




Der Prozess gegen die Kölner Künstlerin Hozan Cane in der Türkei
ist eine politische Farce und unterstreicht einmal mehr, dass die
Türkei kein Rechtsstaat ist, sondern ein Willkürregime. Die deutsche
Staatsbürgerin hätte nie verhaftet und wegen abstruser Terrorvorwürfe
angeklagt werden dürfen. Die türkische Führung muss die Verfolgung der
Sängerin Hozan Cane beenden. (...) Statt das Erdogan-Regime mit
Waffenexporten und Wirtschaftshilfen zu stabilisieren, muss sich die
Bundesregierung mit Nachdruck für die Freilassung von Hozan Cane und
der anderen inhaftierten deutschen Staatsbürger in der Türkei
einsetzen.

Sevim Dagdelen (Stellvertretende Vorsitzende der Linksfraktion) [1]

Unter dem Präsidialsystem Recep Tayyip Erdogans gleicht die türkische
Republik einer leeren Hülle pseudorechtsstaatlicher Fragmente, die den
zunehmend diktatorischen Charakter des Regimes allenfalls notdürftig
kaschieren. Seit dem gesteuerten Putschversuch vom 15. Juli 2016
wurden nach offiziellen Angaben mehr als 70.000 Menschen verhaftet,
über 110.000 Staatsbedienstete entlassen, Medienhäuser geschlossen und
Bürgermeister ausgetauscht. Die "Säuberung" überzieht das Land mit
unablässigen Wellen der Repression, um jegliche Opposition
auszuschalten und mundtot zu machen, die uneingeschränkte Herrschaft
und Deutungsmacht der Regierung in Ankara ist zum Dauerzustand
geworden. Andersdenkende werden durch Zensur und Unterdrückung bis hin
zum Mord verfolgt.

Die häufigsten Gründe für die Verhaftung und Verurteilung sind
Mitgliedschaft in einer "terroristischen" Gruppierung,
"Terrorpropaganda", aber auch Beleidigung des Präsidenten. Die
angebliche Nähe zu kurdischen Organisationen, linken türkischen
Parteien oder der Gülen-Bewegung bedarf keiner Ermittlung und
Beweisführung im rechtsstaatlichen Sinne. Sie entspringt einer
Willkürjustiz, die exekutiven Vorgaben unterworfen ist. In der Türkei
reicht es heute schon, über heikle Themen zu schreiben, mit der
falschen Quelle zu sprechen oder sich in den sozialen Medien kritisch
zu äußern, um staatliche Verfolgung auf sich zu ziehen und für Jahre
hinter Gitter zu wandern.

Daß das Regime nicht davor zurückschreckt, auch Menschen mit einer
ausländischen oder doppelten Staatsbürgerschaft zu politischen
Gefangenen zu machen, ist seit langem bekannt. Aktuellstes Opfer aus
deutscher Sicht ist die 47 Jahre alte kurdische Sängerin Saide Inac
aus Köln, die sich unter dem Künstlerinnennamen Hozan Cane großer
Beliebtheit bei ihren Landsleuten in Deutschland und in der Türkei
erfreut. Sie war kurz vor den Parlaments- und Präsidentschaftswahlen
am 24. Juni im westtürkischen Edirne festgenommen worden, wo sie eine
Wahlkampfveranstaltung der prokurdischen Oppositionspartei HDP
unterstützt hatte. Seither ist die Sängerin im Frauengefängnis des
Istanbuler Stadtteils Bakirköy inhaftiert, von wo aus sie per Video
zum Prozeß zugeschaltet wurde, der am 26. September begonnen hatte.

Die Anklage stützte sich unter anderem auf Inhalte, die Hozan Cane in
den Jahren 2014 bis 2018 auf ihrem Facebook- und Twitter-Profil
geteilt haben soll. In der Anklageschrift wird ihr insbesondere
vorgeworfen, Fotos geteilt zu haben, auf denen der inhaftierte
PKK-Chef Abdullah Öcalan zu sehen ist. Darunter sei auch eine
Veranstaltung in Köln, auf der PKK-Fahnen und Öcalan-Poster zu sehen
seien. Ähnliche Aufnahmen stammten von den Konzerten der Sängerin, so
der Vorwurf. Außerdem sei die Angeklagte auf Bildern mit der
Führungsriege der PKK zu sehen, wie etwa mit dem PKK-Kommandeur Murat
Karayilan. Gegenstand der Anklage war auch ein Video von ZDFinfo, das
die Kurdenfrage erklärt. Daß Cane dieses Video über soziale Medien wie
Facebook geteilt haben soll, ist in den Augen der Staatsanwaltschaft
Terrorpropaganda.

Die Sängerin gab beim Verhör jedoch an, daß die zwei in der
Anklageschrift angeführten Facebook-Profile nicht ihre seien. Auf
ihrem Twitter-Account seien Inhalte geteilt worden, von denen sie
nichts wisse. Fotos von ihr und Karayilan bezeichnet die Sängerin laut
Anklageschrift als Fotomontage. Wie ihre Anwältin Newroz Akalan nach
drei Verhandlungen feststellen mußte, habe das Gericht keinen ihrer
Anträge, keine ihrer Verteidigungen akzeptiert. Das Gericht in Edirne
sprach die Sängerin wegen Mitgliedschaft in der kurdischen
Arbeiterpartei PKK schuldig. Von den Vorwürfen der Volksverhetzung und
der Beleidigung des Staatsgründers Mustafa Kemal Atatürk wurde sie
freigesprochen. Ihre Anwältin kündigte an, sie werde Berufung
einlegen. Ihrer Mandantin, die nur die deutsche Staatsbürgerschaft
habe, gehe es "psychisch nicht gut". [2]

Besondere Sorge bereitet ihrer Tochter Gönul Örs der schlechte
Gesundheitszustand der Mutter: "Sie wurde vor drei Jahren wegen eines
Krebstumors operiert und braucht regelmäßige Nachuntersuchungen, das
ist im Gefängnis nicht möglich." Außerdem gehe es ihrer Mutter
seelisch sehr schlecht, die Haftbedingungen in den türkischen
Gefängnissen hätten ihr zugesetzt. Gönul Örs zieht in Erwägung,
gemeinsam mit Unterstützern ihre Mutter im Gefängnis aufzusuchen: "Ich
weiß nicht, ob ich mich jetzt traue, tatsächlich in die Türkei zu
reisen, um meine Mutter zu sehen." Sie erwarte von der Bundesregierung
eine Reaktion und Unterstützung für ihre Mutter. An der Verhandlung
nahm nach Angaben des Auswärtigen Amtes auch ein Vertreter des
Generalkonsulats in Istanbul teil, das Cane konsularisch betreut. [3]

Es ist bereits das dritte Urteil gegen deutsche Staatsangehörige in
der Türkei binnen drei Monaten. Ende September war der Hamburger
Ilhami A. wegen angeblich über Facebook verbreiteter Terrorpropaganda
für die PKK in der türkischen Stadt Elazig zu einer Haftstrafe von
drei Jahren und eineinhalb Monaten verurteilt worden. Er befindet sich
auf freiem Fuß, weil das Urteil noch nicht rechtskräftig ist, darf
jedoch nicht ausreisen. Der 46jährige Kurde ist selbständiger
Taxifahrer, lebt seit 1992 in der Hansestadt und war in das kurdische
Dorf Saribasak in der Provinz Elazig gereist, um sich um seine dort
lebende Mutter zu kümmern, die erkrankt war. Da er sich offenbar auf
Facebook kritisch über die türkische Regierung geäußert hatte, wurde
er Mitte August festgenommen. [4]

Ende Oktober wurde der 29jährige Patrick K. aus Gießen wegen
angeblicher Mitgliedschaft in der YPG zu einer langen Haftstrafe
verurteilt. Auch er ist im osttürkischen Elazig inhaftiert. Nach
Angaben seiner Familie war er zum Wandern in der türkisch-syrischen
Grenzregion unterwegs. Der Gießener war seit März inhaftiert und wurde
nach nur zwei kurzen Gerichtsverhandlungen, wobei die zweite weniger
als eine Stunde dauerte, zu sechs Jahren und drei Monaten Gefängnis
verurteilt, weil er sich angeblich der Kurdenmiliz per E-Mail als
Kämpfer angeboten hatte. Da er ein militärisches Sperrgebiet betreten
habe, soll er außerdem für ein Jahr und acht Monate ins Gefängnis,
wobei dieser Teil der Strafe zur Bewährung ausgesetzt wurde. Sein
Verteidiger Hüseyin Bilgi will das Urteil anfechten. [5]

Zudem sitzen noch mindestens vier weitere deutsche Staatsbürger als
politische Gefangene in türkischer Untersuchungshaft. Darunter
befindet sich der freie Journalist und Sozialarbeiter Adil Demirci aus
Köln, dessen Prozeß am 20. November beginnt. Die Angaben zur Zahl
dieser Häftlinge variieren vermutlich aus verschiedenen Gründen, von
denen einer der höchst ungleiche Wert der Gefangenen als Faustpfand
Erdogans und Verhandlungsmasse von Politik und Medien in Deutschland
sein dürfte. Wer in diesem Abgleich nicht von Interesse ist, darf sich
keine Hoffnung auf Rettung machen, am allerwenigsten aber, wenn
substantielle Sympathien für die radikale Linke und deren Kämpfe im
Spiel sind.

Im vergangenen Jahr hatte eine Reihe von Festnahmen deutscher
Staatsbürger in der Türkei eine diplomatische Krise zwischen Berlin
und Ankara ausgelöst. Die prominentesten Fälle sind der
"Welt"-Reporter Deniz Yücel und der Menschenrechtler Peter Steudtner,
die beide inzwischen entlassen wurden und ausreisen durften. Auch die
unter Terrorvorwürfen angeklagte deutsche Journalistin und
Übersetzerin Mesale Tolu durfte Ende August das Land verlassen. Die
Beziehungen zwischen Deutschland und der Türkei haben sich zwar wieder
entspannt, die Bundesregierung hat aber mehrfach betont, daß es keine
Normalisierung geben werde, bevor nicht die verbliebenen Häftlinge
frei seien.

Daß dies bloße Lippenbekenntnisse an die Adresse der deutschen
Wählerschaft sind, belegt der unübersehbare Versöhnungskurs auf
Regierungsebene. Der Antrittsbesuch von Außenminister Heiko Maas in
der Türkei wurde als voller Erfolg gefeiert, in inniger Umarmung
nannten Maas und sein türkischer Amtskollege Mevlüt Cavusoglu einander
"lieber Freund". Am 21. September trafen sich die Finanzminister in
Berlin, Erdogan kam am 28. und 29. September zum Staatsbesuch nach
Deutschland, im Oktober reiste Peter Altmaier mit einer
Wirtschaftsdelegation in die Türkei. Wie Maas erklärte, sei es für
Deutschland von strategischem Interesse, die Beziehungen zur Türkei
konstruktiv zu gestalten. Die Türkei sei mehr als ein großer Nachbar,
sie sei auch ein wichtiger Partner Deutschlands.

Die Bundesregierung nutzte die Schwäche des Regimes in Ankara
angesichts der schweren Finanz- und Wirtschaftskrise nicht, um den
ökonomischen Hebel anzusetzen und die Freilassung der deutschen
politischen Gefangenen zu erwirken oder gar die Repression insgesamt
zu bremsen. Ganz im Gegenteil ließ sie nichts unversucht, der Türkei
mit umfangreichen Investitionszusagen und Plänen verstärkter
wirtschaftlicher Zusammenarbeit unter die Arme zu greifen, genau wie
sich Erdogan das gewünscht hatte. Die Staatsführungen sind einander
wesensverwandt, brauchen einander und kollaborieren, sei es bei den
Wirtschaftsbeziehungen, der Flüchtlingsabwehr oder der Repression
gegen die türkische und kurdische radikale Linke, die in beiden
Ländern mit aller Schärfe verfolgt wird.


Fußnoten:

[1] www.wideblick.blogspot.com/2018/11/prozess-gegen-hozan-cane-ist-eine-farce.html

[2] www.welt.de/regionales/nrw/article183867608/Hozan-Cane-Koelner-Saengerin-in-der-Tuerkei-wegen-Terrorvorwuerfen-verurteilt.html

[3] www.zdf.de/nachrichten/heute/tochter-von-hozan-cane-nach-urteil-in-tuerkei-100.html

[4] www.tagesschau.de/ausland/tuerkei-1005.html

[5] www.tagesschau.de/ausland/kurdische-saengerin-tuerkei-101.html
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LAIRE/1334: KI - Kontrollzuwachs, kein Freiheitsgewinn ... (SB)




Die Bundesregierung hat angekündigt, daß sie die Erforschung und
Anwendung von Künstlicher Intelligenz (KI) mit drei Milliarden Euro
bis 2025 fördern wird. "KI Made in Germany" bzw. "Artificial
Intelligence (AI) Made in Germany" soll zu einem Markenzeichen
ausgebaut werden. Da klar ist, daß mit der Digitalisierung und dem
Einzug der KI in nahezu alle Bereiche des Alltags weitreichende
gesellschaftliche Veränderungen einhergehen, hat die Regierung im
Sommer dieses Jahres eine Datenethikkommission einberufen. Außerdem
wurde im Juni dieses Jahres die Enquete-Kommission Künstliche
Intelligenz des Bundestages und im August der Digitalrat gegründet.

Die Datenethiker dürften in Zukunft wohl die zweifelhaften
Begründungen für den Widerspruch liefern, warum Künstliche
Intelligenz zwar theoretisch ganz vielen Leuten ganz viel Arbeit
abnehmen könnte, aber trotzdem der Arbeitsdruck auf die Menschen und
die Arbeitsverdichtung nicht gelockert wird. Der
technologische Fortschritt läuft nicht darauf hinaus, Menschen zu
entlasten, so daß sie Zeit haben, sich mit Fragen zu befassen, die
nicht auf eine Optimierung der Reproduktion ihrer Arbeitskraft
abzielen.

Auch wenn mit KI ausgestattete Rechner den Sachbearbeiter in der
Innenbehörde, die Personalmanagerin in der Klinikkette, den
Fließbandarbeiter beim Autohersteller, usw. vollständig ersetzen und
sich KI selber programmiert und damit auch die Softwareentwicklerin
ihren Lohnjob verliert, werden sich diese "entlasteten" Menschen
nicht treffen und beraten, was sie fortan Tolles unternehmen könnten.
Sie und Millionen andere Menschen allein in Deutschland, deren
Arbeitsplätze innerhalb der nächsten Jahre überflüssig werden, werden
keineswegs aus dem Klammergriff der administrativen Verfügungsgewalt
entlassen. Zwar zieht sich der Staat aus vielen vormaligen
Versorgungsleistungen Schritt für Schritt zurück, doch an dieser
Stelle wird er es nicht einmal im Ansatz zulassen, daß an seiner
Existenzberechtigung gezweifelt wird und sich womöglich irgendein
gegen ihn gerichtetes revolutionäres Potential aufbaut.

Allerdings könnte man sich vorstellen, daß auch der Staat durch eine
KI ersetzbar wird. Kabinett, Ministerien, Parlament - so überflüssig
wie ein Kropf! Wozu wochenlange Koalitionsverhandlungen, wenn zwei
oder drei KI das Problem des Zusammengehens von Parteien in nicht
einmal einer Sekunde verbindlich klären könnten? Kein KI-verwalteter
Staat müßte wegen seines Ressourcennachschubs einen Krieg anzetteln
oder ständig ein Kernwaffenarsenal mit zigfachen Overkillkapazitäten
vorhalten. Das Problem der Erderwärmung wäre ebenfalls binnen kurzer
Zeit gelöst. Und was gesundheitlich ruinöse, verschleißträchtige
Arbeiten betrifft, so würden das die KI-gesteuerten Roboter
übernehmen. Steht uns eine schöne heile Welt bevor?

Am Mittwoch und Donnerstag traf sich das Kabinett zu einer
"Digitalklausur" im Hasso-Plattner-Institut in Potsdam.
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil sprach von einer "integrierten
Strategie", mit der dafür gesorgt werden solle, "dass wir diesen
technologischen Wandel, auch den Einsatz von Künstlicher Intelligenz,
nicht nur technologisch und ökonomisch diskutieren, sondern auch in
seinen Folgen auf menschliche Arbeit und die Gesellschaft" [1].

An eine lebensfreundliche Zukunft, in der die Menschen rundum
versorgt sind und viel mehr Zeit zur freien Verfügung haben, dürfte
heutzutage niemand so recht glauben. Das weitere Vordringen von
Künstlicher Intelligenz in die unterschiedlichsten Produktionsabläufe
erodiert Arbeitsplätze. Da geht es nicht um ein paar tausend Jobs aus
der Kohleindustrie. Innerhalb der nächsten fünf Jahre könnten in
Deutschland 3,4 Millionen Arbeitsplätze - mehr als jeder zehnte -
wegfallen, warnt der Branchenverband Bitkom. Darüber hinaus sieht
jedes vierte Unternehmen mit mehr als 20 Mitarbeitern seine
betriebliche Existenz gefährdet [2].

Da sind gesellschaftliche Umbrüche im Gange, auf die die Politik
reagieren wird. Es werden Formen der Beschäftigung entwickelt werden,
für die es möglicherweise in der Geschichte keine Vorbilder gibt.
Aber wollte man die Geschichte als Vorbild nehmen, um sich diesem
weitgehend unausgeloteten Problem des massiven Arbeitsplätzeabbaus zu
nähern, dann stehen zwei grobe Richtungen zur Auswahl. Entweder es
werden Zonen oder Gebiete geschaffen, in denen die Menschen
weitgehend sich selbst überlassen bleiben, ohne Versorgung durch den
Staat, aber wiederum auch nicht so vernachlässigt, daß sie aus der
vorherrschenden Ordnung entlassen wären und das System gefährden.
Oder es werden Formen der Zwangsarbeit weiterentwickelt, wie sie
heute schon im Sozialsystem mit Hartz IV und den Ein-Euro-Jobs
angelegt sind.

Für die Erwartung einer anderen, nicht-dystopischen
Gesellschaftsentwicklung fehlt es sowohl an geschichtlichen
Vorbildern als auch aktuellen Anhaltspunkten. Denn richtet man einmal
den Fokus auf die vorherrschende menschliche Interessenslage und
betrachtet den Zustand der Erde, auf der 815 Millionen Menschen
hungern, zusätzlich ein bis zwei Milliarden Menschen mangelernährt
sind, befestigte Grenzanlagen zwischen den relativen Wohlstands- und
den Verelendungsräumen errichtet werden und weit mehr als zehntausend
Atomraketen gegeneinander in Stellung gebracht sind, dann sieht das
nicht danach aus, als würde der technologische Fortschritt, der mit
der Digitalisierung und Anwendung Künstlicher Intelligenz einhergeht,
dem bestehenden Trend zur Ausgrenzung mißliebiger Minderheiten und
Vernichtung großer Menschenmassen entgegenstehen und eine geradezu
historische Kehrtwende einläuten.


Fußnoten:

[1] https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bundesregierung-trifft-sich-zur-digitalklausur-1549894

[2] http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/diginomics/digitalisierung-wird-jeden-zehnten-die-arbeit-kosten-15428341.html
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STANDPUNKT/809: Ost-Turkestan im Visier - 1. Teil (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 15. November 2018

german-foreign-policy.com

Ost-Turkestan im Visier (I)



BERLIN/BEIJING - Die Bundesregierung beteiligt sich an der beginnenden
westlichen Kampagne gegen China wegen chinesischer Anti-Terror-Maßnahmen im
Autonomen Gebiet Xinjiang. Die chinesischen Behörden gehen dort massiv
gegen uigurische Terroristen und deren Umfeld vor: Diese werden in Lagern
interniert, von denen Beijing erklärt, es handle sich um "Bildungszentren",
während westliche Regierungen sie als "Umerziehungslager" bezeichnen.
Angaben über die Zahl der Internierten reichen von einigen 10.000 bis zu
einer Million. Der deutsche Außenminister Heiko Maas hat China bei seinem
Antrittsbesuch öffentlich deswegen kritisiert; Beijing verwahrt sich gegen
die Berliner Einmischung in seine inneren Angelegenheiten. Dem Terror
uigurischer Separatisten gegen Han-Chinesen sind in den vergangenen Jahren
Hunderte, womöglich Tausende Menschen zum Opfer gefallen; uigurische
Jihadisten kämpfen in den Reihen des IS. Dabei werden uigurische
Separatisten, die Xinjiang als "Ost-Turkestan" von China abspalten wollen,
aus dem westlichen Ausland unterstützt - auch aus Deutschland.

"Sofort schließen"

Berlin nutzt das Vorgehen der chinesischen Behörden im westchinesischen
Autonomen Gebiet Xinjiang, um den internationalen Druck auf die
Volksrepublik zu erhöhen. Am Dienstag vergangener Woche hat die
Bundesrepublik zunächst in einer Sitzung des UN-Menschenrechtsrats
gemeinsam mit Frankreich, Großbritannien, Kanada und den Vereinigten
Staaten Beijing aufgefordert, die Lager für Uiguren in Xinjiang umgehend
aufzulösen. Am Donnerstag debattierte der Bundestag über einen Antrag der
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen, in dem es hieß, die Bundesregierung
solle von China verlangen, "alle Lager und Hafteinrichtungen zu schließen
und die inhaftierten Personen sofort und bedingungslos freizulassen". Im
Bundestag wurden auch Sanktionen gegen chinesische Beamte diskutiert.[1] Am
Montag hat der deutsche Außenminister Heiko Maas in Beijing nachgelegt und
bei seinem Antrittsbesuch dort erklärt: "Mit Umerziehungslagern können wir
uns nicht abfinden." Die Volksrepublik müsse "Transparenz ... schaffen",
damit das Ausland "abschließend ... beurteilen" könne, "was dort
geschieht".[2]

"Eklatante Einmischung"

Beijing hat sich entschieden gegen die Einmischung Deutschlands und
weiterer westlicher Staaten verwahrt. So hat die chinesische Botschaft in
Berlin die Debatte des Bundestags über Xinjiang in einem Schreiben vom
Freitag als "eine eklatante Einmischung in die inneren Angelegenheiten und
eine grobe Verletzung der Souveränität Chinas" scharf kritisiert.[3] Die
Volksrepublik wolle "auf der Grundlage von Gleichberechtigung und
gegenseitigem Respekt" mit der Bundesrepublik einen Dialog führen; die
Bundesregierung solle die Protestnote ernst nehmen, "um sicherzustellen,
dass die deutsch-chinesischen Beziehungen sich auch weiterhin in die
richtige Richtung entwickeln". Maas' darauf folgende Intervention in
Beijing ist vom chinesischen Außenminister Wang Yi kategorisch
zurückgewiesen worden. "Das sind interne Angelegenheiten Chinas", erklärte
Wang nach seinem Treffen mit Maas: Es gehe in Xinjiang um die "Verhinderung
von Terrorismus". Die Lager seien eine "Präventionsmaßnahme".[4]

Terror in Xinjiang

Tatsächlich handelt es sich bei Chinas Vorgehen in Xinjiang um einen
Anti-Terror-Kampf - eine Art chinesische Alternative zum westlichen
Anti-Terror-Krieg, der ab 2001 zunächst die Verschleppung von Verdächtigen
in ausländische Foltergefängnisse - darunter solche in Europa [5] -, dann
unter anderem Drohnenangriffe auf Verdächtige mit einer hohen Zahl ziviler
Todesopfer [6] umfasste. Terrorangriffe werden in Xinjiang bereits seit den
1990er Jahren von Angehörigen der turksprachigen Minderheit der Uiguren
verübt, die für die Abspaltung des Autonomen Gebiets von China kämpfen und
einen Staat "Ost-Turkestan" gründen wollen; manche haben dabei eine Fusion
mit turksprachigen Staaten Zentralasiens im Blick. Zu den Anschlägen, die
auch im Westen bekannt wurden, zählen etwa ein Angriff uigurischer
Terroristen auf eine Kohlemine in Xinjiang im September 2015, bei dem die
Angreifer gezielt nicht-turksprachige Arbeiter - vor allem Angehörige der
chinesischen Han-Mehrheit - mit langen Messern abschlachteten. Laut
westlichen Medienberichten kamen dabei rund 50 Menschen ums Leben.[7] Am 1.
März 2014 griffen acht uigurische Terroristen ebenfalls mit Messern zivile
Reisende im Bahnhof von Kunming, der Hauptstadt der Provinz Yunnan, an,
töteten dabei 31 Menschen und verletzten rund 150 weitere teils schwer.
Immer wieder hat es auch Pogrome gegen Han-Chinesen gegeben. So griffen im
Juli 2009 mehrere Tausend Uiguren in Xinjiangs Hauptstadt Urumqi gezielt
Han-Chinesen an. Laut offiziellen Angaben kamen dabei 197 Menschen zu Tode.
Beobachter gehen davon aus, dass die tatsächliche Opferzahl deutlich höher
liegen kann.

Der uigurische Jihad

Das Spektrum der uigurischen Separatisten überlappt sich dabei mit dem
Milieu uigurischer Jihadisten, die mit der Abspaltung Xinjiangs von China
den Plan zur Gründung eines salafistischen Gottesstaates verbinden.
Uigurische Jihadisten beschränken ihren Aktionsradius schon lange nicht
mehr auf China. Erstmals einer breiteren Öffentlichkeit bekannt wurden sie,
als die Vereinigten Staaten im Rahmen des "Anti-Terror-Kriegs" ab dem Jahr
2002 mehr als 20 Uiguren im Folterlager Guantanamo internierten. Die
letzten von ihnen kamen erst Ende 2013 frei. Uigurische Jihadisten sind
längst nicht mehr nur in Afghanistan, sondern auch in anderen Weltgegenden
aktiv. So wurden die Täter bei einem Bombenanschlag am 17. August 2015 in
Bangkok mit Uiguren in Verbindung gebracht. Der Anschlag fand an einem
Schrein statt, der regelmäßig von chinesischen Touristen besucht wird; er
kostete 20 Menschen das Leben, darunter mehrere Han-Chinesen.[8] Uigurische
Jihadisten wurden auch in anderen Ländern Südostasiens immer wieder
registriert, zum Beispiel in Malaysia und in Indonesien, von wo aus nicht
wenige von ihnen in die Türkei reisten, um dort den IS oder Al Qaida zu
unterstützen. China gab die Zahl der Uiguren, die in den Reihen des IS
kämpften, im vergangenen Jahr mit 300 an, während syrische
Regierungsstellen die Zahl uigurischer Mitglieder der diversen
jihadistischen Milizen, die in Syrien operierten, mit bis zu 5.000
bezifferten. Experten gehen - unabhängig davon, ob die Zahlen im Detail
zutreffen - von einer signifikanten Gruppe uigurischer Milizionäre in den
Reihen des IS und von Al Qaida aus. Wie es in einer Analyse des
International Centre for Counter-Terrorism in Den Haag heißt, wird die
Bedrohung durch uigurische Jihadisten im Westen weithin unterschätzt.[9]

"Unsere Märtyrer"

Für China wiegt der Terror umso schwerer, als er mit Xinjiang eine
strategisch wichtige Region trifft: Das Autonome Gebiet umfasst zentrale
Abschnitte der "Neuen Seidenstraße" ("Belt and Road Initiative", BRI), die
als derzeit bedeutendstes außenpolitisches Großprojekt Beijings gilt.
Unruhen in Xinjiang bedrohen damit neben der inneren Ordnung der
Volksrepublik auch ihren Aufstieg in der Weltpolitik. Dabei werden die
Unruhen systematisch von außen geschürt. Eine hervorgehobene Rolle spielt
dabei die Türkei unter Präsident Recep Tayyip Erdogan. Erdogan erklärte
schon lange vor seinem Aufstieg zum Regierungschef, noch zu seiner Amtszeit
als Bürgermeister von Istanbul: "Ost-Turkestan ist nicht nur die Heimat der
Turkvölker, sondern auch die Wiege der türkischen Geschichte, Zivilisation
und Kultur. Die Märtyrer Ost-Turkestans sind unsere Märtyrer."[10]
Uigurische Jihadisten finden regelmäßig Zuflucht in der Türkei. Auch hat
Ankaras Geheimdienst immer wieder "versucht, die separatistischen
Bestrebungen [in Xinjiang] zu unterstützen", bestätigt der
Geheimdienstexperte Erich Schmidt-Eenboom im Gespräch mit
german-foreign-policy.com.[11]

Auch in Deutschland

Auch in der Bundesrepublik Deutschland, zum Teil mit offizieller
Unterstützung sind uigurische Separatisten aktiv - ein Vorgang, der ein
neues Licht auf die jüngsten Attacken Berlins gegen die Volksrepublik
wirft. Die Aktivitäten reichen bis in die Jahre des Kalten Kriegs zurück.
german-foreign-policy.com berichtet in Kürze.


Anmerkungen:

[1] Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Kai Gehring, Jürgen Trittin,
Dr. Franziska Brantner, Agnieszka Brugger, Uwe Kekeritz, Katja Keul, Dr.
Tobias Lindner, Omid Nouripour, Cem Özdemir, Claudia Roth (Augsburg),
Manuel Sarrazin, Dr. Frithjof Schmidt, Ottmar von Holtz und der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen: Schwere Menschenrechtsverletzungen in Xinjiang
beenden, aufklären und ahnden. Deutscher Bundestag, Drucksache 19/5544,
07.11.2018.

[2], [3] Friederike Böge: Diplomatisches Ballgefühl. Frankfurter Allgemeine
Zeitung 13.11.2018.

[4] China rechtfertigt "Umerziehungslager" für Uiguren. zeit.de 13.11.2018.

[5] S. dazu 17 Jahre "Anti-Terror-Krieg"

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7717/

[6] S. dazu Die Phase der gezielten Tötungen

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6132/

[7] At least 50 reported to have died in attack on coalmine in Xinjiang in
September. theguardian.com 01.10.2015.

[8] Thomas Fuller, Edward Wong: Thailand Blames Uighur Militants for
Bombing at Bangkok Shrine. nytimes.com 15.09.2015.

[9], [10] Colin P. Clarke, Paul Rexton Kan: Uighur Foreign Fighters: An
Underexamined Jihadist Challenge. ICCT Policy Brief. November 2017.

[11] S. dazu Vom Partner zum Konkurrenten

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7287/
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Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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RENTE/721: Die Babyboomer gehen in Rente (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 14.11.2018

Die Babyboomer gehen in Rente

Ein Drittel der Erwerbstätigen vor dem Ruhestand, Kommunen unter Druck



Leere Eigenheime, Wohlstandsgefälle, soziale Isolation: Der
Renteneintritt der geburtenstarken Jahrgänge der 1950er und 1960er Jahre ab
2018 hat im schlimmsten Fall gravierende Auswirkungen auf das kommunale
Leben. Im besten Fall birgt der Ruhestand der Babyboomer aber ein immenses
Potenzial an politisch und gesellschaftlich Engagierten. Zu diesem Schluss
kommt das Thesenpapier "Die Babyboomer gehen in Rente. Was das für die
Kommunen bedeutet" des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung im Auftrag
der Körber-Stiftung.

»Dass die Babyboomer altern, bringt für die Kommunen in Deutschland
massive Veränderungen mit sich. Ob die Babyboomer für sie zur Belastung
werden, weil sie Kosten verursachen und teilweise auf Pflege angewiesen
sein werden, oder ob die neuen Alten ihre Kompetenzen und Erfahrungen
gewinnbringend lokal einbringen, das haben die Kommunen selbst in der
Hand«, so Reiner Klingholz, Direktor des Berlin-Instituts für Bevölkerung
und Entwicklung.

Um über den Übergang der Babyboomer in den Ruhestand zu beraten und
Lösungen aus der internationalen Praxis zu diskutieren, bringt das Körber
Demografie-Symposium am 14. und 15. November in Hamburg ein breites
Fachpublikum aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Gesellschaft
zusammen.

Deutsche Kommunen stehen vor großen Herausforderungen:

Wer sind die Babyboomer? Wie ist ihre sozioökonomische Situation? Und was
bedeutet die Veränderung ihrer Lebenssituation für deutsche Kommunen? Die
Körber-Stiftung hat gemeinsam mit dem Berlin-Institut für Bevölkerung und
Entwicklung sechs Thesen zu den Auswirkungen des Ruhestands der Babyboomer
entwickelt:


	Wirtschaft: Der Ruhestand der Babyboomer gefährdet den Wohlstand ihrer Heimatregionen.

	Engagement: Die Babyboomer gestalten auch künftig das Zusammenleben in der Kommune mit - aber zu ihren Bedingungen.

	Wohnen: Viele Eigenheimen droht der Leerstand.

	Sozialleben: Viele Babyboomer werden ohne eine Familie altern, ihnen droht im Alter soziale Isolation.

	Pflege: Für die kommunalen Pflegenetzwerke sind die Babyboomer eine der größten Herausforderungen.

	Soziale Sicherung: Einigen Frauen und Migranten aus der Babyboomer-Generation droht Altersarmut.



Die alternde Bevölkerung kann also zu einer großen Aufgabe für die
deutschen Kommunen werden. Allerdings gibt es sowohl in Deutschland als
auch international gute Beispiele für Lösungen und Vorbilder von Menschen
und Organisationen, die den Wandel annehmen und als Chance begreifen.



Die Körber-Stiftung stellt sich mit ihren operativen Projekten, in ihren
Netzwerken und mit Kooperationspartnern aktuellen Herausforderungen in den
Handlungsfeldern Innovation, Internationale Verständigung und Lebendige
Bürgergesellschaft. 1959 von dem Unternehmer Kurt A. Körber ins Leben
gerufen, ist die Stiftung heute von ihren Standorten Hamburg und Berlin
aus national und international aktiv.

Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern,
neue Ideen in die Politik einzubringen und Konzepte zur Lösung
demografischer und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten.
Das Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere
und bereitet wissenschaftliche Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf. Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit,
den kostenlosen regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren,
finden Sie unter https://www.berlin-institut.org.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 14.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/303: 3 Millionen Venezuela-Flüchtlinge - UNHCR verstärkt Hilfe (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 14. November 2018

3 Millionen Venezuela-Flüchtlinge: UNHCR verstärkt Hilfe



Der Exodus aus Venezuela geht unvermindert weiter. Nach Meldungen des
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UNHCR) und der
Internationalen Organisation für Migration (IOM) hat die Gesamtzahl der
Geflüchteten inzwischen die Drei-Millionen-Grenze erreicht. Davon fanden
2,4 Millionen Venezolaner in südamerikanischen und karibischen Ländern
Zuflucht, während rund 600.000 Menschen in anderen Regionen aufgenommen
wurden. Damit hat sich die Zahl der Flüchtlinge seit Juli nahezu verdoppelt
und ist damit die größte Fluchtbewegung in der modernen Geschichte
Lateinamerikas.

"Die Länder Südamerikas und der Karibik zeigen nach wie vor große
Hilfsbereitschaft und Solidarität. Sie geben den Venezolanern Schutz und
Sicherheit. Doch ihre Aufnahmekapazitäten reichen bei Weitem nicht mehr
aus. Diese Länder brauchen schnelle und umfangreiche Unterstützung der
internationalen Gemeinschaft, damit sie die Geflüchteten angemessen
versorgen können", fordert der Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe,
Peter Ruhenstroth-Bauer.

Kolumbien hat mit einer Million die meisten Flüchtlinge und Migranten aus
Venezuela aufgenommen. Es folgen Peru mit mehr als einer halben Million,
Ekuador (220.000), Argentinien (130.000), Chile (100.000) und Brasilien
(85.000).

Konkrete Hilfe des UNHCR

Am 31. Oktober 2018 erreichte die Zahl der Geflüchteten, über Ekuador nach
Peru kam, einen einstweiligen Höhepunkt. Mehr als 6.700 Venezolaner
überquerten an diesem Tag beim Übergang Tumbes die peruanische Grenze -
mehr als dreimal so viele wie noch zwei Wochen zuvor. Der

Der UNHCR hat seine Präsenz in Tumbes schnell verstärkt, um bei der
Registrierung der Geflüchteten zu helfen und besonders schutzbedürftige
Personen wie unbegleitete Kinder speziell zu versorgen. Flüchtlingsfamilien
erhalten Basisgüter und finanzielle Zuwendungen über die
UNHCR-Bargeldhilfe, um sich selbst Medikamente, Essen und Kleidung kaufen
zu können.

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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DISKUSSION/432: Frankfurt - Gespräch über Katalonien mit der Europaabgeordneten Ana Miranda, 18.11.2018 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 14. November 2018

Solidarität zwischen den Völkern und der Kampf gegen den 
Faschismus in Spanien

Gespräch mit Ana Miranda, linke Europaabgeordnete des BNG

am Sonntag, 18.11.2018 im Club Voltaire, Frankfurt am Main



Der Bloque Nacionalista Galego (BNG) und die ANC Frankfurt laden alle
Interessierten ein, mit der Europaabgeordneten Ana Miranda über
aktuelle antifaschistische Politik zu diskutieren und ihre Erfahrungen
in Brüssel als Stimme der galicischen Autonomie kennen zu lernen.

Ein Gespräch mit Ana Miranda, linke Europaabgeordnete des BNG

Am vergangenen 25. Oktober forderte das Europäische Parlament die
spanische Regierung mit großer Mehrheit auf, die
Francisco-Franco-Stiftung und andere rechtsextremen Organisationen zu
illegalisieren, die Überreste des Diktators Franco zu exhumieren und
die Politik der historischen Erinnerung konsequent zu unterstützen.
Dies geschah auf Ersuchen der Vertreterin der BNG, Ana Miranda Paz, im
Namen einer Gruppe von linken Parteien.

Dieser große Sieg der Demokratie zeigt, dass es immer noch möglich
ist, den Faschismus zu besiegen, der in den letzten Jahren im stetigen
Aufwind ist (und zwar nicht so sehr wegen seiner historischen Präsenz
in bestimmten Institutionen, sondern wegen der sozialen Legitimität,
die diese Ideologie inzwischen erreicht hat, und die in den Medien
durch massive Manipulationen durch Medienführer an Präsenz gewinnt).


Aktuelle Situation in Katalonien

Katalanischen Parlamentariern drohen bis zu 25 Jahren Haft wegen der
gewaltlosen Durchführung eines demokratischen, vom katalanischen
Parlament beschlossenen Volksbegehrens.

Am 2. November 2018 jährte sich zum ersten Mal der Tag, an dem fast
die gesamte katalanische Regierung verhaftet wurde, die gemeinsam mit
der zivilgesellschaftlichen Bewegung die Umsetzung des katalanischen
Unabhängigkeitsreferendums ermöglicht hatte. Der 2. November wurde
auch von der spanischen Justiz gewählt, um die Anklage und das von der
Staatsanwaltschaft geforderte Strafmaß gegen die Angeklagten
öffentlich bekannt zu geben. Das geforderte Strafmaß, basierend auf
juristisch haltlosen Anschuldigungen, sieht bis zu 25 Jahre für einen
Politiker, 16 Jahre für weitere Angeklagte vor. Wie wir von ANC
Frankfurt bereits wiederholt erklärt haben, halten wir die Anklagen
für abwegig und rein politisch motiviert, und das geforderte Strafmaß
für absolut unverhältnismäßig.

Wenn Sie sich für die Menschen hinter den Unabhängigkeitsbestrebungen
interessieren und unsere Beweggründe aus erster Hand kennenlernen
möchten, kommen Sie vorbei am

Sonntag, den 18.11.2018 um 15 Uhr

Club Voltaire

Kleine Hochstraße 5

Frankfurt am Main


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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VORTRAG/2299: Gießen - Gemeinsame europäische Werte - Fiktion oder Wirklichkeit?, 19.11.2018


idw - Pressemitteilung: Justus-Liebig-Universität Gießen

Gemeinsame europäische Werte - Fiktion oder Wirklichkeit?



Die Ringvorlesung des Präsidenten der Justus-Liebig-Universität Gießen
beleuchtet Krisenphänomene und Chancen, die ein vereintes Europa für
die Zukunft bietet -

Vortrag von Prof. Dr. Angelika Nußberger am 19. November 2018

Europa sei eine Welt von gestern, so lautete das verzweifelte
Vermächtnis des Schriftstellers Stefan Zweig mitten in der Katastrophe
des Kontinents. Nach 1945 ist der Westen wie ein Phönix aus der Asche
auferstanden, im Jahr 1990 wurde die auf der Konferenz von Jalta
beschlossene Teilung Deutschlands überwunden. Doch heute mehren sich
Stimmen, die Europa erneut bedroht sehen - von innen und von außen.
Die Ringvorlesung des Präsidenten der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU) nimmt in diesem Wintersemester unter dem Titel "Europa. Eine
Welt von gestern?? aus verschiedenen Blickwinkeln eine Zeitdiagnose
vor und behandelt aktuelle Krisenphänomene, aber auch die Chancen, die
ein vereintes Europa als Welt von morgen hat. Im Jahr vor der Wahl zum
neunten Europäischen Parlament bietet die JLU damit wertvolle
Einblicke in einen hochaktuellen Themenkomplex.

Unter dem Titel "Gemeinsame europäische Werte - Fiktion oder
Wirklichkeit?" richtet Prof. Dr. Angelika Nußberger am 19. November
2018 in ihrem Vortrag den Fokus darauf, dass auch Selbstverständliches
in Frage gestellt werden kann. Eine Vielzahl von Verträgen lassen sich
aufzählen, die ein rechtsstaatliches, gemeinsamen Grundwerten
verpflichtetes Europa formen: die Römischen Verträge und ihre mit
Städtenamen wie Maastricht und Lissabon verbundenen Neuauflagen, die
Satzung des Europarats, die Europäische Menschenrechtskonvention und
ihre Protokolle. Sie alle verweisen auf ein europäisches Erbe, auf
gemeinsame Traditionen. Im Mittelpunkt stehen die Menschenrechte, die
nicht nur als Lippenbekenntnisse, sondern als gegen den Staat
einforderbare Rechte verstanden werden. War es eine Fiktion, für
Europa gemeinsame Klammern zu definieren - Rechtsstaat, Demokratie,
Sozialstaat? Sind diese Klammern so locker, dass darunter letztlich
alles zu fassen ist? Oder bricht nach Jahrzehnten auseinander, was
bereits gut zusammengefügt zu sein schien?

Prof. Dr. Angelika Nußberger ist seit Februar 2017 Vizepräsidentin des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte in Straßburg. Sie wurde
von der Parlamentarischen Versammlung des Europarats im Jahr 2010 als
deutsche Richterin für ein neunjähriges Mandat gewählt und trat ihr
Amt im Januar 2011 an. Vor ihrer Tätigkeit in Straßburg war sie u. a.
Prorektorin für Akademische Karriere, Diversität und Internationales
an der Universität zu Köln und stellvertretendes Mitglied der
Venedig-Kommission des Europarats. Im Jahr 2010 wurde ihr die
Ehrendoktorwürde der Staatlichen Universität Tiflis verliehen; 2015
hat sie den Schader-Preis erhalten. Sie ist Mitglied der Ständigen
Deputation des Deutschen Juristentags, des Präsidiums des Instituts
für Rechtspolitik, des Senats der Schader-Stiftung, des Kuratoriums
des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales
Strafrecht und der Deutschen Staatsrechtslehrervereinigung sowie
Alumna der Studienstiftung des Deutschen Volkes.

Termin

19. November 2018 - Prof. Dr. Angelika Nußberger

Gemeinsame europäische Werte - Fiktion oder Wirklichkeit?

Weitere Termine

10. Dezember 2018 - Dr. Emmanuel Alloa

Wider die Silikonisierung Europas: Plädoyer für eine andere digitale Öffentlichkeit

21. Januar 2019 - Prof. Dr. Peter-André Alt

Universitäten für Europa

28. Januar 2019 - Prof. Dr. Steffen Mau

Europäische Vergesellschaftung: Das Europa der Leute

7. Februar (Donnerstag) 2019 - Lesung und Autorengespräch - Navid Kermani

Entlang den Gräben. Eine Reise durch das östliche Europa bis nach Isfahan

Alle Vorträge finden jeweils um 19.15 Uhr in der Aula im
Universitätshauptgebäude, Ludwigstraße 23, 35390 Gießen, statt.
Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-giessen.de/ringvorlesung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 14.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2342: Preisvergleichsseiten im Internet - Wechselunwillige Verbraucher zahlen die Zeche (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 14.11.2018

Preisvergleichsseiten im Internet - Wechselunwillige Verbraucher zahlen
die Zeche



Die Marktliberalisierung im deutschen Strommarkt hat der Monopolstellung
der lokalen Stromversorger vor 20 Jahren ein Ende gesetzt und damit
Endverbrauchern/-innen den Wechsel zu anderen Versorgern ermöglicht. Trotz
dieser Liberalisierung erhöhen die Grundversorger ihren
Grundversorgungstarif, wenn Verbraucher/innen vermehrt nach günstigeren
Tarifen im Internet suchen, und senken gleichzeitig die Preise für die von
ihnen ebenfalls angebotenen Tarife außerhalb der Grundversorgung. Diese
Preise liegen dennoch deutlich über den Tarifen der Wettbewerber.

Verbraucher/innen, die vermehrt nach günstigeren Stromanbietern im
Internet suchen, profitieren von diesem Verhalten und günstigeren
Strompreisen, während Verbraucher/innen, die im teuren
Grundversorgungstarif bleiben, draufzahlen. Zu diesem Ergebnis kommt eine
Studie des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim,
gemeinsam mit der MINES ParisTech, der Universität Wien sowie der WU Wien,
die auf Daten des Unternehmens Ene't zur deutschen Energiewirtschaft fußt.

Seit der Marktliberalisierung werden Verbraucher/innen zunächst
automatisch von ihrem jeweiligen lokalen Grundversorger zum
Grundversorgungstarif mit Strom beliefert. Im Durchschnitt haben
Endverbraucher/innen im Grundversorgungstarif jährlich 1.006 Euro im
Beobachtungszeitraum der Studie von 2010 bis 2015 gezahlt. Allerdings
können sich Verbraucher/innen informieren - etwa auf Preisvergleichsseiten
- und für einen anderen, günstigeren Tarif bei ihrem lokal etablierten
Stromversorger entscheiden oder zu einem anderen Anbieter wechseln. Die
online über Vergleichsseiten gefundenen Durchschnittspreise lagen im
Beobachtungszeitraum mit 929 Euro jährlich für den günstigeren Tarif des
Grundversorgers und 808 Euro für Tarife konkurrierender anderer
Stromanbieter deutlich unter dem Grundversorgungstarif.

Die Wissenschaftler zeigen weiter, dass Grundversorger auf verstärkte
Online-Suchaktivitäten der Verbraucher/innen auf Preisvergleichsseiten mit
einer Erhöhung des Grundversorgungstarifs, gleichzeitig aber auch mit
einer Senkung ihres günstigeren Tarifs, reagieren. Steigen die
Suchaktivitäten der Konsumenten/-innen im Internet um zehn Prozent, so
erhöhen die Grundversorger ihren Grundversorgungstarif um 0,38 Prozent und
senken ihren kompetitiveren Tarif um 1,16 Prozent. Hingegen fallen die
bereits günstigen Tarife anderer Stromanbieter dann nur leicht um 0,32
Prozent.

Zudem wächst die Preisstreuung mit der Intensität der Onlinesuche: Bei
einer zehnprozentigen Zunahme der Suchaktivitäten der Verbraucher/innen im
Internet, klaffen Grundversorgungstarife und Tarife anderer Anbieter um
2,7 Prozent auseinander. Die Preisdiskriminierung der Grundversorger, also
die Differenz zwischen ihren Grundversorgungstarifen und ihrem günstigen
Tarif, steigt dann sogar auf 13,7 Prozent. Zudem reduziert sich die
Differenz zwischen den kompetitiveren Preisen der Grundversorger und den
Preisen der Wettbewerber dann um 13,6 Prozent.

"Grundversorger haben natürlich einen starken Anreiz, wechselwillige
Kunden/innen davon abzuhalten, zu einem anderen Anbieter zu wechseln,
indem sie selbst einen günstigeren Preis als den Grundversorgungstarif
anbieten. Je höher der Anteil der wechselwilligen Kunden/innen ist -
ökonomisch wird dann von niedrigeren Suchkosten gesprochen -, desto
niedriger setzen die Grundversorger ihren günstigeren Preis an. Im
Gegenzug erhöhen sie dann jedoch den Grundversorgungstarif, um mehr an
Kunden/innen mit hohen Suchkosten, also Kunden/innen, bei denen ein
Wechsel zu einem günstigeren Anbieter unwahrscheinlich ist, zu verdienen.
Dies sind zum Beispiel ältere Menschen, die weniger vertraut mit dem
Internet und Preisvergleichsseiten sind", erklärt Dr. Sven Heim,
ZEW-Forschungsprofessor im Forschungsbereich "Innovationsökonomik und
Unternehmensdynamik" und Ko-Autor der Studie.

Trotz dieser Preisstrategien der Stromversorgungsunternehmen sind viele
Kunden/-innen loyal: Im Jahr 2015 blieben weiterhin 76 Prozent der
privaten Haushalte bei ihrem Grundversorger. Von diesen zahlten 33 Prozent
den teuren Grundversorgungstarif und 43 Prozent hatten auf einen
günstigeren Tarif des Grundversorgers umgestellt. Nur 24 Prozent der
Kunden/-innen wechselten bis dahin von ihrem Grundversorger zu einem
anderen, günstigeren Anbieter. Dabei ist ein Wechsel für Haushalte kaum
mit Umständen verbunden, da der neue Stromversorger die Ummeldung
übernimmt. Zudem ist ein Wechsel finanziell lukrativ: Bei einem
durchschnittlichen Zwei-Personen Haushalt in Deutschland sinken die
jährlichen Stromkosten mit einem Wechsel vom Grundversorger zu einem
Wettbewerber um durchschnittlich 200 Euro.

Die Deutschen scheinen dem Trend des Wechselns zu folgen: In den Jahren
2006 bis 2014 ist der Anteil der deutschen Haushalte, die den
Stromanbieter wechselten, von 1,71 Prozent auf 9,38 Prozent gestiegen. "Je
mehr Konsumenten/-innen nach günstigeren Stromanbietern im Internet
suchen, desto mehr können auch von günstigeren Strompreisen profitieren.
Draufzahlen müssen dann allerdings die Verbraucher/innen, die im teuren
Grundversorgungstarif bleiben. Die Möglichkeit den Stromanbieter zu
wechseln, führt also zu Gewinnern und Verlierern unter den
Verbrauchern/-innen", so Sven Heim.


Originalpublikation:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp18042.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW), 14.11.2018
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GEWERKSCHAFT/1734: Eurowings GmbH - ver.di lehnt Tarifangebot ab (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. November 2018

Eurowings GmbH: ver.di lehnt Tarifangebot ab und bereitet
Arbeitskampfmaßnahmen vor



Berlin - Die Tarifverhandlungen zwischen der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Lufthansa-Airline
Eurowings GmbH für die rund 1.000 Kabinenbeschäftigten haben auch
nach monatelangen Verhandlungen zu keinem Ergebnis geführt. Die
ver.di-Tarifkommission hat daher nach internen Beratungen das Angebot
der Arbeitgeberseite abgelehnt und bereitet sich nun auf
Arbeitskampfmaßnahmen vor.

"In den letzten Verhandlungsrunden konnte keine entscheidende
Annäherung erzielt werden. Die Situation ist für die Beschäftigten
nicht mehr länger tragbar. Sie arbeiten am Limit und erhalten keine
Klarheiten über die angewendeten Einsatzbedingungen", betont
ver.di-Verhandlungsführer Volker Nüsse.

In dem Tarifkonflikt stehen die Einsatzbedingungen der Beschäftigten
und die Verlässlichkeit der Dienstpläne im Mittelpunkt. Hierzu wendet
die Airline seit Monaten neue Regelungen ohne tarifliche Grundlage
an. Diese neuen Einsatzbedingungen widersprechen allerdings dem
ver.di-Tarifvertrag und führen zu häufigen Dienstplanänderungen und
bis zu 18 Stunden langen Diensten aus dem Standby.

"Das Tarifchaos bei Eurowings ist nicht mehr überschaubar, kein
Beschäftigter weiß, welche Regelungen für ihn gelten. Die
Flugbegleiter haben ein Recht auf planbare Freizeit und verlässliche
Dienstpläne. Sie arbeiten jeden Tag mit vollem Einsatz und haben
damit zum Wachstum der Eurowings erheblich beigetragen. Als Dank
ernten sie nun die Forderung nach weitgehenden Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen."

Für den nächsten Verhandlungstermin Anfang Dezember hat die Eurowings
gegenüber ver.di schon vorab angekündigt, keine der avisierten
Verschlechterungen zurücknehmen zu wollen. "Damit provoziert die
Eurowings Streiks. Am Verhandlungstisch geht es offenbar nicht
weiter, deshalb werden wir Arbeitskampfmaßnahmen vorbereiten", so
Nüsse.

In dem Tarifstreit geht es auch um die Neuwahl der Personalvertretung
für die Kabinenbeschäftigten. Aufgrund der Einschränkungen für
fliegendes Personal im Betriebsverfassungsgesetz ist ein Tarifvertrag
für die Wahl einer Vertretung notwendig. Eurowings besteht in den
Verhandlungen auf starke Einschränkungen gegenüber dem Gesetz. Nach
dem Gesetz sind beispielsweise 15 Vertreter vorgesehen, Eurowings
will allerdings nur 9 Mitglieder für die Vertretung zulassen. Und
diese können dann nur unter starker Beschneidung der
Mitbestimmungsrechte tätig werden. Derzeit wird eine Gesetzesänderung
diskutiert, die auch Flugpersonal die vollen Rechte des Gesetzes
zukommen lassen soll. "Es ist erschreckend, wie weit diese Airline im
Lufthansa-Konzern unterhalb der gesetzlichen Standards fliegt. Das
Management sollte die Zeichen der Zeit erkennen und den Beschäftigten
die volle Mitbestimmung zugestehen", betont der Gewerkschafter.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001
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GEWERKSCHAFT/1733: Betriebsratsgarantie - Großer Erfolg für ver.di und die Beschäftigten bei Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
15. November 2018

ver.di begrüßt Betriebsratsgarantie der Bundesregierung:

Bsirske: Großer Erfolg für ver.di und die Beschäftigten bei Ryanair -
Arbeitsminister Heil hat Wort gehalten



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt den
heutigen Beschluss des Bundeskabinetts (15. November 2018), wonach
künftig auch fliegendes Personal uneingeschränkt einen Betriebsrat
gründen kann. "Diese Betriebsratsgarantie schützt Crewmitglieder vor
der Willkür der mittlerweile immer zahlreicher werdenden
Billigflieger, die prekär beschäftigen und bezahlen" sagte der
ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. Bundesarbeitsminister Hubertus Heil
hätte Wort gehalten, nachdem er die Klagen der Beschäftigten von
Ryanair in Berlin und Frankfurt in persönlichen Gesprächen gehört
habe. "Das zeigt: Wenn Gewerkschaften Druck machen und Politiker den
Menschen zuhören, dann hat arbeitnehmerfreundliche Politik eine
Chance. ver.di und die Beschäftigten von Ryanair haben hier einen
großen Erfolg errungen", so Bsirske.

Der Kabinettsbeschluss erfolgte wenige Tage nachdem die
ver.di-Tarifkommission die vereinbarten Eckpunkte für einen
Tarifvertrag mit Ryanair angenommen hatte. Die irische
Billigfluggesellschaft hatte dabei allerdings die Einrichtung eines
Betriebsrates abgelehnt. "Das ist ein Riesenerfolg für ver.di, die
Ryanair-Beschäftigten und die gesamte Branche. Mit der
Betriebsratsgarantie der Bundesregierung können die
Ryanair-Kabinenmitglieder Betriebsräte gründen, ob Ryanair das passt
oder nicht", so Christine Behle, im ver.di-Bundesvorstand zuständig
für den Flugverkehr.

Die aus den 70er Jahren stammenden Regelungen im
Betriebsverfassungsgesetz sehen Betriebsräte für fliegendes Personal
nur dann vor, wenn dies ausdrücklich in einem Tarifvertrag vereinbart
wird. Fehlende Kommunikationsmöglichkeiten in Zeiten ohne Tablets und
Smartphones, aber auch sehr gute Löhne in mehrheitlich staatlich
betriebenen Airlines taten damals ihr Übriges. Mit dem Aufkommen von
Billigairlines ist die materielle Basis von fliegendem Personal
allerdings drastisch verschlechtert worden und internationale
Konzerne respektieren die sozialpartnerschaftliche Tradition in
Deutschland meist nicht, so dass Gewerkschaften und
Betriebsratsgründungen sehr oft behindert werden. Eine gesetzliche
Betriebsratsgarantie gibt den Beschäftigten künftig die Chance, auch
in diesen Airlines ihre Interessen zu vertreten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15.11.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle
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MELDUNG/836: Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im November 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 14. November 2018

Die wirtschaftliche Lage in Deutschland im November 2018




	Sondereffekte führen im dritten Quartal zu einer Unterbrechung des Aufschwungs. Ursache war die WLTP-Problematik in der Kfz-Industrie. Mit Auflösung dieser Sondereffekte wird sich der Aufschwung der deutschen Wirtschaft fortsetzen.

	Die Erzeugung des Produzierenden Gewerbes war im dritten Quartal insbesondere aufgrund dieses Sondereffekts rückläufig. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe stiegen in den beiden letzten Monaten wieder an, der Auftragsbestand ist weiterhin sehr hoch. Das Baugewerbe befindet sich in der Hochkonjunktur.

	Die Entwicklung der Einkommen und die Konsumnachfrage der privaten Haushalte bleiben aufwärtsgerichtet. Auch die Stimmung im Handel ist gut.

	Die positiven Entwicklungen bei Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit halten an. Strukturelle Probleme am Arbeitsmarkt bleiben Herausforderungen.



Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft wurde im dritten Quartal nur
unterbrochen. Das Bruttoinlandsprodukt fiel preis-, kalender- und
saisonbereinigt um 0,2 % niedriger aus als im Vorquartal. [1] [2]

Geprägt war das dritte Quartal nach den vorliegenden Indikatoren durch
einen schwachen privaten Konsum, starke Importe, die einen negativen
Wachstumsbeitrag des Außenhandels bewirkten, sowie durch einen
spürbaren Lageraufbau. Der Grund für die schwache Gesamtentwicklung
war im Wesentlichen die WLTP-Problematik in der Kfz-Industrie. Die
verbindliche Umstellung auf den neuen Prüfzyklus hat einen
Zulassungsstau ausgelöst. Die Industrie konzentrierte ihre Produktion
auf die bereits zugelassenen Typen und die privaten Haushalte im In-
und Ausland warteten mit ihren Käufen ab. Das Bruttoinlandsprodukt
dürfte dadurch im dritten Quartal um bis zu 0,4 Prozentpunkte gedämpft
worden sein. Bei der WLTP-Problematik handelt es sich um ein
temporäres Phänomen. Mit zunehmender Auflösung des Zulassungsstaus
wird sich der Aufschwung bereits im Jahresschlussquartal fortsetzen.
Die Indikatoren für die Industrie und für die Gesamtwirtschaft, aber
auch die Entwicklung im außenwirtschaftlichen Umfeld unterstreichen
dies. Die Konjunktur in der europäischen Union blieb im dritten
Quartal aufwärtsgerichtet und die amerikanische Wirtschaft boomt. Die
Weltwirtschaft befindet sich trotz aller Missklänge im Aufschwung.

Die Signale aus dem weltwirtschaftlichen Umfeld fallen allerdings
gemischt aus. Die industrielle Erzeugung weist global zwar weiterhin
eine etwas geringere Dynamik auf als im vergangenen Jahr, der
Welthandel scheint aber die Delle aus dem schwächeren zweiten Quartal
durchschritten zu haben. Der IHS Markit Global Composite PMI erhöhte
sich im Oktober nach drei Rückgängen in Folge getrieben von den
Dienstleistungen, während der ifo Index zum Weltwirtschaftsklima für
das vierte Quartal 2018 eine sehr gedämpfte Stimmung wiedergibt. Auch
die internationalen Organisationen gehen in ihren Herbstprognosen
weiter von einer zwar positiven, aber gegenüber früheren
Einschätzungen abgeschwächten Entwicklung der Weltwirtschaft aus.

Die gegenwärtig gemischten Signale der Außenwirtschaft spiegeln sich
auch in den Zahlen zu den deutschen Ausfuhren von Waren und
Dienstleistungen wider. Im September gingen die Exporte
saisonbereinigt und in jeweiligen Preisen leicht um 0,9 % zurück. Im
dritten Quartal blieben die Ausfuhren nominal konstant. Preisbereinigt
sind sie jedoch zurückgegangen. Die ifo Exporterwartungen sind auf den
niedrigsten Wert dieses Jahres gesunken und deuten nicht auf eine
deutliche Belebung der Ausfuhren hin. Die nominalen Importe von Waren
und Dienstleistungen nahmen im September erneut saisonbereinigt ab
(-1,3 %). Im dritten Quartal ergibt sich jedoch aufgrund des starken
Julis ein Anstieg der Importe um 2,9 %. Auch preisbereinigt dürften
sie sich trotz steigender Importpreise noch deutlich positiv
entwickelt haben.

Im Produzierenden Gewerbe nahm die Produktion im dritten Quartal um
0,9 % ab. Den Ausschlag hierfür gab eine temporäre Schwächephase in
der Industrie, die nahezu vollständig auf die Kfz-Industrie
zurückging. Zuletzt im September blieb die Industrieerzeugung
unverändert, im dritten Quartal verringerte sie sich jedoch um 1,4 %.
Die Produktion im Baugewerbe hingegen verzeichnete im
Quartalsvergleich einen Zuwachs von 0,5 %. Die Auftragseingänge im
Verarbeitenden Gewerbe nahmen im September gegenüber dem Vormonat um
0,3 % zu, nach einem Plus von 2,5 % im August. Im Quartalsvergleich
kam es indes zu einem Rückgang um 1,0 %. Im Zuge der schrittweisen
Auflösung des Zulassungsstaus wegen der Umstellung auf den neuen
Testzyklus WLTP für Pkw dürfte sich die Industrieproduktion zum
Jahresende hin wieder beleben. Dafür spricht auch das sehr gute
Auftragspolster mit einer Reichweite von 5,5 Monaten. Das Baugewerbe
arbeitet nahe seiner Kapazitätsgrenzen, sein Boom dürfte anhalten.

Die gute Entwicklung des Arbeitsmarkts und kräftige Lohnzuwächse
sorgen dafür, dass der private Konsum grundsätzlich eine wichtige
Stütze der deutschen Konjunktur bleibt. Am aktuellen Rand deuten die
Umsätze im Einzelhandel jedoch auf eine etwas langsamere Gangart im
dritten Quartal hin. Der leichte Zuwachs im September um 0,1 % reichte
nicht aus, um das dritte Quartal (-1,0 %) positiv abzuschließen. Auch
die Umsätze im Kfz-Handel gingen Stand August leicht zurück. Vor dem
Hintergrund der WLTP-Problematik waren die Neuzulassungen von Pkw bei
privaten Haltergruppen im dritten Quartal schwach. Erst im Oktober
stiegen die Neuzulassungen privater Kfz wieder deutlich an. Für eine
positive Entwicklung des privaten Konsums in den kommenden Monaten
spricht weiterhin der Anstieg der Einkommen. Die Stimmungsindikatoren
zeigen derzeit ein gemischtes Bild. Das ifo Geschäftsklima für den
Einzelhandel verschlechterte sich im Oktober, während das Konsumklima
der Verbraucher zuletzt stabil blieb.

Vom Arbeitsmarkt kommen unverändert positive Nachrichten. Die
Erwerbstätigkeit erreichte im September den neuen Höchstwert von 45,2
Mio. Personen. Das ist auf die kräftige Zunahme der
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung zurückzuführen. Gegenüber
August erhöhte sich die Erwerbstätigkeit saisonbereinigt um 39.000
Personen. Bei der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung lag der
Zuwachs im August mit 56.000 Personen leicht über dem
durchschnittlichen Niveau der letzten sechs Monate. Die
Frühindikatoren unterstreichen die anhaltend starke Nachfrage der
Unternehmen nach Arbeitskräften. Die Zahl der Arbeitslosen sank im
Oktober saisonbereinigt um 11.000 Personen; in Ursprungszahlen
verringerte sie sich mit der einsetzenden Herbstbelebung auf 2,2 Mio.
Personen. Die Langzeitarbeitslosigkeit geht weiter zurück. Ihre
weitere Zurückdrängung und die Stärkung der Wirtschaftskraft
strukturschwacher Regionen bleiben Herausforderungen.

Hinweis:

Eine ausführliche Darstellung und Kommentierung der wirtschaftlichen
Lage und Entwicklung wird in der Dezember-Ausgabe des Monatsberichts
"Schlaglichter der Wirtschaftspolitik" veröffentlicht. Diese Ausgabe
wird voraussichtlich am Ende der 48. Kalenderwoche 2018 auf der
Internetseite des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zu
finden sein.

[1] Schnellmeldung des Statistischen Bundesamts zur Entwicklung des
Bruttoinlandsprodukts im dritten Quartal 2018 vom 14. November 2018.

[2] In diesem Bericht werden Daten verwendet, die bis zum 14. November
2018 vorlagen. Soweit nicht anders vermerkt, handelt es sich um
Veränderungsraten gegenüber der jeweiligen Vorperiode auf Basis
preisbereinigter und kalender- und saisonbereinigter Daten.
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UNTERNEHMEN/2742: Geteilter Chefposten - So gelingt Jobsharing unter Führungskräften (idw)


International School of Management (ISM) - 14.11.2018

Geteilter Chefposten: So gelingt Jobsharing unter Führungskräften



Führungskräfte sind Workaholics, die nur ungern Verantwortung abgeben -
so jedenfalls das gängige Klischee. Dabei suchen auch Manager nach
Möglichkeiten, mehr Zeit mit der Familie zu verbringen oder ältere
Angehörige zu unterstützen. Geteilte Führung könnte ein Lösungsweg sein,
um Beruf und Privatleben in Einklang zu bringen. Ein Team der
International School of Management (ISM) hat jetzt untersucht, welche
Voraussetzungen Führungsduos mitbringen und welche Rahmenbedingungen die
Unternehmen schaffen müssen, damit das Prinzip aufgeht.

Zwei Führungskräfte teilen sich eine Vollzeitstelle - dieses Arbeitsmodell
findet man bisher nur selten in deutschen Unternehmen. Dabei liegen
flexible Arbeitszeiten absolut im Trend bei Arbeitnehmern. "Das Thema
Work-Life-Balance ist natürlich nicht nur für den normalen Angestellten
wichtig, sondern auch für diejenigen in Führungspositionen", erklärt Prof.
Dr. Ricarda Merkwitz von der ISM München. "Spannend wird geteilte Führung
gerade für Frauen in leitender Funktion, die Kind und Beruf unter einen
Hut bringen möchten. Für sie ist die klassische Teilzeit leider oft ein
Karrierekiller." Ihr Kollege Prof. Dr. Götz Walter sieht noch einen
weiteren Vorteil: "Im Vergleich zur klassischen Teilzeit schätzen wir die
Karrierechancen in diesem Modell deutlich höher ein. Zum einen bleibt mehr
Zeit, um sich fachlich weiterzuentwickeln und zum anderen profitieren die
Tandempartner im besten Fall durch die gegenseitige kritische Reflexion
voneinander. Diese Kontrolle fehlt bei Führungskräften häufig."

Doch ganz von alleine wird sich der Erfolg geteilter Führung nicht
einstellen. Insgesamt drei große Baustellen identifizieren die Forscher
der ISM.

Erfolg hängt stark von Persönlichkeiten ab: Alphatiere werden das Modell
geteilte Führung zum Scheitern bringen. Denn was Führungsduos mitbringen
müssen, sind Kooperationswille, ein gutes Konfliktmanagement und
Kommunikationsstärke. Beide Partner müssen sich vertrauen und ein
ähnliches Verständnis für den Umgang mit Menschen haben.

Die richtige Arbeitsaufteilung finden: Die Aufgaben sollten beide
Führungskräfte nicht strikt untereinander aufteilen, schließlich ist ein
großer Pluspunkt geteilter Führung, dass sich Stärken und Schwächen der
Partner ausgleichen. Vielmehr sollten beide Seiten in wichtige Projekte
eingebunden sein und an Meetings gemeinsam teilnehmen. Eine gute
Kommunikation untereinander ist oft entscheidend dafür, ob geteilte
Führung in der Praxis gelingen kann.

Akzeptanz im Unternehmen: Die Geschäftsleitung muss hinter dem Modell
stehen - sonst geht es nicht. Denn im ersten Schritt sind geteilte
Führungspositionen mit einem finanziellen Mehraufwand für das Unternehmen
verbunden. Außerdem muss das Modell fest in der Unternehmenskultur
verankert sein - das fällt häufig den klassischen hierarchisch
strukturierten Unternehmen schwer.


Hintergrund:

Die International School of Management (ISM) zählt zu den führenden
privaten Wirtschaftshochschulen in Deutschland. In den einschlägigen
Hochschulrankings rangiert die ISM regelmäßig an vorderster Stelle.

Die ISM hat Standorte in Dortmund, Frankfurt/Main, München, Hamburg, Köln
und Stuttgart. An der staatlich anerkannten, privaten Hochschule in
gemeinnütziger Trägerschaft wird der Führungsnachwuchs für international
orientierte Wirtschaftsunternehmen in kompakten, anwendungsbezogenen
Studiengängen ausgebildet. Alle Studiengänge der ISM zeichnen sich durch
Internationalität und hohe Lehrqualität aus. Projekte in Kleingruppen
gehören ebenso zum Hochschulalltag wie integrierte Auslandssemester und
-module an einer der über 175 Partneruniversitäten der ISM.

Originalpublikation:

Schubert, Laura / Walter, Götz / Fischer, Dana / Merkwitz, Ricarda
(2018):

Shared Leadership - Erfolgsfaktoren und Herausforderungen geteilter
Führungspositionen.

In: Matusiewicz/Nürnberg/Nobis (Hrsg.): Gesundheit und Arbeit 4.0.
Wenn Digitalisierung auf Mitarbeitergesundheit trifft.

Heidelberg: medhochwei, S. 139-149

Weitere Informationen unter:

https://www.ism.de/

- Mehr Informationen zur ISM

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution355
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VERKEHR/1546: Lieferung per Lastenrad - Einzelhandelslogistik umweltfreundlich gestalten (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 14.11.2018

Lieferung per Lastenrad: Einzelhandelslogistik umweltfreundlich
gestalten



Wie können Lastenräder in der Einzelhandelslogistik wirtschaftlich zum
Einsatz kommen? Mit Hilfe von Potenzialanalysen und Feldversuchen wollen
Forschende der Bergischen Universität eine Antwort auf diese Frage finden.
Den Rahmen bildet das Projekt "Logistische Optimierung der
City-Belieferung mit Lastenrädern" (LOOP).

"Bislang kommen Lastenräder nur in Nischen zum Einsatz - beispielsweise
bei Kurierdiensten oder Essenslieferungen", erklärt Projektleiter Prof.
Dr.-Ing. Bert Leerkamp vom Lehr- und Forschungsgebiet Güterverkehrsplanung
und Transportlogistik. "Wir wollen mittelständischen Stückgutspeditionen
den Einsatz der Räder nahebringen und dadurch Umweltbelastungen in Städten
reduzieren, die verkehrliche Erreichbarkeit von Innenstädten verbessern
und den stationären Einzelhandel stärken."

In einem ersten Schritt wollen die Wissenschaftler zusammen mit dem
mittelständischen Düsseldorfer Speditionsunternehmen ABC-Logistik dessen
innovatives Logistikkonzept ausbauen. Es bewältigt das bislang ungelöste
Problem der empfängerseitigen Sendungsbündelung beim Einzelhandel.
"Momentan werden Einzelhändler unkoordiniert von mehreren Quellen wie
Produzenten oder Großhändlern beliefert und beliefern selbst meist ebenso
unkoordiniert ihre Endkunden", so Prof. Dr. Leerkamp. Die Folge: Es finden
mehr Lieferfahrten als nötig statt, und die Ladengeschäfte sind mit der
Warenannahme stark belastet. In Düsseldorf kooperieren dagegen immer mehr
Einzelhändler mit dem Stückgut-Logistiker ABC. Die Sendungen von
Produzenten und Großhandel werden zu einem Lager im Düsseldorfer Hafen
transportiert und dort konsolidiert. Auf der letzten Meile in die City
kommen bereits Elektrofahrzeuge und künftig auch Lastenräder zum Einsatz.
Auf diese Weise würden die teilnehmenden Einzelhändler mit allen für sie
bestimmten Sendungen nur einmal pro Liefertag/Tag angefahren werden.

Ob sich der Einsatz von Lastenrädern in der Praxis bewährt, soll sowohl in
Düsseldorf als auch in Wuppertal getestet werden. Für Wuppertal werden mit
Unterstützung der Wirtschaftsförderung Wuppertal Händler gesucht, die sich
ebenfalls an dem Projekt beteiligen wollen.

"Logistische Optimierung der City-Belieferung mit Lastenrädern" (LOOP)
wird aus Mitteln zur Umsetzung des Nationalen Radverkehrsplans 2020 durch
das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur gefördert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, 14.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2150: Abschluss der EKD-Synode - "Weiter sehen - Evangelische Kirche verändert sich" (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 14.11.2018

Abschluss der EKD-Synode

"Weiter sehen - Evangelische Kirche verändert sich"



Mit einem Abschlussgottesdienst in der Augustinerkirche in Würzburg ist am
heutigen Mittwoch, 14. November, die 5. Tagung der 12. Synode der
Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) zu Ende gegangen. Zuvor hatte das
Kirchenparlament einen Beschluss zum Schwerpunktthema "Glaube junger
Menschen" gefasst. In einem einstimmig verabschiedeten Beschluss unter dem
Titel "Weiter sehen - Evangelische Kirche verändert sich", wurden wichtige
Aufgaben für die künftige Gestaltung der Kirche benannt. Dazu etwa die
stärkere Beteiligung von jungen Menschen an Leitungsaufgaben, die weitere
Öffnung der Kirchenmusik für Popularmusik und die Weiterentwicklung von
freiwilligem Engagement. "Wir sehen, dass viele junge Erwachsene eigene
Erfahrungen und Ideen für die Gestaltung des Miteinanders in Kirche haben.
Dieses Potential soll künftig besser genutzt werden", sagte die Präses der
Synode Irmgard Schwaetzer. "Die Weitergabe des Evangeliums ist gemeinsame
Aufgabe aller Glaubenden." Dabei biete insbesondere die Digitalisierung
Chancen, Kirche neu zu beleben und außerhalb der Kirchenmauern ins Gespräch
zu kommen.

Entschlossen hat sich die Synode hinsichtlich der Aufarbeitung und
Prävention von sexualisierter Gewalt gezeigt. Von dieser Tagung gehe ein
deutliches Signal aus, hinter das es kein Zurück gebe, so Schwaetzer:
"Sexualisierte Gewalt darf in dieser Kirche keinen Raum haben. Die
Evangelische Kirche ist sich ihrer Schuld bewusst, sie stellt sich ihrer
Verantwortung und will eine lückenlose Aufklärung und bestmögliche
Prävention. Ein am Dienstag vorgestellter 11-Punkte-Handlungsplan wurde
heute einstimmig von der Synode verabschiedet.

Die Tagung in Würzburg setzte aber auch politische Signale: So hat sich die
Synode u. a. auch zur Kirchenasylpraxis geäußert. Demnach hält sie die von
der Innenministerkonferenz beschlossene Verlängerung der Überstellungsfrist
für Schutzsuchende im Kirchenasyl, deren Aufenthaltsort bekannt ist, für
rechtswidrig. Schließlich erneuerte die EKD-Synode auch ihr Votum für einen
Ausstieg aus der Kohle. "Die Synode fordert die politisch Verantwortlichen
auf, den mit dem Kohleausstieg verbundenen Strukturwandel konsequent
sozialverträglich zu gestalten sowie für die betroffenen Regionen
Perspektiven zu eröffnen", heißt es in einer entsprechenden Erklärung.
Zudem forderte die Synode, eine bessere Unterstützung für junge volljährige
Geflüchtete.

Die Beschlüsse der Synode sind im Internet unter

www.ekd.de/beschluessesynode2018 einsehbar.

Würzburg, 14. November 2018



Über die Synode der EKD: Die Synode der EKD ist neben Rat und
Kirchenkonferenz eines der drei Leitungsorgane der EKD. Sie tagt vom 11.
bis 14. November in Würzburg. Nach der Grundordnung der EKD besteht die 12.
Synode aus 120 Mitgliedern. Zu den Aufgaben der Synode zählen die
Erarbeitung von Kundgebungen und Beschlüssen zu Fragen der Zeit sowie die
Begleitung der Arbeit des Rates der EKD durch Richtlinien. Die Synode berät
und beschließt aber auch den Haushalt und die Kirchengesetze. Geleitet wird
die Synode vom Präsidium unter dem Vorsitz von Präses Irmgard Schwaetzer.
Sie ist zugleich Mitglied des 15-köpfigen Rates der EKD. Vorsitzender des
Rates der EKD ist Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm. Die EKD ist die
Gemeinschaft von 20 lutherischen, reformierten und unierten Landeskirchen.
21,5 Millionen evangelische Christinnen und Christen in Deutschland gehören
zu einer der 13.900 Kirchengemeinden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 154/2018 vom 14.11.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06747: Spinnenfeines Netz (SB)


Der zartgliedrige Wassily Smyslow konnte zwar nur für ein Jahr auf dem
Weltmeisterthron Platz nehmen, aber dennoch gab es in der
Schachgeschichte nur wenige Großmeister mit einem solch einzigartigen
Gespür für die versteckten Möglichkeiten in einer Schachpartie.
Smyslow war, übertragen auf die Welt der Musik, mit der er sich tief
verbunden fühlte, kein bombastischer Richard Wagner, sondern eher so
feinsinnig wie Claude Debussy. Alles war in zarten Linien angedeutet,
ohne daß es jedoch an Kraft und Dynamik gebrach. Nur bevorzugte
Smyslow nicht die Methode mit dem Holzhammer. Max Euwe schrieb einmal
über ihn: "Er erreicht sein Ziel nur weniger direkt, sondern sozusagen
'auf Schleichwegen', und deshalb ist Smyslow besonders gefährlich." Im
heutigen Rätsel der Sphinx pirschte sich Smyslow an seinen Landsmann
Michail Botwinnik heran, ganz leise, ohne daß dieser die Gefahr
herankommen sah, und dann, als Botwinnik unbedarfterweise zuletzt
1.Tc1-b1? gespielt hatte, fiel plötzlich der Schatten der Niederlage
auf ihn. Ein für Smyslow typischer Sieg, spinnenfein war das Netz, das
er über Botwinnik warf, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06747: Spinnenfeines Netz (SB)]



Botwinnik - Smyslow

Moskau 1954


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es geht nicht immer fair zu mit der Zeit, und Dan Cramling hätte sich
gewiß ein, zwei Minuten gewünscht, um mit 1...Se4-g3+ 2.Ke2-d3 Lb7xc8
3.Dd8xc8 e3-e2! seinen Gewinn zu realisieren.



Erstveröffentlichung am 16. November 2005

15. November 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/505: Gestresste wollen reden statt toben (idw)


Universität Trier - 14.11.2018

Gestresste wollen reden statt toben



Zeitdruck, Informationsflut, Streit - Stress kann viele Auslöser haben.
Doch wie beeinflusst Stress menschliches Sozialverhalten? Klar ist, dass
das Verhalten unter Stress von vielen verschiedenen Faktoren wie
beispielsweise Alter oder Geschlecht abhängig ist. Die Vermutung, Stress
könne sozialeres Verhalten auslösen, stand bereits länger im Raum. Nun
fand eine Forschergruppe der Universitäten Trier, Heidelberg, Freiburg und
Konstanz mithilfe des sogenannten Trierer Stress-Tests weitere Belege
dafür.

Konkret untersuchten die Psychologen, wie Frauen mit Stress umgehen.
Insgesamt nahmen 120 Studentinnen an einem Experiment teil, bei dem sie
einer akuten Stresssituation oder einer nicht-stressigen Kontrollbedingung
zugeteilt wurden. Währenddessen mussten sie soziale Entscheidungen
treffen. Ihr Verhalten hatte für sie selbst direkte Auswirkungen, aber
auch für die anderen Probandinnen. Dabei hat sich gezeigt, dass die
Teilnehmerinnen in der Stresssituation eher sozialen Kontakt gesucht haben
als beispielsweise aggressiv zu reagieren.

"Da es sich um ein Experiment unter Laborbedingungen handelt, können wir
daraus keine Eins-zu-eins-Schlüsse für das Verhalten im Alltag ziehen",
ordnet Dr. Bernadette von Dawans, Wissenschaftlerin in der Abteilung für
Biologische und Klinische Psychologie an der Universität Trier, die
Ergebnisse ein. "Aber unsere Funde deuten darauf hin, dass gestresste
Frauen zum Beispiel eher das Gespräch mit Freunden oder Familie suchen, um
sich über ihre Situation auszutauschen - zumindest wenn sie die
Gelegenheit dazu haben."

Ein ähnliches Verhalten konnten die Wissenschaftler in früheren
Untersuchungen bereits für Männer nachweisen. Ein weiterer spannender
Zusammenhang, den die aktuelle Studie andeutet: Frauen, die hormonell
verhüten, reagieren nicht ganz so sozial auf Stress wie Frauen, die andere
Verhütungsmethoden verwenden.

"Für uns als Wissenschaftler gibt es rund um Stress noch viel zu
erforschen", sagt Dr. Bernadette Dawans. Aktuell untersucht sie unter
anderem, wie Stress das Verhalten von Kindern beeinflusst und schult sie
gleichzeitig darin mit stressigen Phasen umzugehen.
Seit einigen Monaten gibt es an der Universität Trier eine spezialisierte
"Forschungsambulanz für Stress und Soziale Interaktion"
(www.stressambulanz.uni-trier.de), in deren Rahmen personalisierte
Verfahren zur Diagnostik, Prävention und Behandlung von Stress und
stressbedingten Erkrankungen entwickelt und evaluiert werden.


Originalpublikation:

Bernadette von Dawans, Beate Ditzen, Amalie Trueg, Urs Fischbacher, Markus
Heinrichs (2019):

Effects of acute stress on social behavior in women.

In: Psychoneuroendocrinology Volume 99, S. 137-144.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier, 14.11.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/103: Wien - "Gegen die Freiheit", Werk X, Premiere 27.11., Termine bis 11.1.2019


GEGEN DIE FREIHEIT ab 27. November im Werk X

WIENER WORTSTAETTEN 



Schon in den 80ern meinte der damalige österreichische Bundeskanzler
Fred Sinowatz, dass alles "sehr kompliziert" wäre. Dabei war die Welt
damals noch richtig übersichtlich im Vergleich zu heute. Was ist das
erst für eine Welt, in der wir heute leben? - Darauf können wir zwar
keine Antwort geben, wir sind schließlich nicht die "Antwortstaetten",
aber wir wollen Sie einladen, mit uns zusammen darüber nachzudenken.

Aus diesem Grund möchten wir Sie auf unsere nächste Produktion
aufmerksam machen: "Gegen die Freiheit / Contra la llibertat" des
katalanischen Autors Esteve Soler.

Das Stück übt scharfsinnige Kritik an den herrschenden Verhältnissen
in unserem ach so demokratischen Europa. Von seinem Vorbild Luis
Bunuel beeinflusst erzählt Esteve Soler in sieben surrealen Episoden
von menschlichen Abgründen und politischen Verhältnissen und
beleuchtet den Begriff der "Freiheit" aus unterschiedlichen
Perspektiven.

Freuen Sie sich auf ein spannendes Stück Gegenwartsdramatik eines der
erfolgreichsten katalanischen Autoren für Theater und Film.
Wir freuen uns, nicht nur die deutschsprachige, sondern die Europa-Premiere 
seines Stückes "Gegen die Freiheit" zu zeigen.

Gegen die Freiheit / Contra la Llibertat

von Esteve Soler

aus dem Katalanischen von Birgit Weilguny

Mit: Elisabeth Findeis, Saskia Klar, Burak Uzuncimen, Daniel Wagner,
Heinz Weixelbraun

Regie: Hans Escher

Ausstattung: Renato Uz

Musik: Alex Petkov

Dramaturgie: Bernhard Studlar

Regieassistenz: Ines Miro

Produktion: Martina Knoll

Premiere: 27. November 2018, 19:30 Uhr

Weitere Vorstellungen: 29.11./30.11./1.12.2018 & 9./10./11.1.2019, jeweils 19:30 Uhr

Am 29.11. findet im Anschluss an die Vorstellung ein Publikumsgespräch
in Anwesenheit des Autors statt.

Spielort: Werk X, Oswaldgasse 35 A, 1120 Wien

Karten: 20, erm. 18 / 16 / 10 Euro

Koproduktion der WIENER WORTSTAETTEN mit dem Werk X im Rahmen des
EU-Projekts "Fabulamundi. Playwriting Europe. Beyond Borders"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 13.11.2018

Wiener Wortstaetten.

E-Mail: wiener@wortstaetten.at

Internet: www.wortstaetten.at
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1233: Hamburg - "Kasimir und Karoline", Sprechwerk 23.+24.11.2018


Wiederaufnahme KASIMIR UND KAROLINE 

von Ödön von Horvath 

Regie: Aron H. Matthiasson

23. und 24. November 2018, 20 Uhr

Sprechwerk, Klaus-Groth-Straße 23, 20535 Hamburg



Die Weltwirtschaftskrise ist auf einem Höhepunkt.

Die Gesellschaft teilt sich in Gewinner und Verlierer.

Die Liebe zweier Individuen, die nicht zusammen zu passen scheint,
zerbröckelt.

"Ein Volksfest der Sinne" hüllt sich in den fluoreszierenden Nebel aus
Nationalismus und Gewalt seiner Beteiligten. "Heute wird sich
betrunken, sich taub gemacht und von kulturellen Verabredungen
verabschiedet. Morgen können wir reden!"

Kasimir und Karoline erscheinen wie Schießbudenfiguren, auf einem
Fest, dessen Regeln sie nicht verstehen. Welche Chance hat ihre Liebe
in einer von Kalkül, Ökonomie und diktierten Sehnsüchten bestimmten
Welt?

Produktion: Artrium: Lukas Scheja, Uta Scheja 

Regieassistenz: Christoph Plöhn, Amrit Sanders 

Kostüm und Maske: Lisa Wolfert, Kim Rosner, Alina Gitt 

Zusätzliche Departments: Ensemble des Artriums

Mit: Dennis Feuerhacke, Anna-Lea Geiszler, Sabine Ladzik, David
Alonso, Ingmar Grapenbrade, Aven, Fernando Ost, Yannick Niehoff,
Daniela Kruse, Sarah Ruth Feifel, Leonie Timman, Jarryd Alexander
Haynes, EIke Reinke, Jongilanga Isis Mopalami, Luca Pawelka und
Philipp Spielvogel.

Kartenpreise:

VVK: 19,40 Euro, ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren) 

AK: 21,00 Euro, ermäßigt 13,50 Euro

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





MELDUNG/376: Dr. Oetker geht beim Tierschutz voran (Albert Schweitzer Stiftung)


Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt - 14. November 2018

Nach Dialog mit Albert Schweitzer Stiftung: Dr. Oetker geht beim
Tierschutz voran



Dr. Oetker kündigte heute an, seinen Bezug von Hühnerfleisch bis 2026
vollständig auf strengere Standards umzustellen. Diese Erklärung geht auf
einen intensiven Austausch mit der Albert Schweitzer Stiftung für unsere
Mitwelt in den vergangenen Wochen zurück. Die Stiftung konnte das
Unternehmen dafür gewinnen, in einer öffentlichen Stellungnahme bekannt zu
geben, in Europa die Tierschutzstandards für seine Masthühner deutlich
anzuheben. Jetzt fordert die Stiftung von anderen Unternehmen, dem Vorbild
von Dr. Oetker zu folgen.

»Wir freuen uns über diesen wichtigen Schritt«, sagt Mahi Klosterhalfen,
Geschäftsführer der Albert Schweitzer Stiftung. »Das führt zu weiterer
Bewegung in der Branche und wird dazu beitragen, dass andere Unternehmen
dem Beispiel von Dr. Oetker folgen werden.«

Das Unternehmen führt mit dem Schritt seine 2016 eingeführten Maßnahmen für
höhere Tierschutzstandards konsequent weiter. Es wird bis spätestens 2026
für seine Produktion in Europa den Bezug von Hühnerfleisch von bislang 20 %
vollständig auf höhere Standards umstellen. Ab diesem Zeitpunkt wird Dr.
Oetker nur noch Hühnerfleisch einkaufen, das den Kriterien der Europäischen
Masthuhn-Forderung entspricht. Darauf hat sich das Unternehmen mit der
Albert Schweitzer Stiftung verständigt. Die Mindestkriterien der
Europäischen Masthuhn-Forderung tragen 28 Tierschutzorganisationen mit, um
die größten Probleme in der Hühnermast maßgeblich zu verringern. In den USA
haben bereits über 100 Unternehmen angekündigt, vergleichbare Kriterien
umzusetzen; jetzt kommen zunehmend europäische hinzu.

In den Niederlanden bezieht Dr. Oetker schon jetzt für Produkte wie die
Pizza »Ristorante Pollo« das Hühnerfleisch von Erzeugern, die den
Beter-Leven-Standard erfüllen. Dieses vom Unternehmen als Leitlinie
festgelegte Tierschutzprogramm geht in einzelnen Bestimmungen wie
Besatzdichte, Auslauf sowie Aufzuchtdauer sogar über die bisherigen
Kriterien der Europäischen Masthuhn-Forderung hinaus. In anderen Punkten
setzt sich Dr. Oetker für eine Angleichung dieser und weiterer Standards
ein. Dadurch sollen Züchter und Betriebe die Standards leichter umsetzen
können.

In Deutschland ist Dr. Oetker einer der Marktführer bei Tiefkühlpizzen.
Nach eigenen Angaben produziert das Bielefelder Unternehmen täglich bis zu
zwei Millionen Tiefkühlpizzen und nutzt hierfür das Fleisch von zwei
Millionen Masthühnern pro Jahr.


Hintergrund

Die Kriterien der Masthuhn-Forderung greifen die wichtigsten
Problembereiche wie Überzüchtung (»Turbo-Wachstum«), Mangel an Platz und
Beschäftigungsmaterial sowie Fehlbetäubungen bei der Schlachtung auf. Das
soll das Leid für die Masthühner wesentlich mindern; zudem ist ein deutlich
geringerer Antibiotikaeinsatz möglich. Eine artgerechte Haltung müsste zwar
noch weit mehr erfüllen, die Forderung ist jedoch ein für alle Unternehmen
gangbarer erster Schritt mit zumutbaren Mehrkosten, der in der Regel keine
Stallumbauten notwendig macht.


Die öffentliche Stellungnahme von Dr. Oetker finden Sie unter:

https://www.oetker.de/presse/presse-news/detailseite/n/Unternehmens-News/fuer-mehr-tierwohl-dr-oetker-stellt-den-bezug-von-haehnchenfleisch-konsequent-um.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. November 2018

Albert Schweitzer Stiftung für unsere Mitwelt

Hauptstadtbüro | Dircksenstraße 47 | 10178 Berlin

Telefon: +49 (0)30 - 400 54 68 - 0 | Fax: +49 (0)30 - 400 54 68 - 69

E-Mail: kontakt@albert-schweitzer-stiftung.de

Internet: www.albert-schweitzer-stifung.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





AKTION/511: München - Dokumentarfilm "Känguru", 30.11.2018


Deutscher Tierschutzbund

Australiens millionenfacher Känguru-Abschuss

Einladung zur Filmvorführung in München

Wann: 30.11.2018 um 18.00 Uhr

Wo: Monopol Kino, Schleißheimer Str. 127 in 80797 München



Mehr als 1,5 Millionen Kängurus werden in Australien jährlich legal und
systematisch erschossen. Spezialisierte Unternehmen verarbeiten bis zu
4.000 Kängurus pro Tag - sie alle stammen aus freier Natur. Die Jagd auf
Kängurus ist weltweit die größte Tötung an landlebenden Wildtieren. Der
Dokumentarfilm "Kangaroo - A Love-Hate Story" zeigt das Schicksal von
Millionen Tieren, deren Spuren auch nach Deutschland führen. Deutschland
ist drittgrößter Importeur von Kängurufleisch und -leder. Als Steak,
Haustierfutter oder Fußballschuhe werden Kängurus von deutschen
Supermarktketten wie Rewe, Metro, V-Markt und Sportherstellern wie Nike,
Adidas und Puma angeboten. Der Deutsche Tierschutzbund und Pro Wildlife
zeigen den Dokumentarfilm "Känguru" Ende November in München.

Wann: 30.11.2018 um 18.00 Uhr

Wo: Monopol Kino, Schleißheimer Str. 127 in 80797 München

Die Dokumentation ist auf Englisch mit deutschen Untertiteln. Der Eintritt
ist frei. Bei Interesse reicht eine Anmeldung per E-Mail an
artenschutz@tierschutzbund.de.

Die Regisseure Mick McIntyre und Kate McIntyre Clere aus Australien
erklären: "Wir erzählen in Kangaroo alle Seiten der Geschichte. Wir fuhren
tausende Kilometer durch Australiens Outback, sprachen mit der indigenen
Bevölkerung Australiens, mit Wissenschaftlern, Fleischverarbeitern,
kommerziellen Jägern, Bauern, Politikern, Künstlern, Artenschützern, Köchen
und Aktivisten, um alles über diese wundervollen Tiere herauszufinden und
um eine verstörende Geschichte zu erzählen, die die Welt sehen muss."

Das Nationaltier Känguru wird in Australien stolz von Marken, Sportvereinen
und Souvenirverkäufern beworben. Hinter den Kulissen jedoch werden
Millionen erwachsene Tiere auf meist brutale Art getötet. Hinzu kommen
jedes Jahr etwa 800.000 Jungtiere, die ohne ihre Mutter keine
Überlebenschance haben und als Kollateralschaden der Jagd hingenommen
werden. Fleisch und Leder der erlegten Kängurus werden in großen Mengen
exportiert, auch nach Deutschland. Im weltweiten Vergleich wurden 19
Prozent des Fleisches nach Deutschland geliefert; von 2013 bis Ende 2016
waren das mehr als 2.500 Tonnen. Neben Fleisch sind auch Känguruhaut und 
-leder sehr beliebt. Fast 14 Prozent der weltweit gehandelten Häute und zehn
Prozent des Leders landen in Deutschland.

Wissenschaftler und Tierschützer beklagen die Auslöschung von Beständen aus
Gebieten mit ehemals reichem Vorkommen und befürchten, dass der
Massenabschuss den langfristigen Fortbestand der Kängurus gefährdet.
Daniela Freyer von der Tier- und Artenschutzorganisation Pro Wildlife
erklärt: "Kängurus werden von Viehhaltern und Landwirtschaft unter sehr
trockenen Bedingungen zunehmend als vermeintliche Konkurrenten gesehen und
verdrängt. Australiens Känguru-Industrie will uns weismachen, dass es eine
Plage gibt, um Fleisch und Leder weltweit zu Geld zu machen. Dabei
vermehren sich Kängurus nur langsam, meist überleben im Jahr nur maximal
zwei Jungtiere pro Weibchen. In Trockenperioden sterben bis zu 100 Prozent
der Jungtiere. In weiten Gebieten Australiens, wie Tasmanien oder Victoria,
sind die Bestände deutlich zurückgegangen."

"Deutschland ist einer der Hauptabsatzmärkte für Känguruprodukte. Die
Menschen wissen meist nicht, dass Kängurus in freier Natur auf grausame
Weise getötet werden. Wir raten Verbrauchern und Unternehmen, die Finger
von Känguruprodukten zu lassen", erklärt Anna Szczepanek vom Deutschen
Tierschutzbund. Känguruleder versteckt sich beispielsweise in zahlreichen
Sportartikeln. Auch Outdoor- und Motorradbekleidung wird aus Känguruleder
hergestellt. Das Fleisch wird in deutschen Restaurants und Supermärkten als
Steak angeboten; zum Teil wird es zu Haustierfutter verarbeitet.

"Kängurufleisch ist zudem aus Gesundheitsgründen bedenklich, denn es wird
in Australien nicht ausreichend auf Krankheitserreger geprüft", so
Szczepanek. "Die nachtaktiven Tiere werden überwiegend im Dunkeln getötet,
fernab der Zivilisation unter unhygienischen Bedingungen zerlegt und
anschließend ohne Kühlung und bei großer Hitze über weite Strecken
transportiert." Russland und Kalifornien haben die Einfuhr von Fleisch
bereits gestoppt.


Mehr Informationen zur Jagd:

www.prowildlife.de/hintergrund/erbarmungslose-jagd-auf-kaengurus

www.duunddastier.de/kaenguru

Trailer zum Film:

www.youtube.com/watch?v=WlaEXGISF7I

 * 

Quelle:

Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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MELDUNG/476: Tiger und Nashorn atmen auf (WWF)


WWF Pressemitteilung - 12. November 2018

Tiger und Nashorn atmen auf

China stoppt Lockerung des Handels mit Tigerknochen und Nashornhorn



Berlin: Wie die chinesische Regierung heute bekanntgegeben hat wird
die bereits beschlossene Lockerung des Handels mit Tigerknochen und
Nashornhorn von in Gefangenschaft gezüchteten Tieren vorerst nicht
umgesetzt. Vor zwei Wochen hatte der Staatsrat in Peking eine
entsprechende Reform verabschiedet mit dem erklärten Ziel, die Nutzung
solcher Produkte durch Krankenhäuser sowie den Handel mit antiken
Tiger- und Nashornerzeugnissen für den privaten Gebrauch zu
erleichtern. Der WWF hatte die Entscheidung als schweren Rückschlag
für den Artenschutz kritisiert. Umso erleichterter zeigen sich die
Umweltschützer nun angesichts der neuen Entwicklung.

Christoph Heinrich, Vorstand Naturschutz beim WWF Deutschland,
kommentiert:

"Die Entscheidung der chinesischen Regierung kann für den Schutz von
Tiger und Nashorn gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Ein
gelockerter Handel mit Produkten von in Gefangenschaft lebenden Tieren
hätte fatale Folgen auch für die wildlebenden Populationen gehabt. Es
steht hier nicht weniger als das Überleben ganzer Arten auf dem Spiel.

Wir sind außerordentlich erleichtert, dass die chinesische Regierung
den international wie auch in China geäußerten Befürchtungen Gehör
schenkt und die Reform nun überdenkt. Das Land hat in den letzten
Jahren ein außerordentliches Engagement für den Artenschutz gezeigt,
insbesondere durch das nationale Handelsverbot für Elfenbein. Es wäre
ein wichtiges Signal an die internationale Gemeinschaft, wenn China
diese Führungsrolle beibehält und weiter an der Bekämpfung des
illegalen Wildtierhandels und der Verringerung der Nachfrage arbeitet.
Der WWF wird sich dafür einsetzen, dass die nun vorerst auf Eis
gelegte Lockerung vollständig abgesagt wird."

Sowohl Tigerknochen als auch Nashornhorn wurden 1993 aus dem
Arzneibuch der traditionellen chinesischen Medizin entfernt. Der
Weltverband der chinesischen Medizingesellschaften veröffentlichte
2010 eine Erklärung, in der die Mitglieder aufgefordert werden, Teile
gefährdeter Arten nicht zu verwenden. Die Wiederaufnahme eines legalen
Marktes für diese Produkte wäre laut WWF ein enormer Rückschlag. Die
Erfahrungen Chinas mit dem Handel mit Elfenbein hätten gezeigt, wie
schwierig es ist, parallel legale und illegale Märkte zu
kontrollieren. Es stehe zu befürchten, dass illegale Produkte
gewaschen werden und in den Handel fließen. Gleichzeitig befürchten
die Umweltschützer ein Anheizen der Nachfrage und eine damit
einhergehende Zunahme der Wilderei. Dabei seien die Bestände derart
niedrig, dass schon eine leichte Zunahme der illegalen Jagd zu
ernsthaften Gefahren für das Überleben der Arten führen könnte, so der
WWF.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 12.11.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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EUROPA/544: Straßburger Standpunkt zum langfristigen EU-Haushalt (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.11.2018 / Politik & Recht

Straßburger Standpunkt zum langfristigen EU-Haushalt



Das EU-Parlament hat sich am Mittwoch zum Vorschlag der EU-Kommission
positioniert, wie die EU ihre Haushaltsmittel ab 2021 einnehmen und
ausgeben soll.

Der Zwischenbericht über den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021-2027
der Ko-Berichterstatter*innen Jan Olbrycht (EVP, Polen), Isabelle
Thomas (S&D, Frankreich), Gérard Deprez (ALDE, Belgien) und Janusz
Lewandowski (EVP, Polen) wurde mit 429 Ja-Stimmen bei 207 Nein-Stimmen
und 40 Enthaltungen angenommen. Der Bericht enthält eine Reihe von
Aspekten mit Umweltbezug:

Für Maßnahmen des Klimaschutzes sollen mindestens 25 Prozent des
gesamten MFR bereitgestellt werden. Möglichst bald, spätestens 2027
soll der Anteil auf mindestens 30 Prozent angehoben werden. Hier tritt
das Parlament etwas ehrgeiziger auf als die EU-Kommission.

Die gegenwärtigen Budgets für die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) und
für die Regionalpolitik sollen unangetastet bleiben. Damit weicht das
Parlament deutlich von der Position der Kommission ab, die Kürzungen
von 5 beziehungsweise 7 Prozent vorschlägt.

Des Weiteren sollen die Mittel für das Forschungsprogramm Horizont
Europa auf 120 Milliarden Euro (die Kommission schlägt 83,5 Milliarden
Euro vor) erheblich aufgestockt werden. Der europäische strategische
Investitionsplan ("Juncker-Plan") solle gestärkt werden sowie mehr
Geld in die Verkehrsinfrastruktur fließen.

Auf der Einnahmenseite unterstützen die Abgeordneten die Kommission
darin, Einnahmen aus dem europäischen Emissionshandelssystems in den
MFR zu leiten sowie eine Abgabe auf Plastikprodukte zu erheben.

Wann mit einer gemeinsamen Position der EU-Mitgliedstaaten zu rechnen
ist, steht noch nicht fest. Womöglich wird der Europäische Rat auf
seinem Treffen im Dezember einen Bericht zum Stand der Verhandlungen
veröffentlichen. Die EU-Kommission will die Verhandlungen zum MFR vor
der Europawahl im Mai des kommenden Jahres abschließen. [aw]



MFR-Zwischenbericht des EU-Parlaments (vorläufige Fassung) 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2018-0449+0+DOC+PDF+V0//DE

Verfahrensdokument 

https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=&reference=2018/0166R(APP)

Reaktion CAN Europe

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1681-bigger-eu-budget-must-entail-bolder-action-on-climate-change

 * 

Quelle:

EU-News, 15.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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GENTECHNIK/029: Wissenschaftliche Empfehlung für Änderung des Gentechnikrechts (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.11.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Wissenschaftliche Empfehlung für Änderung des Gentechnikrechts



Die wissenschaftlichen BeraterInnen der EU-Kommission haben sich am
Dienstag für eine Überarbeitung des geltenden EU-Rechts zur Gentechnik
ausgesprochen, um dem aktuellen Stand der Forschung Rechnung zu
tragen.

Dabei haben sie vor allem die Änderung der EU-Freisetzungsrichtlinie
im Visier, in der dann das neue Verfahren der sogenannten Genschere
(gene editing) geregelt werden soll.

Die zuständigen EU-Kommissare Carlos Moedas (Forschung) und Vytenis
Andriukaitis (Gesundheit und Lebensmittelsicherheit) bezeichneten die
Erklärung der WissenschaftlerInnen als Beitrag zu einer breiten und
gut informierten öffentlichen Debatte zur Zukunft des EU-Rechtsrahmens
zur Gentechnik. Beide betonten, dass Gesundheit, Umweltschutz und eine
hohe Lebensmittelsicherheit ein wichtiges Anliegen der EU seien.

Zurzeit prüft die Kommission ein Urteil des Europäischen Gerichtshofs
vom Sommer zu neuen Gentechnikmethoden wie CRISPR/CAS (EU-News vom
25.07.2018 [1]) und führt Gespräche mit den EU-Mitgliedstaaten über
mögliche Konsequenzen. [mbu]



Statement des Scientific Advice Mechanism (SAM) der Europäischen
Kommission

https://ec.europa.eu/info/publications/status-products-derived-gene-editing-and-implications-gmo-directive_en

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-landwirtschaft-gentechnik/wo-gentechnik-drin-ist-muss-dies-auch-draufstehen/

 * 

Quelle:

EU-News, 14.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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MELDUNG/478: Biodiversität - Staatentreffen hat begonnen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.11.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Biodiversität - Staatentreffen hat begonnen



Für den Schutz der biologischen Vielfalt sollen die deutsche und die
EU-Delegationen "bis zur Ziellinie 2020 alle Register ziehen". So
verlangen es Umweltschutz- und Entwicklungsorganisationen.

Sowohl die EU und als auch Deutschland nehmen an der 14.
Vertragsparteienkonferenz des Übereinkommens über die Biologische
Vielfalt (CBD COP 14), des Protokolls von Nagoya (COP-MOP 3) und des
Protokolls von Cartagena (COP-MOP 9) teil. Die Konferenz findet im
ägyptischen Sharm El-Sheikh vom 17. bis 29. November statt.

Die im Forum Umwelt und Entwicklung organisierten Verbände der
Zivilgesellschaft fordern in einem gemeinsamen Positionspapier ein
hohes Ambitionsniveau und insbesondere einen verbindlichen Peer Review
oder einen Compliance-Mechanismus sowie ausreichende finanzielle
Mittel für den Artenschutz für die Zeit nach 2020.

Das diesjährige Motto lautet "Investitionen in Biodiverstität für
Menschheit und Planet Erde". Die hochrangige Konferenz der
MinisterienvertreterInnen (14.-15.11.) mit ihrer Erklärung [1] gibt
den Startschuss zur Konferenz.

Angesichts der jüngsten alarmierenden Berichte über die weltweit
dramatischen Verluste an Tier- und Pflanzenarten sowie Ökosystemen
forderte die Europäische Union stärkere globale Maßnahmen für die
Probleme der Biodiversität. Die europäische Delegation unter der
Leitung von EU-Umweltkommissar Karmenu Vella will sich dafür
einsetzen, dass Maßnahmen im Bereich der Biodiversität politisch in
den Vordergrund gerückt werden, damit auf der Vertragsstaatenkonferenz
in China im Jahr 2020 (COP15) ehrgeizige und von allen getragene
Ergebnisse erzielt werden können. Sie wird dazu aufrufen, Naturziele
in die Bereiche Industrie, Bergbau, Energie und Infrastruktur zu
integrieren. Für Deutschland ist Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth
angereist. Er sagte: "Der Schutz der biologischen Vielfalt wird in
vielen Bereichen von Politik und Wirtschaft noch zu wenig beachtet, in
der Land-, Forst und Fischereiwirtschaft, der Energieerzeugung oder
der Infrastrukturplanung. Auf der Konferenz in Ägypten wollen wir
gemeinsam einen neuen Startpunkt setzen, um diese Herausforderung
anzugehen."

Der NABU hat zum Auftakt der CBD-Konferenz die Haltung der deutschen
Bundesregierung bei den EU-Agrarverhandlungen kritisiert. Die
Bundesregierung dürfe sich nicht einerseits für globale
Naturschutzfinanzhilfen rühmen und andererseits verschweigen, dass sie
durch ihre Haltung in landwirtschaftspolitischen Debatten das
Insektensterben weiter beschleunige. Über die Konferenz berichtet
regelmäßig der NABU-Blog [2].

Das Netzwerk-Forum zur Biodiversitätsforschung [3] stellt unter
anderem die Botschaft der Jugend zur UN-Konferenz vor, die
Heinrich-Böll-Stiftung [4] boykottiert aus Protest gegen das
ägyptische Regime und aus "Solidarität mit der ägyptischen
Zivilgesellschaft" die Teilnahme an der COP 14. [jg]




Offizielle Internetseite der CBD

https://www.cbd.int/

EU-Kommission zur COP 14


http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-6384_de.pdf

Bundesumweltministerium zur COP 14

https://www.bmu.de/pressemitteilung/flasbarth-un-konferenz-soll-trendwende-einlaeuten-beim-weltweiten-verlust-der-biologischen-vielfalt/

Positionspapier des Forum Umwelt und Entwicklung

https://www.forumue.de/positionspapier-fuer-die-14-konferenz-der-cbd-vertragsparteien-vom-17-29-11-18-in-sharm-el-sheikh-aegypten/

Pressemitteilung NABU

https://www.nabu.de/news/2018/11/25416.html

[1] https://www.cbd.int/doc/c/aa85/44d7/82d1234847638e65ea69a9c9/cop-14-hls-07-en.pdf

[2] https://blogs.nabu.de/naturschaetze-retten/

[3] https://idw-online.de/de/news705876

[4] https://www.boell.de/de/2018/11/12/biodiversitaets-cop-14-aegypten-kein-greenwashing-des-sisi-regimes?dimension1=startseite

 * 
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VERKEHR/1164: Bundes-Immissionsschutzgesetz - einheitliche Regeln für Umgang mit Fahrverboten beschlossen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 15. November 2018
Bundeskabinett beschließt einheitliche Regeln für Umgang mit
Fahrverboten

Diesel-PKW dürfen nach erfolgreicher Hardware-Nachrüstung weiter
einfahren



Das Bundeskabinett hat heute eine Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes beschlossen. Damit werden bundesweit
einheitliche Regeln für Verkehrsverbote eingeführt, falls diese von
den zuständigen lokalen Behörden aufgrund von anhaltend hoher Belastung
mit gesundheitsschädlichem Stickstoffdioxid erlassen werden. Das Gesetz
legt unter anderem fest, dass Fahrzeuge einfahren dürfen, die nachweislich
einen geringeren Stickoxid-Ausstoß aufweisen - zum Beispiel aufgrund
moderner Abgastechnik, durch Software-Updates oder durch nachträglich
eingebaute Stickoxidkatalysatoren, sogenannter Hardware-Nachrüstungen.
Damit schafft der Gesetzentwurf Rechtssicherheit für Halter von
nachgerüsteten Fahrzeugen. Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der
vom Bundeskabinett am 24. Oktober 2018 beschlossenen Eckpunkte für
Maßnahmen zur Umsetzung des Konzepts für saubere Luft und die Sicherung 
der individuellen Mobilität in unseren Städten.

Der Entwurf stellt klar, dass Diesel-PKW mit den Abgasnormen EURO 4
und 5 von Fahrverboten ausgenommen werden, wenn sie im realen Fahrbetrieb
geringere Stickstoffoxidemissionen unter 270 Milligramm pro Kilometer
ausstoßen. Dieser Wert wird sich für viele Fahrzeuge nur durch eine
geeignete Nachrüstung mit einem zusätzlichen Stickoxidkatalysator
erreichen lassen. Zum Vergleich: Euro-5-Fahrzeuge stoßen derzeit real
auf der Straße im Durchschnitt rund 900 Milligramm pro Kilometer aus.
Ausgenommen werden aus Verhältnismäßigkeitsgründen auch alle 
Diesel-PKW mit der Abgasnorm EURO 6. Weitere Ausnahmetatbestände umfassen
nachgerüstete Nutzfahrzeuge - für diese erarbeitet die Bundesregierung
derzeit ein Nachrüst-Förderprogramm. Schließlich werden auch Ausnahmen
für Fahrzeuge behinderter Menschen, für Krankenwagen und
Polizeifahrzeuge geregelt.

Damit alle im Gesetzentwurf vorgesehenen, bundesweiten Ausnahmen von
Verkehrsverboten greifen, wird das Bundesverkehrsministerium nun die
rechtlichen und technischen Vorschriften für den Einsatz von
Nachrüstungen erarbeiten. Die Maßnahmen sollen laut Eckpunkte-Beschluss
des Bundeskabinetts schnellstmöglich, zu Beginn des Jahres 2019, in
Kraft gesetzt werden."

Der Gesetzentwurf stellt weiterhin klar, dass Verkehrsverbote bei
geringeren Stickstoffdioxid(NO2)-Belastungen - bis zu einem Wert von
50 Mikrogramm NO2 pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel - in der Regel
nicht erforderlich sind. In diesen Gebieten ist davon auszugehen, dass der
europarechtlich vorgegebene Luftqualitätsgrenzwert für NO2 von 40
Mikrogramm pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel bereits aufgrund der
Fördermaßnahmen, die die Bundesregierung schon beschlossen hat, der
Software-Updates und der Maßnahmen der lokalen Behörden eingehalten
werden kann. Der Grenzwert von 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft wird
dadurch nicht verändert. Es bleibt zudem letztlich Aufgabe der lokalen
Behörden, über die Notwendigkeit von Fahrverboten zu entscheiden.
Der 40-Mikrogramm-Grenzwert für NO2 wird aktuell in 65 deutschen
Städten überschritten. In 15 Städten lag er 2017 über 50 Mikrogramm NO2 
pro Kubikmeter Luft. NO2 ist ein giftiges Reizgas, das vor allem Kindern,
Senioren oder Asthmatikern gesundheitlich belasten und auch zu
Herzkreislauferkrankungen führen kann.

Nach der heutigen Kabinettsentscheidung wird nun das parlamentarische
Verfahren eingeleitet. Parallel dazu erfolgt die sogenannte
Notifizierung bei der EU-Kommission. Diese wurde bereits eingeleitet.

Fragen und Antworten zum Thema finden Sie unter

www.bmu.de/FQ91

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 226/18, 15.11.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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VERKEHR/1163: Dem CO2-Laster auf den Fersen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.11.2018 / Verkehr

Dem CO2-Laster auf den Fersen



Straßburg hat am Mittwoch für Vorgaben gestimmt, die den CO2-Ausstoß
von Lkws und Bussen bis 2030 verringern sollen. Die Position ist
ehrgeiziger als die der EU-Kommission, aber noch weit weg vom Pariser
Klimaabkommen.

Die gesamte Flotte neuer Lastkraftwagen soll ihre durchschnittlichen
CO2-Emissionen ab 2030 um 35 Prozent verringern im Vergleich zum
Bezugsjahr 2019. Es soll ein Zwischenziel für den Zeitraum von 2025
bis 2029 von minus 20 Prozent geben.

Außerdem sollen Quoten für emissionsarme und emissionsfreie schwere
Nutzfahrzeuge eingeführt werden. Ihr Anteil soll 5 Prozent ab 2025
betragen und ab 2030 auf 20 Prozent steigen. Hersteller, die diese
Ziele verfehlen, müssen im Gegenzug den Verbrauch ihrer Fahrzeuge
erheblich effizienter machen und gegebenenfalls Geldstrafen zahlen.

Allerdings stimmte das Plenum gegen gesonderte Ziele für Busse und
Lkws. Die Gefahr besteht nun, dass Hersteller schwerer Nutzfahrzeuge
lediglich emissionsarme und -freie Busse bauen und diesen Anteil dann
auf ihre Gesamtflotte anrechnen lassen. Dreckige Diesel-Lkws könnten
weiterhin auf den Markt gebracht werden.

Darüber hinaus wies das Plenum den Vorschlag des federführenden
Umweltausschusses zurück, wonach für Busse im öffentlichen Nahverkehr
der Anteil von klimafreundlichen Antrieben deutlich erhöht werden
sollte: 50 Prozent ab 2025 und 75 Prozent ab 2030.

Für die Brüsseler Umweltschutzorganisation T&E deute der Standpunkt
des Parlaments zwar in die richtige Richtung, aber vom Pariser
Klimaabkommen sei er noch weit entfernt.

Was noch im Verkehrsbereich passierte 

Am Mittwoch verständigte sich das EU-Parlament mit dem Rat der EU auf
eine Revision der Typgenehmigungen von zwei-, drei- und vierrädrigen
leichten Fahrzeugen. Danach sollen Fahrzeuge künftig nach mehr
gefahrenen Kilometern der Typgenehmigung unterzogen werden, als es
bisher der Fall ist. Ebenfalls sollen neue Emissionsgrenzwerte für
bestimmte leichte motorisierte Fahrzeuge erst 2024 angewendet werden,
um Autoherstellern mehr Zeit für die Umstellung zu geben. [aw]
Auch am Mittwoch genehmigte die Generaldirektion Wettbewerb der
EU-Kommission eine Förderung der Bundesregierung in Höhe von 107
Millionen Euro, mit der Dieselbusse des öffentlichen Nahverkehrs
nachgerüstet werden sollen. Dadurch soll die Luftbelastung mit
Stickoxiden in rund 90 Städten und Gemeinden verringert werden. [aw]



Bericht des EU-Parlaments (vorläufige Version)
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2018-0455+0+DOC+PDF+V0//DE

Reaktion T&E 

https://www.transportenvironment.org/press/european-parliament-accelerates-transition-cleaner-trucks

Rat der EU (Typgenehmigung) 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2018/11/14/review-of-type-approval-rules-for-two-three-or-four-wheel-vehicles-agreement-reached-with-the-european-parliament/

EU-Kommission (Dieselbusse) 

https://ec.europa.eu/germany/news/2018114-kommission-genehmigt-foerderung-umweltfreundlicherer-busse-deutschland_de

 * 

Quelle:

EU-News, 15.11.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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ARTENRAUB/282: Schweinepest gefährdet Tiger (WWF)


WWF Pressemitteilung - 15. November 2018

Schweinepest gefährdet Tiger

Wildschweine: Nahrung des Amur-Tigers in China und Russland bedroht



Die Afrikanische Schweinepest ist in Asien weiter auf dem Vormarsch.
Es besteht eine akute Gefahr für den Amur-Tiger in Russland und China.
Davor warnt die Naturschutzorganisation WWF. Falls sich die Krankheit
weiter ausbreitet, ist die Wildschweinpopulation in der Region
bedroht. "Wildschweine machen gut die Hälfte der Beute des Amur-Tigers
aus. Sollte es in den Wildbeständen zu einem Massensterben kommen,
droht der Bestand des Tigers zurückzugehen, weil die Großkatzen nicht
mehr ausreichend Nahrung finden" erklärt Markus Radday, der für den
WWF Deutschland Tigerprojekte in Russland und China betreut. Zudem
könnten hungerleidende Tiger auf der Suche nach Nahrung auch in Dörfer
vordringen, Haustiere und Vieh reißen. Solche Konflikte mit Menschen
können für den Tiger tödlich enden. Die russische Provinz Primorje hat
daher entsprechende Vorsorgemaßnahmen eingeleitet. Die zuständigen
Behörden haben alle Jäger und Förster in der betroffenen Grenzregion
informiert. Es wurde erklärt wie sie sich verhalten sollen, wenn sie
ein totes Tier finden.

"Kurzfristig muss es das Ziel sein, die Ausbreitung zu verhindern.
Deshalb dürfen die Wildschweinjagd und der Transport von
Schweinefleisch aus China ab sofort nur unter erhöhten
Sicherheitsvorkehrungen stattfinden. Nur so kann eine Ausbreitung
verhindert werden", so Radday. Langfristig ist es laut WWF notwendig,
dass sich das natürliche Beutetierspektrum des Tigers verbreitert.
Seit 15 Jahren arbeitet der WWF daher mit Jagdverbänden und den
staatlichen Forstverwaltungen daran, die Zahl der Paarhufer,
insbesondere der Hirsche, zu erhöhen. In Russland werden dafür
Winter-Fütterungsplätze eingerichtet, in China werden Hirsche in
Zuchtgattern vermehrt und anschließend in die Wildnis freigelassen.

Bis Ende Oktober gab es 53 dokumentierte Fälle von Afrikanischer
Schweinepest in dreizehn chinesischen Provinzen, darunter ein Fall in
der Provinz Heilongjiang, die direkt an die russische Provinz Primorje
angrenzt. Die Krankheit breitet sich schnell und über große
Entfernungen, selbst in entlegene Gebiete, aus. Schuld ist der
unkontrollierte Transport von Futtermitteln, Lebensmitteln wie Fleisch-
 und Wurstwaren, Schlacht- und Speiseabfällen, denen das Virus
anhaftet. Das Virus ist extrem widerstandsfähig und kann selbst durch
Kleidung und Fahrzeuge aus infizierten Ställen weiterverbreitet
werden.

Hintergrund: 

Der Amur-Tiger, auch als Sibirischer Tiger bekannt, ist die größte
lebende Katze auf der Erde und einer der sechs überlebenden Unterarten
des Tigers. Ursprünglich besiedelte der Amur-Tiger ein riesiges
Gebiet, das sich vom Zusammenfluss der Flüsse Argun und Shilka (ab da
heißt der entstehende Fluss Amur) im Westen bis zum Japanischen Meer
im Osten erstreckte. Durch den Einfluss des Menschen hat sich sein
Verbreitungsgebiet aber auf eine Fläche von etwa der halben Größe
Deutschlands im russischen Fernen Osten und im angrenzenden Gebiet in
Nordost-China reduziert. Deshalb wird der
Amur-Tiger auf der Roten Liste als "stark gefährdet" eingestuft.



Weitere Informationen zum Amur-Tiger unter:

https://www.wwf.de/themen-projekte/artenlexikon/amur-tiger/

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 15.11.2018
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ARTENRAUB/281: Dauerhafter ökologischer Ausnahmezustand (WWF)


WWF Pressemitteilung - 14. November 2018

Dauerhafter ökologischer Ausnahmezustand

Neue Rote Liste: Berggorilla und Walen geht es besser / Klimawandel,
Waldzerstörung und Überfischung sind Hauptprobleme



Dem Berggorilla geht es wieder besser. Auch die Bestände von Finn- und
Westlichem Grauwal haben sich dank des internationalen Walfangverbots
und konsequenter Schutzbemühungen erholt. Andere Arten jedoch taumeln
weiter dem Aussterben entgegen - darunter der Amazonasflussdelfin
sowie Teile der südostasiatischen Vogelwelt. Das geht aus der am
Mittwoch durch die Weltnaturschutzunion IUCN veröffentlichten
aktualisierten Roten Liste für bedrohte Tier- und Pflanzenarten
hervor. An der Gesamtlage hat sich allerdings laut
Naturschutzorganisation WWF nichts verändert. Das größte,
menschenverursachte Artensterben seit Verschwinden der Dinosaurier
schreite unvermindert voran - und bedroht laut WWF auch das Wohl des
Menschen. So zeigt die neue Rote Liste auch, dass weltweit Fischarten
durch Übernutzung zurückgehen, einige inzwischen sogar vom Aussterben
bedroht sind. Eine Entwicklung, mit gravierenden, negativen Folgen für
die Ernährungssicherheit vieler Millionen Menschen.

"Einzelne Erfolge beim Artenschutz dürfen nicht darüber
hinwegtäuschen, dass wir uns in einem dauerhaften, ökologischen
Ausnahmezustand befinden. Die weltweite biologische Vielfalt ist durch
den Menschen in einem ständigen Krisenmodus gefangen", erklärt
Christoph Heinrich, Vorstand Naturschutz beim WWF Deutschland auch mit
Blick auf die derzeit stattfindende Konferenz zum Schutz der
biologischen Vielfalt (CBD) im ägyptischen Sharm-El-Sheikh.
"Berggorilla, Finn- und Grauwal zeigen aber erfreulicherweise auch:
Wenn entschlossen gehandelt wird, kann Naturschutz erfolgreich sein.
Umso tragischer, dass auf vielen Ebenen der politische Wille fehlt,
geeignete Maßnahmen zum Schutz der biologischen Vielfalt unseres
Planeten zu ergreifen. Die Staaten müssen ihre eigenen Bekenntnisse
endlich in die Tat umsetzen." Bis 2020 haben sich die 196 CBD-Länder
auf dem Papier viel vorgenommen. So soll unter anderem der Verlust an
natürlichen Lebensräumen halbiert und die Überfischung der Weltmeere
gestoppt werden. Ausgerechnet letzteres Ziel ist laut der neuen Roten
Liste in weiter Ferne.

"Das Erreichte ist mager und wird den unglaublichen Dimensionen des
Massenaussterbens nicht gerecht", kritisiert Heinrich die bisherigen
Ergebnisse. Die Hälfte der Mitgliedsstaaten hat beim Erhalt von
Lebensräumen für Pflanzen und Tiere keine Fortschritte gemacht oder
vermeldeten sogar Rückschritte. Ähnlich unbefriedigend sieht es beim
Kampf gegen die Überfischung der Ozeane oder beim Schutz der
Korallenriffe aus. Der WWF fordert ein "Paris-Abkommen für Mensch und
Natur" - getrieben von den Staats- und Regierungschefs persönlich und
unterfüttert mit ambitionierten Zielen, funktionierenden
Prüfmechanismen und konsequenter nationaler Umsetzung. Christoph
Heinrich: "Politik und Wirtschaft brauchen eine Anschubhilfe. Eine
starke, globale Bürgerbewegung für die Vielfalt des Lebens auf dieser
Erde kann den entscheidenden Unterschied machen. Wir müssen jetzt über
Grenzen hinweg unsere zivilgesellschaftlichen Kräfte bündeln, um das
Blatt zu wenden."

Hintergrund

Berggorilla: Der Status der Berggorillas auf der Roten Listen hat
sich, dank länderübergreifender Schutzmaßnahmen, von "Vom Aussterben
bedroht" auf "Stark gefährdet" verbessert. Schätzungen aus 2018 gehen
von 1000 Tieren aus. Trotzdem gibt es keine Entwarnung. Neben
intensiver Landwirtschaft ist der Berggorilla durch Wilderei bedroht.
Für Gorillas engagiert sich der WWF bereits seit 1961 in vielen
Projekten. In deren Rahmen werden in den Gorilla-Gebieten Wildhüter
ausgebildet und naturschonende Arbeitsmöglichkeiten für die dort
lebenden Menschen entwickelt.

Finn- und westliche Grauwale: Die Zahl der Finnwal ist auf etwa 100.00
Tiere angestiegen, weshalb der Wal jetzt als "Gefährdet" eingestuft
wird. Auch die westliche Population des Grauwals hat sich von "Vom
Aussterben bedroht" auf "Stark Gefährdet" verbessert. Durch
internationale Fangverbote konnten die Populationen wieder anwachsen.
Der WWF unterstützt Projekte zum Schutz bedrohter Walarten - zum
Beispiel durch Förderung von Walschutzgebieten, Entwicklung von
Maßnahmen gegen unbeabsichtigten Beifang von Walen in Fischernetzen
oder durch Studien über den Einfluss der Meeresverschmutzung auf die
Wale.

Überfischung: Die Fischerei plündert die Weltmeere. Deren Reichtum
schien lange Zeit unerschöpflich - eine Illusion, denn Fisch ist nicht
in unbegrenzten Mengen vorhanden. Die weltweite Überfischung gilt
heute als eine der größten Bedrohungen für die Gesundheit der Meere
und das Überleben seiner Bewohner. Schon heute sollten wir vier
Fünftel aller Fischbestände eher schonen anstatt sie weiter intensiv
und an der Grenze ihrer Belastbarkeit zu befischen. Ein gutes
Management lässt sich auch durchsetzen, wenn Verbraucher und Händler
die Weichen richtig stellen: Wer Fisch aus nachhaltigem Angebot
bevorzugt, lenkt den Markt ein Stück weiter hin zur naturverträglichen
Fischerei, damit auch in vielen Jahren noch Fische und Meeresfrüchte
im Angebot sind. So zeigt etwa der WWF-Einkaufsratgeber Fische &
Meeresfrüchte, welche Fischprodukte unbedenklich sind und von welchen
man derzeit lieber die Finger lassen sollte.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 14.11.2018
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FISCHEREI/185: Adria bleibt leergefischtestes Meer (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.11.2018 / Wasser & Meere

WWF: Adria bleibt leergefischtestes Meer



Sardinen und Sardellen geht es weiter an den Kragen: Das EU-Parlament
hat am Dienstag den "Mehrjahresplan für kleine pelagische Bestände im
Adriatischen Meer und für die Fischereien, die diese Bestände
befischen" angenommen. Die knapp ausgefallene Entscheidung (345
Ja-Stimmen, 295 Nein-Stimmen, 24 Enthaltungen) betrifft besonders
Italien, Kroatien und Slowenien.

Der Plan sieht eine laut WWF "magere Reduzierung" der Fänge von
Sardinen und Sardellen um jährlich 4 Prozent zwischen 2020 und 2022
vor. Dabei hatten die Vereinten Nationen auf internationaler Ebene
nach Angaben der Umweltorganisation vor einem Monat eine Art
Notreduzierung um mindestens 5 Prozent vorgeschlagen, um den
Zusammenbruch der Fischbestände zu verhindern. Allerdings liegen beide
Vorschläge weit unter der wissenschaftlichen Empfehlung, die
Fangmengen dieser Arten sofort um 10 beziehungsweise 25 Prozent zu
reduzieren. Immerhin legt der Plan spezifische Fangfristen für die
verschiedenen Bestände, Schiffe und Fanggeräte fest, um die Laich- und
Aufwuchsgebiete zu schützen. Von zeitweiser Stilllegung betroffene
Fischereien können beim Europäischen Meeres- und Fischereifonds
finanzielle Hilfen beantragen.

Samantha Burgess, beim WWF Europabüro zuständig für Meerespolitik,
kommentierte das "äußerst enttäuschende Ergebnis" so: "Dies hätte die
Chance des Europäischen Parlaments sein können, mit der
Wiederherstellung des Mittelmeers zu beginnen - der am stärksten
überfischten Region der Welt." Die Europaabgeordneten seien aber wohl
mehr an kurzfristigen Gewinnen der Industrie interessiert als an der
Bewahrung der Fischbestände und der Verringerung der negativen
Auswirkungen der Fischerei auf die Umwelt im Mittelmeerraum. Die
Europäische Kommission sollte den Plan nach Meinung des WWF
vollständig zurückziehen, da es Unsinn sei, über Maßnahmen zu
diskutieren, die keine positiven Aussichten für die Nachhaltigkeit der
Region und ihrer FischerInnen bringen.

Drei Jahre nach Inkrafttreten soll der Mehrjahresplan für die Adria
evaluiert und gegebenenfalls angepasst werden. Doch zuvor muss der
EU-Fischereiministerrat eine Entscheidung treffen. [jg]



Pressemitteilung EU-Parlament und angenommener Text

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20181106IPR18322/adriatic-sea-meps-adopt-multiannual-plan-for-fisheries

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0445+0+DOC+XML+V0//EN&language=EN

Reaktion WWF

https://www.dnr.de/typo3/www.wwf.eu/media_centre/?uNewsID=338210

 * 
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GENTECHNIK/218: Staatenbündnis will Hürden für Gentech-Pflanzen im Welthandel abbauen (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 06.11.2018

Staatenbündnis will Hürden für Gentech-Pflanzen im Welthandel
abbauen 



Die USA haben zusammen mit zwölf anderen Staaten gemeinsame Eckpunkte
für die gesetzliche Regulierung neuer gentechnischer Verfahren
vorgestellt. Sie wollen Genome Editing in der Landwirtschaft möglichst
schnell umsetzen und mögliche 'Handelshemmnisse', sprich strenge
Regulierungen, verhindern. Dabei soll die Welthandelsorganisation WTO
helfen.

Vorgestellt wurden die Eckpunkte im Rahmen der
Welthandelsorganisation, wo sie als Input für die Arbeit des
zuständigen Ausschusses dienen sollen. US-Landwirtschaftsminister
Sonny Perdue beklagte bei der Präsentation, dass Technologien wie
Genome Editing "zu oft durch regulatorische Blockaden ausgebremst
werden, die auf Fehlinformationen und politischer Effekthascherei
beruhen". Gemeint - aber nicht ausgesprochen - war damit die EU und
die strikte Auslegung des EU-Gentechnikrechts durch den Europäischen
Gerichtshof. Perdue lobte seine Verbündeten, dass sie sich zusammen
mit den USA unter dem Dach der Welthandelsorganisation
zusammengefunden hätten und sich öffentlich für wissenschaftsbasierte
Regelungssysteme stark machten, die das riesige Potential dieser neuen
Techniken erschließen könnten.

Wichtigstes Ziel der Eckpunkte ist es deshalb, sicherzustellen, dass
die Regulierungsansätze für die neuen gentechnischen Verfahren
wissenschaftsbasiert und international harmonisiert sein werden.
'Regulatorische Assymetrien' und sich daraus ergebende
Handelshemmnisse sollen vermieden werden. In ihrem Papier begründen
die Staaten dies mit der ihrer Meinung nach herausragenden Bedeutung
des Genome Editing für Ernährungssicherheit und nachhaltige
Landwirtschaft. Sie führen auch die Wünsche der Verbraucher nach
gesünderen Lebensmitteln an und betonen die Bedeutung des Genome
Editing für kleine und mittlere Unternehmen.

Das 'Internationale Statement zur landwirtschaftlichen Anwendung von
Präzisions-Biotechnologie' genannte Papier entstand auf Betreiben
amerikanischer Staaten, die gentechnisch veränderte Pflanzen in großem
Stil anbauen: USA, Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay und
Kanada. Unterschrieben haben es auch Australien, Jordanien, Vietnam,
Kolumbien, Guatemala, Honduras und die Dominikanische Republik.
Unterstützung kam ebenfalls von der Wirtschaftsunion der
westafrikanischen Staaten.

Der Versuch der USA und anderer amerikanischer Staaten, die
Gentechnik-Regulierung der EU über die Welthandelsorganisation
auszuhebeln, ist nicht neu. Bereits 2003 beklagten sie sich bei der
WTO offiziell über die Zulassungspraxis der EU. Sie sahen darin ein de
facto Moratorium für Neuzulassungen von gentechnisch veränderten
Nahrungsmitteln. Der Konflikt zog sich einige Jahre lang hin und
führte dazu, dass die EU ihre Zulassungspraxis für den Import von GVO
als Lebens- und Futtermittel beschleunigte und gegen nationale
Anbauverbote vorging. Der Streit mit Argentinien und Kanada wurde 2009
und 2010 beigelegt und ein ständiger Dialog etabliert. Im Streit mit
den USA herrscht seit Jahren Funkstille. [lf]



US-Landwirtschaftsministerium: WTO Members Support Policy Approaches
to Enable Innovation in Agriculture (02.11.2018)

https://content.govdelivery.com/accounts/USDAOC/bulletins/218d347#.W9yCnMwD77I.twitter

WTO: International Statement on Agricaltural Applications of Precision
Biotechnology (30.10.2018)

https://docs.wto.org/dol2fe/Pages/FE_Search/ExportFile.aspx?id=249267&filename=q/G/SPS/GEN1658R2.pdf

WTO: Dispute Settlement DS291: European Communities - Measures
Affecting the Approval and Marketing of Biotech Products

https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/cases_e/ds291_e.htm

Infodienst: USA wollen für Export von Gentech-Pflanzen kämpfen
(07.09.2017)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/32756/#gsc.tab=0

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33461/#gsc.tab=0


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Glyphosat-Ausstieg: Ministerinnen planen um die Wette, 07.11.2018


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33464/

Immer mehr Glyphosat-Klagen gegen Bayer, 13.11.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33469/#gsc.tab=0

 * 
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EUROPA/221: Allianz Klimagerechtigkeit - Trendwende ist schaffbar! (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 15. November 2018

Allianz Klimagerechtigkeit: Trendwende ist schaffbar!

Bis 2030 notwendig, dass die EU ihre Treibhausgasemissionen um
mindestens 60 Prozent reduziert. Finanzierung im Bereich
Katastrophenvorsorge sowie Klimawandel-Anpassung sicherstellen.



Wien, am 15. November 2018 - Die UN-Klimakonferenz (COP24) von 2. bis
14. Dezember in Katowice (Polen) soll Meilensteine der globalen
Klimapolitik setzen. Die Allianz für Klimagerechtigkeit, eine
Plattform von 25 Umwelt-, Entwicklungs- und sozialen Organisationen,
ruft die Österreichische Regierung auf, ihre globale Verantwortung als
EU-Ratsvorsitz wahrzunehmen.

Der neue Klimabericht des IPCC zeigt, dass wir es noch schaffen
können, den globalen Temperaturanstieg auf 1,5 °C einzugrenzen, dafür
aber viel stärkere Anstrengungen notwendig sind. Global müssen bis
spätestens 2050 die Netto-Emissionen auf Null gesenkt werden.
Entwickelte Industrienationen müssen vorangehen und diese Marke
deutlich früher schaffen. Schon bis 2030 ist es notwendig, dass die EU
ihre Treibhausgasemissionen um mindestens 60 Prozent reduziert und
nicht um mindestens 40 Prozent, wie es derzeit der Plan ist. GLOBAL
2000-Klimasprecher Johannes Wahlmüller fordert Österreich und die EU
zum Handeln auf: "Österreich als EU-Ratsvorsitzland kommt bei der
kommenden Klimakonferenz in Katowice eine besondere Verantwortung zu.
Die wissenschaftlichen Fakten müssen anerkannt werden und auch die EU
muss zusagen, dass sie ihre Klimaschutzpläne rasch nachbessert.
Geschieht das nicht, schließt sich die Tür für ein rechtzeitiges
Einschreiten gegen die größte Bedrohung für Mensch und Natur auf
diesem Planeten schneller als uns allen lieb ist."

"Die Klimaverhandlungen müssen die Stimmen der Indigenen Völker
Amazoniens endlich berücksichtigen und die Expansion des Agro-Business
sowie nicht nachhaltigen Konsum von Agrargütern stoppen, welche die
Lunge der Erde zerstören", fordert Pablo Solón, Direktor der
bolivianischen NGO 'Fundación Solón'. Anstatt auf gefährliche
Technologien wie Speicherung von Kohlenstoff in der Erde oder
Geoengineering zu setzen, brauchen wir systemische Alternativen zum
Schutz ökologischer Kreisläufe. "Für die Bekämpfung der Klimakrise
müssen wir heute auch die Demokratie stärken, welche durch
unverantwortliche Politiker und große Konzerne in vielen Staaten in
Gefahr ist", führt Solón weiter aus.

"Die Klimaerwärmung heizt eine fatale Entwicklung weiter an: Krisen
werden komplexer, der humanitäre Hilfsbedarf steigt und die
Finanzierung kann dabei nicht mehr mithalten", sagt Barbara Busch,
Advocacy Advisor für Internationale Zusammenarbeit beim
Österreichischen Roten Kreuz. Der Ausweg kann nur sein, die
Auswirkungen künftiger Krisen schon heute mit Katastrophenvorsorge zu
verringern. "Wir fordern, dass sich Österreich für ein Ansteigen der
bereitgestellten Gelder für Klimaschutz- und Klimaanpassung einsetzt -
mit dem Ziel von 2020 bis 2025 jährlich eine Summe von 100 Milliarden
Dollar zu erreichen. Das Geld muss lokalen Akteuren direkt zugänglich
sein, da sie die nötigen Anpassungen am besten steuern können."

Das erklärte Ziel in Katowice ist ein umfassendes Regelwerk zum
Pariser Klimaabkommen zu beschließen, welches es Entwicklungs-,
Schwellen- und Industrieländern gleichermaßen ermöglicht, die Pariser
Klimaziele schnellstmöglich zu erreichen. Martin Krenn, Sprecher der
Allianz für Klimagerechtigkeit, zeigt auf: "Das Regelwerk wird die
Zustimmung aller Staaten nur dann erhalten, wenn für ärmere Länder
planbare finanzielle Unterstützung sichergestellt wird, um sowohl ihre
Bevölkerung zu schützen, als auch ihre Treibhausgasemissionen zu
minimieren." Derzeit klafft eine große Lücke zwischen den zugesagten
100 Milliarden USD ab 2020 und den tatsächlich von den
Industriestaaten bereitgestellten Mitteln. "Die Hauptverursacher des
Klimawandels - darunter auch die EU - müssen sich klar zu ihrer
finanziellen Verantwortung bekennen, anstatt die Mitverantwortung von
Schwellenländern vorzuschieben", appelliert Krenn an den
EU-Ratsvorsitz.



Weitere Infos sowie Positionspapier der Allianz Klimagerechtigkeit
unter 

www.klima-allianz.at

Downloads: 

Positionspapier COP24 der Allianz für Klimagerechtigkeit 2018.pdf


https://www.global2000.at/sites/global/files/Positionspapier%20COP24%20der%20Allianz%20f%C3%BCr%20Klimagerechtigkeit%202018.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.11.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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MASSNAHMEN/067: Wann, wenn nicht jetzt! (WWF)


WWF Pressemitteilung - 15. November 2018

Wann, wenn nicht jetzt!

Klimaziele 2030: Zivilgesellschaft legt Maßnahmenprogramm vor



Mehr als sechzig Organisationen aus der Breite der Zivilgesellschaft
haben ein umfassendes Forderungspapier erarbeitet, in dem die
notwendigen Maßnahmen in allen klimapolitischen Handlungsfeldern
beschrieben werden, damit Deutschland sein Klimaziel 2030 erreicht.
Vier Vertreter der beteiligten Verbände stellten das Papier heute auf
einer Pressekonferenz in Berlin vor. Zentrale Forderungen sind ein
baldiger Kohleausstieg, die schnelle Umsetzung der Verkehrs- und
Agrarwende sowie ein ambitionierter CO2-Preis.

"Deutschland wird das Klimaziel 2020 drastisch verfehlen. Für das
2030-Ziel ist das keine Option. Der Klimawandel wartet nicht auf
politische Entscheidungen. Bis Mitte des Jahrhunderts müssen wir
weitgehende Treibhausgasneutralität erreichen. Die Bundesregierung ist
dringend gefragt, ihrerseits geeignete Maßnahmen vorzulegen und sofort
mit der Umsetzung zu beginnen", erklärte Antje von Broock vom Bund für
Umwelt- und Naturschutz Deutschland (BUND). "Ein Klimaschutzgesetz
muss für rechtliche Verbindlichkeit in allen Sektoren sorgen. Eine
konsequente, sozial gerechte und naturverträgliche Energiewende ist
ein essentieller Bestandteil, um die Klimaziele zu erreichen. Der
Ausstieg aus der Kohleverstromung ist dabei zentral. Die älteste und
klimaschädlichste Hälfte der Kraftwerke muss bereits kurzfristig vom
Netz", so von Broock weiter.

Neben der Energiewende muss nach Ansicht der Verbände endlich auch die
Verkehrswende eingeleitet und umfassend umgesetzt werden. "Die Bilanz
der deutschen Klimaschutzpolitik im Verkehr ist desaströs. Die
CO2-Emissionen sind seit 1990 im Gegensatz zu anderen Sektoren sogar
gestiegen. Ein Weiterwurschteln verbietet sich. Wir brauchen den
Einstieg in die ökologische Verkehrswende. Sie dient nicht nur dem
Klimaschutz, sondern führt zugleich zu besserer Luft, weniger Lärm und
schafft letztlich die Voraussetzungen für mehr Lebensqualität", sagte
Gerd Lottsiepen vom ökologischen Verkehrsclub VCD. Um die Zielvorgaben
auf der nationalen und europäischen Ebene zu erreichen, bedürfe es
dringend eines ebenso konkreten wie verbindlichen Handlungsrahmens.
"Die Bundesregierung muss sich international für ambitionierte
CO2-Grenzwerte einsetzen und konsequent ihre Versprechen aus dem
Koalitionsvertrag - wie Verdoppelung der Fahrgastzahlen bei der Bahn
bis 2030 - umsetzen. Zu-Fuß-Gehen, Fahrradfahren, Busse und Bahnen
müssen gefördert werden. Klimaschädliche Subventionen gilt es endlich
abzubauen", so Lottsiepen.

Auch der Agrarsektor trägt erheblich zum Klimaproblem bei. Ein
Großteil der Emissionen der Landwirtschaft stammt aus der
Tierproduktion. Die zentrale Herausforderung liege daher in der
deutlichen Reduzierung der Tierbestände, so Gerald Wehde von Bioland:
"Dies wird nur gelingen, wenn der inländische Konsum, aber auch der
Export tierischer Lebensmittel, erheblich reduziert werden. Dem Motto
'Klasse statt Masse' folgend muss der ökologische Landbau als
klimafreundliches Anbausystem konsequent ausgebaut werden. Wir
brauchen weniger Stickstoffeinsatz, mehr Dauergrünland und eine an die
Fläche angepasste Zahl von Tieren sowie vielfältige Fruchtfolgen auf
dem Acker." Umso wichtiger sei es, alle Hebel bei der Neugestaltung
der Gemeinsamen Agrarpolitik auf EU-Ebene in Bewegung zu setzen, so
Wehde.

Michael Schäfer vom WWF Deutschland verweist auf den seit 2008
konstant hohen Treibhausgas-Ausstoß Deutschlands. "Deutschland hat
beim Klimaschutz ein Jahrzehnt verloren und droht ein weiteres zu
verlieren, wenn die Bundesregierung nicht endlich einen umfassenden
Katalog von Klimaschutzmaßnahmen beschließt. Dafür machen wir heute
konkrete Vorschläge. Die Regierungsparteien prokrastinieren und
blockieren, statt ihre Arbeit zu machen. Das können wir uns nicht
länger leisten, der Sonderbericht des Weltklimarats IPCC und der
Hitzesommer haben uns das noch einmal eindrücklich vor Augen geführt.
Aus dem IPCC-Bericht entsteht ein klarer Handlungsauftrag: Kein
weiteres Jahr darf für den Klimaschutz verloren gehen. Grundlage allen
Handelns muss die Ausrichtung an einem 1,5-Grad kompatiblen Pfad sein.
Ein effektiver CO2-Mindestpreis würde auf diesen Pfad hinlenken und
das 2030-Ziel näher rücken."

Das Maßnahmenprogramm beleuchtet zum einen die Bereiche Energie,
Gebäude, Verkehr, Industrie und Landwirtschaft aus dem Klimaschutzplan
2050 der Bundesregierung. Darüber hinaus ist die Umgestaltung von
Steuern und Abgaben sowie des Finanzwesens notwendig, um die
Klimaziele zu erreichen. Eine zukunftsfähige Klimapolitik bezieht auch
das Bildungssystem mit ein und fördert ein geschlechtergerechtes Leben
und Wirtschaften.

Das Forderungspapier "Wann, wenn nicht jetzt! Das Maßnahmenprogramm
Klimaschutz 2030 der deutschen Zivilgesellschaft" soll in den
kommenden Monaten mit Vertreterinnen und Vertretern der
Bundesregierung diskutiert werden. Die Klima-Allianz Deutschland hat
das Projekt mit einer Förderung durch das Bundesumweltministerium
koordiniert. Zahlreiche Mitglieder der Klima-Allianz Deutschland und
weitere Organisationen haben an dem Papier mitgewirkt.

Das Forderungspapier "Wann - wenn nicht jetzt! Das Maßnahmenprogramm
Klimaschutz 2030 der deutschen Zivilgesellschaft" können Sie hier (*)
herunterladen.

Hintergrund:

Am 20. November 2018 stellt die Bundesregierung den Stand ihres
Maßnahmenprogramms 2030 vor. Im Rahmen der 7. Sitzung des
Aktionsbündnisses Klimaschutz der Bundesregierung soll auch der
Klimaschutzbericht 2018 veröffentlicht werden.
Das Maßnahmenprogramm entspringt dem Klimaschutzplan 2050, der im Jahr
2016 von der Bundesregierung verabschiedet wurde. Der Klimaschutzplan
sieht erstmals Treibhausgas-Reduktionsziele für die einzelnen
Handlungsfelder Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Industrie und
Gebäude bis zum Jahr 2030 vor. Die Ministerien sollen bis Ende dieses
Jahres Maßnahmen vorlegen, die aufzeigen, wie diese Ziele konkret
erreicht werden können. Eine Verabschiedung der Maßnahmen im Kabinett
ist für Frühjahr 2019 geplant. Die Ergebnisse der 'Kommission für
Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung' und der Nationalen
Plattform 'Zukunft der Mobilität' sind Grundlage für Entscheidungen
der Bundesregierung in den Handlungsfeldern Energie und Verkehr. Das
Maßnahmenprogramm 2030 der Bundesregierung soll anschließend
rechtliche Verbindlichkeit erhalten. Der Koalitionsvertrag 2018 sieht
ein Gesetz vor, das die Einhaltung der Klimaschutzziele 2030 und eine
Umsetzung der Sektorziele gewährleistet. Die kommenden anderthalb
Jahre sind somit das entscheidende politische Zeitfenster für die
zukünftige Ausrichtung der deutschen Klima- und Energiepolitik.



Downloads

Massnahmenprogramm 2030

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Massnahmenprogramm2030.pdf

(*)
http://p376185.mittwaldserver.info/fileadmin/user_upload/Dateien/Daten/Publikationen/Positionen/Ma%C3%9Fnahmenprogramm2030_web.pdf

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 15.11.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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MELDUNG/154: G20 noch nicht auf Kurs zu Pariser Klimazielen (GW)


Germanwatch e.V. - 14. November 2018

G20 noch nicht auf Kurs zu Pariser Klimazielen - Kohle und Verkehr
sind größte Problembereiche

"Brown to Green"-Report: In 15 G20-Staaten sind die Emissionen 2017
wieder gestiegen / Deutschland bisher besonders schwach bei
Kohleausstieg und Verkehr - noch gut bei Erneuerbaren Energien /
Positive Ansätze vor allem in Indien, Frankreich, Großbritannien und
Südafrika - Russland, Saudi-Arabien und Türkei schneiden sehr schlecht
ab



Berlin (14. Nov. 2018). Die G20-Staaten kommen bei der Umsetzung des
Pariser Klimaabkommens bisher nicht ausreichend voran - der notwendige
Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas bis 2050 würde bei Fortsetzung dieser
schwachen Dynamik klar verfehlt. Dennoch gibt es in einigen Bereichen
erste Fortschritte, die in den kommenden Jahren ausgebaut und
beschleunigt werden müssten. Dies sind einige Kernaussagen des heute
im Vorfeld des G20-Gipfels vorgestellten "Brown to Green"-Reports der
internationalen Initiative Climate Transparency (s. Hintergrund
unten). Die G20-Staaten spielen die Schlüsselrolle, um einen
gefährlichen Klimawandel zu vermeiden. Sie sind für rund 80 Prozent
der weltweiten Emissionen verantwortlich.

Die Defizite der G20-Staaten liegen auf zwei Ebenen: Zum einen reichen
ihre Klimaziele noch nicht aus, um die Erderwärmung auf deutlich unter
zwei oder gar auf die zur Abwendung eines gefährlichen Klimawandels
empfohlenen 1,5 Grad zu begrenzen. Wenn sich alle Länder ähnlich
schwache Ziele wie die bis jetzt unambitioniertesten G20-Länder
Russland, Saudi-Arabien und Türkei gesetzt hätten, würde die Welt
sogar auf einen Temperaturanstieg um vier bis fünf Grad zusteuern.
Lediglich Indien hat bis jetzt Klimaziele beschlossen, die dem
angemessenen Beitrag des Landes zur Begrenzung der Erwärmung auf unter
zwei Grad zumindest nahe kommen würden.

Zum anderen werden zu wenige der notwendigen Klimaschutzmaßnahmen
bisher durchgeführt - die Mehrheit der Staaten droht sogar ihre zu
schwachen Klimaziele zu verfehlen. Die Emissionen der G20 sind im
vergangenen Jahr erneut gestiegen. 82 Prozent ihrer Energie beziehen
die G20-Staaten noch immer aus Kohle, Öl und Gas.

Deutschland nicht in Führungsrolle - in mehreren Kategorien als
"schwach" bewertet

Auch in Deutschland sind beide Defizite unübersehbar. Die
CO2-Emissionen liegen heute sogar etwas höher als noch 2009, allein im
Verkehrssektor sind sie in den vergangenen fünf Jahren um 7 Prozent
gestiegen. Pro Kopf steht Deutschland bei den jährlichen
CO2-Emissionen insgesamt schlechter da als der G20-Schnitt (10,5
Tonnen zu 8). Dies gilt auch bei den Pro-Kopf-Emissionen im Verkehr
(2,0 zu 1,1).

"Deutschland tut bisher deutlich zu wenig, um seine Klimaziele zu
erreichen", erklärt Jan Burck von Germanwatch, einer der Autoren der
Studie. "Der Report unterstreicht die großen Schwachpunkte im Verkehr,
bei den hohen CO2-Emissionen in der Stromproduktion und im
Gebäudebereich bei älteren Häusern. Dort schneidet Deutschland jeweils
mit der zweitschlechtesten Note "schwach" ab. Wir benötigen vor allem
eine tatsächliche Verkehrswende hin zu Verkehrsvermeidung, E-Mobilität
und deutlich mehr Bus, Bahn und Fahrrad. Zudem ist ein
sozialverträglicher Kohleausstieg bis zirka 2030 unumgänglich."
Großbritannien und Frankreich seien da immerhin weiter. Sie haben
Ziele zum Ausstieg aus der Kohle und aus dem Verbrennungsmotor
vorgelegt.

Zu schwach ist Deutschland auch bei den Klimazielen selbst. Burck:
"Die Bundesregierung hat zwar mit dem Klimaschutzplan 2050 eine
langfristige Vision vorgelegt, aber diese ist noch nicht mit den
Pariser Klimazielen vereinbar."

Doch es gibt auch in Deutschland Lichtblicke: Der Plan, dass neue
Gebäude nahezu klimaneutral gebaut werden müssen, wird als sehr gut
bewertet. Derzeit sind auch die Noten im Bereich Erneuerbare Energien
noch gut. 34 Prozent des Stroms kamen 2017 aus erneuerbaren Quellen,
im G20-Schnitt sind es 24 Prozent. "Diese Zahlen verdanken wir aber
guten Ausbauzahlen aus früheren Jahren. Die jüngste Entwicklung bei
Erneuerbaren Energien gibt Anlass zu großer Sorge. Zum Beispiel bricht
der Ausbau der Windenergie ein - ohne Aussicht auf Besserung bis
2020", warnt Prof. Dr. Niklas Höhne vom NewClimate Institute, einer
der Autoren der Studie.

Kohleausstieg in Deutschland könnte Signalwirkung entfalten

Bezogen auf den gesamten Energiemix sind die G20 noch deutlich mehr
braun als grün. Gerade beim Kohleausstieg hakt es: Die Länder mit der
höchsten Kohleabhängigkeit haben die größten Schwierigkeiten, beim
Zurückfahren der Kohleverstromung schnell voranzukommen - auch wenn
erste Bemühungen erkennbar sind. Jan Burck: "Deutschland mit seiner
Kohlekommission wird derzeit international genau beobachtet: Ein
ambitionierter und sozialverträglicher Ausstieg kann hier ein
wichtiges Signal für andere G20-Staaten setzen." Der Verkehr ist der
zweite große Problemsektor der G20, die CO2-Emissionen sind in den
letzten fünf Jahren um gut 5 Prozent gestiegen.

"Unser Report zeigt aber auch einige Beispiele für zunehmende Dynamik
auf: Südafrika will seine hohe Kohlenutzung deutlich verringern und
investiert in Erneuerbare Energien, Südkorea hat ein neues Programm
für Elektrofahrzeuge eingeführt und Mexiko plant ein
Emissionshandelssystem. Paris hat da etwas angestoßen, aber diese
Dynamik muss sich ausbreiten und verstärken", so Dr. Gerd Leipold,
Direktor der Initiative Climate Transparency und Co-Autor der Studie.

Hintergrund: 

Der "Brown to Green"-Report erscheint seit 2015 jährlich. Es ist der
weltweit umfassendste Überblick über den Klimaschutz in den G20-
Staaten und vergleicht diese untereinander. Er wird erstellt von der
internationalen Initiative "Climate Transparency"; sie besteht aus 14
Forschungseinrichtungen und NGOs aus der Mehrheit der G20-Staaten,
viele aus Schwellenländern. Der Report beruht auf den aktuellsten
verfügbaren Daten (2017) und betrachtet 80 Indikatoren von
Dekarbonisierung über Klimapolitik und Klimawirkungen des Finanzwesens
bis hin zur Verwundbarkeit durch Folgen des Klimawandels. Aus
Deutschland sind Germanwatch, Humboldt-Viadrina Governance Platform,
NewClimate Institute und Climate Analytics Teil der Initiative.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.11.2018

Herausgeber: Germanwatch e.V.
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EUROPA/421: Fahrplan - EU-Agrarpolitik und ihre Effekte auf Lebensräume, Landschaften und Biodiversität (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.11.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Fahrplan: EU-Agrarpolitik und ihre Effekte auf Lebensräume,
Landschaften und Biodiversität



Ein neuer Fahrplan umfasst die Vorhaben der EU-Kommission zur
Bewertung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) und ihrer Umwelteffekte.
Die geplante Evaluierung umfasst alle Maßnahmen der EU-Agrarpolitik,
die sich auf Lebensräume, Landschaften und biologische Vielfalt
auswirken. Unter Berücksichtigung der einschlägigen EU-Umweltgesetze
will die EU-Kommission bewerten:

Die Erweiterung und Qualität der Lebensräume, die Vielfalt der
Landschaften sowie das Niveau, die Qualität und die geografische
Präsenz der biologischen Vielfalt. Der Fahrplan kann bis zum 6.
Dezember kommentiert werden.

Unter anderem geht es um eine Beschreibung der verschiedenen
Möglichkeiten, wie die GAP-Instrumente die biologische Vielfalt
beeinflussen können. Gleichzeitig soll beurteilt werden, inwieweit
diese Instrumente auch zu Zielen der EU-Strategie für die biologische
Vielfalt beigetragen haben, darunter:


	Erhöhung der Direktzahlungen für öffentliche Umweltgüter in der GAP; Bessere Integration des Biodiversitätsschutzes in die ländliche Entwicklung;

	Bewahrung der genetischen Vielfalt Europas in der Landwirtschaft; Unterstützung der Waldbesitzer, die Artenvielfalt des Waldes zu schützen und zu verbessern;

	Integration von Biodiversitätsmaßnahmen in Waldbewirtschaftungspläne.



Im Fahrplan sind außerdem Beteiligungsmöglichkeiten enthalten. Die
Expertengruppe für Überwachung und Bewertung der GAP [1] wird
aufgefordert, Informationen über mögliche relevante Aktivitäten in den
Mitgliedstaaten und Vorkehrungen für die Erhebung von Basisdaten sowie
für die Überwachung und Bewertung der GAP-Instrumente bereitzustellen.
Die Expertengruppe wird auch zu Beginn der internetbasierten,
öffentlichen Beratung, also im ersten Semester 2019, befragt. Im
dritten Quartal 2019 ist eine öffentliche Konsultation geplant. Es
folgen Bürgerdialoge und eine Einbeziehung der EU-Koordinatorengruppe
Biodiversität und Natur [2]. Alle Ergebnisse sollen in einen Bericht
fließen. [jg]



Zur Seite der EU-Kommission mit dem Fahrplan

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-5223823_en

Fahrplan Ares (2018)5712986

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiative/1950/publication/326868/attachment/090166e5bf0bdf12_en

[1] https://enrd.ec.europa.eu/evaluation/who-we-are/expert-group-monitoring-and-evaluating-common-agricultural-policy-cap_de

[2]
http://ec.europa.eu/transparency/regexpert/index.cfm?do=groupDetail.groupDetail&groupID=2210

 * 
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EU-News, 09.11.2018
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MELDUNG/386: Verbände zu Meeresschutzgebieten, invasiven Arten und Vermüllung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 15.11.2018 / Wasser & Meere

Meeresschutzgebiete, invasive Arten und Vermüllung



Etwa 10 Prozent der Gewässer in der gesamten Europäischen Union stehen
unter Schutz - doch hauptsächlich auf dem Papier, kritisieren
Umweltorganisationen. Ein Verbändebündnis hat anlässlich eines
Fachtreffens erhebliche Verbesserungen bei den Schutzmaßnahmen, der
Verwaltung und der Finanzierung gefordert.

ClientEarth, die Coalition Clean Baltic, Oceana, Seas at Risk und der
WWF warnen davor, dass das Leben im Meer in ganz Europa Schaden nimmt,
weil die Mitgliedstaaten es versäumten, Meeresschutzgebiete aktiv zu
verwalten. Dadurch werde ein großer Teil der biologischen Vielfalt
innerhalb des Meeresschutznetzes Natura 2000 gefährdet. Die
Mitgliedstaaten würden damit ihre Verpflichtung zur Verbesserung des
Meeresschutzes bis 2020 brechen, wie es sowohl das Ziel Aichi 11 des
UN-Übereinkommens über die biologische Vielfalt als auch die
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie der EU vorsieht. In den
Schutzgebieten müssten menschliche Aktivitäten gestoppt werden, die
diesen "sicheren Zufluchtsorten" schaden. Vom 13. bis 15. November
haben sich die EU-Länder auf Mallorca zum zweiten EU-weiten
meeresbiogeografischen Seminar [1] getroffen, um über den Schutz der
Meeresgebiete des Natura-2000-Netzwerkes zu diskutieren. Das Treffen
ist Teil eines laufenden Prozesses, den die Europäische Kommission
2012 eingeleitet hatte, um den Mitgliedstaaten zu helfen, den Status
von Arten und Lebensräumen zu verbessern, die im Rahmen der
EU-Vogelschutz-und Fauna-Flora-Habitatrichtlinie geschützt sind.

Jüngste wissenschaftliche Erkenntnisse [2] deuteten auf eine weitere
Bedrohung unserer Meere, warnt Seas At Risk. Meeresmüll aus der
Aquakultur trage zur Verbreitung invasiver gebietsfremder Arten bei,
was die einheimische Artenvielfalt und die Lebensräume sowie die
Zuchtarten unter Druck setze. WissenschaftlerInnen des Departements
für Funktionelle Biologie der Universität Oviedo in Spanien haben
Schädlinge identifiziert, die sich an Zuchtarten anhängen, und sich
durch von Aquakulturen verbreiteten Müll auch an anderen Lebensräumen
ansiedeln. Arten wie die portugiesische Auster oder Borstenwürmer
könnten sich dadurch leicht ausbreiten. Seas At Risk hat eine Reihe
von Maßnahmen vorgeschlagen, um das Problem anzugehen, unter anderem
die Schulung des Personals von Aquakulturen, Meeresmüll zu vermeiden
oder zumindest schrittweise zu reduzieren. Es bestehe weiterer
Forschungsbedarf. [jg]



Pressemitteilung Verbändebündnis zu Meeresschutzgebieten

https://seas-at-risk.org/26-marine-protected-areas/925-urgent-political-will-needed-to-halt-european-marine-habitat-neglect.html

Pressemitteilung Aquakulturen und invasive Arten

https://seas-at-risk.org/19-aquaculture/927-tackling-marine-litter-from-aquaculture-and-the-spread-of-invasive-alien-species.html

[1]
http://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/platform/events/marine_biogeographic_seminar_en.htm


[2]
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0025326X18302029?via%3Dihub

 * 
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STELLUNGNAHME/517: Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Bundesregierung im Panikmodus (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 15. November 2018

Deutsche Umwelthilfe sieht Bundesregierung im Panikmodus:
Diesel-Fahrverbote kommen trotz Änderung des BImSchG auch für Städte
unter 50 µg NO2/m3 sowie für schmutzige Euro 6 Diesel

Heute geplanter Kabinettbeschluss zur Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist teilweise EU-rechtswidrig und wird
von den Gerichten 'unangewandt' bleiben - DUH-Bundesgeschäftsführer
Jürgen Resch: "Wir werden in 2019 das Recht auf 'Saubere Luft' in
allen Städten durchsetzen, die Gerichte werden die Aufweichung der
Grenzwerte ignorieren" - Autokonzerne beweisen erneut eindrucksvoll,
wer in Deutschland die Grundzüge der Politik bestimmt -
Luftreinhaltepolitik absurd: Alle Euro 6 Diesel-Pkw, auch solche mit
bis zu 25-facher Überschreitung des NOx-Grenzwerts, sollen dauerhaft
von Fahrverboten ausgenommen sein - DUH kündigt Einleitung eines
Vertragsverletzungsverfahrens gegen die Bundesrepublik wegen Verstoß
gegen EU-Recht an



Berlin, 15.11.2018: Den für heute geplanten Beschluss des
Bundeskabinetts zur Aufweichung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG) nach Vorgaben der Autokonzerne bezeichnet die Deutsche
Umwelthilfe (DUH) als teilweise EU-rechtswidrig. Die DUH weist darauf
hin, dass die Bundesregierung bereits mit vorherigen rechtlichen
Tricksereien zur Verhinderung von Diesel-Fahrverboten im Interesse und
Auftrag der Automobilkonzerne krachend gescheitert ist: Mit der
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig zur Zulässigkeit
und Notwendigkeit von Fahrverboten am 27. Februar 2018.

Dazu Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Diese
Bundesregierung ist erkennbar im Panikmodus. Anders ist es nicht zu
erklären, dass sie im Auftrag der Diesel-Konzerne eine Gesetzesnovelle
durchpeitschen möchte, die gleich mehrfach gegen Europarecht verstößt.
Weder ist die Einführung eines erhöhten NO2-Jahresmittelwertes
EU-rechtskonform noch die generelle Ausnahme von Fahrverboten für
mehrere Millionen Euro 6 Diesel-Pkw mit bis zu 25-facher
Überschreitung des NOx-Grenzwerts. 2019 werden wir in über 30 Städten
Diesel-Fahrverbote bis inkl. Euro 5 Fahrzeuge durchsetzen. Dort wo
dies nicht reicht, wie in Stuttgart, Berlin oder München, folgen in
2020 Fahrverbote auch für Euro 6 Diesel-Fahrzeuge. Um die Autokonzerne
vor Diesel-Fahrverboten zu schützen, ist diese Regierung zu immer
absurderen Kreativleistungen fähig."

Die DUH geht davon aus, dass sich die deutschen Gerichte der
Machtübernahme von BMW, Daimler und VW entgegenstellen, die
demokratische Grundordnung verteidigen und überall dort
Diesel-Fahrverbote verfügen werden, wo ohne diese Maßnahme im Jahr
2019 der Grenzwert für das Dieselabgasgift Stickstoffdioxid (NO2)
überschritten ist. So erklärte am vergangenen Donnerstag, dem 8.
November 2018, der Vorsitzende Richter am Verwaltungsgericht Köln,
dass die gegen die von der EU verbürgten Schutzrechte verstoßende
Novelle des BImSchG 'unangewandt' bleiben müsse. In der Verhandlung
verfügte der Richter unter anderem ein Diesel-Fahrverbot für die Stadt
Bonn wegen eines NO2-Jahresmittelwertes von 48 µg NO2/m3 in der Luft.

Die DUH kritisiert die geplante Befreiung von allen Fahrzeugen unter
270 mg NOx/km, die den aktuellen Grenzwert von 80 mg NOx/km damit um
das 3,5-fache überschreiten. Technische Nachrüstungen ermöglichen es
beispielsweise, selbst schmutzige Diesel der Abgasstufe Euro 5 wie
einen VW Passat mit nachgewiesener Betrugssoftware von 1.000 mg NOx/km
auf unter 80 mg NOx/km zu verbessern. Zudem soll dieser viel zu laxe
Grenzwert von 270 mg NOx/km nur bei höheren Temperaturen einzuhalten
sein, nicht aber bei Temperaturen unter 0 Grad Celsius. Bei kalten
Außentemperaturen leiden die betroffenen Menschen aber ganz besonders
unter den gesundheitlichen Folgen des Dieselabgasgiftes NO2.

Die klar gegen EU-Recht verstoßende Regelung, alle Euro 6 Diesel-Pkw,
völlig unabhängig davon, wie schmutzig sie auf der Straße sind, per
Gesetz und nicht durch eine neue Abgasanlage von Fahrverboten zu
befreien, soll aus Sicht der DUH offensichtlich den Abverkauf
schmutziger Euro 6 Diesel-Pkw beflügeln.

Die DUH warnt ausdrücklich vor dem Kauf von Euro 6 Diesel-Pkw, da
selbst bei mehreren Euro 6d temp Fahrzeugen klare Hinweise auf immer
noch verbaute Abschalteinrichtungen gefunden wurden und im Jahr 2020
Fahrverbote auch für schmutzige Euro 6 Diesel folgen werden.

Handwerks- und Lieferdienste sollen ebenfalls zu Neuwagenkäufen
gedrängt werden. Anders ist die geplante Einschränkung im Gesetz nicht
zu verstehen, dass nur Halter von Handwerker- und Lieferfahrzeugen
förderberechtigt sind, die ihren Firmensitz in der von
Grenzwertüberschreitungen betroffenen Stadt oder den angrenzenden
Landkreisen haben oder deren Firmen nennenswerte Aufträge in der
betroffenen Stadt haben.

Die geplante Novelle des BImSchG folgt kurz nach der vierten
Heraufsetzung der Zahl der vorzeitigen Todesfälle durch das
Dieselabgasgift NO2 durch die Europäische Umweltagentur. Allein in
Deutschland sind dies 13.100 Menschen, fast viermal so viele wie durch
Verkehrsunfälle jährlich ums Leben kommen. Notwendig wäre aus Sicht
der DUH eine Verschärfung des NO2-Jahresmittelgrenzwerts auf
mindestens 30 µg/m3, so wie dies die Schweiz seit 1986 festgeschrieben
hat.

Rechtsanwalt Remo Klinger, der die DUH bei den Klagen für Saubere Luft
vertritt: "Die zuständigen Gerichte sind auf Basis der geltenden
Rechtsprechung daran gebunden, jede der Einhaltung des Unionsrechts
entgegenstehende Norm des nationalen Rechts - also eben auch den von
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf - unanwendbar zu
lassen."

Die DUH kündigt im Falle einer Änderung des BImSchG die Einleitung
eines Vertragsverletzungsverfahrens gegen die Bundesrepublik wegen
Verstoß gegen EU-Recht an. Zudem fordert die DUH im Rahmen eines
UIG/IFG-Antrags eine vollständige Einsicht in alle Dokumente,
insbesondere die Kontakte der Bundesregierung mit den Autokonzernen
und ihrem Verband VDA zur Genese dieser Gesetzesnovelle.

Links:

Die ausführliche Stellungnahme der DUH zur Änderung des BImSchG finden
Sie am Ende dieser Seite.



Downloads

Stellungnahme: Änderung Bundes-Immissionsschutzgesetz 766 KB

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Verkehr/Luftreinhaltung/2018-11-01_BMU_Stellungnahme_%C3%84nderung_BImSchG.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 15.11.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 
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